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Indien
ist nach Fläche und Gestalt ein Halbkontinent, mit seiner
nahezu einer Milliarde Menschen nach China der bevöl-
kerungsreichste Staat der Welt. Fast dreimal so viele
Menschen leben hier wie in der Europäischen Union.
Von seinen Potentialen her, nicht zuletzt auch seinem
potentiellen Humankapital, ist Indien eine künftige
Großmacht, eine Wirtschaftsmacht und ein Markt der
Zukunft.
Mehr noch: Indien gilt als die größte Demokratie der
Welt, von erstaunlicher Stabilität. Und das, obwohl bei-
nahe alle Bedingungen, von denen die moderne Poli-
tikforschung als Voraussetzung für Demokratie aus-
geht, eigentlich dagegen sprechen. So ist Indien eth-
nisch-kulturell von äußerster Vielfalt, ja Gegensätzlich-
keit, eine Vielzahl von Sprachen wird gesprochen; erst
die britischen Kolonialherren haben Indien in seiner
heutigen Gestalt überhaupt als eine politisch-admini-
strative Einheit geschaffen. Der Hinduismus als die do-
minierende Religion stellt im Grunde eine Vielzahl von
Einzelreligionen unterschiedlichster Art dar, für die es
nur einen kleinen gemeinsamen Nenner gibt. Hinzu
kommt, daß die Moslems – auch nach der Abspaltung
des islamischen Pakistans mit den Flüchtlingsströmen
und Vertreibungen in ihrem Gefolge – nach wie vor mit
ca. 11 Prozent eine beachtliche Minderheit im Lande
darstellen. Analphabetismus und Armut sind weit ver-
breitet, die sozialen Gegensätze sind ausgeprägt und
durch das Kastensystem religiös legitimiert. So warnte
denn auch Winston Churchill vor der Unabhängigkeit
Indiens, es für unfähig zur Selbstregierung erklärend
und Mord und Totschlag beschwörend. Und er stand mit
seiner Meinung nicht allein da: In der Tradition des „uti-
litaristischen“ Indienbildes in Großbritannien dachten
nahezu alle so, zumindest die Politiker, Kolonialbeam-
ten, Kolonialoffiziere und Missionare, die nicht müde
wurden, die Rückständigkeit Indiens hervorzuheben.
Die britisch erzogene indische Elite unterschied sich in
ihrem Denken und Urteilen nur wenig davon, gewann
daraus aber den Antrieb, den neuen Staat so zu gestal-
ten, daß Demokratie und Stabilität dauerhaft etabliert
werden konnten. Das geschah im Rahmen des All India
Congress, der indischen Unabhängigkeitsbewegung,
die als Congress-Partei das politische Leben bestimmte,
ja mehr noch: die auch die Grundlagen des Staates ge-
stalten konnte. Dazu gehörte auch die territoriale Ge-
staltung durch Einteilung nach Sprachprovinzen, wo-
durch ethnische Konflikte minimiert werden sollten: Das
Beispiel Balkan stand, damals schon, warnend vor
Augen! Säkularismus und Sozialismus wurden die Prinzi-
pien der Partei wie des Staates, wobei beide westlichen
Prinzipien geschickt mit der indischen Tradition verbun-
den wurden und Säkularismus in erster Linie erst einmal
religiöse Toleranz bedeutete. Der Aufbau der Congress-
Partei wurde so gestaltet, daß sie eine Art Mikrokosmos
Indiens darstellte, in dem alle Partikularismen und alle
sozialen Gruppen ihre Chance hatten; der Kompromiß,
die friedliche Einigung unter einem einheitlichen Dach
war das Erfolgsrezept. In Gestalt von Nawarhalal Nehru
fanden Partei und Staat einen herausragenden Staats-
mann, der die Geschicke des Landes über Jahrzehnte
hinweg bestimmen konnte. Indien kann somit ein Vor-
bild abgeben für Demokratie und Demokratisierung in
einem Entwicklungsland.

Die Dominanz des Congress ist dahin, zum Teil von Neh-
rus Nachfolgern aus der eigenen Familie mit ihren dyna-
stischen Neigungen verspielt, zu einem guten Teil aber
auch, weil die indische Gesellschaft sich modernisiert
und weiter differenziert hat. In Gestalt der Hindunatio-
nalisten ist eine neue politische Kraft entstanden, die
auf das Hindutum baut und von daher die Mohamme-
daner für ihr Feindbild braucht, eine gefährliche Ent-
wicklung angesichts der starken islamischen Minderheit
im Lande: Die Erstürmung und Zerstörung der Moschee
in Ayodhya war ein Fanal.
Doch die Stabilität der Demokratie ist geblieben. Zwar
bekamen die Hindunationalisten bei den jüngsten
Wahlen 1998 starken Zulauf, aber ihr Führer gilt als
gemäßigter Politiker. Zudem ist der Hinduismus eine zu
heterogene Religion, als daß sich daraus eine funda-
mentalistische Bewegung mit Anspruch auf Mehrheit
formen ließe: Es gibt keinen Propheten und kein heili-
ges Buch wie im Islam. Neben dem Congress stehen die
Hindunationalisten politisch in Konkurrenz zu einer
Vielzahl von Regionalparteien, die sich auf nationaler
Ebene immer wieder zu Bündnissen zusammenschlie-
ßen und als Dritte Kraft auftreten. Bei der Analyse der
jüngsten Wahlen fällt auf, daß das Wahlverhalten spie-
gelbildlich ist: Wo in den Einzelstaaten die Hindunatio-
nalisten an der Macht sind, haben sie kräftig verloren,
wo sie in Opposition sind, haben sie dazugelegt. Die
Wähler haben Demokratie also längst begriffen.
In der internationalen Politik hat Indien immer eine be-
deutende konstruktive Rolle gespielt, die Unabhängig-
keitsbewegungen fördernd, friedensstiftend, ausglei-
chend. In der Zeit der Spaltung der Welt in zwei Blöcke
hat es die Gruppe der Nichtgebundenen angeführt und
die Verwicklung in Konflikte sorgsam vermieden. In der
eigenen Region hingegen besteht ein Trauma von der
Überlegenheit Indiens. Es hat hier auch militärische Aus-
einandersetzungen gegeben: mit China und natürlich
mit Pakistan, aufgezäumt am Kaschmir-Konflikt. Im Fall
Pakistan liegen die Konfliktursachen nicht zuletzt in der
Teilung des indischen Subkontinents begründet und
sind hochgradig ideologisch besetzt, damit sind sie ver-
nünftigen Regelungen nur schwer zugänglich. Insge-
samt jedoch stellt der indische Subkontinent keinen
Konfliktherd auf dieser Welt dar.
Indien war – und ist vielfach immer noch – das geliebte
Land und das „Gelobte Land“ der Deutschen. Seit der
Romantik wird Indien wahrgenommen als das Land,
dessen Menschen in Einklang mit Natur und Kosmos
leben, mit einer hohen Kultur, als das Land der Weisen.
In keinem anderen Land der Welt – Indien ausgenom-
men – gibt es so viele Lehrstühle, die sich mit indischer
Kultur befassen, wie in Deutschland. Dem steht das eher
abwertende, „utilitaristische“ Indienbild gegenüber,
das in Großbritannien vorherrscht: Indien als das Land
der Rückständigkeit, der Armut und des Elends. Dahin-
ter stehen unterschiedliche Geschichtsbilder bzw. unter-
schiedliche Einstellungen zu Fortschritt und Moderne.
Ob man also eher dem Indienbild Hermann Hesses an-
hängt oder dem von Günter Grass, sagt im Zweifelsfall
mehr über die jeweilige Person aus als über das Indien
von heute.

Hans-Georg Wehling
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Der Bevölkerung nach der zweitgrößte Staat der Welt

Indiens geographische Grundlagen
Ein Überblick

Von Jürgen Clemens
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Diplom-Geograph Jürgen Clemens arbei-
tet am Institut für Wirtschaftsgeographie
der Universität Bonn und ist Mitarbeiter
des Südasienbüros in Essen sowie der Re-
daktion der Zeitschrift „Südasien“.

Indien ist ein Subkontinent, nach Größe
wie nach Vielfalt seiner naturräumlichen
Bedingungen und kulturellen, von Men-
schen geschaffenen Gegebenheiten. Von
bestimmender Bedeutung ist der Mon-
sun, insbesondere der Sommermonsun:
Er liefert den notwendigen Niederschlag,
kann aber auch Überschwemmungen
bringen; verspätet er sich, hat das verhee-
rende Folgen für die Landwirtschaft und
die Ernährung der Menschen. – Nach wie
vor ist Indien ein Agrarstaat, auch wenn –
gemessen am Bruttoinlandsprodukt – das
Produzierende Gewerbe inzwischen
gleichgezogen hat: Immerhin sind aber
noch zwei Drittel der Arbeitskräfte in der
Landwirtschaft beschäftigt. Der Anbau
von Nahrungsgütern konnte mit dem
hohen Bevölkerungswachstum Schritt
halten, dank der „Grünen Revolution“,
deren Auswirkungen allerdings kontro-
vers diskutiert werden. – Trotz dem ge-
waltigen Anwachsen der „Megalopolen“
ist Indien ein Land der Dörfer geblieben.
Die Bevölkerungsentwicklung ist ge-
bremst, wird mit verändertem Heiratsver-
halten und steigender Bildung auch wei-
terhin an Tempo verlieren. – Entsprechend
der Größe und Vielfalt des Landes ist die
Entwicklungsdynamik Indiens je nach Re-
gion sehr unterschiedlich. Red.

Größer als die EU bei dreifacher 
Bevölkerungszahl

Ein Überblick der geographischen Grund-
lagen kann aus der Vielfalt räumlich rele-
vanter Aspekte und Prozesse des indi-
schen Subkontinents und Kulturerdteils
nur eine begrenzte Auswahl aufgreifen.
Dieser Beitrag greift nach den naturräum-
lichen Grundlagen schwerpunktartig die
für Indien weiterhin bedeutende Land-
wirtschaft, die demographische Entwick-
lung und Urbanisierung sowie die regio-
nalen Entwicklungsunterschiede auf.
Die Dimensionen dieser nach Kriterien 
der Weltbank und Vereinten Nationen
„armen“ Nation mit „geringer menschli-
cher Entwicklung“ erreichen wiederholt
Superlative, etwa als „größte Demokra-
tie“ oder „größtes Entwicklungsland“ der
Welt, wobei auch die Spannbreite der re-
gionalen und sozialen Entwicklungsunter-
schiede extreme Ausmaße einnimmt.
Schon die räumliche Ausdehnung des
weltweit siebtgrößten Flächenstaates mit
etwa 3200 (Nord-Süd) oder 2900 Kilome-

tern (West-Ost) sowie die Vielfalt der Na-
turlandschaften von den feuchten Tropen
bis zu Wüsten und Hochgebirgsgletschern
läßt keine einfachen generalisierenden
Darstellungen zu. So ist das indische
Staatsgebiet größer als das der Europäi-
schen Union (EU), und die weltweit zweit-
größte Bevölkerung übertrifft die der EU
um nahezu das Dreifache. Alleine der be-
völkerungsreichste Bundesstaat Indiens,
Uttar Pradesh, müßte als selbständiger
Staat weltweit auf Rang sieben, noch vor
dem Nachbarstaat Pakistan, eingestuft
werden. Aufgrund der Vielschichtigkeit
von Natur, Kultur, Ökonomie und Politik,
oftmals als „Einheit in der Vielfalt“ zitiert,

ist die synthetische Behandlung Indiens
eine besondere Herausforderung, die in
der deutschsprachigen geowissenschaftli-
chen Literatur nach den fünfziger (Alsdorf
1955; Krebs 1939/65) und siebziger Jahren
(Blenck/Bronger/Uhlig 1977) erst wieder
Mitte der neunziger Jahre aufgegriffen
wurde. In der Zwischenzeit wurden in
Fachzeitschriften wohl Themenhefte pu-
bliziert (z.B. Geographische Rundschau
1984, 1989, 1993), zu Aspekten, die auch
wiederholt Einzug in Erdkunde-Schul-
bücher gefunden haben, wie die „Bevöl-
kerungsexplosion“ und „Slum-Problema-
tik“ oder die „Grüne-Revolution“ (z.B.
Bronger/v.d. Ruhren 1986; DIERCKE 1996).
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Nach 50 Jahren der politischen Unabhän-
gigkeit und zahlreichen Publikationen mit
landeskundlichen Inhalten (z.B. v. Schwe-
rin 1988; Rothermund 1994; Schweizer
1995) oder solche in populären Medien
(z.B. GEO Special) hat die wissenschaftli-
che Darstellung Südasiens und vor allem
Indiens offensichtlich wieder eine Renais-
sance erfahren. Neben dem Indien-Hand-
buch (Rothermund 1995a) und dem In-
dien-Länderprofil (Bronger 1996b) sind
weitere geographische Länderkunden in
Vorbereitung (Stang; Kreutzmann).

Drei Großräume: die Halbinsel …

Nach geologischen und geomorphologi-
schen Kriterien läßt sich der Subkontinent
Südasien in drei Großräume gliedern, die
tektonisch enge Verbindungen aufweisen:
die weitgehend eingerumpfte Dekhan-
Scholle der Halbinsel im Süden als Bestand-
teil der geologisch ältesten Landmassen
der Erde, dem im Mesozoikum zerbroche-
nen „Gondwana-Land“, die flachen nord-
indischen Ebenen als jüngste Großeinheit
sowie junge alpidische Faltengebirge im
Norden mit einem sehr differenzierten
Relief. Die in Abbildung 1 aufgezeigten
Großlandschaftseinheiten orientieren sich

an Uhlig (1977), während andere natur-
räumliche Gliederungen diese Großeinhei-
ten sehr viel stärker differenzieren (vgl. die
auf Herresthal basierende Karte in Bohle
1995: 24 f. oder Johnson 1979).
Vom gebirgigen Süden, mit Gebirgs-
blöcken von bis zu 2700 Metern verlaufen
die küstenparallelen Westghats (ghats,
d.h. Stufe, Böschung) als steiler Abfall der
schräggestellten Dekhan-Scholle, die nach
Osten nur sanft abfällt. Vielfach sind auch
Inselberge mit ihren steil über das Flachre-
lief aufragenden Flanken als typische Form
der wechselfeuchten Tropen vorzufinden.
Die Ostghats bilden den östlichen Rand
des Dekhan und erreichen Höhen von
mehr als 1500 Metern. Sie sind im Gegen-
satz zu den Westghats keine geschlossene
Bergkette, sondern in einzelne mittelge-
birgsartige Berggruppen gegliedert und
werden meist als Eastern Hills bezeichnet.
Auf der Halbinsel bilden große, von den
West- und Ostghats umfaßte Granit- und
Gneis-Plateaus die wichtigsten morpholo-
gischen Einheiten. Im Süden schließen sich
gewellte Rumpfflächenlandschaften über
den archaischen Gesteinen des Dekhan
an. Daneben sind im Westen die Schicht-
stufenlandschaften des vulkanischen De-
khan-Hochlandes bestimmend, und nörd-

lich der Grabenbrüche von Narmada und
Son schließen sich Schichtstufen, Plateaus
und Ebenen des geologisch und geomor-
phologisch stärker differenzierten, zen-
tralindischen Berglandes an. Das Aravalli-
Gebirge bildet den Abschluß nach Nord-
westen zum Industiefland, während die
Gangesebene den Dekhan nach Norden
begrenzt. Der Küstensaum der Halbinsel,
vom Runn of Kutch über das Kap Kanya-
kumari (Cape Comorin) bis zum Ganges-
Brahmaputra-Delta, weist einen recht aus-
geglichenen Verlauf auf. Ausläufer der
Westghats reichen in den schmalen Kü-
stensaum, und die Malabar-Küste im
Süden wird durch küstenparallele Dü-
nengürtel und Lagunen gegliedert. Die
Ausgleichsküste der Ostküste weist teil-
weise schon verlandete Haffs auf, und
ausgedehnte Küstenebenen greifen im
Bereich der großen Flußdelten buchtartig
ins Binnenland. Südlich der Orissa-Küste
erreichen die Ostghats nahezu das Meer,
und weiter nördlich schließen sich Gezei-
tensümpfe und Mangrovenwälder im
Delta von Ganges und Brahmaputra an.
Das Drainagenetz der Halbinsel ist auf-
grund einer pultförmigen Hebung asym-
metrisch, einzig die Flüsse Tapti und Nar-
mada münden ins Arabische Meer.  Im

Abbildung 1: Der Naturraum Südasien.
Entwürfe: J. Clemens. (a): verändert nach Uhlig (1977: 56); (b): verändert nach: Diercke Weltatlas (1996: 144, Karte 4); (c): Quelle: Län-
der und Klima (1982: 67–72).
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Süden verläuft die Wasserscheide entlang
des Grates der Westghats, und die tief ein-
geschnittenen Flüsse der Westabdachung
erreichen nach nur kurzem Lauf das Meer.
In der indischen Literatur werden diese co-
astal rivers von den inland rivers mit weit-
verzweigten Einzugsgebieten unterschie-
den (Vij/Shenoy 1968), die den größten
Teil der Halbinsel zum Golf von Bengalen
entwässern. Sie bilden an der Ostküste
ausgedehnte, fruchtbare Mündungsdel-
ten, und ihre Abflußregime sind wegen
der Monsunniederschläge im Jahresver-
lauf sehr unausgeglichen.

… das Stromtiefland mit Indus,
Ganges und Brahmaputra …

Mit den Strömen von Indus, Ganges und
Brahmaputra erstreckt sich das Stromtief-
land der nordindischen Ebenen zwischen
dem Dekhan und dem nördlichen Ge-
birgsrahmen und reicht auch nach Paki-
stan und Bangladesch. Im Westen schließt
das Tiefland auch das Trockengebiet der
Tharr sowie die Salzsümpfe des Kutch ein.
Das Ganges-Einzugsgebiet umfaßt etwa
ein Viertel des indischen Territoriums und
wird überwiegend von Flüssen aus dem
Hohen und Vorderen Himalaya gespeist,
die nach dem Austritt aus dem Gebirge
rasch an Gefälle verlieren, mäandrieren
und ihre Mündungen verschleppen. Über
weite Strecken fließen sie parallel zuein-
ander und bilden große Zwischenstrom-
platten aus Flußsedimenten (doabs, Land
zwischen zwei Wassern).
Entlang der Südabdachung des Himalaya-
Systems stehen durchlässige Schotter-,
Kies- und grobe Sandablagerungen auf
Schwemmfächern der Gebirgsflüsse an,
und kleinere Flüsse fallen in der Trocken-
zeit meist trocken. Im tiefer gelegenen,
feuchten Terai treten die Sickerwässer
über tonigen Schichten wieder aus. Des-
sen sumpfiges Wald- und Savannenland
konnte aufgrund der Malariaverbreitung
erst nach intensivem Insektizideinsatz
dauerhaft besiedelt werden.
Der Brahmaputra fließt in westsüdwestli-
cher Richtung durch das Tiefland von
Assam, biegt in das Bengalische Tiefland ab
und bildet mit dem Ganges ein weitver-
zweigtes Delta. Dieses Tiefland liegt über-
wiegend unter 50 Metern Meereshöhe und
wird periodisch von beiden Strömen über-
schwemmt. Im südlichsten Teil des Deltas
hat sich die junge, amphibische Landschaft
der Sunderbands mit Gezeitensümpfen
und Mangrovenwäldern gebildet. 
Das Abflußverhalten dieser Flüsse wird
durch die frühsommerliche Gletscher-
schmelze sowie die hohen Monsunnieder-
schläge bestimmt, und die saisonalen Ab-
flußschwankungen erreichen sehr hohe
Werte. Für den Unterlauf des Ganges wer-
den bei Farakka durchschnittliche Abfluß-
mengen von 12 500 Kubikmetern pro Se-
kunde angegeben, die jedoch zwischen
1568 und 59 500 Kubikmetern pro Sekun-
de schwanken (Vij/Shenoy 1968).

… und der Hochgebirgsgürtel

Neben dem Himalaya-System zählen die
westlichen und östlichen Gebirgsketten
des Hindukusch, Karakorum und die Bir-

mesischen Randketten zum, von der Ober-
kreide bis ins Teritär gefalteten, alpidi-
schen Faltengebirge und bilden einen tra-
pezförmigen Rahmen um den Subkonti-
nent. Vor allem an den Rändern des Ge-
birgszuges wird die rezent andauernde,
starke Hebung durch häufige Erdbeben
begleitet. Die Dekhan-Scholle galt dem-
gegenüber lange als erdbebensicher, bis
1993 ein starkes Erdbeben in Maharashtra
eintrat.
Der Hochgebirgsgürtel Südasiens im enge-
ren Sinne reicht vom Indus-Durchbruch,
nördlich des Nanga Parbat (8126 m) im
Westen bis zum Durchbruch des Brahma-
putra (Tsangpo), östlich des Namche Bawar
(7756 m). Zum indischen Staatsgebiet
gehören Teile des Karakorum, des West-
Himalaya sowie, durch Nepal und Bhutan
getrennt, Teile des östlichen Himalaya. In
seiner Nordwest-Südosterstreckung wird
das Himalaya-System gegliedert in die
Hauptkette des Hohen Himalaya mit zehn
Gipfeln über 8000 Meter Höhe. Auch der
Vordere Himalaya (bis zu 4700 m) ist stark
zerschnitten und besitzt ein hochgebirgs-
typisches Relief, deshalb übersetzt Uhlig
(1977) den englischen Begriff Lesser Hima-
laya nicht mit „Niederer Himalaya“, wie es
in den älteren Länderkunden von Krebs
(1939/65) und Alsdorf (1955) üblich ist. Die
Gletscher des gesamten Hochgebirgs-
raums, im Himalaya etwa acht bis zwölf,
im Karakorum bis zu 28 Prozent der
Fläche, bieten nach den Polregionen das
weltweit größte natürliche Süßwasser-
reservoir und sind die „Wassertürme“ der
ausgedehnten Bewässerungskulturen in
den Stromtiefländern (Uhlig 1977).
Im Süden ist das Vorgebirge der Siwaliks
(600 bis 1200 m) vorgelagert, das jedoch
im östlichen Himalaya fehlt. Senkrecht zu
den Birmesischen Randketten springt das
Khasia-Bergland um etwa 200 Kilometer
nach Westen vor, drängt den Brahma-
putra ab und staut die monsunalen Luft-
massen trotz seiner eher geringen Höhe
von bis zu 1960 Metern.

Monsunklima

Indien hat von den Tropen über die Sub-
tropen bis hin zu vergletscherten Hochge-
birgsregionen und Wüsten Anteil an den
verschiedensten Klimazonen, wobei der
Niederschlag das wichtigste Klimaelement
ist: absolute Menge, Zuverlässigkeit und
Jahresverlauf sind von entscheidender Be-
deutung für das Ausmaß der Ernten, ins-
besondere im Regenfeldbau.
Indiens Klima wird gemeinhin als Monsun-
klima bezeichnet und ist durch einen jah-
reszeitlichen Wechsel der Windrichtungen
und der damit verbundenen Niederschlä-
ge bestimmt. Auf arabische Seefahrer, die
diese Winde bei ihren Handelsfahrten
über das Arabische Meer nutzten, geht die
Bezeichnung mausim (d. h. Jahreszeit)
zurück. Im indischen Sprachgebrauch wird
der Begriff „Monsun“ abweichend von
den Fachwissenschaften allgemein nur für
den sommerlichen Südwestmonsun be-
nutzt, der für die meisten Landesteile die
ergiebigsten Niederschlagsmengen bringt.
Die großräumige Monsunzirkulation ist
ein Bestandteil der allgemeinen planetari-
schen Zirkulation, und der indische Som-

mermonsun ist demnach auf die jahres-
zeitliche Verlagerung der planetarischen
Windgürtel und Strahlströme (jetstream)
zurückzuführen. Er wird maßgeblich
durch drei Drucksysteme über dem eura-
sischen Kontinent beeinflußt: ein „Mon-
suntief“ ab Mai, durch die starke Aufhei-
zung der Landmassen über Belutschistan
und Sindh (Südpakistan (Weischet 1988);
ein Tiefdruckgebiet über dem mehr als
4000 Meter hohen tibetischen Plateau mit
einer darüberliegenden Höhenantizyklo-
ne in der oberen Troposphäre; sowie der
„Monsuntrog“ vom „Monsuntief“ im We-
sten bis zur östlichen Gangesebene mit
einem beständigen Hitzetief in der unte-
ren Troposphäre (Lauer 1993). Infolge der
in Südasien im Sommer außerordentlich
weit nach Norden reichenden Verlage-
rung der innertropischen Konvergenz-
zone (ITC) (bis etwa 30°N), schwenken die
Südostpassate von der Südhalbkugel über
den Äquator zur Nordhalbkugel und wer-
den durch die Corioliskraft nach Nord-
osten abgelenkt. Die zuvor sehr stabil ge-
schichtete Passatströmung wird nach der
Querung des Äquators aufgrund der
Flächenkonvergenz zunehmend labiler
(Weischert 1988).
Der indische Sommermonsun teilt sich in
zwei Hauptzweige über dem Arabischen
Meer und über dem Golf von Bengalen
auf. Sein westlicher Zweig trifft nahezu
rechtwinklig auf die Konkan-Küste und
erreicht später die Gangesebene. Ein süd-
licher Teil dieses Zweiges streicht über die
Malabar-Küste und verbindet sich an der
Südostküste mit dem Monsunzweig über
dem Golf von Bengalen. Dieser kann
schon zuvor durch Pulsationen über
Assam und dem Khasia-Bergland zu Nie-
derschlägen führen. Er streicht zunächst
über das Mündungsgebiet von Ganges
und Brahmaputra nach Norden, bevor er
vom Himalaya abgelenkt wird. Im Gan-
gestiefland vereinigen sich die beiden
Hauptzweige, und die feuchten Luftmas-
sen ziehen mit abnehmender Intensität
gangesaufwärts.
Indien unterliegt im Winter und Frühjahr
dem Nordostpassat (Nordostmonsun), des-
sen trockenkalte Luftmassen aus einem
großräumigen Hochdruckgebiet über Si-
birien, Tibet und dem Himalaya stammen.
Sie werden durch einen Föhneffekt ent-
lang der Himalayasüdabdachung erwärmt
und führen somit über dem größten Teil
Indiens zu Trockenheit. Im Winter verla-
gert sich der westliche Strahlstrom nach
Süden und wird dabei durch das Gebirgs-
massiv des Himalaya geteilt. Sein südlicher
Zweig, der „Subtropenjet“, führt entlang
des Himalayasüdrandes mediterrane
Störungen mit Winterniederschlägen in
den Nordwesten Indiens. Zudem sind
diese Niederschläge für die Schnee- und
Eisbedeckung des nordwestlichen Hima-
laya verantwortlich.
Vom Indian Meteorological Department
wird der klimatologische Jahresverlauf,
basierend auf dem Witterungsverlauf in
Nord- und Zentralindien, in vier Jahreszei-
ten unterteilt: Winter- oder Nordostmon-
sun von Januar bis Februar, Vormonsun
von März bis Mai, Sommer- oder Südwest-
monsun zwischen Juni und September,
und Nachmonsun oder Monsunrückzug
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von Oktober bis Dezember. Die durch-
schnittlichen Temperaturen des trocken-
kühlen Wintermonsuns liegen deutlich
über denen anderer asiatischer Stationen
in vergleichbarer Breitenlage und errei-
chen in Nordindien etwa zwölf bis 20 °C,
im Süden etwa 24 °C. Im Nordwesten wie
auch in höheren Bergregionen des Südens
sind durchaus Fröste möglich. Die Koro-
mandel-Küste profitiert vom Überstrei-
chen des Golf von Bengalen, wobei der
Nordostpassat Feuchtigkeit aufnimmt und
über dem Festland abregnet. Darüber hin-
aus erhalten die südlichen Gebirgsländer
sowie Assam und das Chota Nagpur-Pla-
teau noch nennenswerte Winternieder-
schläge durch einzelne Ausläufer des
äquatorialen Tiefdruckgürtels. Zwischen
Ende Februar und Anfang März setzt die
trockenheiße Vormonsunperiode ein. Die
Lufttemperaturen steigen rasch an, und
generell ist der Mai die heißeste Zeit In-
diens (Abb. 1c).

Die „hocherotische Zeit“ 
des Sommermonsuns

Anfang Juni beginnt, nach einzelnen spo-
radischen Nordverlagerungen der ITC, die
eigentliche Regenzeit des Sommermon-
suns und reicht bis in den September.
Große Teile Indiens erhalten in dieser Pe-
riode im Mittel mehr als 80 Prozent ihres
Jahresniederschlags, im Landesmittel et-
wa 850 Millimeter in der Monsunzeit. Für
die weitgehend auf die Monsunzeit aus-
gerichtete Landwirtschaft ist jedoch nicht
nur die absolute Niederschlagsmenge von
entscheidender Bedeutung für die Feldbe-
stellung und den Ernteertrag, sondern
auch das rechtzeitige Einsetzen des Mon-
suns. Dieser, oftmals von heftigen Gewit-
tern und Stürmen begleitete „Ausbruch“
des Monsuns wird von den Menschen
sehnsüchtig erwartet, wie Krebs (1939/65:
28 f.) sehr eindrücklich schildert:
„Die letzten Wochen vor dem Ausbruch
des Sommermonsuns sind unerträglich in-
folge der zunehmenden Bewölkung und
Windstille. Sehnsüchtig blickt alles nach
dem südlichen Himmel, an dem sich die
Wolkentürme aufbauen (…) Der Durch-
bruch des Monsun wird begleitet von hef-
tigen elektrischen Entladungen und Wol-
kenbrüchen. (…) Riesige Wasserfluten
stürmen die Berge herab, die Flüsse
schwellen in einer Nacht um mehrere
Meter an; aber das vordem so kahle Land
begrünt sich in wenigen Tagen. Wo kurz
vorher dürre Steppe geherrscht, steht
weithin das Wasser über den Fluren, aus
denen sich bald smaragdgrüne Reisfelder
entwickeln. (…) Die Temperaturen gehen
mit dem Beginn der Regen zurück, die
Luftfeuchtigkeit steigt auf 80–95 %, aber
der die Regen begleitende Wind macht
die Arbeit erträglicher als einen Monat
vorher. Allerdings gibt es mehrfache Un-
terbrechungen im Regen; dann ist die Luft
schwül und drückend.“
In der Beschreibung seiner „Reise mit dem
Monsun“, die der Ausbreitung des Som-
mermonsuns in Indien folgt (Abb. 1b),
schildert Frater (1997) diese Regenzeit in
ihren zahlreichen Facetten des Alltagsle-
bens zudem als „eine hocherotische Zeit“,
in der „für Indien die Zeit der Feste, der

Liebe und der Musik“ beginnt, „Regen-
Ragas“ zitiert werden, aber auch vielfälti-
ge Erschwernisse wie durch Schlamm oder
Hochwasser zu ertragen sind. Frater (1997:
277 f.) zitiert die Probleme des Monsuns
u.a. aus einem Brief des Vizekönigs, Lord
Curzon vom 17. 7. 1901, an dessen Frau:
„(…) wir hatten diese Woche seltsames
Wetter. Nachdem der Monsun vor acht
Tagen ernsthaft begonnen zu haben 
schien, ließ er plötzlich nach; wir hatten
ganze Tage ohne Regen, und besorgte
Telegramme strömten aus allen Teilen In-
diens herein. Jetzt, (…) hat es eben wieder
zu regnen begonnen, und die letzten Be-
richte sind etwas ermutigender. Wenn es
nur keine Hungersnot gibt. Mich schau-
dert es beim bloßen Gedanken daran.“
Die Monsunregen setzen meist um den 
1. Juni im Süden der Halbinsel ein (Abb.
1b), um den 10. Juni wird Bombay und
erst Anfang Juli auch der Westen Rajast-
hans erreicht. Bei gleicher Breitenlage
setzt der Monsun im Nordosten aufgrund
einzelner Vorstöße wesentlich früher ein,
insbesondere in Assam. Später verharrt
die Monsunfront längere Zeit über Benga-
len, bevor sie von den Himalayaketten
umgeleitet wird.
Im August und September treten häufiger
Monsunpausen auf, meist zwischen fünf
und sieben Tagen. In extremen Fällen mit
länger anhaltenden Monsunpausen und
einem verfrühten Monsunrückzug kön-
nen große Teile des Landes niederschlags-
frei bleiben, und das Ernterisiko steigt
entsprechend. Der mit der Südverlage-
rung der ITC einhergehende Rückzug des
Südwestmonsuns beginnt invers zum Vor-
stoß ab Mitte September über Nordwest-
indien und setzt sich nach Süden fort: in
Karnataka und Andhra Pradesh etwa An-
fang November, an der Südspitze Indiens
etwa Anfang Dezember.
Die Temperaturen erreichen aufgrund der
nachlassenden Bewölkung oftmals mit 
27 bis 29 °C ein zweites Maximum, erst ab
Oktober sinken die Werte bis zum Jahres-
ende kontinuierlich ab. Mit Ausnahme
Süd- und Südostindiens entlang der Koro-
mandel-Küste herrscht in den größten
Landesteilen eine ausgeprägte Trocken-
heit. Tamil Nadu erhält jedoch durch
„Herbstregen“ die größten Niederschlags-
mengen des Jahres nach zyklonalen
Störungen aus dem südlichen Golf von
Bengalen (Madras, Abb. 1c).

Die klimaräumliche Differenzierung
Indiens

Die räumliche Verteilung der Jahresnie-
derschläge wird in besonderem Maße
von der Entfernung zum Meer (Maritimi-
tät/Kontinentalität) sowie der Exposition
zur Monsunströmung (Luv-/Lee-Lage) be-
stimmt. Außerordentlich hohe Nieder-
schläge (über 3000 mm) verzeichnen der
Bereich der windexponierten Westghats
und der südlichen Bergländer – an der
Malabar- und Konkan-Küste fallen allei-
ne von Juni bis September 1500 bis 2500
Millimeter Niederschlag – sowie der
Nordosten Indiens. Über dem vorgela-
gerten Khasia-Bergland kommt es zu den
weltweit höchsten Niederschlägen: In
Cherrapunji fallen von Juni bis Septem-

ber 8017 und im Jahresmittel 11 419 Mil-
limeter. Ein breites Band hoher Nieder-
schläge zieht sich darüber hinaus entlang
der Südabdachung des Himalaya, und
auch die Plateaus im Nordosten der Hal-
binsel erhalten reichliche Niederschläge
(1200–2000 mm). Den reichlich beregne-
ten Gebieten stehen die ariden Teilgebie-
te Indiens mit weniger als 400 Millimeter
Jahresniederschlag gegenüber, wie die
Tharr, Kutch und Regionen von Kaschmir
und Ladakh jenseits des Himalaya-Haupt-
kamms. Die trockenste Region, der Jaisal-
mer-Distrikt in Rajasthan, erhält lediglich
150 Millimeter Monsunniederschlag, der
mehr als 90 Prozent des mittleren Jahres-
niederschlages ausmacht. Die extreme
Trockenheit im gesamten Nordwesten In-
diens wird auf trockenwarme kontinen-
tale Luftmassen zurückgeführt, die keil-
förmig von Iran und Afghanistan nach
Nordwestindien reichen.
Aufgrund der hohen Verdunstungsraten
sind selbst Regionen mit 400 bis 800 Milli-
meter Niederschlag als Trockengebiete zu
bezeichnen, sie ziehen sich in einem brei-
ten Streifen von Rajasthan und Gujarat
über den westlichen Dekhan bis zum
Süden. Nach Domrös (1977) liegt für In-
dien erst ab etwa 1500 Millimetern Jahres-
niederschlag eine positive Wasserbilanz
vor. Die Humiditätskarte (Abb. 1b) bietet
mit der Darstellung der Dauer „humider“
Monate, d.h. feuchter Monate mit mehr
Niederschlag als der potentiellen Verdun-
stung, eine Synthese der regionalen und
saisonalen Niederschlagsverteilung, sie
wird zudem um ausgewählte Klimadia-
gramme ergänzt.
Zahlreiche Sonderfälle und oftmals extre-
me Abweichungen von langjährigen Mit-
telwerten erschweren eine komprimierte
und dennoch aussagekräftige Darstellung
des indischen Klimas. Johnson (1979: 56 f.)
entwarf eine solche Klassifikation, die
ausgewählte, für die Landwirtschaft be-
sonders relevante Aspekte wie Tempera-
tur, Niederschlagsmenge sowie Dauer und
zeitliches Auftreten der Regen- bezie-
hungsweise Trockenperioden miteinan-
der kombiniert. Danach lassen sich die
Niederschlagsverhältnisse Indiens wie
folgt typisieren: Grundtyp ist der zentral-
indische Typ, dessen Feuchteperiode im
Juni beginnt und vier Monate anhält, das
übrige Jahr bleibt trocken. Beim nordindi-
schen Typ setzt die Feuchtperiode erst im
Juli ein und dauert drei Monate (Neu
Delhi, Abb. 1c). Im Bengalen-Orissa-Typ
dauert die Feuchtperiode etwa ein halbes
Jahr (Kalkutta, Abb. 1c). Beim Assam-Typ
setzen die Feuchtmonate früher ein, die
nur relativ trockene Periode umfaßt zwei
bis vier Wintermonate, für den Osthima-
laya ist eine lediglich zweimonatige
Trockenperiode typisch. Südwestlich des
zentralindischen Typs schließt sich der
Kerala-Karnataka-Typ an (Mangalore,
Abb. 1c), mit einer dem Bengalen-Orissa-
Typ ähnlichen Charakteristik, wobei die
Monsunniederschläge jedoch höher aus-
fallen. Der Tamil Nadu-Typ ist für die
südöstlichen Teilgebiete im Regenschat-
ten der Westghats kennzeichnend
(Madras, Abb. 1 c), die Hauptnieder-
schläge fallen zwischen August und No-
vember.
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Dürren und Hochwasser oder die 
Bedeutung der Wettervorhersagen

Bei den Niederschlägen führen erhebliche
Abweichungen von den zuvor dargestell-
ten „normalen“ Verhältnissen, hinsicht-
lich der Ergiebigkeit (Tab. 1) und Dauer, zu
Dürren oder Überschwemmungen mit ka-
tastrophalen Folgen für die betroffenen
Landstriche. Eine Karte der Niederschlags-
variabilität (z.B. Dömrös 1977: 54) zeigt
nahezu ein Spiegelbild der Verteilungs-
karte der Jahresniederschläge (z.B. Bohle
1995: 32). Regionen mit den höchsten Jah-
resniederschlägen und den längsten Nie-
derschlagsperioden weisen die niedrig-
sten prozentualen Abweichungen vom
langjährigen Mittel auf (der Nordosten
und die Westghats), aride und semiaride
Gebiete, mit zudem nur kurzen Regenzei-
ten, demgegenüber mit 25 bis 30 oder gar
mehr als 30 Prozent die größten Schwan-
kungen. Während der für die Feldbestel-
lung wichtigen Phasen des Monsunbe-
ginns und -endes ist die Variabilität und
somit die Unzuverlässigkeit der Nieder-
schläge mit landesweit 22 bis 86 Prozent
im Juni und 26 bis 108 Prozent im Septem-
ber nochmals höher als im Juli und August
(19–73 %).
Dürrejahre, wie etwa das von 1987 (Tab.
1), sind oftmals auf das verspätete Einset-
zen oder den verfrühten Rückzug des
Monsuns zurückzuführen. Die Auswei-
sung dürregefährdeter Gebiete erfolgt
durch die indische Regierung, wenn der
spezifische Jahresniederschlag wenigstens
einmal in fünf Jahren das langjährige Mit-
tel um mindestens 25 Prozent unterschrei-
tet. Als extrem dürregefährdet gelten die
Trockengebiete Rajasthans und Gujarats,
dort werden etwa alle drei Jahre Ernteein-
bußen von 50 Prozent erwartet (Nitz
1977). Gebiete hoher Dürregefährdung
erstrecken sich im nordwestlichen Dekhan
mit dominierendem Regenfeldbau sowie
im Regenschatten der Westghats. Ein Be-
reich mäßiger Dürregefährdung verläuft
im Süden durch Karnataka und Maharash-
tra, in Teilen Gujarats im Westen sowie als
schmaler Streifen nach Osten über Bihar
bis Südwest-Bengalen. Die Dürregefähr-
dung und Ernteeinbußen werden darüber
hinaus durch menschliches Fehlverhalten,
wie „Abholzung“, „exzessive Ausbeutung

des Grundwassers“, „Desertifikation“
oder „nicht angepaßte Praktiken in der
Landwirtschaft“ verstärkt und flächenhaft
ausgebreitet.
In der Regenzeit können demgegenüber
die meisten Flüsse die innerhalb weniger
Stunden anfallenden Wassermassen nicht
bewältigen und treten großflächig über
die Ufer. In Nordindien geschieht dies
während des Sommermonsuns, wenn
Gletscher- und Schneeschmelze im Hima-
laya mit starken Monsunregen im Tiefland
zusammentreffen. Die großen Ströme
haben als „Dammuferflüsse“ ihre Flußbet-
ten durch Aufschüttungen ständig er-
höht und bei Hochwasser besteht die Ge-
fahr großflächiger Überschwemmungen,
wenn die natürlichen Seitendämme
durchbrochen werden. Auf der Halbinsel
führen die Flüsse erst zum Ende des Som-
mermonsun Hochwasser, dabei kommt es
vor allem in den Mündungsgebieten zu
Überschwemmungen.
Besonders betroffen ist darüber hinaus
die Küste im Golf von Bengalen. Diese Ge-
fahr wird durch die Auswirkungen zyklo-
naler Störungen verschärft, die oftmals zu
den gefürchteten tropischen Wirbelstür-
men führen. Sie treten überwiegend in
den Übergangsperioden vom Winter- zum
Sommermonsun und umgekehrt auf,
wandern mit hohen Windgeschwindigkei-
ten nach Norden und führen an den Kü-
sten Orissas und Bengalens sowie dem
bengalischen Tiefland mit Sturzregen,
hohen Flutwellen und Überschwemmun-
gen zu schweren Verwüstungen.
Aufgrund der Bedeutung der Monsunnie-
derschläge für die indische Landwirtschaft
werden schon seit der britischen Periode
Versuche zu deren Vorhersage unternom-
men. Die Prognosen des Indian Meteo-
rological Department berücksichtigen die
Winter- und Frühjahresschneebedeckung
im Himalaya sowie eine Vielzahl meteoro-
logischer Variablen auf dem Subkontinent
und von angrenzenden Erdteilen.
Ziel dieser Bestrebungen ist, den Land-
wirten Entscheidungshilfen für Aussaat-
termine und Saatgutauswahl zu bieten.
Für die Prognosen wird der gesamt-indi-
sche Mittelwert der Monsunniederschlä-
ge (850 mm) mit ,100‘ indiziert und der
Prognosewert als Prozentanteil hiervon
angegeben. Ein „normaler“ Monsun

weicht maximal um zehn Prozentpunkte
von diesem Mittelwert ab. Zwischen 1983
und 1992 lagen die effektiven und pro-
gnostizierten Niederschläge für Indien
zwischen minus sechs und plus sechs Pro-
zentpunkten auseinander, und einzig im
Jahr 1991 wurde ein sehr viel niedrigerer
Monsunniederschlag als der tatsächliche
vorausgesagt (65 zu 91%) (Business India,
21.6.– 4.7.1993), auch die Dürre von 1987
wurde recht zuverlässig prognostiziert.
Doch nicht allein die Vorhersage der ab-
soluten Niederschlagsmengen, sondern
auch die der regionale Verbreitungs-
wahrscheinlichkeit von Dürren soll zu-
künftig zur Vermeidung von Hungerka-
tastrophen verbessert werden. In den in-
dischen Medien findet dieses Thema des-
halb eine große Beachtung (z.B.: Rainfall
Forecast and Kharif Foodgrains in 1997,
,Economic and Political Weekly‘, 6. 9.
1997; Studying the Monsoon, ,Frontline’,
17. 10. 1997).

Im Gegensatz zur potentiellen 
natürlichen Vegetation ist Indien
ausgesprochen waldarm

Schätzungen zufolge erlaubt das Klima In-
diens auf etwa 90 Prozent der Fläche als
potentielle Vegetation zumindest tropi-
sche, sommergrüne oder laubabwerfende
Wälder und nur der trockene Nordwesten
wäre waldfrei (Cambridge Encyclopae-
dia). Neben den absoluten Jahresnieder-
schlägen ist insbesondere die Dauer der
Trockenperiode entscheidend für die Dif-
ferenzierung der Vegetationstypen, und
die zonale, polwärtige Abfolge von im-
mergrünen Feuchtwäldern zu laubabwer-
fenden Trocken- oder Koniferenwäldern
wird in Indien durch das Relief sowie die
Monsunreichweite variiert.
Die natürliche Vegetation des Subkon-
tinents ist arm an endemischen Pflanzen-
arten, vielmehr überlagern sich benach-
barte Florenregionen, und junge Floren-
elemente sind dominierend. Charakter-
pflanzen sind nur für einzelne Vegetati-
onstypen zu benennen, wie etwa Sal für
tropische laubwerfende „Monsunwälder“
in den nördlichen Teilen der Halbinsel und
im Terai, Teak im zentralen und west-
lichen Dekhan oder Sandelholz im Süden.
„Monsunwälder“ gelten unter kommer-
ziellen Gesichtspunkten als die wichtig-
sten Waldareale Indiens und unterliegen
einer intensiven Rodung und Degra-
dation. In Trockengebieten sind Dattel-
palmen und Akazien sowie Laubbäume
wie Neem und Shisham bedeutend.
Natürliche Graslandschaften sind weit-
gehend auf die Hochgras-Savannen des
feuchten Terai beschränkt, ansonsten
haben sich Graslandschaften meist als De-
gradationsformen der Waldvegetation
entwickelt. Sie erstrecken sich, ähnlich wie
Dornwälder, über weite Gebiete im indi-
schen Westen und Nordwesten sowie im
Lee der Westghats. Somit tritt die natür-
liche Vegetation meist hinter die aus-
gedehnten Kulturlandschaften zurück
und wird durch Sekundärvegetation ge-
prägt.
Das Staatsgebiet Indiens ist im Vergleich
zur potentiell möglichen natürlichen Be-
waldung, aber auch im internationalen

Tabelle 1: Monsunniederschläge (Juni bis September).
Quelle: Stat. Outline 1996–97 (S. 59).

Jahr Monsunniederschläge der Distrikte mit normalem
meteorologischen „Sub-Divisions“ Indiens bzw. Überschußniederschlag

normal/ knapp/
überschüssig defizitär Summe

No. No. No. %

1981 28 7 35 69
1987 14 21 35 43
1988 32 3 35 88
1989 29 6 35 72
1990 32 3 35 84
1991 27 8 35 68
1992 32 3 35 65
1993 31 4 35 78
1994 25 10 35 76
1995 33 2 35 79
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Vergleich, sehr waldarm. Zwar sind 23 Pro-
zent (770 000 km2) des Landes offiziell als
„Wald“ erfaßt, doch zählen hierzu auch
Areale mit Buschland oder degradierte
Flächen. Wälder im eigentlichen Sinne,
mit einer Kronendichte von mehr als 40
Prozent, haben einen Flächenanteil von
knapp zwölf Prozent (385 000 km2) (Daten
für 1993, Stat. Outline 1996–97).
Die Forstwirtschaft hat nur geringe Antei-
le am Nettoinlandsprodukt, und Bestre-
bungen zur Selbstversorgung hatten bis-
lang keinen Erfolg; Indien ist Nettoimpor-
teur von Holz- und Holzprodukten sowie
von Papier. Die Waldnutzung hat jedoch
eine große ökonomische Bedeutung als
Grundstoff der weiterverarbeitenden In-
dustrie sowie für die Dorf- und Stammes-
bevölkerung. Neben der Bau- und Brenn-
holzversorgung sind dabei auch die Vieh-
weide sowie das Sammeln von Wild- und
Heilpflanzen von Bedeutung, den soge-
nannten Forstnebenprodukten (minor fo-
rest products).
Maßnahmen der kolonialen und indi-
schen Forstpolitik haben primär die kom-
merziellen Aspekte der Bauholzversor-
gung betont und trotz vielfacher Auffor-
stungsprogramme bislang kaum nachhal-
tige Erfolge gezeigt. Das Ziel, ein Drittel
der indischen Landfläche mit Wald zu be-
stocken, ist noch unerreicht. Vor allem un-
mittelbar nach der Unabhängigkeit wur-
den große Flächen zur Ackerlandgewin-
nung gerodet und weiterhin hält die Ent-
waldung für industrielle Projekte sowie
aufgrund des Bevölkerungswachstums an
(Tab. 2). Oftmals wird dieser Prozeß der
„Waldvernichtung“ (vgl. A. Bronger 1996)
auch als ein vermeintlich unaufhaltbarer
Teufelskreis der Degradation herausge-
stellt, insbesondere wenn die Hochgebir-
ge behandelt werden.

Oftmals ist die menschliche 
Nutzung unangepaßt

Die Landschaften Indiens unterliegen
durch die oftmals unangepaßte menschli-
che Nutzung Eingriffen, welche die natür-
lichen Prozesse der Morphodynamik ver-
stärken. Nach Seuffert (1989) ist die inten-
sivste Landschaftsdegradation in semiari-
den Regionen zu verzeichnen, für die 
er vier großräumige „Badlandregionen“
ausweist: in Gujarat, das nördliche Vor-
land der Aravallis, die Südabdachung der
Siwaliks sowie das Bergland von Chota
Nagpur. Dort kommt es zu einer intensi-
ven Reliefzerschneidung, da die Felder zu
Beginn der Regenzeit meist vegetations-
frei sind und die heftigen Regengüsse die
Bodenkrume fortspülen können. Auf-
grund der teilweise sehr starken Boden-
erosion mit der Gefahr „katastrophaler
Auswirkungen“ auch für die Landwirt-
schaft (A. Bronger 1996) sind besonde-
re Bodenschutzprogramme erforderlich.
Terrassenkulturen und Wälle gelten hin-
sichtlich des Erosionsschutzes als günstige
Praktiken, ebenso die verstärkte Verwen-
dung von Tierdung zur Anreicherung der
Böden mit organischer Substanz.

Die natürlichen Anbaubedingungen
der Landwirtschaft …

Zum Verständnis der vielfältigen Land-
wirtschaft Indiens sind die natürlichen 
Anbaubedingungen, insbesondere die
Klima- und Bodenverhältnisse, wichtig, sie
haben einen entscheidenden Einfluß auf
das jeweilige Anbauprogramm sowie auf
die Ernteerträge.
Die Temperaturen erlauben potentiell in
ganz Indien den ganzjährigen Anbau mit
zwei oder teilweise auch drei Ernten, ein-

schen Bedingungen möglich, und nur in
wenigen Teilgebieten Indiens genügen
die Niederschlagsmengen und deren jah-
reszeitliche Verteilung für einen gesicher-
ten Regenfeldbau. Solche Gebiete mit
mehr als 1000 Millimeter Jahresnieder-
schlag sowie mindestens 75 Regentagen
pro Jahr sind die traditionellen Naßreisan-
baugebiete an der Westküste bis etwa
Bombay, im nördlichen Orissa, Bengalen
und Assam sowie entlang der Himalaya-
vorgebirge. Gebiete hoher Niederschlags-
variabilität oder mit semiariden bis ari-
den Bedingungen sind agrarklimatische
Ungunst- oder sogar Risikogebiete. In
großen Teilen des Landes wird die Abhän-
gigkeit von den unregelmäßigen Monsun-
regen durch die künstliche Feldbewässe-
rung aufgehoben, um beispielsweise den
Anbau ertragreicherer Früchte oder einer
Zweitfrucht zu ermöglichen.
In den Plateaus und Becken der Halbinsel
sind nährstoffarme und wasserundurch-
lässige sowie für Regenfeldbau ungeeig-
nete Roterden (Ferralsole, Domrös 1997)
vorherrschend, die mit zusätzlicher Be-
wässerung durch Stauwehre und -teiche
(tanks) vor allem mit Naßreis bestellt wer-
den. Schwarzerden (Vertisole oder Regur
bzw. black cotton soil) im Trappgebiet der
Dekhan-Lava sowie in benachbarten Re-
gionen sind demgegenüber aufgrund
ihres Wasserhaltevermögens ideal für den
Regenfeldbau mit Weizen und Baumwol-
le und können meist auch im trockeneren
Winter bestellt werden. Fruchtbare Allu-
vialböden (Fluvisole) in den Stromtieflän-
dern, und Flußdelten stellen mit etwa 43
Prozent Flächenanteil die bedeutendste
Anbauregion, ihre Bewässerungsmöglich-
keiten sind günstig und bei zusätzlicher
Düngung sind bis zu drei Ernten möglich.
Die indischen Kornkammern in den Tief-
ländern gründen auf oftmals schon jahr-
hundertealten Kanalsystemen.
Ungunstgebiete im ariden Rajasthan
sowie die nur durch aufwendige Acker-
terrassen nutzbaren Bergländer und
Hochgebirge fallen demgegenüber zu-
rück, günstige Anbaubedingungen sind
auf kleinräumige Areale begrenzt, wie
geschützte Beckenlagen in den Gebirgen
oder Oasen der Trockengebiete.
Solche Zusammenhänge zwischen Boden-
bedingungen und Wasserverfügbarkeit
sind wichtige Determinanten der indi-
schen Landwirtschaft, und insbesondere
die Wasserverteilung oder -knappheit gilt
in vielen Regionen als ein Entwicklungs-
hemmnis. Die tatsächlichen Anbausy-
steme werden jedoch in mindestens glei-
chem Umfang durch die sozio-ökonomi-
schen Verhältnisse der Landwirtschaft be-
stimmt.

… und die sozio-ökonomischen 
Anbauverhältnisse

Der Feldbau wird maßgeblich durch die
Monsunperioden geprägt. Ausgehend
vom Sommermonsun sind kharif (Som-
meranbau) und rabi (Winteranbau) die
wichtigsten Anbauperioden. Kharif-Früch-
te werden zu Beginn des Sommermonsuns
ausgesät, in der kühleren Jahreszeit er-
folgt der rabi-Anbau. In Teilgebieten ist
zudem eine dritte Ernte (said) möglich, die

Tabelle 2: Rückgang der Waldbestände zwischen 1951 und 1976 und dessen Ursachen.
Quelle: Kulkarni (1993), nach: Gadgil & Guha (1992): This fissured land, an
ecological history of India. Delhi.

Ursachen Rückgang der Waldfläche

in 1.000 ha in Prozent

Staudämme 479,1 11,6
Landwirtschaft 2.506,9 60,6
Straßenbau 57,1 1,6
Industrieanlagen 127,2 3,1
Sonstige 965,4 23,3

Summe 4.135,7 100,0

Selbst als sozial und partizipativ deklarier-
te Programme schlugen oftmals fehl, so-
fern die beteiligte Landbevölkerung
keine dauerhaften Nutzungs- oder gar 
Eigentumsrechte an den von ihnen an-
gepflanzten Waldflächen zugesprochen
bekam. Demgegenüber sind private
Nutzholzplantagen vielfach sehr erfolg-
reich, da die Hektarerlöse dieser cash
crops die anderer Ackerfrüchte übertref-
fen und oftmals den Ersatz der Nahrungs-
mittelproduktion bewirken. Im Fall der
Eukalypthus-Monokulturen für die allei-
nige Holzgewinnung werden jedoch ne-
gative Auswirkungen auf den Bodenwas-
serhaushalt und die Bodenqualität be-
fürchtet.

zig in Nordindien sowie in den Bergregio-
nen ist die winterliche Abkühlung hinder-
lich. Tropische und subtropische Kultur-
pflanzen mit einem hohen Wärmebedarf,
wie Reis, Hirse, Baumwolle oder Erdnüsse,
können in Südindien ganzjährig und in
den übrigen Landesteilen zumindest im
Sommer angebaut werden. Im Norden
werden daneben Arten der gemäßigten
Breiten als Winterfrüchte angebaut, wie
Weizen, Linsen oder Kartoffeln. Der keil-
förmig bis Mysore (Karnataka) reichende
Weizenanbau im Dekhan-Hochland ist
somit ein Übergangsgebiet zwischen die-
sen beiden Zonen.
Ganzjähriger Anbau ist jedoch nur unter
günstigen edaphischen und hydrologi-
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jedoch in den offiziellen Statistiken nicht
separat aufgeführt wird (vgl. Econ. Survey
1995–96).
Seit der Unabhängigkeit erfuhr die „An-
baufläche“, d. h. die im jeweiligen Be-
richtsjahr tatsächlich ackerbaulich genutz-
te Fläche, eine deutliche Expansion: von
1950–51 bis 1960–61 um etwa zwölf Pro-
zent, bis 1970-71 um weitere fünf Prozent,
während bis in die 1990er Jahre nur noch
geringe Steigerungen erfolgten. Die tat-
sächlichen Anbauflächen variieren zudem
mit dem Ausmaß der Monsunregen. Dem-
gegenüber hat die Entwicklung der
„Ernteflächen“, d. h. die Summe aller auch
mehrfach pro Jahr genutzten Flächen,
stärker zugenommen und wurde bis 1990-
91 mehr als verdreifacht. Neben dieser
Anbauintensivierung wurde zudem die
Bewässerungslandwirtschaft ausgebaut:
gegenüber rund 18 Prozent (1960–61)
wird seit Ende der achtziger Jahre etwa ein
Drittel der Erntefläche bewässert. So ging
die gesamte Pro-Kopf-Erntefläche von
1950–51 bis 1990–91 von 0,37 auf 0,22
Hektar zurück, während die bewässerte
Pro-Kopf-Erntefläche um etwa 16 Prozent
zunahm (Stat. Outline 1996–97).
In den Strom- und Küstentiefländern wird
mehr als vier Fünftel der Gesamtfläche
ackerbaulich genutzt, während dieser An-
teil in den ariden und gebirgigen Regio-
nen unter 20 Prozent liegt. Auch die Ver-
teilung des Mehrfachanbaus zeigt signifi-
kante Unterschiede: der Index des Mehr-
fachanbaus liegt in ganz Indien bei durch-
schnittlich 1,3mal pro Jahr, mit signifikant
höheren Werten im feuchtwarmen West-
bengalen (1,6) sowie im nördlichen Tief-
land (Punjab 1,8; Haryana 1,7; Uttar Pra-
desh 1,4), Minimalwerte unter 1,16 wei-
sen neben den niederschlagsarmen Staa-
ten Rajasthan und Gujarat auch Ma-
harashtra und Karnataka sowie der äu-
ßerste Nordwesten auf (Indian Agricultu-
re in Brief).

Getreide und Hülsenfrüchte

Die Bedeutung der Landwirtschaft für die
Ernährungssicherung findet ihren Aus-
druck in den Flächenanteilen der Nah-
rungsmittel an der gesamten Erntefläche.
Nach Regierungsquellen (vgl. Stat. Outline
1996–97) nehmen zu Beginn der neunzi-
ger Jahre die als foodgrains bezeichneten
Nahrungsmittel (Getreide wie Reis, Wei-
zen und Hirse sowie Hülsenfrüchte) mehr
als drei Viertel der Gesamterntefläche ein,
gegenüber mehr als 83 Prozent im Jahr
1950–51. Die Abnahme der Flächenanteile
erfolgte jedoch parallel zur Ausweitung
der jährlichen Ernteflächen, so daß die
foodgrain-Erntefläche von 1950–51 bis
1994–95 um 36,8 auf 123,5 Millionen Hek-
tar zunahm.
Der Nahrungsmittelanbau wird eindeutig
durch Getreide, insbesondere Reis und
Weizen sowie Hirse, dominiert. Reis und
Weizen nehmen seit den achtziger Jahren
zusammen mehr als die Hälfte der jährli-
chen Nahrungsmittel-Ernteflächen ein,
1994–95 etwa 55 Prozent (34,2 bzw.
20,7 %), gefolgt von Hülsenfrüchten
(18,8 %) und Hirse (17,7 %) sowie Mais
(4,9 %). Der Reisanbau überwiegt in Indi-
en insbesondere in Regionen mit mehr als

2000 Millimetern Jahresniederschlag: das
westliche Küstentiefland, Flußdelten der
Ostküste, Bergländer und Plateaus der
Halbinsel sowie insbesondere das bengali-
sche Tiefland, das Brahmaputra-Tal und
große Teile der südöstlichen Gangesebe-
ne. Bei künstlicher Bewässerung ist Reis
auch in trockeneren Gebieten häufig die
Hauptanbaufrucht, und im Zuge der
„Grünen Revolution“ wurden die Bewäs-
serungsgebiete des Punjab und Haryanas
zur wichtigsten Reisüberschußregion Indi-
ens.
Große Teile Indiens sind für den Weizen-
anbau zu warm oder auch zu feucht, und
die Anbaumöglichkeiten sind nach Süden
und Osten eingeschränkt. Das Vertei-
lungsmuster der Hauptanbaugebiete ist
somit invers zu dem des Reisanbaus: Wei-
zen wird überwiegend in Gebieten mit
weniger als 1000 Millimetern Jahresnie-
derschlag bei zusätzlicher Bewässerung
angebaut, der Regenfeldbau beschränkt
sich auf Teile des Dekhan mit tiefgründi-
gen Schwarzerden sowie auf einen schma-
len Saum am Fuß des Himalaya. Schwer-
punkte des Weizenanbaus sind im Punjab,
im südwestlichen Himachal Pradesh sowie
auf dem Malwa-Plateau, wo Weizen je-
weils mehr als 30 Prozent der Anbau-
fläche einnimmt; weitere bedeutende An-
baugebiete sind die Gangesebene bis ins
westliche Bihar sowie weite Teile von Ma-
harashtra.
Der Weizenanteil an der Gesamternte-
fläche wurde von 1950–51 bis 1994–95 
auf etwa 21 Prozent verdoppelt, und die
Erntemengen stiegen zeitgleich von 6,5
Millionen auf das Zehnfache. Parallel hier-
zu verlief der Ausbau der Feldbewäs-
serung von 54 Prozent der Weizenanbau-
fläche (1970–71) auf 84 (1994–95). Noch
rascher erfolgte die Ausbreitung von 
Hochertragssaatgut nach der Einführung
mexikanischer Sorten ab 1965 als Teil der
„Grünen Revolution“: von 1970–71 bis
1994–95 stieg ihr Anteil von 36 auf 92 Pro-
zent der Weizenfläche. Die Einführung
von rascher reifenden Neuzüchtungen
bot darüber hinaus die Möglichkeit, den
Weizenanbau in zuvor ungünstige Regio-
nen auszudehnen. Weizen ist mittlerweile
eine der wichtigsten Marktfrüchte Indi-
ens, und infolge der gesteigerten Weizen-
produktivität konnte der Selbstversor-
gungsgrad Indiens angehoben werden.
Für die Selbstversorgung der ländlichen
Bevölkerung sind die verschiedenen in In-
dien angebauten Hirsearten weiterhin
von großer Bedeutung, noch bis in die
1990er Jahre übertrafen die gesamten
Ernteflächen der drei wichtigsten Hirsear-
ten die des Weizens. Hirsen stellen keine
besonderen Bodenansprüche und sind
sehr trockenheitsresistent, sie werden im
Regenfeldbau über weite Gebiete mit
Jahresniederschlägen zwischen etwa 500
und 1000 Millimetern angebaut; Rohrkol-
benhirse wird in Rajasthan selbst an der
agronomischen Trockenheitsgrenze ange-
baut. In trockeneren Teilgebieten der
Halbinsel ist Hirse weiterhin das Haupt-
nahrungsmittel und nimmt den größten
Teil der Anbauflächen ein. Der Hirseanbau
erfolgt oftmals als mixed cropping
gemeinsam mit anderen Feldfrüchten, um
das niederschlagsbedingte Ertragsrisiko

zu minimieren. Doch selbst in traditionel-
len Hirseanbauregionen hat dieses Getrei-
de mittlerweile nicht nur relativ sondern
auch absolut an Bedeutung verloren; auf
Bewässerungsland wird zunehmend Wei-
zen angebaut, und im Regenfeldbau sind
Erdnüsse als Marktfrüchte lukrativer.
Neben den Hirsen zählt Mais noch zu den
wichtigsten Nahrungsmitteln Indiens, des-
sen Anbaufläche wurde bis 1970–71 fast
verdoppelt und liegt seither bei etwa
sechs Millionen Hektar. Zeitgleich wuchs
die Erntemenge jedoch auf mehr als das
Fünffache, nachdem mehr als ein Fünftel
der Anbaufläche bewässert und über 55
Prozent mit Hochertragssaatgut bestellt
wird. Als Sommerfrucht (kharif) ist die
Verbreitung des Mais auf Teilgebiete mit
moderaten Niederschlägen zwischen et-
wa 500 und 1000 Millimeter konzentriert.
Besondere Bedeutung hat der Maisanbau
neben Schwerpunkten in Karnataka, Ha-
ryana und Punjab in den Bergländern er-
reicht, wo Mais ein wichtiges Brotgetreide
ist und oftmals anstelle von Trockenreis
oder Hirse angebaut wird.
Hülsenfrüchte wie Kichererbsen, Strauch-
erbsen, Bohnen und Linsen, sind zur Si-
cherstellung der Eiweißversorgung bedeu-
tend. Diese Leguminosensorten sind
wegen ihrer stickstoffanreichernden Funk-
tion für den Erhalt der Bodenfruchtbarkeit
wichtig und werden oftmals gemeinsam
mit Weizen oder an den Rändern von Reis-
beeten ausgesät (mixed cropping). Ihr
Anbau erfolgt fast ausschließlich im Re-
genfeldbau, sodaß die Erträge nieder-
schlagsabhängig sind, nur rund zehn Pro-
zent der Anbaufläche wird bewässert. Die
Gesamtproduktion der Hülsenfrüchte
wurde von 1950–51 bis 1994–95 nur um
etwa 67 Prozent gesteigert, so daß die Pro-
Kopf-Versorgung der Bevölkerung seit
1965 das Niveau der fünfziger Jahre nicht
mehr erreicht hat (Abb. 2).
In der länderkundlichen Literatur werden
die Anbauverhältnisse oftmals in Verbrei-
tungskarten der einzelnen Anbaufrüchte
(z. B. Nitz 1977: 181 ff.) oder zusammen-
fassend als Anbauregionen (z.B. Nitz 1977:
190; Bohle 1995: 36 nach Nitz; oder D.
Bronger 1996b: 156) dargestellt. Die Dar-
stellung in solchen Karten stellt jedoch
aufgrund der Vielfalt der Anbaufrüchte
und -techniken (u.a. mixed cropping)
einen „Kompromiß und (...) nur einen
sehr begrenzten Teil der Wirklichkeit dar“
(D. Bronger 1996b: 157).

Marktfrüchte – cash crops

Zuckerrohr zählt zu den wichtigsten indi-
schen Marktfrüchten, deren Bedeutung
allein durch die Anbaufläche nur unzurei-
chend wiedergegeben wird, sie wurde bis
1994–95 auf rund 3,8 Millionen Hektar
mehr als verdoppelt (Econ. Survey
1995–96). Insbesondere im Einzugsgebiet
von Zuckerfabriken überwiegt der markt-
orientierte, oft großflächige Anbau, wie
etwa im traditionellen cane belt im nord-
indischen Tiefland sowie in Südindien.
Anbau und Produktion wurden seit der
Unabhängigkeit aufgrund der hohen Bin-
nennachfrage erheblich ausgeweitet – die
Zuckerproduktion wurde etwa verzwölf-
facht und übertrifft mittlerweile den Bin-
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nenverbrauch –, und der Zuckerrohran-
bau wurde aufgrund der hohen Erlöse für
marktorientierte Bauern sehr lukrativ.
Indien gehört zwar zu den weltweit wich-
tigsten Produzenten von Ölfrüchten, kann
jedoch den wachsenden Bedarf an Speise-
öl nur durch Importe decken. Ölfrüchte,
wie Erdnüsse, Raps und Senfsaaten, Sesam
sowie Kokosnüsse können nahezu in ganz
Indien als Sommer- (kharif) oder Winter-
früchte (rabi) angebaut werden und die-
nen sowohl der Ernährung wie auch der
gewerblichen oder industriellen Weiter-
verarbeitung, sie sind somit wichtige cash
crops. Ihre Erntefläche, insbesondere die
von Erdnüssen, wurde seit der Unabhän-
gigkeit mehr als verdoppelt.
Gewürze besaßen lange Zeit eine überra-
gende Stellung im Welthandel und waren
oft Anlaß zu Entdeckungsfahrten sowie
für die Anlage von europäischen Handels-
niederlassungen. Ihre herausragende Be-
deutung in der indischen Exportstatistik
haben sie jedoch eingebüßt. An der West-
küste südlich von Goa hat der Gewürzan-
bau mit Ingwer, Kardamon und Schwar-
zem Pfeffer jedoch weiterhin eine größere
Bedeutung, die Küste Keralas galt arabi-
schen Händlern schon im Altertum als
„Pfefferküste“ (Nitz 1977). Der Pfefferan-
bau benötigt feuchtheiße Klimabe-
dingungen und konzentriert sich nahezu
vollständig auf die Küstenregion Keralas.
Aufgrund der nachgelagerten handwerk-
lichen und industriellen Weiterverarbei-
tung und deren hohen Exporterlösen ist
Baumwolle die wichtigste Marktfrucht In-
diens. Sie wird vorwiegend in Gebieten
mit 500 bis 1000 Millimetern Jahresnieder-
schlag angebaut, in den Tiefländern er-
folgt der Anbau mit künstlicher Bewässe-
rung, und im Punjab und in Haryana wer-
den mit dem Doppelten der indischen
Durchschnittswerte die höchsten Hek-
tarerträge registriert. Die wichtigsten
Anbauregionen sind jedoch die Schwarz-
erdegebiete des Dekhan, des Malwa-Pla-
teaus und in Gujarat mit ihrem black cot-
ton soil.
Mitte des 19. Jahrhunderts etablierte sich
mit der Baumwollverarbeitung der erste
Industriezweig auf dem Subkontinent,

nachdem der amerikanische Bürgerkrieg
zu Produktionsausfällen im britischen Ko-
lonialreich geführt hatte. Dies ging einher
mit der Einführung langfaseriger ameri-
kanischer Baumwollsorten, die insbeson-
dere für hochwertige Textilien und den
Export von Bedeutung sind und noch bis
in die siebziger Jahre nach Indien impor-
tiert werden mußten. Unmittelbar nach
der Unabhängigkeit war die Ausgangssi-
tuation jedoch sehr ungünstig, da Paki-
stan 1947 die Anbaugebiete langfaseriger
Baumwollsorten im Punjab und Sindh zu-
gesprochen wurden. Die Anbaufläche In-
diens wurde seit 1950–51 um rund 30 Pro-
zent erweitert, die Rohbaumwollernten
sogar nahezu vervierfacht (Econ. Survey
1995–96), wobei langfaserige Sorten mitt-
lerweile auf rund einem Drittel der Ernte-
fläche angebaut werden. Mit Ausnahme
weniger Jahre ist Indien etwa seit Mitte
der achtziger Jahre Nettoexporteur von
Rohbaumwolle und Baumwollprodukten.
Neben den Feldfrüchten sind Plantagen
für einige Agrarprodukte von besonderer
Bedeutung. Tee und Kaffee haben durch
ihre Exporterlöse eine wichtige Funktion
als Marktfrüchte, sie wurden schon in 
der Kolonialzeit gefördert. Mittlerweile
haben die Exporterlöse von Tee gegen-
über Kaffee und anderen Agrarprodukten
jedoch deutlich an Bedeutung verloren,
auch wenn die exportierten Mengen seit
den sechziger Jahren nahezu verachtfacht
wurden (Stat. Outline 1996–97).

Unbefriedigende Besitzverhältnisse
in der Landwirtschaft

Indien wird gemeinhin als Agrarstaat be-
zeichnet (vgl. D. Bronger 1996b; Domrös
1997), und seine Landwirtschaft ist weiter-
hin ein wichtiger Wirtschaftsbereich, auch
wenn ihr Anteil am Bruttoinlandsprodukt
von 56 (1950–51) auf unter 30 Prozent
(1994–95) gefallen ist und mittlerweile
gleichauf mit dem der Industrie liegt (Stat.
Outline 1996–97). Dieser Wert liegt deut-
lich über denen anderer asiatischer Staa-
ten wie Pakistan (26 %), China (21 %) oder
Indonesien (17 %) (Fischer Weltalmanach).
Zudem sind rund zwei Drittel aller regi-

strierten Arbeitskräfte unmittelbar in der
Landwirtschaft beschäftigt (1981: 66,6 %;
1991: 64,8 %; Stat. Outline 1996–97),
deutlich mehr als in anderen Entwick-
lungsländern, wie Indonesien (50 %), Pa-
kistan (48 %) oder Ägypten (33 %) (Fischer
Weltalmanach).
Ihre zentrale Bedeutung liegt in der Nah-
rungsmittelproduktion für die zunehmen-
de Bevölkerung. So konnte die Produkti-
on von Getreide und Hülsenfrüchten von
51 (1950–51) auf 191 Millionen Tonnen
(1994–95) gesteigert werden (Abb. 2; Stat.
Outline 1996–97), und die Selbstversor-
gung wurde somit verbessert. In den sech-
ziger Jahren mußten etwa acht bis zehn
Prozent und zum Ende der achtziger Jahre
etwa zwei Prozent der Nahrungsmittel,
v.a. Weizen, importiert werden (Länder-
bericht Indien), während seit den frühen
neunziger Jahren neben Reis auch Weizen
exportiert wird (Stat. Outline 1996–97).
Dies gelang vor allem durch eine Intensi-
vierung der Produktion, da kaum noch
Land für die Ausweitung des Anbaus ver-
fügbar ist.
Der landwirtschaftliche Anteil an den Ex-
porterlösen sank trotz absoluter Zuwäch-
se von 44 (1960–61) auf rund 17 Prozent
(1994–95), wobei sich zusätzlich die Ge-
wichte der exportierten Agrarprodukte
deutlich verändert haben. Während Tee
bis in die sechziger Jahre fast die Hälfte
der agraren Exporterlöse erzielte, haben
inzwischen Produkte wie Reis, Garnelen
und Fische, oder Ölkuchen, verarbeitete
Früchte und Gemüse sowie Kaffee eine
größere Bedeutung (Stat. Outline
1996–97).
Von zentraler Bedeutung ist die Landbe-
sitzproblematik mit ihrer seit Jahrzehnten
anhaltenden Besitzzersplitterung (Tab. 3).
Selbst mehrere Landreformen und landes-
weite Entwicklungsprogramme konnten
die feudalen und kolonialen Strukturen
des meist absentistischen Großgrundbesit-
zes nicht aufheben. Solche Maßnahmen,
die u.a. Landbesitzobergrenzen festleg-
ten und „Überschußland“ an Kleinbauern
und Landlose verteilen sollten, wurden
vielfach von Großgrundbesitzern (land-
lords) unterlaufen (vgl. Zingel 1995; D.
Bronger 1996b). So änderte sich die Besitz-
konzentration, gemessen am „Gini“-Koef-
fizenten, ein Indesxwert von null bis eins
(d.h. keine bzw. vollständige Gleichvertei-
lung), zwischen den Volkszählungen von
1970–71 und 1990–91 nur geringfügig
(Tab. 3). Die hier verwendeten offiziellen
Daten vermitteln jedoch nur einen quali-
tativen Eindruck dieser Problematik, da
ihre Erhebung oftmals fehlerhaft ist (D.
Bronger 1996b) und der zugrundeliegen-
de Begriff landholding nicht alleine 
Landeigentum sondern auch Pachtland
einschließt. Jedoch hat sich das Problem
der Kleinbauern mit weniger als einem
Hektar (ca. 59% der holdings) und vor
allem das der Landlosen und Landarbeiter
verschärft. Häufig wandern die Tagelöh-
ner saisonal je nach Arbeitsbedarf bei-
spielsweise in Zuckerrohr- oder Baum-
wollanbaugebiete oder auch in die Groß-
städte ab. In Extremfällen sind sie und ihre
Familien in „Schuldknechtschaftsverhält-
nissen“ (bonded labourer) faktisch als
Leibeigene an einzelne Großgrundbesit-

Abbildung 2: Bevölkerungswachstum, Getreideproduktion und Pro-Kopf-Nahrungs-
mittelverfügbarkeit Indiens, von 1951 bis 1994.
Entwurf: J. Clemens. Quellen: Econ. Survey 1995–96 (Tabellenanhang), Stat. Outline
1996–97 (S. 54), vgl. Bronger/v.d. Ruhren 1986.
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zer gebunden, auch wenn dies in den
siebziger Jahren gesetzlich aufgehoben
wurde.
Ein Ergebnis dieser Entwicklung ist eine
anhaltende Armut, sowohl im städtischen
wie auch im ländlichen Bereich, die zwar
nach offizieller Lesart seit den siebziger
Jahren absolut und relativ von 291,5 Mil-
lionen Menschen oder 51,5 Prozent der
Bevölkerung (1972–73) auf 168,6 Millio-
nen oder 19 Prozent (1993–94) abgenom-
men haben soll (Stat. Outline 1996–97,
nach Angaben der staatlichen Planning
Commission). Doch diese Angaben zur Be-
völkerung unterhalb der Armutsgrenze
(gemessen an den notwendigen Ausga-
ben für eine angemessene Ernährung)
sind politisch umstritten, und regierungs-
unabhängige Institute kritisieren die Me-
thodik der staatlichen Statistik als verfäl-
schend. Sie schätzen den tatsächlichen An-
teil der Armen rund zehn Prozentpunkte
höher ein (für 1987–88: 39,3 statt 29,9 %;
Dogra 1997), der Bericht zur menschlichen
Entwicklung in Südasien weist für Indien
1993 sogar 46 Prozent und insgesamt 416
Millionen Menschen aus (Haq 1997).

Die „Grüne Revolution“

Anstelle der fehlgeschlagenen Reformen
wurden ab Mitte der sechziger Jahre
wachstumsorientierte Ansätze der Agrar-
politik verfolgt, nachdem dürrebedingte
Mißernten die Versorgungslage verschärft
hatten. Der Einsatz von neugezüchteten
Hochertragssorten für Weizen und Reis
wurde gefördert, da weder die Expansion
der Anbauflächen genügte, noch die zeit-
weise hohen Getreideimporte politisch
mit dem Autarkieziel vertretbar waren.
Die nach Testergebnissen in Mexiko (Wei-
zen) und später in Manila (Reis) zu erwar-
tenden Ertragssteigerungen der „Grünen
Revolution“ waren jedoch nur zu errei-
chen, wenn in einem Maßnahmenbündel
gleichzeitig auch Düngung und Bewässe-
rung verbessert wurden. Der Einsatz sol-
cher „Hochertragssorten“ (high yielding
varieties, HYV) wird deshalb auch als
„Saatgut-Düngemittel-Technologie“ oder
„Paketansatz“ (package programme) be-
zeichnet. Ertragssteigerungen bei Weizen
zwischen 25 und 100 Prozent führten zu
dessen raschen Übernahme (Tab. 4) und
zur Entwicklung von Hybridsorten, die
den indischen Anbaubedingungen besser
angepaßt sind. Insbesondere mit rasch rei-
fenden Sorten konnte der Weizenanbau
insgesamt weiter ausgedehnt werden.

Hochertragssorten für Reis wurden etwa
zeitgleich eingeführt, fanden jedoch auf-
grund der niedrigeren Bewässerungsan-
teile eine geringere Verbreitung (Tab. 4).
Die für die angestrebten Produktionsstei-
gerungen erforderlichen Düngermengen
konnten einzig durch den Einsatz von in-
dustriellem Handelsdünger bereitgestellt
werden, da Viehdung und Ernterückstän-
de statt dessen als häuslicher Brennstoff
oder als Viehfutter verwendet wurden
und werden. Der drastisch angestiegene
Verbrauch konnte einzig durch umfangrei-
che Importe befriedigt werden, die mitt-
lerweile jedoch auf unter 30 Prozent des
Jahresbedarfs gedrosselt werden konnten.
Die Verbreitung der „Grünen Revolution“
ging einher mit der Ausweitung des Be-
wässerungslandes und insbesondere der
Installation von Brunnen und mechanisier-
ten Pumpen, die mittlerweile mehr als die
Hälfte des Bewässerungslandes bewässern
(Tab. 5). Die traditionelle Bewässerungs-
technik auf dem Subkontinent basiert ent-
weder auf manuell betriebenen Brunnen
oder kleineren Stauweiern (tanks), dar-

über hinaus haben Feudal- und Kolonial-
herren umfangreiche Kanalsysteme in den
Stromtiefländern und Flußdelten errichtet.
Nach der Unabhängigkeit verfügte Indien
über rund 21 Millionen Hektar Bewässe-
rungsland, ein Großteil der Bewässerungs-
kulturen fiel an Pakistan, doch konnten
die Bewässerungsflächen Indiens mittler-
weile (1991–1992) auf rund 49 Millionen
Hektar erweitert werden, bei Berücksichti-
gung der Mehrfachernten sind dies 64 Mil-
lionen Hektar oder mehr als ein Drittel 
der gesamten Erntefläche (Stat. Outline
1996–97). Mit der Einführung von Diesel-
und Elektropumpen hat dies eine neue Di-
mension erreicht, da deren Einsatz fle-
xibler ist und tiefere Grundwasserschich-
ten erschließt. Zwischen 1981 und 1996
stieg die Anzahl der Elektropumpen von
4,3 auf mehr als elf Millionen (Stat. Outline
1996–97), und einige Autoren bezeichnen
die „Grüne Revolution“ als eigentliche
„Pumpenrevolution“ (vgl. Bohle 1989).

Agrartechnologische Verbesserungen
müssen mit politischen Reformen
Hand in Hand gehen

Die agrartechnische Modernisierung im
Rahmen der „Grünen Revolution“ wurde
insbesondere in den siebziger und achtzi-
ger Jahren sehr kontrovers diskutiert. Im
wesentlichen konzentrierte sich diese Kon-
troverse auf die Auswirkungen auf Klein-
bauern und landlose Landarbeiter und in-
wieweit diese tatsächlich an den erwarte-
ten trickle-down-Effekten, d.h. an den
Wohlfahrtsverbesserungen,teilhatten oder
ob die bestehenden Einkommensdispari-
täten nicht vielmehr noch verstärkt wurden.
Die These, daß reiche Bauern und Groß-
grundbesitzer signifikant größere Vorteile
durch die Modernisierung erhielten als

Tabelle 3: Entwicklung der Betriebsstrukturen der indischen Landwirtschaft.
Quellen: Stat. Outline 1996-97 (S. 59), Länderbericht Indien (S. 65), Bronger/
v.d. Ruhren (1986: 50).

1953-54 1960-61 1970-71 1976-77 1980-81 1990-91

Anzahl der Betriebe 1.000 44.354 49.824 70.493 81.500 88.900 105.300
Wirtschaftsfläche Mio. ha 134,9 132,4 162,1 163,2 163,8 165,6
Durchschnittsgröße ha 3,0 2,7 2,3 2,0 1,8 1,6
Betriebe kleiner 1 ha % 39,1 39,9 50,7 54,6 56,4 59,0
– Anteil an der Wirtsch.fl. % 5,5 6,8 9,0 10,7 12,0 14,9
Betriebe größer 10 ha % 4,6 3,9 2,9 2,5 1,6
– Anteil an der Wirtsch.fl. % 29,8 30,9 26,2 23,0 17,4
Besitzkonzentration

(Gini-Koeff.) 0 bis 1 0,618 0,605 0,578

Tabelle 4: Einsatz von Hochertragssorten für Weizen und Reis im Überblick.
Absolute Flächenangaben und Prozentanteile der gesamten Ernteflächen.
Quellen: Stat. Outline 1996-97 (S. 60); Econ. Survey 1995-96 (S. 137 & S-22).
Eigene Berechnungen.

Jahr Weizen Reis

Mio. ha % Mio. ha %

1966-67 0,5 3,9 0,9 2,6
1970-71 6,5 37,7 5,6 14,9
1975-76 13,5 65,9 12,4 31,4
1980-81 16,1 72,2 18,2 45,4
1985-86 19,1 83,0 23,5 57,2
1990-91 21,0 86,8 27,4 64,2
1994-95 23,2 90,6 31,0 73,5

Tabelle 5: Entwicklung der Feldbewässerung nach Bewässerungsarten.
Quelle: Stat. Outline 1996-97 (S. 57).

1970-71 1980-81 1990-91

Mio. ha % Mio. ha % Mio. ha %

Regierungskanäle 12,0 38,5 14,5 37,4 16,5 34,5
private Kanäle 0,9 2,9 0,8 2,1 0,5 1,0
Stauteiche (tanks) 4,1 13,1 3,2 8,2 3,3 6,9
Brunnen & Pumpen 11,9 38,1 17,7 45,6 24,3 50,8
Andere 2,3 7,4 2,6 6,7 3,1 6,5

Bewässerte Fläche 31,2 100 38,8 100 47,8 100
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Kleinbauern und Landarbeiter, wurde von
Bohle (1989) als „(landwirtschaftliches)
Wachstum ohne (ländliche) Entwicklung“
zusammengefaßt. Dies wird jedoch von
anderen Autoren (vgl. Hazell/Ramasamy
1991; Blanckenburg 1993) als „frühe Kri-
tik“ bezeichnet, da die zur Versorgung
der wachsenden Bevölkerung erforderli-
chen Produktionssteigerungen sowie die
Importsubstitution außer Acht gelassen
worden seien. Zudem nutzten auch Klein-
bauern die prinzipiell betriebsgrößenun-
abhängigen modernen Input-Programme
(Saatgut und Dünger) und könnten auf
ihren kleinen Feldern oftmals intensiver
wirtschaften und somit höhere Erträge er-
zielen. Nach jüngeren Untersuchungen
mußten jedoch zahlreiche Kleinbauern
aufgrund ihres Kreditbedarfs Land ver-
kaufen oder Pächter wurden von den
landlords aus den Pachtverträgen entlas-
sen und als Landarbeiter weiterbeschäf-
tigt, nachdem der marktorientierte An-
bau lukrativer wurde als das passive Ab-
schöpfen der Landrenten. Beck (1995)
spricht in diesem Zusammenhang von
trickle-up-Effekten und verstärkten Ein-
kommensdisparitäten. Die Modernisie-
rung wurde vielmehr „evolutionär“ zur
Festigung bestehender sozialer Struktu-
ren genutzt und führte letztlich zur „par-
tiellen Verarmung“ aufgrund der unter-
proportionalen Wohlfahrtssteigerung der

Kleinbauern und Landarbeiter (Beck 1995;
Freebairn 1995).
Daneben profitierten von dieser Entwick-
lung einige Regionen überproportional.
So verweist D. Bronger (1996b) darauf, daß
die Anzahl der Bundesstaaten mit rückläu-
figer Pro-Kopf-Produktion von Nahrungs-
mitteln stark zugenommen hat. Die Pro-
duktions- und Produktivitätszuwächse
konzentrierten sich insbesondere auf die
Bundesstaaten Punjab, Haryana, Uttar Pra-
desh, Andhra Pradesh und Maharashtra,
sodaß sowohl interregionale Disparitäten,
vor allem zwischen dem Nordwesten und
dem Osten Indiens, wie auch intraregio-
nale, zu Gunsten der jeweiligen agro-öko-
logischen Gunsträume, verstärkt wurden.
Festzuhalten bleibt die landesweite Pro-
duktionssteigerung, so daß die durch-
schnittliche Ernährungslage – 1990 kcal.
(1961–63); 2230 (1988–90) und 2395 täg-
lich (1992) – das von der Welternährungs-
organisation (FAO) angestrebte Bedarfs-
deckungsniveau erreicht hat (Handb. d.
Welternährung; UNDP 1997). Chronische
Mangelernährung ist aufgrund der ver-
breiteten ländlichen Armut aber weiter-
hin ein drängendes Problem, und Indien
wird in FAO-Statistiken in der Ländergrup-
pe „mit mittlerer Nahrungssicherheit“
eingestuft, da nur rund drei Viertel aller
Haushalte ausreichend mit Nahrungsmit-
teln versorgt sind (Handb. d. Welt-

ernährung). Seit dem Einsetzen der „Grü-
nen Revolution“ sind landesweite akute
Hungersnöte jedoch ausgeblieben.
Paradoxerweise hat somit die Verfügbar-
keit von Nahrungsmitteln auf den privaten
oder den subventionierten öffentlichen
Märkten zugenommen, ohne daß große
Teile der marginalisierten Bevölkerung,
Kleinbauern, Pächter, Landlose und Hand-
werker, über das nötige Einkommen verfü-
gen, um diese auch kaufen zu können (Cur-
rie 1992). Als Skandal wird zudem gewer-
tet, wenn im Zuge der liberalisierten
Außenhandelspolitik zunehmend Nah-
rungsmittel exportiert oder Ackerflächen
für die exportorientierte Garnelenzucht
oder Schnittblumenproduktion umgewid-
met werden und somit das Verteilungspro-
blem weiter verschärft wird (v. Dillen/
Weber 1997).
Die indische Agrarpolitik wird auch wei-
terhin von der Prämisse geleitet, durch
Produktionssteigerungen die Versorgung
der Bevölkerung sicherzustellen. Hierbei
werden im Rahmen einer „neuen“ oder
„zweiten“ „Grünen Revolution“ gentech-
nische Züchtungsstrategien verfolgt, um
eine höhere Krankheits- und Schädlings-
resistenz sowie eine größere Toleranz ge-
genüber ungünstigen Anbaubedingun-
gen zu erreichen (FAO 1995). Diese „Gen-
Revolution“ wird von kritischen Entwick-
lungsforschern aufgrund der befürchte-

Abbildung 3: Urbanisierung und sozio-ökonomische Entwicklung Indiens.
Entwürfe: J. Clemens. Quellen: (a): D. Bronger (1996b: 473f.), Stat. Outline 1996–97 (S. 34); (b): Haq (1997: 116); (c): Stat. Outline
1996–97 (S. 37; 43); (d): Haq (1997: 116); (e): Haq (1997: 116), zu den Abkürzungen der Bundesstaaten vgl. Tab. 7.
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ten Dominanz transnationaler Konzerne
und patentrechtlicher Bedenken jedoch
weitgehend abgelehnt (vgl. Bohle 1989).
Neue Strategien, die durchaus im Konzept
der „neuen Grünen Revolution“ aufge-
griffen werden, müßten demgegenüber
verstärkt Kleinbauern integrieren und
Verbesserungen im Regenfeldbau auf-
greifen, wie etwa dry farming-Techniken
oder watershed management-Projekte
zur kleinräumigen Verbesserung des Bo-
denwasserhaushaltes. Neben der Weiter-
entwicklung trockenheitsresistenter Feld-
früchte sind hierbei sowohl „ökosystem-“
wie auch „kultur-spezifische“ Maßnah-
men erforderlich, um mit Einbeziehung
des traditionellen Agrarwissens der loka-
len Bevölkerung die vorhandenen natürli-
chen Ressourcen nachhaltig zu nutzen
(vgl. Bohle 1989; Manshard/Mäckel 1995).
Mit solchen Strategien wird jedoch nicht
die Rückkehr zur Subsistenzwirtschaft an-
gestrebt, sondern vielmehr ein integrier-
ter Ansatz von technologischen Verbesse-
rungen und, zuvor vernachlässigten, poli-
tischen Reformen, d.h. Landumverteilung
(Freebairn 1995). Insbesondere von ar-
beitsintensiver wirtschaftenden Kleinbe-
trieben sind bei gesicherten Besitzverhält-
nissen nachhaltige Einkommensverbesse-
rung der Kleinbauern zu erwarten (Ach-
arya/Papanek 1995).
Aufgrund der komparativen Produktions-
kostenvorteile auf dem Weltmarkt, insbe-
sondere für Reis und Weizen, sieht Storm
(1997) durchaus Potentiale auch für eine
Handelsliberalisierung von Agrarproduk-
ten. Hierzu sind aufgrund seiner Untersu-
chungen jedoch zusätzliche agrarpoliti-
sche Maßnahmen erforderlich, um Bin-
nenmarktstörungen zu vermeiden. Dazu
zählen öffentliche Infrastrukturinvestitio-
nen, da die marginalisierten Bauern und
Pächter die erforderlichen Ressourcen
nicht selber, weder individuell noch in 
Genossenschaften, aufbringen können
(Storm 1995). Daneben verweist er auf in-
stitutionelle Engpässe im Agrarsektor,
etwa die Besitzverhältnisse oder das Kre-
ditwesen, die dessen Entwicklung bislang
behindern.

Trotz rasanter Urbanisierung ein Land
der Dörfer

Die Bevölkerung Indiens konzentriert sich
zusehends in Groß- und Millionenstädten,
deren Bevölkerungszuwachs von 1981 bis
1991 doppelt so rasch anstieg wie der
ganz Indiens, gegenüber dem landeswei-
ten Zuwachs um 23,6 Prozent waren dies
46,9 in Groß- und 67,8 Prozent in Millio-
nenstädten. Jedoch ist der Urbanisie-
rungstrend gegenüber den vorherigen
Dekaden sowie den Erwartungswerten
geringer angestiegen (Abb. 3c). Die An-
zahl der Millionenstädte, in Indien als
„Metropolen“ bezeichnet, stieg von neun
(1971) über zwölf (1981) auf zuletzt 23
(1991) (Abb. 3a), und bis zum Jahr 2000
werden mindestens 36 erwartet (Krafft
1996). Nach D. Bronger (1996a) wies Indi-
en um 1990 fünf von weltweit 36 Mega-
städten mit mehr als fünf Millionen Ein-
wohnern auf. Projektionen der Vereinten
Nationen legen demgegenüber eine Min-
destgröße von zehn Millionen Einwoh-

nern zugrunde und erwarten für das Jahr
2025 in Indien neun von insgesamt 20 Me-
gastädten in Asien (Tab. 6). Somit zählt
Südasien zu 
den dynamischsten Städteregionen, auch
wenn das größere absolute Bevölkerungs-
wachstum Indiens bislang auf dem Land
zu verzeichnen ist und Indien bei der nied-
rigen Urbanisierungsquote von 25,7 Pro-
zent weiterhin als „ein Land der Dörfer“
zu bezeichnen ist (Gödde 1996). Doch
selbst die derzeitige Stadtbevölkerung In-
diens von rund 218 Millionen (1991) wäre
nach China und Indien die weltweit dritt-
größte Nation (Töpfer 1996).
Die Struktur der Städte Indiens ist sehr he-
terogen, sowohl hinsichtlich ihrer Historie
wie auch der jüngsten Entwicklungsdyna-

schen ländliche Werte und Lebensweisen
vor; die Landbevölkerung lebt in Hütten
hinter den Büroblocks und, natürlich, auf
der Straße.“
Auch wenn die Anteile der Wanderungs-
gewinne am Städtewachstum von 54
(1971–81) auf etwa 40 Prozent (1981–91)
zurückgegangen sind (Krafft 1996), so
wirken weiterhin „Push“-Faktoren und
drängen zumindest Männer in die Städte,
um dort den Lebensunterhalt für ihre Fa-
milien zu verdienen. So weisen Bombay,
Kalkutta und Neu Delhi einen für arbeits-
platzorientierte Migrationsprozesse typi-
schen Männerüberschuß auf, mit 827 bis
831 Frauen je 1000 Männern gegenüber
dem gesamt-indischen Durchschnitt von
927 (Stat. Outline 1996–97).

Tabelle 6: Megastädte in Indien.
Quelle: Asian Development Bank (1997: 26), nach UNDP (1994): World urba-
nization prospects.

Stadt
Bevölkerung

Wachstums-
rate

1995 2010 2025 1995–2025

Mio. Einwohner % pro Jahr

Bombay (Mumbai) 15,1 24,3 33,2 2,66
Kalkutta 11,7 15,6 21,4 2,03
Neu Delhi 9,9 15,5 21,6 2,63
Madras (Chennai) 5,9 8,3 11,8 2,34
Hyderabad 5,3 9,4 13,2 3,08
Bangalore 4,8 7,3 10,2 2,58

mik. Von besonderer Bedeutung ist die
koloniale Überprägung durch die Briten
sowohl in Städten früherer Dynastien wie
auch mit Neugründungen etwa in Kalkut-
ta, Bombay oder auch Neu Delhi. Typisch
hierfür ist die „blaupausenartige“ Anlage
von Garnisonen und Verwaltungseinrich-
tungen in den cantonments und civil lines
am Rande der indischen Altstädte, als
„anglo-indische Siedlungsform“, die ein
bis heute nachvollziehbares Nebeneinan-
der von „modernen“ und muslimischen
oder hinduistischen Strukturelementen
bewirkt (vgl. Blenck 1977; Gutschow/Pie-
per 1978). Darüber hinaus weisen die indi-
schen Städte nur wenige Gemeinsamkei-
ten der Stadtstruktur auf, für Krebs
(1939/65: 140) zerfielen sie vielmehr „in
einer völligen Regellosigkeit des Straßen-
netzes“. Für die jüngste Vergangenheit ist
jedoch festzustellen, daß insbesondere die
Innenstadtbezirke der indischen Metropo-
len eine extreme sozio-ökonomische Pola-
risierung zwischen den Verwaltungs- und
insbesondere Handelsfunktionen sowie
der „Wohnbevölkerung“ in ausgedehn-
ten Slumgebieten aufweisen (z.B. D. Bron-
ger 1996b, Krafft 1996, Clemens 1997).
Darauf weist auch ein Ingenieur der Stadt-
verwaltung Kalkuttas in einem Gespräch
mit dem britischen Journalisten Frater
(1997: 295 f.) hin:
„Inzwischen hat sich die Einwohnerzahl
vervierfacht, und wir müssen (...) mit
einem gewaltigen Strom von Flüchtlingen
fertig werden – sie machen derzeit vierzig
Prozent der Bevölkerung aus. Diese Flut
von armen Bauern bedeutet, daß wir nur
noch dem Namen nach eine Stadt sind.
Selbst rings um das Geschäftsviertel herr-

Dieser von D. Bronger (1996a) auch als
„Megapolisierung“ bezeichnete Prozeß
übertrifft mit seiner funktionalen Konzen-
tration die intensivsten Städtewachstums-
phasen Europas und Nordamerikas und
führte zu krassen sozio-ökonomischen
Disparitäten in Indien, sowohl hinsichtlich
der Wirtschaftskraft wie auch des Human-
kapitals, wobei sich Stadt-Land-Gegen-
sätze und solche zwischen Bundesstaaten
überlagern.

Nach wie vor das Land mit der sprich-
wörtlichen Bevölkerungsexplosion?

Indien ist als weltweit zweitgrößter Staat,
gemessen an der Bevölkerung, ein häufig
zitiertes Beispiel einer „sprichwörtlichen
Bevölkerungsexplosion“, sowohl in wis-
senschaftlichen Beiträgen (z.B. D. Bronger
1977, 1996b; Rothermund 1994; Domrös
1997) wie auch in Schulbüchern (z.B. Bron-
ger/v.d. Ruhren 1986; Diercke 1996). Aus-
gehend vom hohen natürlichen Be-
völkerungszuwachs (Abb. 5 & Tab. 7) von
mehr als 16 Millionen Menschen pro Jahr
werden düstere und schier nicht zu bewäl-
tigende Entwicklungsprobleme für deren
Versorgung projiziert.
Indien hat es jedoch bislang durchweg ver-
mocht, die Ernährungssituation zu ver-
bessern (Abb. 2) und die demographische
Entwicklung, gemessen an der jährlichen
Wachstumsrate, hat sich seit etwa 1971 sta-
bilisiert (Abb. 7). Während die Sterberaten
schon zuvor rasch gesunken sind, sinkt nun
die Geburtenrate überproportional, und
die Wachstumsrate wird nach Schätzungen
bis 2011 von 1,8 (1991–96) auf unter 1,4
Prozent sinken (Stat. Outline 1996–97).
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Aufgrund der hohen Bevölkerungsdichte
Indiens (1997: 292 Ew/km2; Domrös 1997)
und Südasiens (1997: 283 Ew/km2) gilt
diese Region gemeinhin als „übervölkert“
(Domrös 1997). Die Bevölkerung Indiens
konzentriert sich insbesondere in den
agro-ökologischen Gunsträumen, wie den
Stromtiefländern vom Punjab bis in das
Ganges-Brahmaputra-Tiefland, im Küsten-
saum der Ostküste, an der südlichen West-
küste bis in die Hochländer von Karnataka
sowie von Mumbai (Bombay) nordwärts
nach Gujarat. Dort werden Werte von 500
bis 750 Einwohnern je Quadratkilometer,
in einzelnen, auch ländlichen, Distrikten
auch mehr als 1000, erreicht, während die

peripheren oder ariden Regionen in Ra-
jasthan oder im Gebirge sehr dünn besie-
delt sind (unter 10 Ew/km2; vgl. die Karten
der Bevölkerungsdichte in Bronger,
1996b: 94, nach Verwaltungsdistrikten;
sowie Karte I in Betz 1997).
Im regionalen Vergleich zeigen sich
zudem deutliche Unterschiede des Bevöl-
kerungswachstums zwischen den Bundes-
staaten (Tab. 7), wobei die höchsten Ge-
burtenraten in den Bundesstaaten nörd-
lich der Satpura-Ketten zu verzeichnen
sind und die südlichen Bundesstaaten, ins-
besondere Kerala, nach dem „Modell des
demographischen Übergangs“ schon
mehrere Phasen durchlaufen haben

Wirtschaftliche
Entwicklungsdisparitäten

Antipoden der Wirtschaftsentwicklung
sind nach einer Analyse verschiedener In-
dikatoren durch D. Bronger (1996b) die
Bundesstaaten Punjab und Bihar, so liegt
das Pro-Kopf-Einkommen im Punjab um
das 3,3fache höher als im ärmsten indi-
schen Staat (Tab. 7). Bronger hebt dabei
insbesondere eine starke Korrelation zwi-
schen hoher ländlicher Bevölkerungsdich-
te („ländliche Überbevölkerung“) und Un-
terentwicklung hervor, die jedoch bei
günstigen Produktionsbedingungen, d.h.
Böden, Bewässerung sowie Infrastruktur-

Tabelle 7: Sozio-ökonomische Dispariäten – Daten der wichtigsten Bundesstaaten Indiens. Quelle: Haq (1997: 116) Rothermund
(1994: 236), Stat. Outline 1996-97 (S. 35).

1992 1993 1991 1990-92 1991 1994 1991 1991 1991

1993 0 bis 1 Ew/km2 Jahre % ‰ ‰ %
PPP$

Ke Kerala 1.017 0,597 747 72 90 16 12 25,5 1.036
Pu Punjab 2.124 0,516 401 66 58 53 21 23,8 882
Ma Maharashtra 1.802 0,513 256 64 65 54 18 26,8 934
Ha Haryana 1.915 0,476 369 63 56 67 25 19,0 865
Gu Gujarat 1.416 0,458 210 60 61 64 19 22,9 934
WB Westbengalen 1.186 0,452 766 61 58 61 19 24,6 917
HP Himachal Pradesh 1.180 0,447 92 64 64 -.- -.- 3,3 976
Ka Karnataka 1.224 0,442 234 62 56 65 18 28,9 960
TN Tamil Nadu 1.119 0,432 428 62 63 59 12 34,6 974
AP Andhra Pradesh 1.227 0,393 241 60 44 63 16 40,9 972
As Assam 932 0,374 284 54 53 77 19 12,1 923
Or Orissa 896 0,368 202 55 49 103 16 28,7 971
Bi Bihar 640 0,350 497 59 39 66 21 37,1 911
Ra Rajasthan 961 0,350 128 58 39 84 24 10,0 910
UP Uttar Pradesh 884 0,343 471 56 42 88 24 19,8 879
MP Madhya Pradesh 898 0,341 149 54 44 98 22 23,5 931

Indien, gesamt 1.240 0,436 267 61 52 73 19 26,0 927
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PPP$: Purchasing Power Parity: Kaufkraftparitäten, in US-Dollar von 1993.
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der Dekaden und Schätzungen bis 2011.
Entwurf: J. Clemens. Quellen: Stat. Outline 1996–97 (S. 37f.), Gans/Tyaga (1994: 289).

(Gans/Tyagi 1994). Das jährliche Bevölke-
rungswachstum in Kerala und Tamil Nadu
unterschritt schon 1991 den Projektions-
wert Indiens für 2011 (Tab. 7). Das derzei-
tige Bevölkerungswachstum wird nach
statistischen Analysen insbesondere durch
das Alter der Frauen bei der Hochzeit
sowie den Alphabetisierungsgrad der
Frauen beeinflußt, d.h. je höher diese bei-
den Werte sind, desto geringer fällt die
Wachstumsrate aus. Die Urbanisierung
oder die Frauenbeschäftigungsquote zeig-
ten demgegenüber keine signifikanten
Einflüsse. Daneben erklärt statistisch ein
hoher Anteil von purdah praktizierenden
Frauen, d.h. solche die weitgehend in fa-
miliärer Abgeschiedenheit leben, hohe
Bevölkerungswachstumsraten (Gans/Tyagi
1994). Neben der demographischen Ent-
wicklung wird demnach auch die Entwick-
lung der Wirtschaft und des Humankapi-
tals durch sozio-kulturelle Aspekte be-
stimmt.
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ausstattung, nicht zwangsläufig ein Ent-
wicklungshemmnis darstellt. Vielmehr
kann dies auch als Stimulus für Agrarin-
novationen, z. B. Plantagen und Markt-
fruchtanbau, interpretiert werden, wie
etwa für Kerala, mit überdurchschnittlich
kleinen Höfen und niedriger Pro-Kopf-
Getreideproduktion (vgl. Rothermund
1995b; Parayil 1996).
Entgegen anderen Autoren bestätigt D.
Bronger (1996b) keine eindeutigen regio-
nalen Nord-Süd- oder West-Ost-Polaritä-
ten. In Übereinstimmung mit Rothermund
(1995b) stellt er jedoch Zentralindien mit
angrenzenden Gebieten als Region der
niedrigsten Wirtschaftsentwicklung her-
aus. Das sogenannte „Hindu-Herzland“
(Bihar, Madhya Pradesh, Rajasthan und
Uttar Pradesh) bezeichnet Rothermund
(1995b) mit Bezug auf den indischen De-
mographen A. Bose als „BIMARU“, wobei
dieses Akronym auf die Hindi-Vokabel
bimar (d.h. krank) verweist.
Neben diesen zwischenstaatlichen Ent-
wicklungsdisparitäten sind die Entwick-
lungsvorteile der Metropolen und Mega-
städte von noch größerer Bedeutung. So
weisen etwa Bombay und Kalkutta für
1985 Indexwerte der Wirtschaftsentwick-
lung von 1088 und 1036 auf, wobei der in-
dische Durchschnitt mit ,100‘ indiziert
wurde (D. Bronger 1996b). Dieses Stadt-
Land-Entwicklungsgefälle (primacy) konn-
te durch Maßnahmen der Regionalpla-
nung und Dezentralisierung nicht nach-
haltig aufgelöst werden, wie für das Bei-
spiel Bombay und Maharashtra dokumen-
tiert ist (vgl. Clemens 1997).

Die Sonderstellung Keralas

Nach den auf Staatenbasis publizierten
Daten des „Index der menschlichen Ent-
wicklung“ (human development index,
HDI; UNDP 1997) liegt Indien 1994 auf
Rang 138 von insgesamt 175 Staaten, fiel
gegenüber dem Vorjahr um drei Plätze
und nimmt verglichen mit ähnlich wohl-
habenden Staaten sehr viel niedrigere
HDI-Werte ein. Die nach indischen Bun-
desstaaten unterschiedenen Werte (Haq
1997) zeigen jedoch krasse Unterschiede
des Entwicklungsniveaus, die sich nicht al-
lein durch die jeweilige Wirtschaftskraft
oder das Pro-Kopf-Einkommen erklären
lassen (Tab. 7 & Abb. 3e). So wäre Kerala
als selbständiger Staat weltweit in der
mittleren Gruppe (medium human devel-
opment) etwa auf Rang 108 einzuordnen,
während es das mittlere Pro-Kopf-Ein-
kommen Indiens deutlich unterschreitet.
Die herausragende Stellung Keralas sowie
von Maharashtra, Haryana und Punjab trifft
neben dem HDI-Wert auch auf andere So-
zialindikatoren zu, wobei deren Streuung
jedoch krasser ausfallen kann (Abb. 3d).
Hinsichtlich der Erklärung für die Sonder-
stellung Keralas variieren die Ansätze in der
Literatur sehrdeutlich.Rothermund (1995b)
verweist auf die Auswanderung aus Kerala
sowie die Innovationsfähigkeit der Bevölke-
rung. Demgegenüber wird der Entwick-
lungsprozeß in Kerala als ein mögliches Bei-
spiel für nachhaltige Entwicklung in Ent-
wicklungsländern präsentiert (Dutt/Rao
1996; Parayil 1996). Als positiv werden
neben der demographischen Entwicklung

seit 1950, von einem Bundesstaat mit sehr
hohem zu dem mit dem niedrigsten Bevöl-
kerungswachstum, auch die hier konse-
quenter durchgeführte Landreform sowie
die Ausbildungsleistungen herausgestellt.
Parayil (1996) warnt jedoch vor einer „Ro-
mantisierung“ dieser Entwicklung, da auch
in Kerala weiterer Handlungsbedarf zur
Förderung marginalisierter Gruppen, bei-
spielsweise Fischer, bestehe. So sind auch
dort Modernisierungs- und zusätzliche in-
dustrielle Fördermaßnahmen erforderlich.
Mit bedürfnis-orientierten Entwicklungs-
ansätzen sind nach Dutt und Rao (1996) so-
wohl nachhaltige Verbesserungen der re-
gionalen Disparitäten sowie der ökologisch
oftmals sehr fragilen Produktionsbedin-
gungen möglich, so daß die vermeintlich
unauflöslichen Teufelskreise von Überbe-
völkerung, Armut und Degradation über-
wunden werden können. In dem Staat In-
dien von subkontinentalem Ausmaß sind
dabei jedoch keine allgemein gültigen Pa-
tentrezepte oder „Blaupausen“-Ansätze,
sondern den regionalen Bedingungen an-
gepaßte Strategien erforderlich.
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Von Natur aus stellt Indien ein Sammel-
becken verschiedenster Einflüsse und Tra-
ditionen dar, die bis heute das Land prä-
gen. Der militärische Feudalismus der
Großmoguln wurde beerbt durch die
bürokratische Herrschaft der Briten. Nach
der Unabhängigkeit wurde die Struktur
der kolonialen Herrschaft beibehalten.
Nach wie vor ist der öffentliche Dienst in
Indien von besonderer Bedeutung, dop-
pelt so viele Menschen sind hier beschäf-
tigt wie in der Privatwirtschaft. Das hängt
auch mit der Vorstellung der Eliten von
einer Entwicklung von oben zusammen.
Nicht zufällig ist auch das Bankenwesen
Teil des öffentlichen Sektors.
Auch nach der blutigen Teilung des Lan-
des lebt in der Diaspora eine starke isla-
mische Minderheit von gegenwärtig 11
Prozent. Der Versuch, als indische Staats-
ideologie das Hindutum („Hindutva")
durchzusetzen, muß die Moslems aus-
grenzen, mit der Folge gefährlicher inne-
rer Spannungen. Bleibt zu hoffen, daß
eine Rückbesinnung auf die Gedanken
Mahatma Gandhis erfolgt.                   Red.

Die Erlangung der Unabhängigkeit
war kein Bruch mit der Vergangen-
heit

Die „Macht der Geschichte“, die hier ge-
meint ist, ist kein geheimnisvolles Wesen,
das den Lauf der Ereignisse vorherbe-
stimmt. Es ist die Summe vergangener
Entwicklungen, die Strukturen gebildet
haben, die den Rahmen für weitere Ent-
wicklungen setzen. Weichenstellungen,
die weit zurückliegen, bleiben dabei
selbst für die Gegenwart bedeutsam. Das
gilt für die Lebensgeschichte des einzel-
nen Menschen ebenso wie für die Ge-
schichte einer Nation. Entwicklungen, die
in der Vergangenheit wurzeln, können
dabei sowohl als tragendes Fundament als
auch als Last und Hindernis wirken. Die
Meinungen darüber, was sich zu bewah-
ren lohnt und was überwunden werden
muß, mögen dabei umstritten sein. Eine
Auseinandersetzung mit der Geschichte
ist in jedem Fall unvermeidlich.
Hier geht es nun um die Republik Indien,
die zutiefst vom Erbe einer langen Ge-
schichte geprägt ist. Die Erlangung der
Unabhängigkeit von britischer Kolonial-
herrschaft im Jahre 1947 bedeutete kei-

nen Bruch mit der Vergangenheit. Die blu-
tige Teilung des Landes war ein traumati-
sches Ereignis, das das Schicksal Indiens
auch weiterhin bestimmt, aber in jeder
anderen Hinsicht gab es keine Revolution
in Indien, die die überkommenen Institu-
tionen hinweggefegt und einen völligen
Neubeginn signalisiert hätte. Es lohnt sich
daher, das Erbe der indischen Geschichte
näher zu betrachten und die Weichenstel-
lungen aufzuspüren, die die Entwicklung
des Landes bestimmt haben. 

Von Natur aus ein Sammelbecken

Indien ist seiner Natur nach ein Sammel-
becken, in das viele Einflüsse von außen
einströmten, sich vermischten oder auch
voneinander absetzten und eine in ihrer
Art unverwechselbare Kultur hervorbrach-
ten, die Jahrtausende überdauerte. Zu-
meist blieb diese Kultur auf sich selbst be-
zogen, doch zeigte sie in manchen Pe-
rioden auch eine erstaunliche Ausstrah-
lungskraft über die Grenzen Südasiens hin-
aus nach Zentralasien und Südostasien.
Neben religiösen Bewegungen wie der des
Buddhismus war diese Ausstrahlung auch
der indischen Staatsform des religiös legiti-
mierten aber zugleich pragmatisch agie-
renden Königtums zu verdanken. Diese
Ausstrahlung erfolgte nur selten durch Er-
oberung, sondern weit mehr durch das
Beispiel, das zur Nachahmung reizte.
In den staatlichen Gebilden des alten Indi-
ens finden wir eine allmähliche Entfaltung
der Königsmacht, die sich von Norden
nach Süden ausbreitete, aber weite Berei-
che des gesellschaftlichen Lebens der au-
tonomen Selbstorganisation überließ,
wozu sowohl das Kastenwesen als auch
die Händlergilden oder die Formen der lo-
kalen Selbstverwaltung gehörten. Die
Ordnung der Menschen nach Kasten er-
möglichte es den aus dem Norden eindrin-
genden Eroberern, sich gegen die von
ihnen angetroffenen einheimischen Stäm-
me und Gemeinschaften abzugrenzen,
ihnen aber zugleich einen Stellenwert zu-
zugestehen. Indien wurde „verkastet“
und nicht vergesellschaftet. Die wichtigste
Eigenschaft der Kaste war die Endogamie,
die durch die Sitte der arrangierten Heirat
gesichert wird, die auch heute noch die
Grundlage des Kastenwesens ist.

Der militärische Feudalismus wurde
von den Briten in eine bürokratische
Herrschaft umgewandelt 

Ein neues Element trat ab 1200 mit dem
militärischen Überlagerungsfeudalismus
islamischer Reiterkrieger auf. Es verbreite-
te sich rasch, weil sich auch die Hindu-Kö-
nige, wenn sie überleben wollten, dieser
Struktur anpassen mußten. Die neuen

Machthaber stützten sich auf stehende
Heere professioneller Reiterkrieger. Das
war kostspielig, trug aber gerade deshalb
zu einer Konzentration politischer Macht
bei. Die Autonomie lokaler Selbstverwal-
tung wurde von der Herrschaft der Reiter-
krieger erdrückt. Der Kavalleriehaupt-
mann als Garnisonschef und Distriktver-
walter wurde zur Leitfigur des neuen 
Systems. Er war meist ein Fremdling in 
seinem Herrschaftsbereich.
Die Großmoguln standardisierten dieses
System. Ihr Herrschaftsapparat wurde
nach dem Muster militärischer Ränge
durchorganisiert. Die Abschöpfung des
Mehrwerts aus der Landwirtschaft zur Er-
haltung des gewaltigen militärischen Ap-
parats des Mogulreiches wurde solange
vorangetrieben, bis der strapazierte
Primärsektor den enormen „Dienstlei-
stungssektor“ nicht mehr tragen konnte.
Im 18. Jahrhundert zerfiel das Reich in
seine Teile, die aber die Strukturmerkmale
des alten Systems bewahrten. Die mitein-
ander streitenden Landmächte dieser Zeit
waren nicht in der Lage, der Eroberung 
Indiens durch eine europäische Handels-
gesellschaft Widerstand zu leisten, die
durch ihre Seemacht einen größeren Ope-
rationsradius hatte, mit Rechenstift und
Infantriedrill einen kostengünstigeren 
Militärapparat aufbaute und es verstand,
diese Kosten dem indischen Steuerzahler
anzulasten. Der Kavalleriehauptman
wurde als Distriktbeamter vom britischen
Collector abgelöst, dessen Titel deutlich
besagte, was er zu tun hatte.
Der Herrschaftsapparat wurde „zivili-
siert“, das nach Militärrängen geordnete
System durch den Indian Civil Service (ICS)
ersetzt. Die bürokratische Herrschaft war
in Britisch-Indien sogar weit besser 
entwickelt als in Europa, weil sie an das
Mogulerbe anknüpfen konnte, das sie
aber umfunktionierte, indem sie den 
Militärfeudalismus durch eine bürgerliche
Bürokratie ersetzte, ohne dabei andere
Strukturmerkmale bürgerlicher Herrschaft
nach Indien zu verpflanzen.
Der indische Freiheitskampf zielte darauf
ab, diese den Indern vorenthaltenen Ele-
mente bürgerlicher Herrschaft einzufor-
dern. Man orientierte sich an den Ideen
des Nationalismus, der Volkssouveränität
und der parlamentarischen Demokratie.
Die britische Vorgehensweise, mit be-
schränkten Verfassungsreformen auf die-
se Forderungen zu reagieren, ohne die
parlamentarische Demokratie einzufüh-
ren, verstärkte den politischen Willen der
indischen politischen Elite, sich mit nichts
als dem echten Parlamentarismus zufrie-
denzugeben. Dieses Ziel erreichte sie 1947,
doch sie kam nicht auf den Gedanken, nun
auch die Bürokratie abzubauen. Im Ge-
genteil, der mächtige Innenminister Val-
labhbhai Patel sprach von dem ring of ser-
vice, der Indien zusammenhalten müsse,
und meinte damit den in IAS (Indian Admi-
nistrative Service) umbenannten ICS. 

Bürokratie als Standbein, parlamen-
tarische Demokratie als Spielbein

Die politische Entwicklung Indiens be-
gann 1947 mit einem hybriden Erbe. 
Indien stand nun sozusagen auf zwei Bei-
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nen, dem Standbein der Bürokratie und
dem Spielbein der parlamentarischen 
Demokratie. Man stärkte das Spielbein in
der Folgezeit durch regelmäßige freie
Wahlen, stützte sich aber auf das Stand-
bein. Das Instrument der President's Rule
das aus der Rüstkammer des britischen Vi-
zekönigs stammte, der sich damit gegen
das Überhandnehmen der Demokratie
verteidigen konnte, wurde im Laufe der
Zeit immer mehr genutzt. Unter Presi-
dent's Rule enthebt die Zentralregierung
eine Landesregierung ihres Amtes, löst
den Landtag auf und überträgt die Regie-
rungsgewalt dem von der Zentralregie-
rung ernannten Gouverneur. Innerhalb
eines halben Jahres müssen Neuwahlen
abgehalten werden wenn diese zu 
keinem guten Ergebnis führen, wird die
Prozedur wiederholt.

Auf die Entwicklung von oben 
gesetzt

Die politische Elite Indiens setzte auf eine
Entwicklung von oben. Für Jawaharlal
Nehru war der republikanische Staat eine
moralische Anstalt, in der die noch im
Werden begriffene indische Nation zu
einem modernen, homogenen Staatsvolk
heranreifen sollte. Er dachte hierin ähn-
lich wie die nationalliberalen Freiheits-
kämpfer einer früheren Generation, mit
denen er sonst nichts gemeinsam hatte. Er
war von den Ideen des Marxismus geprägt
und vertraute auf den planwirtschaftli-
chen Zugriff von oben und nicht auf die
Impulse eines Wachstums von unten.
Damit gab er, ohne es zu wollen, der Büro-
kratie Auftrieb, die nun nicht mehr nur
Ruhe und Ordnung zu erhalten und die
Steuern einzusammeln hatte, sondern
auch die Zentren der Wirtschaft (command-
ing heights of the economy) besetzen
mußte, die vor dem selbstsüchtigen Zu-
griff der Kapitalisten bewahrt werden
sollten. Nehru sah nicht ein, daß Bürokrat
und Unternehmer Funktionen haben, die
sich nicht miteinander verbinden lassen.
In einer „gemischten Wirtschaft“, in der
beide zusammenwirken sollen, versucht
der Bürokrat den Unternehmer zu 
gängeln und der Unternehmer den Büro-
kraten zu korrumpieren, wobei die 
Gängelung eine Einladung zur Korruption
wird.
Nehru hätte seine planwirtschaftlichen
Ambitionen gar nicht verwirklichen kön-
nen, wenn nicht die Briten bereits unter
dem Druck der Probleme des Zweiten
Weltkriegs einen Interventionsapparat
aufgebaut hätten, den er übernehmen
konnte. Er nutzte diesen Apparat dazu,
um die Industrialisierung Indiens durchzu-
setzen, und konnte auf diesem Gebiet be-
achtliche Erfolge verzeichnen. Ob ein
wirtschaftsliberales System hier effektiver
gewesen wäre, bleibt eine offene Frage.
Das Beispiel des deutschen „Wirtschafts-
wunders“ legt es nahe, der liberalen Lö-
sung den Vorzug zu geben. Aber man darf
nicht vergessen, daß es sich in Deutsch-
land um einen Wiederaufbau handelte,
der von gut ausgebildeten Arbeitskäften
getragen wurde, die in Indien fehlten.
Ferner wurde Indien von einem gallopie-
renden Bevölkerungswachstum betrof-

fen, das sich gerade durch die bescheide-
ne Verbesserung der Lebensbedingungen
nach der Erlangung der Unabhängigkeit
dramatisch erhöhte.

Bevölkerungswachstum und 
Wirtschaftswachstum gingen Hand 
in Hand

Indien hatte 1947 rund 340 Millionen 
Einwohner, heute hat es 940 Millionen.
Dabei ist es gelungen, das Prokopfein-
kommen dieser so stark gewachsenen Be-
völkerung annähernd zu verdoppeln. Be-
völkerungswachstum und Wirtschafts-
wachstum gingen Hand in Hand. Es war
nämlich nicht ein übergroßes Geburten-
wachstum, sondern ein rasches Abfallen
der Sterberate, das Indiens Bevölkerungs-
wachstum verursacht hat. Die durch-
schnittliche Lebenserwartung, die 1947
rund 40 Jahre betrug, liegt heute bei über
60 Jahren. Wäre Indien verelendet, hätte
sich die Sterberate erhöht. Das Wirt-
schaftswachstum hat bewirkt, daß die
Sterberate in Indien heute der in Europa
entspricht.
Die indische Landwirtschaft hat einen ent-
scheidenden Beitrag dazu geleistet, daß
die wachsende Bevölkerung ernährt wer-
den konnte. Die Steigerung der Flächen-
erträge und die Ausdehnung der bewäs-
serten Anbaufläche hat dies ermöglicht.
Ein Drittel der Anbaufläche ist jetzt 
bewässert, 1960 waren es nur 18 Prozent.
Indien hat sich weitgehend vom Monsun
emanzipiert, dessen erratische Regenfälle
sonst über Wohl und Wehe der Landwirt-
schaft bestimmten. Der Anstieg der land-
wirtschaftlichen Produktion bedeutete
freilich nicht eine entsprechende Steige-
rung der Produktivität der Arbeitskräfte.
Noch sind zwei Drittel der Arbeitskräfte
Indiens in der Landwirtschaft tätig, erbrin-
gen aber nur ein Drittel des Sozialpro-
dukts. Die Landwirtschaft bindet aller-
dings so die Arbeitskräfte, die im städ-
tisch-industriellen Sektor keine Arbeits-
plätze finden können. Die Urbanisierung
Indiens hat einen geringeres Wachstums
gezeigt als in anderen Ländern. Doch hat
die Metropolisierung größere Fortschritte
gemacht als die Urbanisierung insgesamt.
Mit zusammen rund 45 Mill. stellen die
sechs größten Städte rund ein Fünftel der
gesamten städtischen Bevölkerung von
218 Mill. 

Hohe Analphabetenrate bei gleich-
zeitig hohem Stand der Universitäten

Die große Zahl der ländlichen Bevölke-
rung bedingt den hohen Anteil von An-
alphabeten in Indien (ca. 45 Prozent),
denn auf dem Lande sind weit mehr als
die Hälfte der Bevölkerung Analphabe-
ten. Dabei ist der Anteil der Frauen bei
den Analphabeten doppelt so groß wie
bei den Männern. Früher war der elemen-
tare Bildungsstandard noch niedriger. Die
Kolonialherren hatten nichts für die
Grundschulerziehung getan, und so konn-
ten nach 1947 nur langsam Fortschritte
auf diesem Gebiet gemacht werden. Die
Verhältnisse in der Landwirtschaft bewir-
ken, daß Schulkinder immer wieder zur
Arbeit auf dem Lande herangezogen wer-

den und dabei wenig Zeit für einen ge-
ordneten Schulbesuch bleibt. Die offiziel-
len Statistiken, die von diesem Phänomen
keine Notiz nehmen, zeigen freilich ein
positiveres Bild.
Am oberen Ende der Bildungsskala ist 
dagegen ein enormes Wachstum zu ver-
zeichnen. Das ist darauf zurückzuführen,
daß die Briten Colleges in Indien gründe-
ten, die das Personal für die unteren
Ränge der Verwaltung ausbildeten. Die
technische Bildung wurde dabei vernach-
lässigt. Indien hat heute 148 Universitäten
und weitere 28 Institutionen mit Univer-
sitätsstatus. Darunter gibt es nun auch 
bedeutende Technische Hochschulen. Bis-
her hat sich trotz hoher Absolventenzah-
len nicht das Problem einer Schwemme 
arbeitsloser Akademiker ergeben. Als 
Sicherheitsventil bleibt die Auswande-
rung, die als brain drain kritisiert wird.
Indien braucht sich aber um Nachwuchs
auf diesem Gebiet keine Sorge zu 
machen. Eine staatlich verordnete Be-
schränkung der Freizügigkeit und die
damit bewirkte Frustration hochbegabter
Inder wäre wesentlich gefährlicher als
jeder Verlust durch brain drain. Außerdem
bringt die steigende Zahl hochqualifizier-
ter Auslandsinder der indischen Nation
auch manche Vorteile ein, die nicht unmit-
telbar zu Buche schlagen, aber im Zeital-
ter wachsender Globalisierung zuneh-
mende Bedeutung haben werden.

Hohe Staatsquote, aufgeblähter 
öffentlicher Dienst

Die Tatsache, daß es nicht zu einer 
Arbeitslosigkeit von gut ausgebildeten 
Arbeitskräften gekommen ist, hängt frei-
lich auch mit dem Wachstum der Zahl der
Beschäftigten im öffentlichen Dienst zu-
sammen. Der Anteil der Ausgaben der 
öffentlichen Hand am Bruttosozialpro-
dukt betrug im Jahrfünft 1971–75 ca. 26
Prozent und im Jahrfünft 1987–91 ca. 38
Prozent. Ein großer Teil dieser Ausgaben
waren solche für die Arbeitnehmer im 
öffentlichen Sektor. Man könnte gerade-
zu von einer gigantischen Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahme sprechen. Von 1961 bis
1971 war die Zahl der Arbeitnehmer in
diesem Sektor von 7 auf 10,7 Mill. gestie-
gen, von 1971 bis 1980 wurden weitere
4,5 Mill. Arbeitsplätze im öffentlichen
Sektor geschaffen, der nun doppelt so
viele Arbeitnehmer beschäftigte wie die
private Wirtschaft. Diese hatte 1961 5 Mill.
beschäftigt, 1971 6,7, 1981 7,4. Seitdem
stagnierte diese Zahl und ging zeitweilig
sogar zurück.
Als ein Beispiel für die Aufblähung des 
öffentlichen Dienstes mag hier das ver-
staatlichte Bankwesen genannt werden.
Das indische Bankwesen war nach briti-
schem Vorbild auf die Finanzierung des
Handels ausgerichtet. Es gab weder Inve-
stitionsbanken noch solche, die sich um
die Ersparnisse der großen Masse der Be-
völkerung und um die ländlichen Gebiete
kümmerten. Als Indira Gandhi die Banken
1971 verstaatlichte, konnte sie daher gute
Argumente dafür anführen. In der Folge-
zeit gelang es, das Netz der Bankfilialen
auf dem Lande auszudehnen und den
Umfang der Spareinlagen zu vergrößern.
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Um 1950 gab es in ganz Indien nur etwa
4000 Bankfilialen, um 1985 dagegen rund
50 000, von denen sich mehr als die Hälfte
in den ländlichen Gebieten befanden.
Damit wuchs aber auch das Heer der 
Bankangestellten, die keinen freien Wett-
bewerb mehr kannten und ihre antiquier-
ten Arbeitsmethoden als Besitzstand ver-
teidigten. Im Jahr 1985 hatte der öffentli-
che Sektor in der Sparte „Finanz, Versi-
cherungen etc.", zu der die Angestellten
der verstaatlichten Banken zählen, rund
1 MilI. Arbeitnehmer zu verzeichnen, ein
Jahrzehnt zuvor waren es etwa 460 000
gewesen. Beispiele dieses Wachstums
einer parallelen Bürokratie ließen sich be-
liebig vermehren. Man denke nur an den
staatlichen Aufkauf und Verteilung von
rund 15 Prozent der indischen Getreide-
produktion oder an die indische Eisen-
bahn, mit 1,8 Mill. Arbeitern und Ange-
stellten der größte Arbeitgeber der Welt.

Wirtschaftliche Entwicklungen und
Fehlentwicklungen

Die gigantischen Dimensionen des öffent-
lichen Dienstes behindern die interne
Liberalisierung, die weit wichtiger ist als
die Außenhandelsliberalisierung. Die Sen-
kung von Zöllen war für den Staat leicht,
zudem erbrachten Zollsenkungen rasch
anwachsende Importe, die die Zolleinnah-
men ansteigen ließen, die wiederum die
Finanzierung der Aufblähung des öffent-
lichen Sektors ermöglichten. Diese Fehl-
entwicklung machte sich in den 1980er 
Jahren bemerkbar. Danach wurde ver-
sucht, sie zu korrigieren, aber das Tempo
solcher Korrekturen ist der Natur der
Sache nach langsam. Hier zeigt sich, daß
Entwicklungen, die sich erst in jüngster
Zeit vollzogen haben, schnell „geschichts-
mächtig“ geworden sind und sich nun
eher als Belastung denn als tragendes
Fundament für die Gestaltung der Zu-
kunft erweisen.
Liberale Politiker und Wirtschaftswissen-
schaftler haben die Jahrzehnte, in denen
sich Indien weitgehend vom Weltmarkt
abgeschottet hatte, als verlorene Zeit be-
zeichnet und bedauert, daß Indien sich
nicht schon viel früher dem Wettbewerb
auf dem Weltmarkt gestellt hat. Doch war
die Erschließung des großen indischen
Binnenmarkts eine Aufgabe, der sich die
Inder zunächst einmal selbst widmen
mußten. In der langen Zeit der Kolonial-
herrschaft hatte Indien ja eine „offene
Wirtschaft“ gehabt, die voll an den Welt-
markt angeschlossen war. Erst in jüngster
Zeit wird die Offenheit wieder erreicht,
die im späten 19. Jahrhundert die Regel
war. Nur hat Indien damals nur Agrarpro-
dukte und Rohstoffe exportiert. Heute 
exportiert es Industrieerzeugnisse von
Textilien und geschliffenen Edelsteinen
bis zu komplizierter Computer-Software.
Die Politik der Importsubstitution um
jeden Preis war sicher schädlich. Der Pro-
tektionismus schafft Interessen, die sich
seinem Abbau widersetzen. Doch wurde
die Integration des indischen Binnen-
markts unter diesem Regime vorangetrie-
ben. Eine rasche Erneuerung der alten
„kolonialen“ Offenheit hätte eher zu
einer partiellen Erschliessung durch aus-

ländische Unternehmer geführt. Streiten
könnte man sich freilich über den Zeit-
punkt, zu dem eine frühere Öffnung sinn-
voll gewesen wäre. Vielleicht wären die
1970er Jahre dazu geeignet gewesen.
Nach der ersten Ölpreiskrise wurde deut-
lich, daß sich Indien nicht erfolgreich vom
Weltmarkt abschotten kann, weil es auf
Importe von Erdöl und Maschinen ange-
wiesen ist. Dazu mußte es Devisen verdie-
nen, doch das gelang zunächst durch den
Export von Arbeitskräften, deren Über-
weisungen die indische Zahlungsbilanz
ausglichen. Außerdem parkten Auslands-
inder ihr Geld wegen der hohen Zinsen
gern auf indischen Konten. Der Golfkrieg
bedeutete dann eine ernste Krise für 
Indien. Überweisungen entfielen, und die
Auslandsinder, die einen Staatsbankrott
Indiens fürchteten, zogen ihre Gelder ab
und brachten damit eben diesen Bankrott
nahe herbei. Die indische Regierung
machte 1991 aus dieser Not eine Tugend,
wertete die Währung ab, senkte Steuern
und Zölle und gewährte ausländischen In-
vestoren mehr Möglichkeiten zur Beteili-
gung an indischen Firmen. Nach einem
Regierungswechsel setzte die neue Regie-
rung den Liberalisierungskurs fort, wie
sich an dem unlängst vorgelegten Staats-
haushalt für das Jahr 1997/98 zeigt. Indien
hat jetzt ein Wirtschaftswachstum von ca.
7 Prozent pro Jahr zu verzeichnen und 
befindet sich auf einem stabilen Wachs-
tumspfad. Das Bevölkerungswachstum
zeigt außerdem bereits einen leichten
Rückgang. Damit sind die Zeiten endgül-
tig vorbei, als bei ca. 3,5 Prozent Wirt-
schaftswachstum und fast 2,5 Prozent
Bevölkerungswachstum das reale Wachs-
tum nur ca. 1 Prozent pro Jahr betrug. Bei
einem reduzierten Bevölkerungswachs-
tum von 2,1 Prozent verbleiben jetzt 4,9
Prozent Wachstum.
Diese Entwicklung stellt höhere Anforde-
rungen an das politische System. Solange
es möglich war, die ständig steigende
Staatsquote zum Ausbau des politischen
Patronagewesens zu nutzen und damit
Wähler an „systemerhaltende“ Parteien
zu binden, brauchten sich die Politiker
nichts Neues einfallen zu lassen. Jetzt
steht das System auf dem Prüfstand.

Wird das politische System den
neuen Herausforderungen gerecht?

Wird das politische System die neuen An-
forderungen bewältigen können? Für
seine Anpassungsfähigkeit spricht, daß
mit Ausnahme von Indira Gandhis Not-
standsregime seine Offenheit, bezeugt
durch freie Wahlen und wiederholte
Ablösungen von Regierungen, erhalten
geblieben ist. Dringende Aufgaben, wie
die Liberalisierung nach der Zahlungsbi-
lanzkrise von 1991, sind erfolgreich be-
wältigt worden. Wesentliche politische
Entscheidungen wurden von einem Kon-
sensus getragen, der dafür sorgte, daß ein
Regierungswechsel keine Kursänderung
um 180 Grad bedeutete.
Als problematisch hat sich die Verbindung
einer zentralistischen parlamentarischen
Demokratie, geprägt durch das Mehr-
heitswahlrecht, mit einem föderalen 
Regierungssystem erwiesen. Für die Kon-

greßpartei, die nach Erlangung der Unab-
hängigkeit zur staatstragenden und
staatsgetragenen Partei wurde, hatte sich
das Mehrheitswahlrecht so ausgewirkt,
daß es immer zu ihrem Sieg führte, weil
sich rechte und linke Opposition gegensei-
tig neutralisierten und es zu keinem Zwei-
parteiensystem kam, dessen Heranbil-
dung eigentlich als notwendige Konse-
quenz des Mehrheitswahlrechts gilt. Die
Tatsache, daß die Kongreßpartei lange
Zeit in Bund und Ländern herrschte, ließ
auch den prinzipiell anti-föderalistischen
Charakter der parlamentarischen Demo-
kratie britischen Typs nicht hervortreten.
Als die Kongreßpartei Macht verlor und
die politische Willensbildung in den Bun-
desländern andere Wege ging, mußten
Spannungen entstehen, die das politische
System auf die Zerreißprobe stellen konn-
ten, wenn es nicht gelang durch Konsen-
sus-Management das Schlimmste zu ver-
hüten.

Reformbedürftiger Föderalismus

Die Wahlen von 1996 haben nun ein be-
sonders merkwürdiges Bild ergeben: Die
Kongreßpartei blieb die einzige „nationa-
le“ Partei, sie hat zwar die absolute Mehr-
heit verloren, ist aber immer noch in zehn
Bundesländern präsent, die Bharatiya Ja-
nata Partei, die sich anheischig macht, die
Kongreßpartei als „nationale“ Partei zu
ersetzen, hat ihre Hochburgen in nur fünf
Bundesländern und stützt sich vor allem
auf das größte Bundesland Uttar Pradesh.
Diesen beiden Parteien steht eine Gruppe
regionaler Parteien gegenüber, die zu-
sammen über so viele Sitze verfügen, daß
sie als mächtige dritte Kraft auftreten
können, wenn sie einig sind. Die Tatsache,
daß zur Zeit regionale Parteien die indi-
sche Zentralregierung beherrschen, sollte
dazu genutzt werden, dem indischen 
Föderalismus eine bessere Grundlage zu
geben. Er hat seinen Ursprung in der letz-
ten britisch-indischen Verfassungsreform
von 1935, die dazu dienen sollte, die zen-
trale Kontrolle der Kolonialherren zu stär-
ken und nur entbehrliche Aspekte staatli-
cher Macht an die Provinzialregierungen
zu delegieren. Bei der Stärkung des Fö-
deralismus sollte auch dafür gesorgt wer-
den, daß die lokale Selbstverwaltung aus-
gebaut und mit eigenen Ressourcen aus-
gestattet wird. Das bedeutet freilich eine
Korrektur von Verhältnissen, die vom Mi-
litärfeudalismus des späten Mittelalters
über die britisch-indische Bürokratie bis
heute das politische System entscheidend
geprägt haben.
Mahatma Gandhi hatte stets den Aufbau
des politischen Systems von unten gefor-
dert und vor den Elitepolitikern gewarnt,
die das koloniale Erbe übernehmen und
die Machtpositionen der Kolonialherren
besetzen wollten. Doch Gandhis Erbe
wurde ausgeschlagen, während die Struk-
tur des kolonialen Systems bewahrt
wurde. So gesehen ist der indische Frei-
heitskampf nach fünfzig Jahren Unabhän-
gigkeit immer noch unvollendet. Die An-
passungsfähigkeit des indischen politi-
schen Systems läßt jedoch hoffen, daß Re-
formen möglich sind. Es handelt sich
schließlich nicht um ein verkrustetes auto-
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ritäres System, das brechen muß, weil es
sich nicht biegen kann.

Der Hindu-Chauvinismus als Gefahr

Das politische System kann nicht nur im
formalen Sinne betrachtet werden, es
braucht auch eine inhaltliche Bestim-
mung. Die Kongreßpartei, die als Partei
Mahatma Gandhis und Jawaharlal Nehrus
das Erbe des Freiheitskampfes wahrte,
sorgte lange Zeit für diese inhaltliche 
Bestimmung. Ein gemäßigter, säkularer
Nationalismus mit sozialistischer Tendenz
blieb als Staatsideologie lange unange-
fochten. Mit dem Machtverlust der Kon-
greßpartei wurde auch die Allgemeinver-
bindlichkeit dieser Ideologie infrage ge-
stellt, und es kam eine neue Tendenz auf,
die von ihren Gegnern als Hindu-Chauvi-
nismus bezeichnet wird.
Hinduismus und Nationalismus sind be-
reits im 19. Jahrhundert eine Verbindung
eingegangen, die in vieler Hinsicht proble-
matisch war. Schon damals stellte sich die
Frage nach der inhaltlichen Begründung
eines nationalen Kampfes gegen die briti-
sche Fremdherrschaft. Die von den Briten
bestrittene Behauptung, Indien sei eine
Nation, mußte von indischer Seite durch
die Suche nach einer brauchbaren Vergan-
genheit bewiesen werden. Es bot sich an,
eine nationale Solidarität auf der Grund-
lage des Hinduismus zu konstruieren,
doch die Vielfalt der Traditionen, die west-
liche Gelehrte auf den gemeinsamen Nen-
ner „Hinduismus“ gebracht hatten, stand
diesen Bemühungen entgegen. Das Ka-
stenwesen schließlich war mit der Idee der
nationalen Solidarität überhaupt nicht zu
vereinbaren. Die modernen indischen So-
lidaritätstraditionalisten waren denn auch
Gegner des Kastenwesens, fanden es aber
schwer, ihre Landsleute, die ja alle noch in
den Schranken des Kastenwesens lebten,
von ihrer Meinung zu überzeugen. Oft
handelten sie auch selbst gegen ihre
öffentlich vorgetragenen Überzeugun-
gen, wenn es darum ging, die eigenen
Kinder zu verheiraten etc. Sie gingen die-
sem Problem aus dem Wege, in dem sie
die große Tradition der Sanskritliteratur,
der indischen Philosophie und andere
Errungenschaften der alten indischen Kul-
tur hervorhoben. Dabei fanden sie in den
Werken deutscher Indologen eine hoch-
willkommene Unterstützung ihrer
Bemühungen. Die indischen Muslims, die
ja immerhin im ungeteilten Indien ein
Drittel der Bevölkerung ausmachten, fühl-
ten sich freilich von solchen Konstruktio-
nen nicht angesprochen, ja im wachsen-
den Maße ausgegrenzt.

Hindus und Moslems: das Problem
der Existenz zweier großer Religions-
gemeinschaften

Der 1885 gegründete indische National-
kongreß, der auch die Muslims repräsen-
tieren wollte, konnte sich nicht mit der
Konstruktion einer Hindusolidarität iden-
tifizieren und fühlte sich von vornherein
dazu verpflichtet, den Säkularismus zu
fördern. Dennoch mußte auch der Kon-
greß die Existenz zweier großer Religions-
gemeinschaften zur Kenntnis nehmen

und verabschiedete daher eine Resolu-
tion, die besagte, daß Probleme, die von
der einen oder der anderen Religionsge-
meinschaft für kontrovers gehalten 
werden, nicht zum Gegenstand von Dis-
kussionen im Kongreß gemacht werden
dürfen. Diese Grundhaltung bestimmt
auch heute noch die Ideologie der Kon-
greßpartei. Nur ist es etwas ganz anderes,
solche Konflikte in einem Freiheitskampf
gegen die Fremdherrschaft auszuklam-
mern, als dies auch in einem freien Staats-
wesen zu praktizieren, wie es Jawaharlal
Nehru tat, als er zwar das Hindurecht re-
formierte, aber das Muslimrecht unange-
tastet ließ, was man ihm heute zum Vor-
wurf macht.
Gewisse Kreise der politischen Elite der in-
dischen Muslims ließen sich nicht von der
religiösen Neutralität des Nationalkon-
gresses überzeugen, sondern forderten
schon 1906 die Einrichtung von separaten
Wählerschaften für Muslims, um einer
Majorisierung durch die Hindus entge-
genzuwirken. Dieses wurde ihnen von
den Briten gewährt, die darin ein Mittel
zur Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft
sahen und noch nicht bedachten, daß
diese schicksalhafte Maßnahme später zur
Teilung Indiens führen sollte. Der Führer
der Muslimliga, M. A. Jinnah, verkündete
1940, daß es in Indien zwei Nationen
gebe, Hindus und Muslims, und verlangte
die Gründung separater Staaten für die
Muslim-Nation. Er sagte jedoch nicht, was
mit der großen Muslim-Diaspora gesche-
hen solle, die bei einer Teilung in Indien
verbleiben mußte. Das war eine besonde-

re Ironie des Schicksals, denn Jinnah war
bis zu diesem Zeitpunkt der Führer der
Muslim-Diaspora gewesen und hatte
wenig Einfluß auf die Muslimmehrheits-
provinzen gehabt, den er sich nun durch
seine „Zwei-Nationen-Theorie“ sichern
wollte.

Die Muslim-Diaspora

Die nach der Teilung in Indien verbliebe-
nen Muslims der Diaspora, die immerhin
ca. 11 Prozent der Bevölkerung Indiens
ausmachten, konnten sich ausrechnen,
daß sie im Rahmen des Mehrheitswahl-
rechts nie eine Chance hätten, mit einer
eigenen Partei irgendwelchen politischen
Einfluß zu gewinnen. Sie zogen es vor, die
Kongreßpartei zu unterstützen, und 
Jawaharlal Nehru tat alles, um ihnen dort
eine politische Heimat zu bieten. Deshalb
ließ er auch das Muslimrecht unange-
tastet und unreformiert, obwohl es an 
sich seinen Überzeugungen entsprochen
hätte, ein einheitliches Recht für alle
Staatsbürger einzuführen. Hier setzt denn
auch die Kritik der modernen Hindu-Na-
tionalisten der Bharatiya Janata Partei
(BJP) an, die behaupten, der Säkularismus
der Kongreßpartei sei nur politischer Op-
portunismus und müsse durch einen ech-
ten Säkularismus ersetzt werden.
Die Ideologie der BJP wurde von dem 
radikalen Solidaritätstraditionalisten V. D.
Savarkar begründet, der das Neuwort Hin-
dutva (Hindutum) schuf, und damit kei-
nen religiösen, sondern einen politischen
Begriff meinte, der alle Staatsbürger Indi-
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Klaus Jentzsch geht in den Ruhestand

Man kann sich noch kaum an den Gedanken gewöh-
nen, daß Klaus Jentzsch nicht mehr aktiv bei der Lan-
deszentrale mit dabei ist. Anders als aktiv hat man ihn
in all den langen Jahren seines Berufslebens nicht er-
lebt.
Er gehörte schon zum Stamm der Arbeitsgemeinschaft
„Der Bürger im Staat e.V.“ und leitete die Außenstelle
Tübingen, bevor er das Fachreferat „Erwachsenenbil-
dung“ in der Zentrale in Stuttgart übernahm. Seit der
Strukturreform der Landeszentrale im Jahr 1991 leitet
er die Verwaltungsabteilung.
Wer hat Klaus Jentzsch je zornig oder auch nur ärger-
lich erlebt? Vom Scheitel bis zur Sohle ein Gentleman!
Seine ausgeglichene und freundliche Art prädestinierten ihn u.a. zum „Meister der
Rhetorik“. Unzählige Leute haben bei ihm die Kunst der Rede gelernt und Mut ge-
faßt, das politische Leben mit eigenen Ideen anzureichern. Neben vielen anderen
Projekten, die hier nicht ausgebreitet werden können, hat Klaus Jentzsch eine
Marktlücke für die politische Bildung entdeckt: die politische Studienreise. Er hat in-
zwischen nachgewiesen, daß es möglich ist, zu wichtigen Brennpunkten der Erde
kostendeckende Studienreisen zu organisieren, die bleibende Eindrücke hinterlas-
sen und mehr Wirkung haben als „Trockenkurse“ im Seminarraum.
Klaus Jentzsch wird der Landeszentrale fehlen. Sein Einsatz, der weit über die
Dienstpflichten hinausging, ist nur schwer wettzumachen. Sein gewinnendes
Wesen und seine vertrauensvolle Art haben der Landeszentrale gut getan. Ein
Mann wie Klaus Jentzsch legt mit 65 Jahren seine Hände nicht in den Schoß. Als Prä-
sident des Freien Deutschen Autorenverbands hat er eine Aufgabe übernommen,
die viele Kräfte bindet. Die Landeszentrale ist froh, daß er auch künftig noch Rhe-
torikseminare anbietet und weiterhin einige Studienreisen organisiert.
Die Landeszentrale dankt Klaus Jentzsch für die langjährige engagierte Arbeit, gra-
tuliert ihm herzlich zum 65. Geburtstag und wünscht ihm einen erfüllten Ruhe-
stand.

Siegfried Schiele



Hans-Georg Wehling
feierte 60. Geburtstag
Die gesamte Landeszentrale für politische Bildung
beglückwünscht Hans-Georg Wehling zu seinem 60.
Geburtstag. Diesen Glückwünschen schließen sich
bestimmt viele an, die ihn kennen. Und wer kennt
ihn nicht?
Die einen kennen ihn als langjährigen Schriftleiter
der angesehenen Zeitschrift „Der Bürger im Staat“,
als Betreuer der „Landeskundlichen Reihe“ der
Landeszentrale und anderer Schriften, als Leiter der
Abteilung „Publikationen“ der Landeszentrale –
die anderen kennen eher den Honorarprofessor der
Universität Tübingen, den ausgewiesenen Kommu-
nalwissenschaftler, den Fachmann für Fragen regionaler politischer Kultur – und
schließlich kennen ihn einige auch als Kenner und Liebhaber guter Weine.
Reich ist das Wirken von Prof. Wehling, zahlreich seine vielfältigen Publikatio-
nen.
Keiner hat den Eindruck, daß in seinem Kopf nicht noch viele Ideen und Pläne
schlummern, die nicht vermuten ließen, daß er jetzt den 60. Geburtstag begehen
konnte. Möge ihm vor allem Gesundheit beschieden sein, um die Vorhaben in ge-
wohnter Frische und Kompetenz zu realisieren. Siegfried Schiele

ens einschließen sollte. Die Muslims konn-
ten sich aber dadurch nur ausgegrenzt
fühlen. Jinnah schätzte übrigens Savarkar,
weil dessen Ideologie Jinnahs „Zwei-Na-
tionen-Theorie“ bestätigte. Zu seinen Leb-
zeiten blieb Savarkar eine marginale Figur
in der indischen Politik, in der Gegenwart
spielt der von ihm geprägte Begriff
Hindutva jedoch eine zentrale Rolle. Radi-
kale Anhänger der BJP halten die Majori-
sierung der Muslims für kein Problem und
scheuen sich nicht davor, ihnen nahezule-
gen, nach Pakistan zu gehen, wenn es
ihnen in Indien nicht gefiele. Angesichts
der Tatsache, daß der heutige Staat Paki-
stan eine Bevölkerung hat, die der Mus-
limminderheit in Indien in etwa gleich-
kommt, ist das natürlich keine Alternative.
Doch als politisches Argument ist es zug-
kräftig, zumal Pakistan nichts dagegen
vorbringen könnte, wollte es nicht seine
eigene Existenzberechtigung in Zweifel
ziehen. Die Macht der Geschichte als be-
drohliche Belastung wird an diesem Bei-
spiel besonders deutlich.

Individuelle Grundrechte versus
Selbstbestimmungsrecht

Das Problem, das diesen Kontroversen zu-
grundeliegt, ist das der Grundrechte und
des Selbstbestimmungsrechts der Völker.
Die Wahrung der Grundrechte wird in den
meisten modernen Verfassungen zugesi-
chert, dabei sind diese Rechte so definiert,
daß sie sich auf die Freiheit des einzelnen
Staatsbürgers, nicht aber auf religiöse,
ethnische oder in irgendeiner anderen
Weise abgegrenzte Gruppen beziehen.
Dieser Rechtsschutz bewahrt den einzel-
nen Bürger zugleich davor, daß er seiner
Grundrechte im Namen irgendeiner Grup-
pensolidarität beraubt werden könnte. So
hat zwar jeder Bürger das Recht auf freie
Religionsausübung, aber seine religiöse
Gruppe kann ihm keinen Zwang antun.
Das Selbstbestimmungsrecht der Völker
ist dagegen der Natur der Sache nach ein
Gruppenrecht. Bereits während des Frei-
heitskampfes versuchte der Nationalkon-
greß, Minderheitsrechte durch Betonung

der Grundrechte zu sichern, während
Jinnah mit seiner „Zwei-Nationen-Theo-
rie“ das Selbstbestimmungsrecht der Völ-
ker hervorhob. Als er schließlich Indien
verließ, um nach Pakistan überzusiedeln,
ermahnte er die Vertreter der Muslim-
Diaspora, die in Indien verblieben, sie soll-
ten nun gute Staatsbürger Indiens wer-
den. Doch den Konflikt, den er selbst ver-
schärft hatte, löste er damit nicht.
Nun ist dieser Konflikt aber zugleich zu
einer wichtigen Stütze des modernen
Hindu-Nationalismus geworden. Wer
eigentlich ein Hindu ist, bleibt aufgrund
der Umstände, die bereits zuvor genannt
wurden, weiterhin unbestimmt, aber eins
ist klar: er ist kein Muslim. Daher wirkt 
die Muslim-Konfrontation für die Hindus
solidaritätsstiftend. Die Abstraktion Hin-
dutva wird durch die Kontrastfigur des
Muslim lebendig und erfahrbar. Die Ideo-
logen des Hindu-Nationalismus lassen es

freilich nicht damit bewenden, sondern
knüpfen auch an die Ideen ihrer Vorläufer
im 19. Jahrhundert an. Sie nehmen die
Suche nach einer brauchbaren Vergangen-
heit wieder auf und scheuen sich nicht, in
diesem Sinne die Geschichte umzuschrei-
ben. Doch bleiben sie dabei nicht stehen,
sondern wollen auch die Zukunft Indiens
so gestalten, daß in ihr die Macht und
Größe der Nation zur Geltung kommt.
Dazu gehört ihrer Ansicht nach, daß Indien
zur Atommacht wird. Es bleibt nur zu hof-
fen, daß dagegen die Meinungen Mahat-
ma Gandhis wieder Gehör finden, der ein
entschiedener Gegner der Atombombe
war und Indiens Bedeutung in der Welt
nicht durch Machtpolitik zur Geltung brin-
gen wollte. Immerhin gehört Gandhis Wir-
ken ebenfalls zur Geschichte Indiens, und
wenn auch sein Erbe zunächst ausgeschla-
gen wurde, bleibt es doch eine Potenz, auf
die zurückgegriffen werden kann.
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Wieviel Staat braucht die Wirtschaft?

Indiens Wirtschaft im Umbruch
Das Experiment einer gemischten Wirtschaft

Von Hans Christoph Rieger
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Privatdozent Dr. Hans Christoph Rieger ist
Mitarbeiter des Südasien-lnstituts der Uni-
versität Heidelberg, Abteilung für Wirt-
schaftswissenschaften. Seit 1994 ist er Vor-
sitzender des Beirats der Deutsch-Indi-
schen Gesellschaft.

Nach Erringung der Unabhängigkeit 1947
unternahm Indien den Versuch, zusam-
men mit einer westlichen Demokratie
eine staatlich gesteuerte Wirtschaft ein-
zurichten, die die wichtigsten Sektoren
dem Staat vorbehielt, der Kleinindustrie
ein eigenes Betätigungsfeld sicherte, den
mittleren, „kapitalistischen“ Sektor stren-
gen Kontrollen einschließlich umfangrei-
cher Genehmigungsverfahren unterwarf.
Gleichzeitig sollte die staatliche Unabhän-
gigkeit durch die wirtschaftliche Unab-
hängigkeit gesichert werden, was die
staatliche Einfuhrkontrolle (einschließlich
der Kapitalströme), eine Substitutionspo-
litik für Auslandsprodukte und staatlich
verordnete Wechselkurse umfaßte. Das
Experiment ist mißlungen, eine Reform
des Wirtschaftssystems kommt jedoch
nur schleppend voran, weil sich die Inter-
essen des Status quo fest etabliert haben
und lautstark zu Wort melden können,
nicht zuletzt in Gestalt einer überborden-
den Bürokratie. Doch angesichts der Pro-
bleme Indiens, gerade auch im Bereich
von Umwelt und Verstädterung, wird 
ein starker Staat weiterhin notwendig
sein. Red.

Auf den ersten Blick: 
ärgerlich viel Staat

Wer in Indien einmal geschäftlich zu tun
hat, wird sich über die Schwerfälligkeit
und manchmal Unsinnigkeit der allgegen-
wärtigen staatlichen Verwaltung wun-
dern oder aufregen. Da werden Formula-
re, die selbst nur schwer zu entziffern
sind, mit anscheinend belanglosen Infor-
mationen unleserlich ausgefüllt und in
einem System gestapelt, in dem auch bei
Bedarf nichts wieder auffindbar ist. Man
rennt von einem Amt zum anderen, um
die nötigen Unterschriften zusammenzu-
holen, und fühlt sich als Postbote des Sy-
stems. In den Ämtern verstauben die
Akten, die Beamten sind entweder
untätig oder unfreundlich oder ineffizient
und man seufzt: „Wie schön könnte doch
alles funktionieren, wenn sich der Staat
nicht überall einmischen würde“.
Ganz ohne Staat geht es natürlich nicht.
Auch die reine Marktwirtschaft erfordert
staatliche Institutionen zur Durchsetzung
des Rechts, zur Überwachung der Einhal-
tung von Verträgen, zur Legitimation des

Geldes usw. Allerdings ist das zweck-
mäßigste Ausmaß staatlicher Wirt-
schaftstätigkeiten umstritten. Manche
meinen, der Staat sollte sich am besten
auf die sogenannten „Nachtwächterfunk-
tionen“ beschränken – also Recht und
Ordnung im Inneren und Verteidigung
nach Außen. Andere halten Eingriffe des
Staates in die Wirtschaft im Interesse der
Gesellschaft für erforderlich – etwa wie in
der „Sozialen Marktwirtschaft“ bei uns –,
und noch andere sind der Meinung, daß
der Staat gerade in einem Land wie Indien
nicht nur eingreifen muß, um die Wirt-
schaft in Gang zu bringen, sondern daß er
selber in den Wirtschaftssektoren tätig
werden sollte, die entweder strategische
Bedeutung haben (z.B. Waffen und Muni-
tion, Kernenergie) oder in die sich private
Unternehmer nicht hineintrauen (z.B.
Stahlverhüttung, Schiffbau).
Heute, nachdem viele Volkswirtschaften
zusammengebrochen sind, in denen der
Staat alles selber machen wollte, neigen
die meisten Volkswirte zu der Ansicht, daß
der wirksamste Motor für eine dynami-
sche Wirtschaft das Eigeninteresse der In-
dividuen ist, und daß sich dieser Motor am
besten in einem System einspannen läßt,
das den individuellen Eigeninteressen und
dem freien Unternehmertum möglichst
viel Raum gibt.
Jeder Staat bzw. seine Regierung muß sel-
ber darüber entscheiden, wie die Wirt-
schaft in diesem Sinne organisiert werden
soll. Sicherlich wird solch eine weitgehen-
de Entscheidung in den meisten Fällen
eher das Ergebnis eines langen politischen
Aushandlungsprozesses zwischen unter-
schiedlichen Interessen und gesellschaftli-
chen Kräften als der Überlegung eines
einzelnen Führers sein. Die sich herausbil-
denden Rahmenbedingungen nennen wir
jedenfalls die „Wirtschaftsordnung“ des
betreffenden Staates.

Der Versuch, Demokratie und staat-
lich gelenkte Wirtschaft miteinander
zu verbinden

Der entscheidende Einschnitt, ja die Chan-
ce für einen radikalen Neubeginn und
eine Neugestaltung der Wirtschaftsord-
nung stellte in Indien die Unabhängigkeit
1947 dar. Dabei sollte die Unabhängigkeit
vom Ausland nicht nur politisch, sondern
auch wirtschaftlich verwirklicht werden.
Self reliance (sich auf sich selbst verlassen
können) war die Devise. Die bereits in den
dreißiger und vierziger Jahren gemachten
Überlegungen zur Gestaltung der Wirt-
schaft wurden von Jawaharlal Nehru, dem
ersten Premierminister der indischen
Union, entscheidend mitbestimmt. Nehru

war Jurist und stand in der Tradition des
englischen Fabian-Sozialismus – einer Ver-
sion des Sozialismus, die eine allmähliche,
d.h. nicht revolutionäre, Vergesellschaf-
tung der Wirtschaft anstrebte. Dabei
hatte Nehru einerseits das vermeintlich er-
folgreiche Experiment der Sowjetunion
vor Augen, der es nicht nur gelungen war,
eine rasante Industrialisierung zu forcie-
ren, sondern auch die scheinbar unbe-
zwingbare Militärmaschine Hitlerdeutsch-
lands zu besiegen. Auf der anderen Seite
widerstrebte der brahmanischen Füh-
rungselite der Gedanke einer Wirtschafts-
ordnung, die auf den Prinzipien der per-
sönlichen Bereicherung und der Habgier
aufbaute und die weder mit der Weltan-
schauung Mahatma Gandhis noch mit 
den alteingesessenen Kastenvorurteilen
gegen Handel und Händler vereinbar war.
Darüber hinaus sollte es kapitalistische
Großkonzerne, die auch auf die Politik un-
mittelbar Macht ausüben könnten, im
neuen Indien nicht geben. Im Gegenteil,
der Staat selbst wollte die Feldherrenhü-
gel, Die commanding heights der indi-
schen Wirtschaft besetzen.
Nehru setzte daher sich – und Indien – das
Ziel, den Erhalt der freiheitlichen und de-
mokratischen Rechte mit der „Ordnung“
und „Rationalität“ einer staatlich zentral
gelenkten und geplanten Wirtschaft zu
verbinden. Er wollte auf einem „dritten
Weg“ das Beste aus beiden Welten in
einer „gemischten“ Wirtschaftsordnung
verwirklichen. Er sah dabei nicht die Ge-
fahr, daß am Ende das Schlechteste aus
beiden Welten die Oberhand gewinnen
könnte.
Es ist leicht, aus heutiger Sicht dieses Un-
terfangen und die daraus resultierende
Ordnungspolitik als verfehlt zu kritisieren,
aber man darf dabei gerechterweise nicht
außer acht lassen, daß das indische Experi-
ment dem damaligen Stand der Volkswirt-
schaftslehre durchaus entsprach und daß
die ausländischen Hilfegeber, einschließ-
lich Weltbank, die heute eine Abkehr von
der Planwirtschaft fordern, damals die
Fünfjahresplanung zur Bedingung für ihre
Entwicklungshilfe machten.

Die Beherrschung der Indischen 
Wirtschaft durch den Staat

Damit war die Wirtschaftsordnung des
unabhängigen Indien von einer weitge-
henden Beherrschung der Wirtschaft
durch den Staat geprägt, auch wenn der
„dritte Weg“ der Privatwirtschaft in vielen
Bereichen Handlungsmöglichkeiten be-
ließ. Die Beherrschung der Wirtschaft
durch den Staat läßt sich folgendermaßen
charakterisieren:
1. Der Staat sorgte nicht nur für die physi-
sche Infrastruktur und die Rahmenbedin-
gungen der Wirtschaft, sondern beteiligte
sich unmittelbar an der Wirtschaft, indem
er große Bereiche für sich reservierte und
dem Privatsektor den Zugang dazu ver-
wehrte.
2. Der Staat reservierte bestimmte Wirt-
schaftszweige in den verbliebenen Berei-
chen für die Kleinindustrie.
3. Der Staat kontrollierte die Privatwirt-
schaft durch ein aufwendiges Lizenz-
system.
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4. Der Staat ließ durch eine großzügige
Arbeitsmarktpolitik das Entstehen einer
„Arbeiteraristokratie“ der Beschäftigten
im modernen Industriesektor zu.
5. Der Staat setzte auf eine Strategie der
Importsubstitution und kontrollierte und
gestaltete dabei den Außenhandel in
einer protektionistischen Weise, die die
inländischen Produzenten von der Kon-
kurrenz auf dem Weltmarkt abschottete.
6. Der Staat sperrte sich grundsätzlich
gegen ausländische Direktinvestitionen,
bei denen ausländische Manager das
Sagen haben.
Auf einen Nenner gebracht: Der Staat be-
wirkte insgesamt mit seiner Wirtschafts-
politik eine Verzerrung des Preisgefüges,
so daß Produzenten, Konsumenten, Inve-
storen und Sparer laufend „falsche“ Ver-
haltenssignale erhielten.

Ein großer Teil der Wirtschaft blieb
für Staatsunternehmen reserviert

Bereits 1956 wurde in einer Industrial Po-
licy Resolution der indischen Regierung
ein großer Teil der indischen Wirtschaft
für Staatsunternehmen reserviert. Dabei
wurden alle Industriezweige in drei Rubri-
ken unterteilt, nämlich in solche,
die dem Staat vorbehalten blieben (Sche-
dule A);
die, in denen der Staat allmählich die
Führungsrolle übernehmen wollte (Sche-
dule B);
sowie alle anderen, in denen die Privat-
wirtschaft tätig werden konnte, wobei
freilich der Staat sich auch hier das Recht
vorbehielt, sich zu engagieren.
Zu der Rubrik „A“ gehörten beispielswei-
se: Waffen und Munition; Atomenergie;
aber auch Eisen und Stahl; schwere Gieße-
rei- und Schmiedeteile aus Eisen und
Stahl; Schwerindustrieanlagen und Ma-
schinen; schwere Elektrizitätsanlagen;
Stein- und Braunkohle; Erdöl; weite Berei-
che des Bergbaus usw. Unter Rubrik „B“
wurden 12 weitere Industrien aufgeführt,
z. B. Aluminium und Nichteisenmetalle,
die nicht unter Schedule A fallen; Werk-
zeugmaschinen; Eisenlegierungen und
Werkzeugstahl; Ausgangs- und Zwi-
schenprodukte der chemischen Industrie
wie etwa Medikamente, Farbstoffe und
Kunststoffe; Antibiotika und andere wich-
tige Medikamente; und Düngemittel. In
der Folge wurden diese Listen sowohl
mehrfach ergänzt als auch durch Ausnah-
men und Sondergenehmigungen durch-
löchert.

Die enge Verbindung zur Politik

Ein Problem der staatlichen Unterneh-
mungen lag in der engen Verbindung zur
Politik. Politiker konnten in den Staatsun-
ternehmen Einfluß ausüben, etwa bei der
Besetzung von Stellen, bei Standortent-
scheidungen, bei Fragen der Preisgestal-
tung, aber auch bei der Bereitstellung von
Fahrzeugen und anderen Vorteilen für
sich bzw. für ihre Günstlinge. Die Landes-
regierungen konkurrierten daher mitein-
ander, um die Ansiedlung von Prestige-
projekten in ihrem jeweiligen Bundesland
durchzusetzen. Andererseits war die haus-
haltsrechtliche Kontrolle durch die Parla-

mente wenig flexibel, so daß Manager
von Staatsunternehmen in Erwartung pe-
nibler Einzelfragen in der Regel eher risi-
koscheu als innovativ blieben.
Die Verkaufspreise für die Erzeugnisse der
Staatsunternehmen wurden entweder
vom Staat vorgegeben oder unter Anwen-
dung einer Cost-plus-Formel ermittelt,
wobei zu den gesamten Aufwendungen
eine „angemessene“ Gewinnspanne ad-
diert wurde. Diese Art der Preisbestim-
mung führt unweigerlich zur Vernachläs-
sigung der Kostenseite und somit zu einer
unwirtschaftlichen Verwendung knapper
Ressourcen.
Machten seine Unternehmungen Verlu-
ste, so schoß der Staat die fehlenden Ru-
pien aus dem Staatshaushalt zu, meist
durch Bedienen der Notenpresse. Für die
Staatsunternehmen blieb dabei der An-
reiz gering, durch die Einführung von
Neuerungen Risiken zu übernehmen, um
Gewinne zu erzielen. Das Ergebnis war
eine sehr niedrige Verzinsung des einge-
setzten Kapitals, das im privaten Sektor
viel eher gewinnbringend hätte angelegt
werden können. Die unbestrittene man-
gelnde Rentabilität der indischen Staats-
unternehmungen wurde damit gerecht-
fertigt, daß sie nicht nur kommerzielle,
sondern auch wichtige gesellschaftliche
und staatspolitische Ziele zu verfolgen
hatten. Dazu gehörten die Bereitstellung
von strategischen Gütern zu niedrigen
Preisen, die Herstellung des sektoralen
und regionalen Gleichgewichts in der
Wirtschaftsstruktur, aber insbesondere
auch die Schaffung von Arbeitsplätzen.
Das soziale Ziel der Arbeitsplatzbeschaf-
fung hat dazu geführt, daß viele Staatsun-
ternehmungen in Indien mehr Personal
beschäftigen als benötigt wird, was als
eine versteckte Form der Arbeitslosenun-
terstützung angesehen werden kann. Die-
ses sogenannte Overmanning wirkt aber
nicht nur durch erhöhte Lohnkosten auf
die Gewinn- und Verlustrechnung direkt,
sondern bewirkt auch nicht selten zusätz-
liche indirekte Verluste. Es kommt zur Dif-
fusion der Verantwortung im Betrieb und
zu Drückebergerei, die ein indischer Kriti-
ker als social loafing – soviel wie „gesell-
schaftlicher Müßiggang“ – bezeichnet
hat.

Einzelne Wirtschaftsbereiche für die
Kleinindustrie reserviert

Nehru sah im kapitalistischen Wirtschafts-
system die Gefahr der Herausbildung
mächtiger Industriekonzerne, die die Poli-
tik beeinflussen und daher abhängig ma-
chen könnten. Deshalb wurde 1969 ein
Antimonopolgesetz, die Monopolies and
Restrictive Trade Practices Act (MRTP), er-
lassen. Es sollte die Industriekonzentra-
tion in der Privatwirtschaft eindämmen
und Kartelle, Preisbindungen und andere
Formen der Wettbewerbsverzerrung un-
terbinden. Neben der Regelung von Fir-
menzusammenschlüssen diente das Ge-
setz aber auch zur Unterteilung der Un-
ternehmen in drei Größenklassen:
Großindustriekonzerne (inzwischen 1163);
mittlere Unternehmen;
und kleine Unternehmen.
Während die weitere Expansion der

Großunternehmen nur unter restriktiven
Bedingungen gestattet werden sollte,
wurden bestimmte Industriezweige ganz
der Kleinindustrie vorbehalten. Im Interes-
se einer besonderen Förderung der Klein-
industrie wurden die sogenannten MRTP-
Konzerne auch von verschiedenen Ver-
günstigungen und Liberalisierungsmaß-
nahmen ganz oder teilweise ausgenom-
men.
Die Ausschaltung der großen Privatkon-
zerne von Investitionen in Schlüsselindu-
strien durch das Antimonopolgesetz hatte
zur Folge, daß nicht genügend Kapital aus
der Privatwirtschaft für diese Bereiche zur
Verfügung stand, denn die kleineren Fim-
men waren nicht in der Lage, die erfor-
derlichen massiven Investitionsmittel auf-
zubringen. Die einfachste Art, dieses Ge-
setz zu umgehen, war die formale Grün-
dung mehrerer kleiner Firmen auf dem
Papier, die aber praktisch nichts anderes
als Teile eines größeren Konzerns waren.
Jedenfalls war das Ergebnis dieser Politik
eine erhebliche Verzerrung des Preis- und
Kostengefüges der industriellen Produk-
tion.

Staatliche Genehmigungen für alle
wesentlichen Investitionen und Pro-
duktionsentscheidungen

In den für die Privatwirtschaft übrigge-
bliebenen Industriesektoren übte der
Staat die Kontrolle dadurch aus, daß für
alle wesentlichen Investitionen oder Pro-
duktionsentscheidungen staatliche Ge-
nehmigungen erforderlich wurden. Prak-
tisch war alles verboten, was nicht aus-
drücklich genehmigt war. Nicht nur die
Gründung und Erweiterung industrieller
Produktionseinheiten, sondern auch Pro-
duktänderungen, Standortwechsel und
sogar Schließungen von Unternehmen
durften nur mit einer staatlichen Geneh-
migung vorgenommen werden. Dabei
wurden die Lizenzen oft mit Auflagen,
beispielsweise in bezug auf den Standort,
die minimale Größe, die Beschäftigten-
zahl, die Exportleistung usw., vergeben.
Die chronische Devisenknappheit der spä-
ten fünfziger und frühen sechziger Jahre
führte dazu, daß alle Lizenzen für Neuin-
vestitionen nun auch unter dem Gesichts-
punkt der Devisenverfügbarkeit geprüft
werden mußten. Im Rahmen der noch zu
diskutierenden Entwicklungsstrategie der
Importsubstitution wurden die Importe
vieler Erzeugnisse durch Einfuhrverbote
unterbunden, andere durch hohe Zölle er-
schwert.

In der Gesamtheit verheerende
Auswirkungen

All diese Entscheidungen und Kontrollme-
chanismen waren zweifelsohne gut ge-
meint und jeweils für sich betrachtet sinn-
voll. In ihrer Gesamtheit hatten sie jedoch
auf die dynamische Entwicklung der indi-
schen Volkswirtschaft verheerende Aus-
wirkungen. Während die Lizenzerteilung
sicherstellen sollte, daß Investitionen dem
Fünfjahresplan entsprachen, betrug die
Bearbeitungszeit für größere Investitions-
vorhaben oft eher Jahre als Monate. So
verhinderte das Kontrollsystem selbst das
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Erreichen der Planvorgaben. Die zuständi-
gen Behörden neigten immer mehr dazu,
die erteilten Lizenzen als heilig anzusehen
und rügten sogar Unternehmungen, die
durch zusätzliche Schichten, durch die Er-
höhung der Arbeitsproduktivität oder
durch technologische Verbesserungen die
Produktion über das in der Produktionsli-
zenz vorgegebene Niveau steigerten. Das
stand im krassen Widerspruch zu dem er-
klärten Ziel des Lizenzsystems, nämlich die
Produktion mit den knappen vorhande-
nen Kapitalmitteln zu maximieren.
Staatliche Preisregulierungen für lebens-
wichtige Güter des Grundbedarfs führten
zu einer nachlassenden Bereitwilligkeit
der Privatwirtschaft, in diesen Bereichen
zu investieren, so daß die knappen Res-
sourcen mehr und mehr in weniger wich-
tige Sektoren umgeleitet wurden.
Es zeigte sich immer mehr, daß sich die
mit erhabenen Zielen geschaffenen Kon-
trollmaßnahmen kontraproduktiv aus-
wirkten. Aber anstatt das ganze System
über Bord zu werfen, wurden immer wie-
der neue Korrekturen ersonnen, um die
erkannten Nachteile einzuschränken.
Eine Kommission nach der anderen
wurde eingesetzt, um die Arbeitsweise
der Behörden bei der Lizenzerteilung zu
studieren und Verbesserungsvorschläge
zu machen. Doch inzwischen waren die
Interessen der Bürokraten an einer Fort-
setzung des Kontrollsystems so stark ge-
worden, daß die Regierung die Reform-
maßnahmen nicht oder nur unvollständig
durchsetzen konnte.
Wenn der bürokratische Staatsapparat
Entscheidungen über Genehmigungen
und Lizenzen zu fällen hat, besteht immer
die Gefahr der illegalen Einflußnahme,
sprich Bestechung. Dabei ist nicht immer
die Anstiftung zu illegalem Handeln, son-
dem eher die Beschleunigung der von der
Verwaltung ohnehin zu leistenden Arbei-
ten das Hauptmotiv.

Das Arbeitsrecht begünstigt die 
kleine „Arbeiteraristokratie“

Zu dem ordnungspolitischen Rahmen
gehört auch das bestehende Rechtssy-
stem. Denn ob Eigentumsrechte respek-
tiert werden, ob Verträge eingeklagt wer-
den können usw., entscheidet mit dar-
über, ob Sparer und Unternehmer bereit
sind, Ersparnisse bzw. Kapital zu investie-
ren. Besonders wichtig in diesem Zusam-
menhang sind die rechtlichen Bindungen
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer,
wie sie im Arbeitsrecht niedergelegt und
in der Praxis geregelt werden. Darf der Ar-
beitgeber Arbeiter entlassen, und wenn
ja, unter welchen Bedingungen? Dürfen
sich die Arbeitnehmer in Gewerkschaften
organisieren und sind Streiks als Mittel 
des Arbeitskampfes erlaubt? In diesem
Schnittbereich zwischen politischer Demo-
kratie einerseits und wirtschaftlicher Ra-
tionalität und Effizienz andererseits sind
zweckmäßige ordnungspolitische Lösun-
gen nur schwer ermittelbar und dann oft
nicht durchsetzbar.
Die Entwicklung Indiens von der briti-
schen Kolonie zum unabhängigen Staat
brachte ein Rechtssystem hervor, das
weder sprachlich bzw. kulturell noch in-

haltlich dem indischen Rechtsverständnis
voll entsprach. Gleichzeitig wurden die
demokratischen Freiheiten und die Rechte
der Arbeiterschaft aus dem britischen Sy-
stem weitgehend übernommen. Diese
Rechte hatten sich in langen Jahren der In-
dustrialisierung Englands herausgebildet
und sich mit steigendem Entwicklungsni-
veau ständig verbessert. Wenn es richtig
ist, daß solche Rechte dem erreichten wirt-
schaftlichen Entwicklungsstand angepaßt
werden müssen, dann kann ihre Übernah-
me in einem Land, das dieses Entwick-
lungsniveau noch nicht erreicht hat, ent-
wicklungshemmende Auswirkungen ha-
ben. Interessanterweise wurde das in Eng-
land gewachsene Gewerkschaftssystem
mittlerweile unter der Regierung Marga-
ret Thatcher erheblich zurechtgestutzt.
Die politischen Parteien in Indien sehen
aber in der organisierten Arbeiterschaft
ein wichtiges Wählerpotential. Es haben
sich daher Arbeitsgesetze herausgebildet,
die dem gegenwärtigen Stand der indu-
striellen Entwicklung Indiens weit voraus
sind. Dabei ist der Kreis der so Begünstig-
ten, nämlich die im modernen Industrie-
sektor Beschäftigten, nur ein relativ klei-
ner Teil der indischen Gesamtbevölke-
rung. 1992 waren von knapp 900 Millio-
nen Einwohnern Indiens nur 27 Millionen
im sogenannten organized sector tätig,
d.h. in Betrieben mit mehr als zehn Ange-
stellten. Davon waren 19 Millionen Staats-
bedienstete, so daß nicht mehr als 8 Mil-
lionen Inder zu dem privatwirtschaftli-
chen organisierten Sektor gehörten. Fol-
gerichtig ist für diese wenigen privilegier-
ten Arbeiter der Begriff „Arbeiteraristo-
kratie“ geprägt worden.
Tatsache ist, daß es in Indien eine Fülle
miteinander konkurrierender und den
einzelnen Parteien nahestehender Ge-
werkschaften gibt, die bisweilen auch
ideologisch stark geprägt sind und über
den Arbeitskampf hinaus in das politische
Geschehen eingreifen. Unternehmer und
Manager müssen oft mit mehreren Ge-
werkschaften Abschlüsse aushandeln. In
dem ständigen Bestreben, neue Mitglie-
der zu gewinnen bzw. von anderen Ge-
werkschaften abzuwerben, werden von
den Gewerkschaften oft extrem hohe For-
derungen gestellt. Denn wer die größten
Versprechungen macht, hat den größten
Zulauf.
Die Entlassung von Mitarbeitern, selbst
von Störenfrieden, ist schwierig und kann
zur Arbeitsniederlegung der ganzen 
Belegschaft führen. Eingelegte Rechts-
mittel sind wenig erfolgversprechend.
Viele Jahre können vergehen, ehe ei-
ne höchstrichterliche Entscheidung ge-
troffen wird, die oftmals Wiedereinstel-
lung und Erstattung des Lohnausfalls
über Jahre hinweg vorsieht. Eine Folge
des übertriebenen Schutzes der im mo-
dernen Sektor Beschäftigten ist, daß die
Unternehmer bei Neueinstellungen zö-
gern und einen höheren Grad der Auto-
matisierung bzw. Kapitalintensität be-
vorzugen, als es sonst der Fall wäre.
Die Beschäftigung im modernen Indu-
striesektor ist tatsächlich auch in den letz-
ten Jahren trotz des Wirtschaftswachs-
tums nicht gestiegen, sondem zurückge-
gangen.

Importsubstitution als Leitmotiv der
wirtschaftlichen Außenbeziehungen

Self-reliance bedeutete für die Wirtschaft
zunächst die Unabhängigkeit von auslän-
dischen Lieferungen, sowohl von Rohstof-
fen als auch von Halbfertigwaren, aber
insbesondere von Konsumgütern. Bisheri-
ge Importe sollten durch die Erzeugung
im Land selbst ersetzt werden oder
schlicht entfallen. Auch wenn die Ab-
schottung gegenüber dem Ausland nie
vollständig erreicht werden konnte, so
wurde diese Politik der „Importsubstitu-
tion“ doch sehr konsequent zum Leit-
motiv der wirtschaftlichen Außenbezie-
hungen. Freilich brachte dies die Notwen-
digkeit mit sich, möglichst schnell eine In-
dustrie aufzubauen, die die Einfuhren er-
setzen konnte. Mit „gesundem Men-
schenverstand“ und dem Rat des Statistik-
Professors Mahalanobis ging man dabei
vermeintlich logisch vor: Zuerst die
Schwerindustrie (Kohle, Stahl, Zement
usw.), dann die mittlere (Maschinenbau,
Werkzeugmaschinen usw.) und erst später
die Leichtindustrie (Konsumgüter). Heute
weiß man, daß eine umgekehrte Reihen-
folge im Rahmen einer internationalen
Arbeitsteilung erfolgreicher gewesen
wäre.
Indien hat Zölle erhoben, die zu den höch-
sten der Welt gehören. Aber darüber hin-
aus wurde der Import von vielen Produk-
ten einfach verboten – oder zumindest
von Sondergenehmigungen abhängig ge-
macht. Es handelt sich hierbei um Produk-
te, die in Indien selbst hergestellt werden
konnten. Investoren, die hochwertige Ma-
schinen etwa aus der Bundesrepublik
Deutschland importieren wollten, mußten
zunächst auf dem indischen Markt Ange-
bote einholen. Sie hatten gegebenenfalls
die Beweislast, daß die in Indien angebo-
tenen Maschinen nicht ihren Anforderun-
gen entsprachen. Erst wenn ein Schreiben
des indischen Anbieters vorlag, daß er
doch nicht den geforderten Standard lie-
fern könne, wurde eine Einfuhrlizenz er-
teilt. Ein solcher Vorgang konnte mehrere
Jahre in Anspruch nehmen. So ist es nicht
verwunderlich, daß Investoren, die es eilig
hatten, zu Methoden der Entscheidungs-
beschleunigung griffen. Davon profitier-
ten nicht nur die Bürokraten, sondern
auch unter Umständen die Anbieter indi-
scher Konkurrenzprodukte .
Das System der hohen Schutzzölle und die
Verzögerungen durch die administrative
Begutachtung von Importanträgen führ-
ten zu einer völligen Isolierung der inlän-
dischen Produktion vom ausländischen
Konkurrenzdruck. Hinzu kam eine unge-
sättigte Nachfrage im inländischen Markt,
so daß die Produzenten kaum einen An-
reiz hatten, ihre Kosten zu senken. Die
Daumenregeln der Bürokraten bei der Zu-
ordnung von Einfuhrlizenzen gründeten
sich einerseits auf Leistungen in der Ver-
gangenheit und andererseits auf die be-
reits installierte Kapazität des Antragstel-
lers. Das Ergebnis war ein Erstarren der re-
lativen Betriebsgrößen und Marktanteile
in den Industriesektoren. Kapazitäten
wurden allenfalls künstlich ausgeweitet,
um so erhöhte Einfuhrmengen zugespro-
chen zu bekommen.
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Am schlimmsten wirkte sich aber aus, daß
die Zollstruktur die Kapitalgüter künstlich
verbilligte, so daß die Produzenten zu re-
lativ kapitalintensiven Produktionsweisen
angeregt wurden und daher weniger Ar-
beitskräfte einstellten, als dies bei unver-
zerrten Preisrelationen der Fall gewesen
wäre. Die Protektion der Industrie durch
die hohen Schutzzölle führte darüber hin-
aus zu einer künstlichen Erhöhung der
Preise der von der Industrie gelieferten
Zwischenerzeugnisse für den Agrarsektor
– z. B. landwirtschaftliche Geräte und
Werkzeuge –, und dies wirkte sich wieder-
um ungünstig auf die Entwicklung der
Landwirtschaft aus.
Für verschiedene Rohstoffe wurde ein Sy-
stem der Einfuhrkanalisierung (import
canalisation) eingeführt. Staatliche Han-
delsorganisationen wurden geschaffen:
z. B. die State Trading Corporation of India
(STC); die Minerals and Metals Trading
Corporation of India (MMTC); die Metal
Scrap Trade Corporation of India Ltd. usw.
Sie alle sollten den Bedarf der einheimi-
schen Industrie ermitteln, die benötigten
Mengen auf dem Weltmarkt möglichst
kostengünstig einkaufen und sie zu Fest-
preisen an die einheimischen Verbraucher
abgeben. Da die Bedarfsmengen ein hal-
bes Jahr im voraus angekündigt (und an-
gezahlt) werden mußten, führte das Sy-
stem zu mangelnder Flexibilität und An-
passungsfähigkeit, bzw. in vielen Fällen
zum Horten von Rohstoffen. Da die kana-
lisierten Einfuhren nicht an Handelsfir-
men, sondern nur an die Firmen des
tatsächlichen Endverbrauchs (actual users)
geliefert wurden, gab es keinen einheimi-
schen Handel dieser Güter, der zu einer
größeren Flexibilität geführt hätte. Zeit-
weilig waren zwei Drittel der gesamten
indischen Einfuhr auf diese Weise „kanali-
siert“.
Schließlich hat der indische Staat auch
noch den Preis für ausländische Devisen
durch die Festlegung unrealistischer
Wechselkurse verzerrt. Ein blühender
Schwarzmarkt für Devisen sowie ein be-
achtlicher Warenschmuggel waren die
Konsequenz, denn durch den falschen
Wechselkurs erschienen den Verbrau-
chern ausländische Waren vergleichsweise
billig, während potentielle Ausfuhrgüter
im Ausland zu teuer angeboten werden
mußten.

Der Zufluß ausländischen Kapitals
mußte dünn bleiben

Die wirtschaftliche Abkoppelung vom
Ausland blieb nicht auf den Handel mit
Gütern und Dienstleistungen beschränkt,
sondern bezog auch den freien Kapital-
fluß mit ein. Die Investitionen ausländi-
scher Kapitalgeber in der indischen Indu-
strie wurden einschränkenden Bedingun-
gen unterworfen. Die 1973 verabschiede-
te Foreign Exchange Regulations Act
(FERA) regelte die Bedingungen, unter
denen ausländische Firmen in Indien inve-
stieren, importieren und exportieren
konnten. Beispielswiese durften Auslän-
der in der Regel nur bis zu 40 Prozent des
Anlagekapitals einer Gesellschaft halten.
Die übrigen 60 Prozent blieben einheimi-
schen Investoren vorbehalten, die damit

auch die Kontrolle ausüben konnten. Der
Kapitalfluß aus dem Ausland blieb dem-
zufolge auch sehr dünn. Auch hier gab es
viele Ausnahmen und Sonderregelungen,
die im Einzelfall von den betreffenden
staatlichen Stellen entschieden wurden.
Die Erfahrungen anderer Länder haben
aber gezeigt, daß ausländische Direktin-
vestitionen wertvolle Ergänzungen der
einheimischen industriellen Entwicklung
darstellen können. Der Technologietrans-
fer, die Vermittlung von Managementver-
fahren und die Ergänzung des einheimi-
schen Kapitalmarktes durch Bereitstellung
von Investitionsmitteln der Ausländer sind
positiv zu beurteilen. Obwohl es auch un-
bestrittene Gefahren und Probleme bei
der ungehinderten Zulassung ausländi-
scher Konzerne gibt, lassen sich diese eher
bei einem starken Kapitalzustrom regeln
als bei einem schwachen. Denn die auslän-
dischen Firmen stehen dann im Wettbe-
werb miteinander und können die Regie-
rung nicht so leicht erpressen oder sonst
unter Druck setzen. Die indische Angst vor
Überfremdung war unter diesem Ge-
sichtspunkt daher überzogen.

Die Umorientierung der indischen
Wirtschaftspolitik stieß auf 
lautstarke Proteste

Bedeutung und Tragweite der Liberalisie-
rungsmaßnahmen der Congress-Regie-
rung Rao vom 24. Juli 1991 und danach
lassen sich auf diesem Hintergrund besser
verstehen. In der Tat handelt es sich eher
um die Umwandlung einer Wirtschafts-
ordnung von einem weitgehend staatlich
dominierten System zu einem marktwirt-
schaftlichen als um eine bloße Anpassung
an globale Veränderungen. Den sozialisti-
schen Staaten Osteuropas hat Indien le-
diglich voraus, daß schon eine Privatwirt-
schaft besteht und daß damit ein besseres
Verständnis für marktwirtschaftliche Prin-
zipien bei Managern, Produzenten, Kon-
sumenten und politischen Entscheidungs-
trägern vorhanden ist. Andererseits hat
Indien bereits sehr weit entwickelte politi-
sche Freiheiten und Rechte, so daß die ein-
schneidenden und teils unpopulären
Maßnahmen, die im Rahmen der Struk-
turanpassung erforderlich sind, auf laut-
starken politischen und opportunistischen
Widerstand stoßen. Vielfach wird bemän-
gelt, daß die Strukturanpassung einseitig
zu Lasten der Armen geht und daß nur die
bereits bevorzugten Wirtschaftssubjekte
von der wirtschaftlichen Liberalisierung
profitieren. Dabei wird übersehen, daß
die oft sehr lautstarken Proteste auf der
Straße in aller Regel nicht von den eigent-
lichen Armen, sondern von den Lohn-
empfängern des organisierten Sektors,
also von den bisher privilegierten Beam-
ten und Staatsangestellten und der be-
reits erwähnten Arbeiteraristokratie erho-
ben und organisiert werden.
Die neue indische Wirtschaftspolitik
wurde im wesentlichen von Manmohan
Singh konzipiert, einem Wirtschaftswis-
senschaftler, der unter Ökonomenkolle-
gen im In- und Ausland hohes Ansehen
genießt. Er ist Professor der Wirtschafts-
wissenschaften der Delhi School of Econo-
mics und eher Technokrat als Politiker.

Premierminister Rao verließ sich in Wirt-
schaftsfragen ganz auf ihn. Manmohan
Singh mußte zunächst die unmittelbare
Zahlungsbilanzkrise abwenden, was
durch erhebliche Wechselkurskorrekturen
geschah, die die indische Rupie um mehr
als 20 Prozent abwerteten. Die bestehen-
den Strukturprobleme der indischen Wirt-
schaft wurden mit den folgenden Maß-
nahmen angepackt:
1. Die für den Staatssektor reservierten In-
dustriezweige wurden reduziert. Statt 17
verbleiben jetzt nur noch acht, die strate-
gische oder Sicherheitsfragen berühren,
ausschließlich dem Staat vorbehalten. 
2. Das MRTP-Gesetz wurde geändert, so
daß große Firmen nicht mehr die Vorab-
genehmigung für Kapazitätsausweitun-
gen oder -diversifizierung benötigen.
Kleinunternehmen dürfen fortan 24 Pro-
zent Ihrer Anteile den Großunternehmen
oder anderen Industrieunternehmen an-
bieten, so daß sie damit Zugang zu Kapital
und Technologie erhalten.
3. Das System der Industrielizenzen wurde
für alle Investitionen mit Ausnahme von
18 Industriezweigen, in denen strategi-
sche oder ökologische Gesichtspunkte
wichtig sind, abgeschafft. Damit sind 80
Prozent der Industrie von der Lizenzie-
rung befreit.
4. Ein Nationaler Erneuerungsfonds
wurde geschaffen, um sicherzustellen,
daß die Kosten der Umstrukturierung
nicht allein den Arbeitern aufgebürdet
werden. Damit soll ein Sicherheitsnetz für
die Arbeiter nicht lebensfähiger Unter-
nehmen sowie eine Finanzierung ihrer
Umschulung und Wiedereingliederung
geschaffen werden.
5. Das System der Importlizenzen wurde
zunächst durch handelbare Einfuhr-
berechtigungen (exim scrips) ersetzt,
die man für getätigte Ausfuhren erhielt.
Inzwischen ist dieses System durch die
weitgehende Konvertibilität der indi-
schen Rupie abgelöst worden. Die Einfuhr
von Kapitalgütern (Maschinen usw.)
wurde automatisch in bestimmten Gren-
zen genehmigt, wenn diese durch auslän-
dische Direktinvestitionen finanziert wer-
den. Die Kanalisierung der Einfuhren
sowie der Ausfuhren wurde stark redu-
ziert.
6. Die Grenze für die Anteile ausländischer
Investoren wurde in einer großen Anzahl
von Industriezweigen (priority industries)
von 40 auf 51 Prozent erhöht. Das An-
trags- und Genehmigungsverfahren
wurde vereinfacht. Für ausländische Di-
rektinvestitionen in den anderen Indu-
striezweigen wurde das Genehmigungs-
verfahren durch die Einrichtung des For-
eign Investment Promotion Board eben-
falls vereinfacht (streamlined). Dabei wer-
den auch Anträge für eine Beteiligung
über 51 Prozent angenommen. Die Ge-
nehmigung des Technologieimports wur-
de in bestimmten Grenzen für Prioritäts-
industrien automatisiert.
Schritt für Schritt wurden danach weitere
Liberalisierungsmaßnahmen ergriffen, so
z. B. erhebliche Zollsenkungen und die
partielle Konvertibilität der indischen
Rupie. Der zuvor in Indien weitverbreitete
Schwarzmarkt für harte Währungen ist
völlig zusammengebrochen.
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Der Staatshaushalt läßt sich nur
durch Umstrukturierung des 
Staatssektors sanieren

Doch in einem wichtigen Bereich steht die
indische Regierung noch vor ihrer größten
Bewährungsprobe. Das Haushaltsdefizit,
das zeitweise fast ein Zehntel des indi-
schen Nettosozialprodukts ausmachte,
muß zur Erreichung der Stabilität der
Wirtschaft weiter gesenkt werden. In dem
Maße, wie Zölle abgebaut werden und
Lizenzgebühren wegfallen, versiegt auch
die wichtigste Einnahmequelle des Staa-
tes. An die Besteuerung des größten Wirt-
schaftszweiges, der Landwirtschaft, in der
immer noch fast 70 Prozent der Beschäf-
tigten tätig sind, haben sich die Regierung
Rao und die Folgeregierungen bisher
nicht herangetraut. Bei der Mehrzahl der
indischen Bevölkerung ist durch direkte
Besteuerung wegen der niedrigen Ein-
kommenshöhe nicht viel zu holen. Aber
auch auf der Ausgabenseite ist der politi-
sche Spielraum für einschneidende Maß-
nahmen gering. Wesentliche Ausgabepo-
sten sind die übergroße Bürokratie, die
für die Steuerung der Wirtschaft im bishe-
rigen System erforderlich war, sowie die
erheblichen Mittel, die in die Aufrecht-
erhaltung der Staatsunternehmungen
fließen. In beiden Fällen führen Kürzun-
gen zu Entlassungen bzw. zu Versetzun-
gen von Arbeitnehmern. Gewerkschaften
und linksorientierte politische Parteien
sehen hier einen Angriff auf den Besitz-
stand und die sozialen Errungenschaften
und antworten mit Streiks und Unruhen.
Mit einer Änderung des Arbeitsrechts, das
bislang die Beschäftigten – im Gegensatz
zu den Arbeitslosen – begünstigt, ist vor-
läufig nicht zu rechnen.
Die Diskussion über die notwendigen Um-
strukturierungen der staatlichen Seite der
Wirtschaft firmiert unter der Bezeichnung
Exit Policy. Der Begriff Exit hat in der Wirt-
schaftswissenschaft eine präzise Bedeu-
tung. Die Marktwirtschaft erfordert freien
Zutritt (Entry) und auch freien Austritt
(Exit) aus einem Industriezweig. Die An-
passung der Wirtschaft an neue Entwick-
lungen, an Veränderungen im Welthandel
usw. vollzieht sich nur teilweise in den ein-
zelnen Unternehmen selbst, und dieser
Prozeß der ständigen internen Anpassung
wird ergänzt durch die Geburt neuer Fir-
men und das Sterben alter. In Indien, wo
die Anpassung schlecht und recht durch
staatliche Planung verordnet wurde, gab
es kein Sterben in diesem Sinne. Private
Untemehmen, die nicht mehr lebensfähig
waren, konnten nicht einfach schließen,
da dafür ja eine Genehmigung erforder-
lich war.
Die Genehmigung zur Schließung ist seit
der Unabhängigkeit Indiens höchst selten

erteilt worden. Letzten Endes mußte der
Staat selbst einspringen und die „kranken
Einheiten“ (sick units) weiterführen. Ende
März 1992 gab es im kleinindustriellen
Sektor 245 000 marode Firmen mit Schul-
den von ca. DM 1,6 Milliarden. Hinzu
kamen 1336 weitere marode Fimmen, die
nicht zur Kleinindustrie gehören, mit
Außenständen von DM 2,8 Milliarden.
Nimmt man weiterhin die gefährdeten
Betriebe (weak units) dazu, so erhält man
eine Summe von 247 000 zahlungsun-
fähigen Unternehmen mit einem Gesamt-
schuldenvolumen von DM 5,8 Milliarden.
Der Abbau des Bestandes maroder Indu-
strieunternehmen gehört zu den vorran-
gigen aber bisher ungelösten wirtschafts-
politischen Aufgaben in Indien. Die Welt-
bank ist bereit, durch Bereitstellung lang-
fristiger Kredite den Grundstock für ein Si-
cherheitsnetz der Beschäftigten im staatli-
chen und modernen industriellen Sektor
zu schaffen. Leider hat aber die öffentlich
geführte Diskussion der Schließung von
sick units einen emotionalen Aspekt, so
daß Exit als Begriff heute schon tabu ist.

Doch nach wie vor ist der Staat 
gefragt

Die Möglichkeit einer Liberalisierung der
indischen Wirtschaft wurde in der Vergan-
genheit vielfach mit Skepsis beurteilt.
Heute besteht eher eine Euphorie un- 
ter Wirtschaftsfachleuten, Unternehmern
und Investoren, nicht nur in Indien, son-
dern auch in Deutschland, über die einge-
leiteten Strukturveränderungen. In Indien
selbst sind die Veränderungen im Lei-
stungsangebot, in den Auswahlmöglich-
keiten für den Konsumenten und in der
Dynamik der Entwicklung unverkennbar.
Ein Zurück kann es kaum noch geben, und
Zweckoptimisten folgern daraus, der Pro-
zeß der Entfesselung der indischen Wirt-
schaft werde zwangsläufig weitergehen.
Es ist aber ein Szenario denkbar, bei dem
der Liberalisierungsprozeß, der noch viele
Schritte zu gehen hat, ins Stocken gerät
und zum Stillstand kommt. Schon jetzt hat
die Freigabe der Preise zu Verteuerungen
geführt, die von den Empfängern fester
Einkommen besonders gespürt werden.
Diese sind aber erfahrungsgemäß organi-
siert und lautstark. Wenn sich die Liberali-
sierungserfolge aber erst nach und nach
einstellen, könnten von den Oppositions-
parteien Unruhen in den Städten geschürt
werden, was eine schwache Regierung
leicht zum Sturz bringen könnte. Denn die
Unzufriedenheit der Wähler schlägt in In-
dien schnell um und auf die Stimmung der
politischen Entscheidungsträger durch.
Welche Zukunft erwartet Indien aber,
wenn die Entwicklungsstrategie der Öff-
nung, Deregulierung und Privatisierung

langfristig erfolgreich fortgesetzt werden
sollte? Der Drang nach privater Mobilität
läßt für jeden Stadtbewohner den Traum
des eigenen Motorrollers oder Autos rea-
lisierbar werden. Tatsächlich nimmt die
Motorisierung in den urbanen Zentren ra-
pide zu. Die Straßen verstopfen, Unfälle,
Luftverpestung und der drohende Ver-
kehrsinfarkt sind die Folge. Aber auch auf
den Landstraßen und wenigen Autobah-
nen staut sich schon jetzt der Verkehr, weil
der Staat in dem ihm ureigensten Bereich
der Infrastruktur nicht nachkommt. Die
Häfen sind ebenfalls verstopft, was die
Wettbewerbsfähigkeit der indischen Indu-
strien auf dem Weltmarkt hemmt. Um-
weltprobleme durch den Verkehr, aber
auch durch eine auf niedrige Stückkosten
angewiesene Industrie, werden immer
akuter und erfordern einen starken Staat,
um Regeln und Überwachungssysteme zu
installieren. Das Gleiche gilt für die rasche
Urbanisierung mit ihren zusammenge-
pferchten Menschen in Slums und Squat-
ter-Siedlungen, die durch staatliche Maß-
nahmen in geordnete Bahnen gelenkt
werden müßte.
Die Volkswirte trauen in der Regel auf die
Selbstheilungskräfte des Marktes, um
diese und ähnliche Probleme in anderen
Bereichen zu lösen. Aber einerseits brau-
chen solche Kräfte oft so lange, um sich
auszuwirken, daß in der Übergangszeit
viel Not und Elend in Kauf genommen
werden muß. Andererseits gibt es Proble-
me, die grundsätzlich nicht durch Markt-
mechanismen allein geheilt werden kön-
nen, sondern einen starken Staat erfor-
dern. Hierzu gehören all die schwierigen
Umweltprobleme, bei denen Einzelne Ko-
sten verursachen, die die Allgemeinheit zu
tragen hat. Hier ist der indische Staat ge-
fordert, die Allgemeinheit gegenüber den
Verursachern zu vertreten.
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„Kaste“ ist ein portugiesisches Wort, mit-
hin eine Bezeichnung für etwas, das dem
von außen Kommenden fremdartig vor-
kommt. Mit dem Wort wird einerseits ein
Charakteristikum der Sozialordnung der
indischen Agrargesellschaft benannt, mit
ihren über 8000 real existierenden „jatis“:
einer Kastenordnung, die sich ständig
verändert und angepaßt hat. Zum andern
sind mit Kasten die „varnas“ der brahma-
nischen Herrschaftsideologie gemeint,
die die Aufteilung und Hierarchisierung
der Gesellschaft in vier „Farben“ (zuzüg-
lich der Kastenlosen außerhalb, der Un-
berührbaren) rechtfertigen, indem sie sie
religiös begründen. Im Zuge der Moderni-
sierung ist die indische Sozialordnung er-
heblich in Bewegung geraten, Kasten
werden zu Interessengruppen, die von
ihrer früheren Bedeutung nur noch die
Funktion der Heiratsbeschränkungen und
der sozialen Verkehrskreise bewahrt
haben. Red.

Die Vielgestaltigkeit dessen, 
was Hinduismus heißt

Das Kastensystem bildet seit alters her
eines jener Merkmale der indischen Zivili-
sation, die sie für fremde Beobachter
ebenso wie Eroberer einzigartig, unver-
kennbar und schwer bestimmbar mach-
ten. Es mag deshalb als verwirrend er-
scheinen, daß die ohnehin schwierige Be-
schreibung dieser fremdartigen Sozialord-
nung zusätzlich mit einer Betrachtung
jener religiösen, dörflichen und politi-
schen Ordnungssysteme Indiens verknüpft
wird, die gleichermaßen das Erstaunen
der Europäer hervorgerufen haben. Da
diese drei Ordnungssysteme aber das Ka-
stensystem religiös legitimiert, praktisch
vorausgesetzt und politisch instrumentali-
siert haben, so muß diese Betrachtung
diese drei zusätzlichen Ordnungsmodelle
mit berücksichtigen, die sich, wie so vieles
in Indien, fast ununterscheidbar wechsel-
seitig durchdringen, begründen und stüt-
zen.
Den Hinduismus zeichnet seine Vielgestal-
tigkeit, also die enorme kulturelle Produk-
tivität und Plastizität aus. Diese Religion
muß eher als ein Prozeß, denn als eine
Struktur begriffen werden, entlang weni-
ger, charakterstischer Ordnungselemente.
G. D. Sontheimer hat fünf solcher Ord-
nungselemente, Einzelreligionen, hervor-

gehoben: Er unterscheidet eine von spe-
zialisierten und hochrangigen Brahma-
nenpriestern hervorgebrachte und auf ge-
samtindischer Ebene tradierte Religion
des Opfers, der Ritualistik und der philoso-
phischen Spekulation (Brahmanismus).
Neben ihr steht eine von Einzelgängern
und Einsiedlern getragene, fast noch älte-
re Religion der Weltentsagung, der Me-
ditation und Erlösungssuche (Asketismus).
Beide stehen seit jeher einer immer weiter
marginalisierten, von Familienältesten,
„Medien“ oder Schamanen, getragenen
Religion der Stämme gegenüber (Animis-
mus). Hinzu tritt eine erst später entstan-
dene, vom einzelnen Alltagsmenschen ge-
tragene und von volkstümlichen Sekten
organisierte „pietistische“ Religion der
Gottesinnigkeit, der Bhakti (Mystizismus) .
Diesen vier Traditionen steht schließlich
eine fünfte Religion, eine „Volksreligion“,
gegenüber, die nicht nur als eigenständi-
ge Struktur, sondern darüber hinaus auch
als eine Synthese aller anderen Traditions-
muster aufgefaßt werden kann. Diese Re-
ligion wird seit der Durchsetzung des
Ackerbaus und stationärer und differen-
zierter Dorfgemeinschaften von der
Mehrheit der Inder geteilt und von der
überwältigenden Masse der Brahmanen
organisiert und rituell vermittelt. Von un-
terschiedlichsten Schichten, Regionen und
Priestern getragen, zeigt sie sich vom
Haushalts- und Dorfschrein, über den Pa-
last- und Stadttempel bis hin zur großen
Tempelstadt in höchst unterschiedlicher
Form. Dennoch bleibt diese Skala der Dif-
ferenzierung von zumindest zwei Ge-
meinsamkeiten geprägt: die jeweilige
Gottheit ist nicht nur dauerhaft lokalisiert,
sondern ihr wird in Vorstellung und Ritus
eine Körperlichkeit, wenn nicht in der
Form einer Figur, so doch wenigstens in
der Form eines Natur- oder Kunststeins
(Lingam) zugestanden. Dank dieser Fik-
tion empfängt der Stein oder die Figur
eine regelmäßige Verehrung und Bewir-
tung von seiten eines zumeist als brahma-
nisch eingeschätzten Ritualisten und von
seiten einer jeweiligen Kasten- oder Dorf-
gemeinschaft, Nachbarschaft oder Pilger-
schaft.
Alle fünf Religionen haben sich über Jahr-
hunderte hinweg in freilich unterschied-
lichem Maße wechselseitig wahrgenom-
men, beeinflußt und interpretiert. Jedoch
unabhängig von dieser fast unvermeid-
baren wechselseitigen Prägung läßt sich
mit aller Vorsicht auch ein Prozeß der Neu-
bildung und der Differenzierung ausma-
chen. Parallel zur Ausbildung, Ausbrei-
tung und Konsolidierung einer Bauernge-
sellschaft und parallel zur Entstehung von
Städten und Regionalreichen wird die Re-

ligion der Stämme zu einer Religion triba-
ler Peripherien. Entsprechend dieser Ent-
wicklung lassen sich zugleich eine Religion
des Brahmanismus und eine des Asketis-
mus schärfer konzeptionell unterschei-
den. Beide treten in einen Prozeß der so-
zialen, rituellen und intellektuellen Aus-
gestaltung und Differenzierung ein. Zu-
gleich bildet sich mit Dörfern, Städten und
Regionalreichen jenes Kontinuum, in dem
die Vorstellung von dem im Stein oder in
der Figur verkörperten Gott seinen Platz
und seine Ausgestaltung findet. Es ist die
jahrhundertealte Erfahrung und eine aus
anderen Traditionen gespeiste Ablehnung
der lokalisierten, körperhaften und tem-
pelzentrierten Gottheit, die schließlich die
Religion der Gottesinnigkeit und Volks-
mystik entstehen läßt.
Dieser Entstehungs- und Differenzie-
rungsprozeß ist damit zugleich ein irrever-
sibler Prozeß der Verdrängung und der
Umwandlung der Stämme und der ihnen
spezifischen Religion. Der Glaube der
Inder, der künftige Hinduismus, wird im
gleichen Atemzuge „zivilisierter“, vielge-
staltiger und kreativer, und dieser Prozeß
zeigt sich – mit der Ausnahme der Stam-
mesreligion – sowohl innerhalb als auch
zwischen jenen Religionen – des Brahma-
nismus, Asketismus, Mystizismus und des
Volksglaubens –, die dem Hinduismus
seine Vorstellungsräume, Glaubensorien-
tierungen und Entfaltungsrichtungen vor-
geben.

Die Bedürfnisse der indischen
Dorfwirtschaft

Fast überall in Indien finden wir eine do-
minante Bauerngruppe, die gewohnheits-
rechtlich den gesamten, also den kultivier-
ten und kultivierbaren Boden kontrolliert.
Sie ist „dominant“, weil sie an der Spitze
einer sozialen Hierarchie und eines Sy-
stems der Arbeitsteilung steht, die beide
den Anbauzyklus regulieren und die Dorf-
struktur prägen. Das einzelne Dorf bzw.
eine lokale Gruppe von Dörfern bildet
eine weitgehend autarke, außerhalb der
Geldwirtschaft stehende und deshalb so-
zial und funktionell hochdifferenzierte
Einheit. Die für den Anbauzyklus, das
Leben der Bauern und den Fortbestand
des Dorfes notwendigen Werkzeuge und
Materialien, Arbeits- und Dienstleistun-
gen müssen deshalb in ihrer Mehrzahl im
Dorf selbst produziert und zur Verfügung
gestellt werden, von jeweils spezialisier-
ten Gruppen, die in einem spezifischen,
Jajmani genannten, Dienstleistungsver-
hältnis zu der dominanten Bauerngruppe
stehen. Jajmani bedeutet im Kern, daß
der betreffende Handwerker oder Dienst-
leistende die jeweiligen Versorgungswün-
sche der Bauern und der übrigen Dorfbe-
wohner zu erfüllen hat; im Gegenzug
steht diesem Handwerker oder Dienstlei-
stenden ein bestimmter, nach seiner Be-
deutung und seinem Rang bemessener
Ernteanteil, also ein Naturaldeputat, oder
aber eine Anbauparzelle zur Verfügung.
Da diese zusätzlichen Arbeiten oft wäh-
rend wichtiger Zeremonien oder Familien-
feste anfallen, so wird der Betreffende
auch durch seine Beteiligung geehrt und
durch Geschenke entlohnt.
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Außerhalb dieses strukturell starren und
zugleich im Alltags- und Jahresrhythmus
flexiblen Systems dörflicher Produktion
und sozialer Reproduktion stehen am
oberen wie am unteren Ende dieser
Rangskala zusätzliche Gruppen und Spe-
zialisten, die von diesem System der funk-
tionalen Inkorporation und sozialen Gra-
dualisierung nicht integriert werden kön-
nen oder sollen. Leben in dem betreffen-
den Dorf Brahmanenfamilien und verfügt
es über einen von diesen versorgten
Schrein, dann verfügt die Gottheit und die
Brahmanenfamilie zwar über Land, das
den Unterhalt der Familie und des Gottes
sichert, aber die soziale Vorrangstellung
eines Gottes und der Brahmanen wird es
in den meisten Fällen verbieten, sie um-
standslos den vorherrschenden Jajmani-
Verhältnissen einzugliedern. Mit der Ent-
stehung der Städte, der Regionalherr-
schaften und der Geldwirtschaft nimmt
die Bezahlung der Grundsteuer und die
Vermarktung eines wachsenden Teils der
Weizen- oder Reisernte eine neue Bedeu-
tung an. Entsprechend dieser historischen
Entwicklung hat der Geldverleiher und
Getreidehändler Zugang zu den indischen
Dörfern gefunden. Er verkauft das Getrei-
de und erleichtert, organisiert und garan-
tiert die Zahlung der Bodensteuer. Seine
Natural- und später Geldkredite treiben
den Anbauzyklus voran, sie sichern nach
Dürre oder Überschwemmungskatastro-
phen die Wiederaufnahme der Kultivie-
rung, und sie halten weite Teile der Dorf-
bevölkerung am Leben und in Abhängig-
keit.
Auch feudale Kriegergruppen, die im indi-
schen Mittelalter in und bei vielen Dörfern
lebten, befinden sich in einer vergleichba-
ren Grenz- und Mittelstellung. Manchmal
in von Palisaden oder Lehmmauern ge-
schützten Forts siedelnd, erzwangen und
erhielten sie feste Ernteabgaben und Ar-
beitsleistungen, während sie im Gegen-
zug für den Schutz dieser Dörfer aufka-
men und einem lokalen Raja (König) Ge-
folgschaft leisteten. Ob ursprünglich von
außen eingedrungen oder durch politi-
sche und steuerliche Privilegien aus der
dominanten Bauerngruppe hervorgeho-
ben und abgegrenzt, standen sie außer-
halb der Dorfwirtschaft und des ihr ent-
sprechenden Ordnungs- und Interpreta-
tionssystems. Brahmanen, Händler und
Krieger konnten und wollten nicht als un-
tergeordnete, wenn auch sozial aner-
kannte Dienstgruppen einer dominanten
Bauerngruppe eingeschätzt und in das 
Jajmani-System integriert werden.
Die für die landwirtschaftliche Arbeit, ins-
besondere für die Ernte, den Gartenan-
bau und die Fruchtbäume zuständigen
Landarbeitergruppen dagegen sollten
und durften nicht von dem Jajmani-Sy-
stem inkorporiert und geschützt werden.
Ohne diese Land- und Erntearbeiter war
und ist kaum ein indisches Dorf überle-
bensfähig, aber parallel zu der Entste-
hung der indischen Dorfwirtschaft und
des Jajmani-Systems entstand durch die
Verdrängung von Stammesgemeinschaf-
ten, in Konsequenz von Verarmungspro-
zessen und im Rhythmus von Dürrejahren
oder Kriegskatastrophen ein breites
Agrarproletariat, das außerhalb und un-

terhalb des Arbeits- und Schutzverhältnis-
ses des Jajmani-Systems steht.
Die Gruppen dieser Landarbeiter siedeln
außerhalb des Dorfes, sie werden nach Ar-
beitsbedarf, vorrangig während der Saat-
und Erntesaison angestellt und nach der
Zeitdauer oder der Menge ihrer Arbeit in
Naturalien entlohnt. Damit sie auch
außerhalb dieser Arbeitszeiten überleben
können, bleiben ihnen manchmal angren-
zende Waldstücke, etwa Kokos- oder Pal-
myrahaine, oder die abgeernteten Felder
zur Nutzung und Nachlese überlassen. In
einer vergleichbaren Situation der sozia-
len Degradierung, kulturellen Marginali-
sierung und ökonomischen Verwundbar-
keit stehen die niederen Wandergewerbe,
die zumeist in einem feststehenden Rhyth-
mus die Dörfer einer Region besuchen
und sie mit bestimmten Produkten und
Dienstleistungen versorgen – Korbflech-
ten, Metallarbeiten, Ziegelbrennen.

Spezialisiert und gegeneinander
isoliert

Dieses weitgehend autarke System der
Produktion und Reproduktion macht die
erstaunliche Selbstbehauptungsfähigkeit
der indischen Dorfgesellschaft auch unter
schwachen Regionalherrschern, während
langer Phasen politischer Anarchie und
gegenüber immer wiederkehrenden Na-
tur- und Kriegskatastrophen erklärbar. Die
Gruppen, die diese Struktur konstituieren,
sind spezialisiert und zugleich durch
Beruf, soziale Rangordnung und Grup-
penzugehörigkeit gegeneinander isoliert:
Sie betrachten sich als gegeneinander
vollständig fremd und als füreinander
vollständig unverzichtbar. Sie sind zu-
gleich in eine soziale Rangfolge eingeglie-
dert, die in einem jeweiligen Dorf oder
einer jeweiligen Region, von Einzelkon-
flikten abgesehen, von allen akzeptiert
wird. Diese Rangfolge ist vorrangig an
Macht, aber auch an Einkommen und an
sozialem und rituellem Prestige orientiert.
Verdeutlicht wird dieses dichte Gefühl der
Über- und Unterordnung in einer Vielzahl
von Alltagsbeziehungen, es wird offen-
kundig während der Dorf- und Familien-
feste, und es wird glänzend inszeniert und
zugleich gerechtfertigt durch die religiö-
sen Rituale, insbesondere durch die Opfer-,
Schrein- oder Tempelzeremonien.
Es ist an dieser Stelle, daß wir den unspe-
zifischen Begriff der „sozialen Gruppe“
zugunsten desjenigen der „Kaste“ aufge-
ben müssen, wollen wir jenseits der öko-
nomischen Rationalität dieses Gruppen-
gefüges seine Entstehungsgründe, seine
ihm innewohnende soziale Selbstver-
ständlichkeit und Angemessenheit und
am Ende seine religiöse Rechtfertigung
begreifen.

„Kaste“ wie auch „Hinduismus“ sind
Bezeichnungen von Außenstehenden
für ihnen Fremdes

Die Bezeichnung „Kaste“ ist ebenso wie
der Begriff „Hinduismus“ eine von Außen-
stehenden erfundene Bezeichnung, um
ein zunächst rätselhaftes und vielgestalti-
ges soziales und religiöses System zu be-
schreiben. Die Portugiesen, beeindruckt

von der Bedeutung, die die Inder der Hei-
rat innerhalb der sozialen Gruppe und der
rituellen Distanz zwischen ihnen bei-
maßen, bezeichneten diese Gruppen als
„Rasse“, „Sorte“, „Züchtung“, also auf
Portugiesisch als casta. Sie kamen damit
dem (nord)indischen Begriff der jati, „Ge-
burtsgruppe“, „Sorte“, „Art“ recht nahe.
Trotz seiner Bedeutungsvarianten – jati
kann auch als Familie(nname), Frucht-
(sorte), Beruf(skategorie) verstanden wer-
den – kann jati als ein soziales Modell be-
schrieben werden: dem Begriff liegt die
Vorstellung zugrunde, daß ein Mensch
vielleicht ohne Eltern, ohne Gottesglau-
ben und ohne einen Staat, aber niemals
ohne und außerhalb seiner sozialen Grup-
pe, seiner Kaste, leben kann und darf. Der
einzelne Mensch wird in eine soziale
Gruppe, eine jati, hineingeboren, und es
ist diese Gruppenzugehörigkeit, durch die
ihm eine selbstverständliche, totale und
normalerweise unwiderrufliche Identität
zugeschrieben wird. Durch seine Zu-
gehörigkeit zu dieser jati ist ihm seine Be-
rufstätigkeit und normalerweise eine
künftige Berufsposition – in einem Dorf,
einer Stadt, einer Tempelanlage – zuge-
wiesen.
Nicht nur das: Die Zugehörigkeit zur jati
weist dem einzelnen einen durch Tradi-
tion und Gewohnheitsrecht feststehen-
den Lebens- und Verhaltensentwurf zu,
der in unterschiedlichem, aber für Außen-
stehende erdrückendem Ausmaß dem
einzelnen seine Kleidungs-, Speise-, Frei-
zeits- und Glaubensgewohnheiten vor-
zeichnet oder aufzwingt. Innerhalb der
jati werden die Hochzeiten arrangiert;
nur innerhalb der jati wird gemeinsam
gegessen und die Wasserpfeife, die Hoo-
kah, geraucht. Die jati ist damit eine
Schicksals-, Lebens-, Berufs- und Heirats-
gemeinschaft.
Die Zugehörigkeit zur jati begründet also
einerseits die Rechte und Pflichten unter
den jati-Genossen, andererseits zwischen
den verschiedenen jatis eines Dorfes,
einer Region und seines Herrschaftssy-
stems. Angesichts der umfassenden Le-
bens- und Gesellschaftsordnung, die
damit aus der Zugehörigkeit zu einer jati
resultiert, nimmt es nicht wunder, daß
eine entscheidende Ordnungs-, Herr-
schafts- und Rechtsinstanz für den einzel-
nen, neben dem fernen oder nahen Re-
gionalherrscher und dem von den jeweili-
gen dominanten Kasten monopolisierten
Dorfrat, der jeweilige Kastenrat, der Ka-
stenpanchayat ist.
Das in einem Dorf entfaltete und in einer
Region verankerte Kastensystem erinnert
damit an eine funktional und hierarchisch
hoch verdichtete multiethnische Gesell-
schaft, mit anderen Worten, eine Gesell-
schaft, in der ethnische Siedlungsgrenzen
keine, aber die Grenzen der Berufs-, Hei-
rats- und Rechtsgruppen eine umfassende
Bedeutung haben.
Ein einzelner und einfacher Entstehungs-
grund für dieses einerseits extrem hierar-
chisierte und spezialisierte, andererseits
von fast ethnischer Grenzziehung cha-
rakterisierte System wird sich nicht fin-
den lassen. Es ist parallel zur Ausbreitung
und Konsolidierung einer Bauerngesell-
schaft über einen Subkontinent und über

26



mehrere Tausend Jahre entstanden:
Während dieses Prozesses haben vermut-
lich dominante Bauernkasten Brandro-
dung treibende Stämme nicht nur ver-
drängt, sondern zu Teilen kooptiert, in
spezialisierte, abhängige Tauschbezie-
hungen und schließlich Berufsnischen ge-
drängt oder zu rechtlosen Erntearbeitern
und Wandergewerben verwandelt. Das
hier aufgezeichnete einfache Modell bil-
det einerseits eine im jeweiligen Dorf als
selbstverständlich und total erfahrene
Lebensrealität, andererseits ist es zu-
gleich ein Erklärungsmodell: Auf diese
Ordnungsannahme gestützt, kann mit
guten Gründen der einzelne Dorfbewoh-
ner sich ein vereinfachtes Bild von der
unendlich differenzierten indischen
Dorf- und Stadtgesellschaft machen, die
sich jenseits seines engen Dorfhorizonts
erstreckt. Die eigene jati und das im Dorf
und in der Region verankerte System der
jatis konstituieren damit gleichermaßen
eine Realität, eine Erklärungsformel und
ein Ideal. Die äußeren Grenzen dieser
Realität der eigenen jati oder der frem-
den jatis sind aber von dem einzelnen
Mitglied nicht zu erfassen: Der Lebens-,
Arbeits- und selbst der Heiratshorizont
des Kastenmitglieds übersteigt selten das
Dorf, eine lokale Ansammlung von Dör-
fern und eine Sub-region. In diesen kon-
zentrisch erweiterten Kreisen findet der
einzelne seine Berufsstelle, seine Sozial-
und seine Ehepartner. Die jati, der er zu-
gerechnet wird, ist aber – wenn auch von
Fall zu Fall unterschiedlich – nach Name,
Anspruch, Entstehungslegende, politi-
scher Anerkennung und sozialer Verfaßt-
heit eine soziale Gruppe, die sich über
weite oder alle Teile einer (Sprach)region
erstreckt. Es ist die Ausbreitung der Re-
gionalsprachen und die Ausdehnung der
in ihnen existierenden städtischen Netz-
werke und Herrschaftssysteme, die der
Ausbreitung einer Schreiber-, Händler-,
Bauern-, Handwerker- oder Künstlerka-
ste normalerweise ihre Grenzen vorge-
ben.
Die jatis bilden damit einerseits lokal er-
fahrbare Lebenswirklichkeiten und ande-
rerseits, überlokal, „vorgestellte Gemein-
schaften“, deren Mitglieder sich niemals
begegnen oder versammeln werden. In
vorkolonialer Zeit sind sie auch selten in
der Lage, sich politisch oder wirtschaftlich
zu organisieren oder sich unter einen ge-
meinsamen Kastenrat zu stellen. Die er-
fahrbare und verpflichtende Lebenswirk-
lichkeit der Kaste ist statt dessen die „Un-
terkaste“ oder – im Falle einer ausgedehn-
ten, mitgliederstarken und zugleich diffe-
renzierten Kaste, normalerweise also
einer mächtigen Bauernkaste – eine Sek-
tion dieser Unterkaste. Innerhalb dieser, in
einer Subregion oder einem Distrikt vor-
herrschenden Unterkaste findet der ein-
zelne ein für ihn überschaubares soziales
Milieu, spezifische Berufs- und Verhaltens-
vorgaben, einen dafür zuständigen Ka-
stenrat, seinen Ehepartner und seinen so-
zialen Interaktionskreis.
Damit steht das einzelne (Unter)kasten-
mitglied immer im Zentrum eines Kreises,
den er kaum überblickt und über dessen
Segmente und deren eventuell fortlau-
fende Segmentierung er kaum unterrich-

tet ist. Diese Struktur, deren jeweiliger Fix-
punkt, die Unterkaste, zwar erfahrbar
und beschreibbar ist, deren Grenzen und
Untereinheiten aber dem einzelnen als
entweder unklar oder irrelevant erschei-
nen, ist zudem ständig in Bewegung. Sie
ist ebenso plastisch, kreativ und dyna-
misch wie diejenigen sozialen, wirtschaft-
lichen und politischen Systeme und Ord-
nungen – zumeist einer Region –, die den
Kasten ihren Stellenwert, ihre Funktionen
und Aufstiegschancen vorzeichnen.

Rein und unrein

Die jatis stehen im Dorf in einer zumeist
eindeutigen, durch die Höhe der Entloh-
nung, die Rangabfolge bei Ritualen und
die Privilegien bei Festen akzentuierten
Hierarchie. Diese Rangfolge wird zugleich
entlang einer Skala der Reinheit und Un-
reinheit wahrgenommen, dargestellt und
begründet. Brahmanische, archaisch-eth-
nische und „realistische“ Vorstellungen
von Reinheit liefern dazu eine Vielzahl oft
widersprüchlicher, ungeheuer differen-
zierter und zugleich wechselseitig verbun-
dener Kriterien.
Als unrein gilt, wer gegen einen brahma-
nisch sanktionierten und von Brahmanen
und der Hinduelite exemplarisch vorge-
lebten Verhaltenscode verstößt: Wer bei-
spielsweise Tiere tötet und Fleisch ißt, wer
Palmschnaps destilliert oder trinkt, wer
die rites de passage – Geburt, Heirat, Tod –
ohne brahmanische Zeremonialleistungen
durchläuft (weil er keinen Brahmanen fin-
det oder bezahlen kann), gilt nach diesem
Code als unrein. Als unrein gilt aber auch
derjenige, der gegen uralte „ethnische“
oder „tribale“ Tabus verstößt: Wer bei-
spielsweise mit abgeschnittenen Haaren
und Zehennägeln (der Barbier), mit Men-
struationsblut (der Wäscher) oder mit den
zur Verbrennung oder zum Verscharren
bestimmten Toten (Leichenträger, Tromm-
ler) in Berührung kommt, gilt als unrein.
Als unrein gilt aber auch, wer nicht nur
nach diesen, sondern nach fast modern
anmutenden realistischen Vorstellungen
als unrein, also als krank, ansteckend und
gefährlich gilt: Wer als „Feger“ arbeitet
und die Fäkalien der Höherkastigen besei-
tigt, wer die Tierkadaver beseitigt, aus
Armut von ihnen ißt und das Leder verar-
beitet (der Chamar), gilt ebenfalls als un-
rein.
Vielerlei Vorstellungen und Kriterien, von
Region zu Region und selbst von Dorf zu
Dorf höchst unterschiedlich, konstituieren
damit eine Reinheitsskala, die trotz der
Unterschiedlichkeit der in ihr wirksamen
Begründungen fast immer weitgehend
deckungsgleich zu dem Gefälle an Macht
und Einkommen zwischen den Kasten ver-
läuft. Dieser Begriff und Vorstellungskreis
der Reinheit ist aber das dieser zutiefst
traditionalistischen Bauernkultur ange-
messene Bild und spezifische Anschau-
ungsmaterial für die Abstraktion des so-
zialen Prestiges. Die Hierarchien der
Macht, des Einkommens und des Prestiges
sind deshalb im Rahmen des Kastensy-
stems und des jeweiligen Dorfs zu einer
weitgehenden, allerdings immer prekären
Deckungsgleichheit gebracht worden.
Aber diese Deckungsgleichheit ist immer

veränderbar. Sie muß immer wieder aufs
neue hergestellt und readjustiert werden.
Denn die Kastenstruktur in einem Dorf,
einer Subregion oder Region bleibt be-
ständig in Bewegung. Sie bleibt in Bewe-
gung, weil aufgrund eigener Anstrengun-
gen oder einer Änderung der wirtschaftli-
chen, politischen und kulturellen Rah-
menbedingungen bestimmte Unterkasten
an Macht, Einkommen und Prestige, also
Reinheit, gewinnen oder verlieren. Sie
wollen, müssen oder können ihre Tätig-
keiten, ihren Kundenkreis oder sogar
ihren Beruf wechseln, und sie ändern aus
eigenem Willen, aufgrund neuer Chancen
oder unter Zwang ihren sozialen Habitus
und Verhaltensstil. Entsprechend diesen
Änderungen erhalten sie einen höheren
oder niederen sozialen Status und Grad
an Reinheit.

Auch in der Kastengesellschaft
ständige Aufstiegs- und Abstiegs-
prozesse

Soziale Aufstiegs- und Abstiegsprozesse –
angetrieben und ausgelöst von wirt-
schaftlichem, politischem und sozialem
Wandel sowie von dem Engagement oder
dem Versagen der eigenen Gruppe – er-
folgen damit ständig. Sie erfolgen aber
immer im Rhythmus des Generationen-
wechsels und im Rahmen eines sozialen
Kollektivs – der Unterkaste oder eines Seg-
ments dieser Unterkaste. Da auch traditio-
nelle Bauerngesellschaften nie vollständig
statisch sind, da auch sie von sozialem
Wandel, Katastrophen, dem Fall von Dy-
nastien und dem Wagemut und der Mobi-
lität einzelner Gruppen geprägt sind, so
lassen sich angesichts der Vielfalt dieser
Ursachen nur Beispiele, aber kein Reper-
toire der Faktoren des Aufstiegs oder des
Abstiegs, der Spaltung und der Umbil-
dung von Unterkasten aufführen.
Zwei fast durchgängige Bewegungsprinzi-
pien dieser Aufstiegs- und Abstiegsprozes-
se lassen sich aber benennen: die jeweilige
Unterkaste oder Sektion muß zunächst an
Macht oder Einkommen hinzugewinnen,
will sie sich ein Mehr an Prestige, an Rein-
heit, sichern. Verlust oder Gewinn an
Macht und Einkommen bilden also fast
immer den Ausgangspunkt oder die Vor-
aussetzung für den Verlust oder Gewinn
an ritueller Reinheit. Zugleich gilt, daß sel-
ten die Gesamtheit einer lokalen Kasten-
gruppe, also die gesamte Unterkaste, zum
Nutznießer oder Opfer sozialen Aufstiegs
oder Abstiegs wird. Aufstiegs- und Ab-
stiegsprozesse betreffen fast immer nur
Teile der lokalen und subregionalen Un-
terkaste. Sie führen damit auf Dauer zu
einer Abspaltung: Eine neue Unterkaste
entsteht, die von nun an entweder eigen-
ständig weiterexistiert oder aber mit einer
anderen Unterkaste eine soziale Koope-
ration pflegt, Heiratsbeziehungen auf-
nimmt und sich am Ende mit ihr ver-
bindet. Einige idealtypische Aufstiegs-
und Abstiegsprozesse und damit (Unter)-
Kastenumbildungen sollen dies verdeut-
lichen.
Auch innerhalb einer dominanten Bau-
ernkaste zeigen sich von Anfang an auf-
grund von Erbteilungen oder Mißernten
wachsende ökonomische Unterschiede.
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Einzelne Bauern sind verschuldet, sind zu
Pächtern, im Extremfall zu sharecroppers
geworden. In dem Maße, in dem sie nur
noch bei vergleichbar verarmten Familien
Heiratspartner finden, ihre zeremoniellen
Ausgaben reduzieren und Brahmanen
nicht mehr patronisieren und beschenken
können, beginnt sich ihr sozialer Interak-
tionsradius zu verkleinern. Sie werden von
den bessergestellten Kastengenossen ge-
mieden und ausgegrenzt. Ausgelöst durch
vereinzelte und demütigende Konflikte
um Respekt und Privilegien, Vorrang und
Sitzordnung, wird den Anordnungen des
Kastenrats nicht mehr Folge geleistet, und
es beginnt sich eine neue Unterkaste, mit
einem eigenen Kastenrat und einem eige-
nen Namen, rasch mit einer eigenen Ent-
stehungslegende und einem eigenen ver-
letzten Würdegefühl zu konstituieren.
Ein weiteres Beispiel: Einer Palmheger-
kaste, einer Ölpresserkaste oder einer
Schmiedekaste gelingt es, ihre Produkte –
Palmschnaps, Speiseöl und Eisengerät – in
einem größeren Umkreis, auf Wochen-
märkten und Basaren mit Gewinn zu ver-
kaufen. Nicht alle Kastenfamilien werden
von den neuen Vermarktungschancen
gleichermaßen profitieren, vielmehr wer-
den diejenigen Kastengenossen, die die
Produkte verkaufen, neuen Einfluß und
Reichtum gewinnen. Indem sie sich aus
der Herstellung zurückziehen und sich auf
eine angesehene städtische Kundschaft
orientieren, tauschen sie unmerklich über
die Zeitspanne von zwei oder drei Genera-
tionen die Rolle des unansehnlichen
Handwerkers mit derjenigen des bislang
noch sozial unbestimmbaren Händlers
aus. Ihre Kastengenossen zunehmend
meidend, als Zulieferer ausbeutend und
zugleich in Schuldabhängigkeit haltend,
investieren sie jetzt in den Gewinn an so-
zialem Prestige. Sie trinken keine berau-
schenden Getränke mehr, kochen mit rei-
nem Butterfett und leben vegetarisch. Sie
stiften Schreine und finden verarmte
Brahmanen, die bereit sind, bei ihren Hei-
rats- und Sterbezeremonien mitzuwirken.
Bald ist der Zeitpunkt erreicht, ab dem die
verarmten Mitglieder einer regionalen
Händlerunterkaste bereit sind, die Töchter
und damit die glänzende Mitgift dieser
Parvenüs als Bräute und als Finanzierungs-
instrument zu akzeptieren. Sofern dieser
Brauttausch von den übrigen Mitgliedern
der Händlerkaste verurteilt wird und die
entsprechenden Familien sozial gemieden
werden, zeigt sich schließlich eine soziale
und rituelle Konvergenz.
Die neuen und aufstrebenden Händler-
familien bilden mit den von Sanktionen
und Kastenausschluß bedrohten Familien
der etablierten Händlerkaste eine neue
endogame Gruppe, rituelle Gemeinschaft
und soziale Einheit: Eine neue Unterkaste
ist entstanden, die als (zunächst noch
fragwürdige) Untergruppe der Händler-
kaste gilt und deshalb die Prestige- und
Aufstiegsinteressen der betreffenden „up
starts“ erfüllt. Künftig werden sich diese
neuen Förderer und Patrone brahman-
scher Schreine und Zeremonien von ihren
Hausbrahmanen eine Abstammungsle-
gende schreiben lassen, die ihre Zu-
gehörigkeit zu der entsprechenden Händ-
lerkaste über alle Zweifel stellt.

Wie die vorgängigen Beispiele zeigen,
verfügt diese Bauerngesellschaft mit der
(Unter)kaste über eine ebenso plastische
wie produktive Organisationsform, die es
ihren Mitgliedern gestattet, immer wie-
der neue soziale Chancen zu nutzen oder
Notlagen zu meistern. Die Organisations-
form, die Unterkaste, ist eine scheinbar 
totale Ordnung: Sie ist Rechtsordnung
– (Unter)kastenpanchayat –, Heiratsver-
band, sozialer und ritueller Interaktions-
kreis und Berufsgemeinschaft. Die Plasti-
zität und Produktivität dieser Ordnung
zeigt sich weniger in kollektiven, also alle
Mitglieder erfassenden beruflichen, sozia-
len und rituellen Wandlungs-, und damit
zugleich Aufstiegs- und Abstiegsprozes-
sen, sondern vielmehr in beständigen Pro-
zessen der internen Abgrenzung oder
Ausgrenzung, die zur Bildung einer neuen
Unterkaste und ihrer eventuellen Verbin-
dung mit einer anderen führen. Innerhalb
einer regional weit ausgedehnten, mit
einem gleichen Namen bezeichneten
Kaste, jati, und einem entsprechend
gleichförmigen und scheinbar unwandel-
baren regionalen Kastensystem finden wir
deshalb zu jedem Zeitpunkt, auch in vor-
kolonialer Zeit und an vielen Orten, Pro-
zesse der internen Distanzierung, der
Neu- und Umbildung von Unterkasten,
die, da sie im Generationenrhythmus ver-
laufen und im Gegensatz zu der vorgebli-
chen rituellen Statik und sozialen Unver-
änderlichkeit des regionalen Gesamtsy-
stems stehen, von traditionellen wie mo-
dernen Beobachtern übersehen wurden.

Mit seiner fortlaufenden
Differenzierung erwies sich 
das Kastensystem als enorm
anpassungsfähig

Mit anderen Worten: Die regionale
Kaste, jati, und das regionale Kastensy-
stem, also eine von seiten der Mitglieder
und Unterkasten vorgestellte, nie erfahr-
bare Gemeinschaft und Sozialordnung,
können als eine einheitliche und unver-
änderliche Struktur vorgestellt werden
und fortbestehen, gerade weil die sozia-
len Wandlungs-, Aufstiegs- und Abstiegs-
prozesse auf einer unteren Ebene, also
im Binnenraum und zwischen den Unter-
kasten, ablaufen. Mit der konkreten und
lokalisierbaren Lebenswelt der Unterka-
ste verfügen diese Bauern, Dorfhandwer-
ker und Erntearbeiter über eine über-
schaubare Arena, mit dem Mittel der Ab-
spaltung, Neubildung und Umbildung
der Unterkaste verfügen sie über eine
wirksame Strategie, um sich gesellschaft-
lichen Wandlungsprozessen anzupassen
und eigene Aufstiegsinteressen zu ver-
folgen.
Aufstiegsinteressen, Anpassungsfähig-
keit, selbst Innovationsbereitschaft und
Erfindergeist mögen deshalb in dieser
Ordnung von einem einzelnen, einer Fa-
milie oder einem Clan ausgehen. Um aber
zum sozialen Erfolg zu führen, müssen sie
die Form einer kollektiven Anstrengung
und Organisation annehmen – also der
Bildung einer neuen Unterkaste. Damit
wird zugleich eine notwendige Vorausset-
zung und Konsequenz des Beharrungsver-
mögens, also der Ausbreitung und Konso-

lidierung des Kastenregimes, deutlich,
nämlich seine fortlaufende Differenzie-
rung. Dem System bleibt die Chance und
das Geschick, der strukturelle Zwang und
die soziale Neigung eingeschrieben, durch
die Herausbildung neuer Unterkasten sich
in neuen Regionen einzunisten, sich an
neue soziale, tribale, ethnische Milieus an-
zupassen und sich neuer wirtschaftlicher
und politischer Möglichkeiten und Tech-
nologien zu bemächtigen. Erst die Aus-
dehnung über einen Subkontinent,
schließlich die Nutzung langsamen oder
beschleunigten sozialen Wandels hatten
deshalb die Ausbildung und Umbildung
neuer Unterkasten zur Voraussetzung und
zur Folge. Auf der Grundlage und im 
Rhythmus von Spaltung und Zusammen-
schluß der Unterkasten und Kastenseg-
mente konnte das System, also diese Bau-
erngesellschaft, einen Subkontinent er-
obern und seitdem alle gesellschaftlichen
Wandlungsprozesse – die Entstehung von
Städten, Regionalreichen, neuen Techno-
logien und Wirtschaftsstrukturen – mittra-
gen und begleiten. Erst mit der Kolonial-
zeit und den seither ausgelösten oder be-
schleunigten Prozessen einer Urbanisie-
rung, Individualisierung und wachsenden
kulturellen wie politisch-rechtlichen Mo-
dernisierung der Lebenswelten ist diese
Anpassungsfähigkeit, die „Modernität“
dieser Tradition, zunehmend in Frage ge-
stellt.

Verstehbar ist das Kastensystem
auch ohne Rückgriff auf den
Hinduismus

Unsere Schilderung des Kastensystems hat
bislang auf die Darstellung der religiösen
Begründung dieses Systems, die mit dem
Wiedergeburtsglauben verbunden ist,
verzichtet. Diese Begründung erschien
aber seit altersher den Betrachtern Indiens
als ebenso einzigartig wie diese Gesell-
schaftsordnung selbst, und ohne sie
glaubten sie weder das Kastensystem
noch den Hinduismus begreifen und be-
schreiben zu können. Damit ist diese Aus-
klammerung des Wiedergeburtsglaubens
bereits in sich eine Aussage. Denn diese
Darstellung ist von der Annahme geleitet,
daß das Kastensystem in seiner lokalen
und regionalen Ausprägung ebenso wie
der Hinduismus als umfassende Volksreli-
gion nicht nur ohne den Rückgriff auf
diese Begründung beschrieben und ver-
standen werden kann, sondern daß beide
weitgehend unabhängig von einem sol-
chen Glauben entstanden sind. Da aber
dieser Glaube die Religion des Brahmanis-
mus ebenso wie die des Asketismus stark
geprägt hat, da er auf der Ebene einer ge-
samtindischen brahmanischen und sans-
kritistischen großen Tradition seit jeher
vorausgesetzt und propagiert wird und
weil er hier zur Begründung und Festi-
gung weniger der lokalen und regionalen
Kastenregime als eines diesen Strukturen
übergeordneten Modells sozialer Ränge
eingesetzt wird, muß dieser Glaube an
dieser Stelle als eine individuelle Interpre-
tationsoption, als eine Herrschaftsideolo-
gie und als ein Deutungsmuster der sozia-
len Welt, also als eine spezifisch indische
Theodizee, dargestellt werden.
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Der Wiedergeburtsglaube als
individuelles ethisches Konzept

Als ein in die (Kasten-)Gesellschaft um-
standslos übertragbares, systematisches
und widerspruchsfreies sozialphilosophi-
sches Modell läßt sich der Wiedergeburts-
glaube nicht darstellen. Die sanskritisti-
sche, hochbrahmanische Tradition und die
großen philosophischen Systeme setzen
die Existenz eines solchen Modells und
Glaubens voraus, aber da sie auf die Über-
windung dieser Sozialordnung, auf Erlö-
sung, zielen, genügt ihnen das Bild einer
einfachen Rangordnung. Sie verzichten
darauf, eine nicht existierende gesamtin-
dische, eine vorgestellte regionale oder
gar eine konkrete lokale Kastenordnung
zu detaillieren. Hinzu kommt, daß die
zentralen Kategorien des Wiedergeburts-
glaubens erst im Rahmen dieses Systems,
also in der Gegenüberstellung eine spezi-
fische Bedeutung annehmen, während sie
in anderen religiösen und sozialen Zusam-
menhängen, etwa in der Volksreligion
und im Berufsalltag, über ganz andere Be-
deutungen verfügen. Als ein einfaches so-
ziales und ethisches, vorgeblich realisti-
sches und zugleich normatives Modell läßt
sich der Wiedergeburtsglaube allerdings
darstellen. Zugleich läßt sich aus diesem
Modell das Bild einer umfassenden Theo-
dizee extrapolieren.
Nach diesem Modell wird der einzelne in
seine Gruppe, in seine Kaste hineingebo-
ren, und dieser Akt der Geburt schreibt
ihm zugleich sein Lebensschicksal vor: Auf
seiner Lebensreise sollte er im wohlver-
standenen Eigeninteresse den für seine
Kaste traditionell festgelegten Berufs-,
Verhaltens- und Ritualvorschriften genau-
estens entsprechen. Verletzt er diese Vor-
schriften, so erwirbt er schlechtes „Ver-
dienst“, negatives Karma; erfüllt oder
übererfüllt er – im Rahmen der seiner
Kaste zugestandenen Spielräume – diese
Vorschriften, so erwirbt er gutes „Ver-
dienst“, positives Karma. Seinem Gesamt-
verhalten, seinem Lebensweg entspricht
damit ein ethisches Kontokorrent, eine
positive bzw. negative, exakt verrechen-
bare Verdienstakkumulation. Stirbt er, so
entscheidet die Höhe seines positiven
oder negativen Karmas über den Grad sei-
ner höheren oder niedereren Wiederge-
burt. Die Spanne ist dabei sowohl unspe-
zifisch anekdotenhaft als auch endlos. Er
kann zum einen als Gras, als Insekt, als
„Wurm im Darm eines Hundes“, er kann
zum anderen als Krieger, als Brahmane
oder in der Götterwelt wiedergeboren
werden. Das Lebensschicksal und damit
die Wanderung durch die Ränge der Tier-,
Menschen- und Götterwelt ist vollstän-
dig in die Hände, in die ethische Verant-
wortung des einzelnen gelegt. Soziale
Konformität und Hyperkonformität wer-
den ihm nahegelegt, und dieses ethische
und zugleich egoistische Eigeninteresse si-
chert die Stabilität und Unwandelbarkeit
der Gesellschafts- und Weltordnung.
Ohne sich mit Details oder naheliegenden
Fragen abzugeben – was geschieht mit
der Sozialordnung, wenn alle gut oder
schlecht sind? –, konzipiert der Wiederge-
burtsglaube damit die ganze Welt als ein
vom einzelnen angetriebenes und deter-

miniertes ethisches System. Als Struktur,
als Hierarchie der„Arten“, Kasten, Ränge
auf ewig feststehend, ist das System zu-
gleich immer in Bewegung, als ein „Rad
der Wiedergeburten“, als eine „Kette ab-
hängigen Entstehens“. Es dreht auf der
Stelle und operiert als Theodizee, indem
es die klassische, westlich-christliche Theo-
dizee-Frage nach der Entstehung und
dem Sinn des Bösen durch eine ganz an-
dere Perspektive und Fragerichtung er-
setzt: Die Welt, also die vielschichtige
Hierarchie der Pflanzen, Tiere, Menschen
und Götter, existiert seit jeher und solan-
ge ihre Bestandteile, vor allem die Men-
schen, aus kurzfristigem oder langfristi-
gem Egoismus, aus Gier oder Interesse an
höherer Wiedergeburt Normen verletzen,
erfüllen oder übererfüllen. Mit dieser
Welt koexistiert das Böse und das Gute, es
resultiert aus der grundsätzlichen Ent-
scheidungsfreiheit der einzelnen, die an
ihrer aktuellen und künftigen Existenz
festhalten, und das Böse hat keinen
„Sinn“. Es ist Bestandteil der Welt und An-
triebsmoment des „Rads“. Diese Welt hat
keinen Sinn, der einzige Sinn liegt außer-
halb von ihr, in der Entscheidung und in
dem schwierigen Weg, sie zu verlassen,
„Erlösung“ zu finden. Erlösung findet
aber nur derjenige, der seinen Egoismus
vollständig überwindet, also weder Nor-
men verletzt noch erfüllt und deshalb
keinerlei Verdienst, keinerlei Karma, ob
negatives oder positives, ansammelt.
Diese Entscheidung und Strategie ist aber
nur einer Minderheit möglich. Sie ist nor-
malerweise nur für denjenigen möglich,
der aus der Sozialwelt, aus seiner Kaste
vollständig heraustritt und in einem selbst
geschaffenen, von traditionellen Kasten-
normen freien Raum als Einsiedler oder
hausloser Asket nach Erlösung strebt.
Diese Entscheidung kann der nach Erlö-
sung Strebende frühzeitig oder erst im
Alter treffen, und er kann sich dabei der
verschiedensten Strategien und Metho-
den, der Askese und Geißelung, der Me-
ditation und der Mystik bedienen.
Der Wiedergeburtsglaube konzipiert da-
mit die Welt als endlose und unveränder-
bare Hierarchie, er gibt vor, diese Welt
werde durch positives oder negatives Ver-
dienst konstituiert und in Gang gehalten,
aber da die Wiedergeburtsphilosophie
weder an dem exakten Aufbau noch an
dem Fortbestand dieser Welt interessiert
ist, muß sie diese Hierarchie und dieses
Rad nicht in seinen Einzelheiten beschrei-
ben. Ihr genügen statt dessen wenige
zentrale Begriffe. Es sind dies die Begrif-
fe des Dharma, Karman, Samsara und
Moksha.

Die zentralen Begriffe Dharma,
Karman, Samsara, Moksha

Dharma leitet sich von der Sanskritwurzel
dhar, „tragen“, ab. Im sozialen Kontext
sind dies alle Rechte und Pflichten, also
die sozialen Identitätsmuster, die dem ein-
zelnen durch Geburt zugeschrieben wer-
den. Jeder Mensch, also jede Kaste, ver-
fügt deshalb über einen jeweils spezifi-
schen Verhaltenskodex, über ein ihm urei-
genes Gesetz, Sva-Dharma. Lediglich die
Gesamtheit dieser Eigengesetzlichkeiten,

dieser (Kasten-)Sva-Dharmas, ergibt die
Gesellschaftsordnung, also das Dharma im
Singular. Auf dieser Ebene, also als Ideal
und Abstraktion der sozialen Gesamtord-
nung, bedeutet Dharma zugleich Gerech-
tigkeit und Gesetzmäßigkeit des Weltgan-
zen, während es auf der Ebene des Alltags
und des einzelnen zumeist ohne jede Ver-
bindung mit dem Wiedergeburtsglauben
als „Schicksal“ aufgefaßt wird. Entschei-
dend für dieses Bild einer aus sozialen Ei-
gengesetzlichkeiten zusammengesetzten
Gesamtethik ist aber die grundlegende
Relativierung des jeweils „Guten“ und
„Bösen“. Was etwa die Tugend einer Die-
beskaste ist, wird die Sünde einer Bauern-
kaste sein. 
Karman leitet sich von der Sanskritwurzel
kar, „machen, tun“, ab. Im sozialen Kon-
text beschreibt der Begriff damit die Ge-
samtheit des stets vorgegebenen Verhal-
tens eines einzelnen, und lediglich im
„ethischen“ Kontext des Wiedergeburts-
glaubens bezeichnet der Begriff das je-
weilige positive oder negative Verdienst-
quantum, das das einzelne Kastenmit-
glied damit unausweichlich anhäuft. In
Unkenntnis des Wiedergeburtsglaubens
bezeichnet der einzelne zumeist seinen
Beruf, sein Verhalten, seine Alltagsstel-
lung als Karman. Auf der Ebene des All-
tags und der Umgangssprache stehen des-
halb Dharma und Karman als „Lebens-
schicksal“ und „Alltagspflicht“ wenig dif-
ferenziert nebeneinander, und wenn sich
die Frage nach den Ursachen der Lebens-
stellung und der Schicksalsschläge über-
haupt dem einzelnen Dorfbewohner
stellt, so wird sie mit dem Verweis auf ein
gebrochenes oder ungebrochenes Gelüb-
de der Eltern, auf das Geburtshoroskop,
auf das Eindringen machtvoller Geister
und die Gnade oder die Mißgunst lokaler
Götter beantwortet.
Samsara, die Kette des „abhängigen Ent-
stehens“, das Rad der Wiedergeburten,
bedeutet wiederum jenes aus den unzäh-
ligen (Sva-)Dharmas konstituierte und von
negativem oder positivem Karman ange-
triebene Gesamtsystem. Da dieser Begriff
nur mit Hilfe einer (wiedergeburts-)philo-
sophischen Auffassung des Dharma und
Karman Sinn macht, so ist es kaum ver-
wunderlich, daß dieser Begriff und die
ihm innewohnende Vorstellung im indi-
schen Dorfalltag weitgehend unbekannt
sind. Der Unkenntnis des Begriffs ent-
spricht das Fehlen einer Darstellung der
damit verbundenen Vorstellung: Die ver-
schiedenen Höllen der Dämonen und
Himmel der Götter werden oft bildhaft
dargestellt, die Welt der Ahnen findet in
der Volksliteratur Erwähnung, und sie
empfängt ihre hochritualisierte jährliche
Verehrung. Aber das Rad der Wiederge-
burt figuriert lediglich in der großen, ex-
klusiven und sanskritischen Tradition, aber
auch da nicht als Symbol, Bild oder Genre,
sondern als literarische Formel. Ist der Be-
griff des Samsara allerdings religiös gebil-
deten Schichten im Dorf bekannt, so be-
zeichnet er einfach den im Jahres- und Ge-
nerationenrhythmus erfahrbaren gleich-
förmigen Kreislauf von Leben und Tod,
bei Pflanzen, Tieren und Menschen, im
Weltganzen ebenso wie in der Welt des
Dorfes.
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Moksha schließlich bedeutet „Befreiung,
Erlösung“. Im Kontext der Wiedergeburts-
lehre bezeichnet Moksha deshalb die Ent-
scheidung, sich weder durch negatives
oder positives Verdienst an das Rad der
Wiedergeburt zu ketten. Dies ist aber nur
eine und keineswegs die weitverbreitetste
Bedeutung eines für den Hinduismus,
seine fünf „Religionen“ zentralen Be-
griffs.
Das Streben nach Erlösung ist so alt und 
so vielfältig wie die fünf Religionen, die
den Hinduismus konstituieren, und der in
der Religion des Brahmanismus enthal-
tene Wiedergeburtsglaube gibt Moksha
lediglich einen systematischen, gesamt-
gesellschaftlichen Ausgangspunkt und ein
„ethisch“, philosophisch begründetes
Motiv.
Die vier Begriffe, die den Wiedergeburts-
glauben – und mit ihm vorgeblich das Ka-
stensystem – konstituieren, sind damit in
der religiösen und sozialen Praxis un-
bekannt (Samsara, Moksha) oder von
ganz anderem, nämlich realistischem und
situationsorientiertem Bedeutungsgehalt
(Dharma, Karman). Die Begriffe konstitu-
ieren diese Doktrin, aber weder sie noch
dieser Glaube prägen das in den Dörfern
und den Regionen verankerte Kasten-
system. Begriff und Doktrin setzen die Exi-
stenz eines solchen Systems voraus, aber
kein Brahmane und kein Text der großen
Tradition haben jemals versucht, die Ka-
stenordnung eines Dorfes oder einer Re-
gion mit Hilfe von beidem exakt zu be-
schreiben. Auf der gesamtindischen Ebe-
ne, also derjenigen der großen Texte, der
großen Tempelzentren und der großen
Hindudynastien waren aber die gebilde-
ten, mächtigen und spezialisierten Brah-
manenfamilien gezwungen, parallel zu
dieser Doktrin ein Gesellschafts- und Herr-
schaftsmodell zu entwerfen, das die Viel-
zahl, Unbestimmbarkeit, Unterschiedlich-
keit und Veränderungsfähigkeit der loka-
len und regionalen Kastenregime über-
wölbte und verdeckte. Einer für Indien
universalen Doktrin mußte ein entspre-
chend allgemeingültiges soziales Ord-
nungsmodell zur Seite gestellt werden. Es
mußte so einfach und unbestimmt sein,
daß überall in Indien die vorfindlichen Ka-
sten und Kastenregime als dieser Ord-
nung entsprungen und untergeordnet in-
terpretiert werden konnten. Zugleich
mußte die Entstehung und die „Gerech-
tigkeit“ dieser Sozialordnung aus dem
Wiedergeburtsglauben abgeleitet und
mit Hilfe der vier zentralen Kategorien be-
gründet werden. Mit dem Entwurf einer
für ganz Indien verpflichtenden Rang-
oder Ständeordnung ist beides dem Brah-
manenstand frühzeitig gelungen.

Das Varna-Modell oder die vier
Gesellschaftsklassen der brahmani-
schen Herrschaftsideologie

In seiner ausgearbeiteten, der Wiederge-
burtslehre adäquaten Form besteht dieses
Rangmodell aus vier gesellschaftlichen
Klassen: An der Spitze stehen die Priester
(Brahmanas), ihnen folgen die Krieger 
(Kshatriyas), die Händler (Vaishyas) und
die Bauern (Shudras). Außerhalb und 
unterhalb des Modells aber stehen die 

Unberührbaren (Chandalas, Panchamas).
Dieses Ordnungsmodell greift auf lange
zurückliegende Bilder und Konventionen
zurück, die zu Teilen bereits außerhalb In-
diens und vor der Begründung der Wie-
dergeburtsdoktrin entstanden waren. Als
Varnas, „Farben“, werden diese vier Ge-
sellschaftsklassen selbstverständlich nicht
aufgrund einer eventuellen Unterschei-
dung der Hautfarbe bezeichnet, sondern
in diesem Begriff lebt eine in vielen
frühen indogermanischen Mythentradi-
tionen nachweisbare Neigung weiter, den
wichtigen gesellschaftlichen Funktionen,
weniger den Gruppen, besondere Farben
zuzuordnen. Charakteristisch für diese in-
dogermanische Tradition war auch eine
Dreiteilung der gesellschaftlichen Funk-
tionen in die Aufgabenbereiche des Op-
ferns, des Herrschens und der Viehzucht,
die sich in den oberen drei Kategorien des
Schemas noch wiederfindet. „Priester“,
„Krieger“ und „Händler“ bilden zusam-
men die rituell enorm privilegierte Grup-
pe der „Zweimalgeborenen“, (Dvijas). Sie
bilden also jene soziale Elite, die aufgrund
ihres Zugangs zu exklusiven brahmani-
schen Betreuungs-, Beratungs- und Opfer-
leistungen eine zweite, rituelle Geburt
und soziale Initiation erfährt. Nicht nur ist
der hochrangige Brahmane von seiner ur-
sprünglichen Funktion und in seinem fort-
dauernden Selbstverständnis ein Opfer-
spezialist, auch der Begriff Vaishya be-
zeichnet wohl ursprünglich den Viehzüch-
ter und nahm erst später die Bedeutung
„Händler“ an.
(Nomaden)Völker, die sich im Rahmen in-
dogermanischer Ordnungs- und „Farb“-
vorstellungen regulierten und interpre-
tierten und die von Opferspezialisten,
Kriegern und Viehzüchtern dominiert
wurden, sind seit dem Ende des zweiten
vorchristlichen Jahrtausends in Nord-
indien eingedrungen, sie haben auch ihre
Sprache – das vedische Sanskrit –, ihre
Opfertechniken, ihre Literatur und ihre
Ordnungsvorstellungen mitgebracht, sie
haben dort dieses kulturelle und soziale
Ensemble behauptet, angepaßt und er-
weitert. In einem späteren Text des Rig-
Veda, dem Purushasukta, wird die Erschaf-
fung der Welt aufgrund der Opferung
eines großen Menschen, eines Mahapu-
rusha, beschrieben. Neben all den ande-
ren Bestandteilen des Kosmos, der unbe-
lebten und der belebten Natur sollen bei
diesem Opfer auch die Gesellschaftsklas-
sen entstanden sein: „Der Brahmane war
(des Purushas) Mund, der Rajanya (Ksha-
triya) seine Arme, der Vaishya seine Hüf-
ten und der Shudra seine Füße.“ Zu einem
schwer bestimmbaren Zeitpunkt – nach
dem Beginn des ersten vorchristlichen
Jahrtausends und vor der Entwicklung der
Städte und des Buddhismus seit dem fünf-
ten vorchristlichen Jahrhundert – ist damit
eine von Brahmanen, Kriegern und Vieh-
züchtern geprägte und dominierte Bau-
erngesellschaft und ein ihr entsprechen-
des schematisches Ordnungsmodell ent-
standen, in dem die Mehrheit der Bevöl-
kerung, die Bauern als Shudras Erwäh-
nung und rituelle Abgrenzung erfahren.
Aber erst später, vermutlich seit dem Be-
ginn der christlichen Zeitrechnung, ist mit
dem Manusmirti, der Überlieferung des

Manu, eine fortan autoritative Gesamt-
darstellung und -ordnung der sozialen
Ränge und eine von Brahmanen für Brah-
manen begründete Herrschaftsideologie
entstanden. Dieser „Urtext“ der brahma-
nischen Gesellschaftstheorie und der
Rechtsliteratur wiederholt nicht nur den
wahrhaft kosmischen und gesellschafts-
begründenden Opfermythos des Purusha-
suktas, er detailliert auch die Rechte und
Pflichten der Varnas, er verkündet und
verteidigt konsequent die Rangfolge, die
unüberwindbare Eigennatur und die un-
terschiedlichen Reinheitsgrade, Privile-
gien und Funktionen der Varnas.
Wichtig aber ist, daß diese Magna Charta
der sozialen Ungleichheit, Abstufung und
Arbeitsteilung bereits schemenhaft auf
eine, später, „die fünfte Panchama“ ge-
nannte, Gruppe Bezug nimmt, die unter-
halb des Varna-Systems steht und zu der
zum Zeitpunkt der Entstehung des Ka-
stensystems und des Varna-Modells ein er-
heblicher Teil, wenn nicht die Mehrheit
der indischen Bevölkerung zählte. Es han-
delt sich dabei um all jene alteingesesse-
nen Gruppen und Stämme, Adivasis, also
Hirten- und Nomadenstämme, Brand-
rodungsbauern oder bereits seßhafte
Bauernethnien, die noch außerhalb des
erst in Nordindien ausgeprägten Kasten-
und Herrschaftssystems stehen, das den
Brahmanen und dem Manusmirti als Ideal
vorschwebt.

Lebensordnung und Herrschafts-
begründung zugleich

Auf der Grundlage des Varna-Ideals ent-
werfen die Brahmanen aber eine Herr-
schaftsbegründung und zugleich Lebens-
ordnung. Vier moralisch jeweils höher-
wertige, wenn auch unverzichtbare Le-
bens- und Gesellschaftsideale sind den
vier Varnas kraft Neigung und Fähigkeit,
Berufung und Tradition vorgegeben: den
Shudras Kama – das Vergnügen, die Wol-
lust; den Vaishyas Artha – der (Geld-)Er-
werb; den Kshatriyas das Dharma – also
hier der Erhalt der Gesellschaftsordnung;
den Brahmanen Moksha – die Befreiung,
Erlösung.
Die vier Varnas stehen von oben bis unten
in immer wieder anderen Interessenkoali-
tionen gegeneinander. Da ist der Brahma-
ne: Er steht einerseits an der Spitze der
Gesellschaft, und ohne seine Beratung
und seine Opfer kann der König das Dhar-
ma nicht aufrechterhalten. Zugleich steht
der Brahmane gegen die Gesellschaft und
außerhalb von ihr, denn sein höchstes und
ihm persönlich aufgetragenes Lebensziel
ist die Erlösung. Brahmane und König er-
halten gemeinsam die Welt- und Gesell-
schaftsordnung, also das Dharma als die
Gesamtheit der den einzelnen Varnas auf-
getragenen Einzelpflichten, Sva-Dharmas.
Das bedeutet, daß der König seinem be-
sonderen Sva-Dharma, vorrangig dem
Danda (Knüppel), also der Gewaltanwen-
dung, und dem Dana (Geschenk), also der
Patronage von Brahmanen, nachkommen
muß, um die Gesellschaft, sein Reich, das
Weltganze zu schützen. Der Brahmane,
innerhalb wie außerhalb der Gesell-
schaftsordnung stehend, und der Herr-
scher, mit Hilfe seines Eigengesetzes das
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Gesamtgesetz schützend, erhalten damit
die Dharma-Ordnung. Zusammen mit den
Vaishyas bilden diese drei Varnas die Zwei-
malgeborenen, also jene „gute Gesell-
schaft“ und soziale Elite, die zu brahmani-
scher Erkenntnis, Beratung, Ritualistik und
Erlösungstechnik Zugang erhält.
Mit den Shudras erweitert sich diese gute
Gesellschaft zur sozial geordneten Ge-
samtgesellschaft, die gegen die als voll-
ständig befleckt, sittenlos und sozial und
rituell chancenlos eingeschätzten Un-
berührbaren (Panchama), Ureinwohner
(Adivasis) und Fremden (Mlecchas) steht.
Parallel zur Varna-Hierarchie bestehen
also „Inkorporations“-Kategorien – Dhar-
ma, Dvija, Varna –, die unterschiedliche Li-
nien der sozialen und rituellen Ausgren-
zung ziehen und die das Primat der Brah-
manen und die Abfolge der Stände
ethisch und politisch begründen. Der
Brahmane, der zur Überwindung ebenso
wie zum Erhalt der (Gesellschafts-)Welt
befähigte Opferspezialist und Herrschafts-
ratgeber, steht selbstverständlich an der
Spitze. Aber nur er und der durch sein Sva-
Dharma zur Gewalt befähigte und zu-
gleich dadurch befleckte König können
die Dharma-Ordnung aufrechterhalten.
Aber die Absicherung, Finanzierung und
Organisation der Herrschaft bedarf der er-
werbstätigen und insbesondere städti-
schen und merkantilen Schichten. Diese
sowohl eigenverantwortlich wie gesamt-
gesellschaftlich verantwortlich handelnde
Elite beherrscht, nutzt und schützt die Un-
tertanen, die Masse der Bauern (Shudras),
in deren eigenem Interesse. Denn diese
Mehrheit ist nur zu Kama, zu kurzfristiger
und egoistischer Vergnügungssucht und
Wollust befähigt. Indem die Dvijas diese
Masse beherrschen, konstituieren und re-
geln sie zugleich eine bestandsfähige Ge-
sellschaftsordnung, die sich immerfort vor
dem als sozial regellosen und rituell be-
fleckt geltenden „Abschaum“ in den Dör-
fern und einer anarchischen und bedrohli-
chen tribalen Peripherie schützen muß.

Doch den weitaus meisten Indern
blieb das Modell unbekannt

Das Varnaschema bildet damit eine den
eigentümlichen Sozial- und Herrschafts-
verhältnissen Indiens angemessene, wenn
auch schematische Herrschaftsideologie,
weil es neben der absoluten Vorrang-
stellung der Brahmanen auch die Herr-
schaftsansprüche und Prestigeinteressen
von Kriegerschichten und stadtsässigen
(Händler-)Gemeinschaften mit berücksich-
tigt. Auf diese Kreise und auf diese sozia-
len Milieus ist die Kenntnis dieses Herr-
schafts- und Gesellschaftsideals auch zu-
meist beschränkt gewesen. Diese soziale
und lange Zeit regionale – also auf Nord-
indien bezogene – Begrenztheit hat aber
nicht verhindert, daß dieses Modell und
diese Herrschaftsdoktrin weiter, wenn
auch indirekt, gewirkt hat. Nicht auf dem
Dorf und lange Zeit kaum in den periphe-
ren Regionen Indiens kann und konnte
eine Kenntnis dieser Doktrin vorausge-
setzt werden, aber in den Händen einer
jeweiligen brahmanischen, aristokrati-
schen und städtischen Machtelite, also in
den Hindu-Regionalreichen und deren

Palast-, Tempel- und Bazar-Zentren, dien-
te dieses Modell einer vereinfachenden
Interpretation und schematischen Darstel-
lung der Sozial- und Herrschaftsverhältnis-
se. Den sich entwickelnden Regionalrei-
chen und ihrer höfischen Kultur gab das
Modell ein Herrschaftsideal vor, und für
die Diplomatie, die Heiratsbeziehungen,
für den Umgang und den Austausch zwi-
schen Dynastien, brahmanischen Würden-
trägern und Händlergemeinschaften stell-
te das Modell ein unverzichtbares, weil
einheitliches und gesamtindisches Orien-
tierungs- und Bewertungsschema bereit.
Für diese Eliten ebenso wie für die in diese
Eliten drängenden Gruppen – obskure Lo-
kalherrscher und Stammeskönige; Stam-
mespriester oder dörfliche Ritualisten;
ambulante Gewerbe oder Hausierer – war
es von Bedeutung, daß ihnen und ihrer
Gruppe der Rang eines Kshatriya, Brahma-
na oder Vaishya zugestanden wurde.
Diese Anerkennung mochte zunächst nur
in kleinen Schritten erfolgen, sie mußte
teuer erkauft werden, und sie fand Zu-
stimmung nur in engen, sich nur langsam
erweiternden regionalen, ständischen
Kreisen, aber der Aufstieg einer Dynastie,
die rituelle Akzeptanz ihrer Priester und
die Statusinteressen ihrer stadtsässigen
Gefolgschaften, Schreiber, Händler, Beam-
ten, Hofspezialisten, setzten eine solche
Anerkennung voraus.
Einzelnen lokalen Herrscher- und Krieger-
familien, ursprünglich rituell zweifelhaf-
ten Priesterclans und lokalen und regiona-
len Schreiber- und Händlerjatis wird damit
der entsprechende Varnarang zugestan-
den, und diese politischen, rituellen und
wirtschaftlichen Aufsteiger verwandeln
sich zu den überzeugten Apologeten und
Propagandisten jener Sozial- und Herr-
schaftsdoktrin, der sie ihr neues Prestige,
ihre neuen Interaktionschancen und ihren
gesamtindischen Status verdanken. Für
die überwältigende Masse der indischen
Bevölkerung, also für jene 80% der Bevöl-
kerung, die als Bauern, Dorfhandwerker
und -diener den Shudras oder als Un-
berührbare (Chandalas) und Stammesge-
meinschaften (Adivasis) einer fünften Ka-
tegorie, den Panchama, zugerechnet wer-
den, war diese Doktrin zumeist unbe-
kannt, unverständlich und vor allem be-
deutungslos. Nur in den außerordentlich
seltenen Fällen, in denen es einer Bauern-
oder Handwerkerjati bzw. -unterkaste ge-
lang, ein ganz ungewöhnliches Maß an
Macht, Einkommen oder rituellem Presti-
ge zu bewahren oder zu erringen, konn-
ten sie ihre Zugehörigkeit zum Kshatriya-
oder Vaishyarang verteidigen oder durch-
setzen. Für diese vor allem in Nordindien
existierenden Bauernkasten war und blieb
das Varnamodell von Bedeutung.

Kolonialherrschaft und 
Modernisierung führten zu 
tiefgreifenden Veränderungen

Mit der Durchsetzung der Kolonialherr-
schaft, seit der Unabhängigkeit und mit
den seitdem wirksamen vielfältigen Mo-
dernisierungsprozessen wird der soziale
Wandel immer schneller, umfassender
und unkontrollierbar. Diese in allen Regio-
nen, Sektoren und Bevölkerungsschichten

der Indischen Union wirksamen Transfor-
mationsprozesse mußten und haben
damit das Kastensystem in all seinen Er-
scheinungsformen, seinen Funktionen
und Begründungen entweder direkt oder
über die Umgestaltung seiner Rahmenbe-
dingungen tiefgreifend verändert.
Indem Modernisierungsprozesse, also zu-
nehmende „Kommerzialisierung“ und In-
dustrialisierung, Verstädterung und Al-
phabetisierung, Individualisierung und
schließlich Demokratisierung, alle religiö-
sen, (dorf)wirtschaftlichen und politischen
Rahmenbedingungen des Kastensystems
grundlegend verändern, setzen sie es
unter einen historisch neuwertigen An-
passungsdruck. Indem die gleichen Pro-
zesse dem einzelnen, seiner Familie und
seiner Unterkaste ganz neue Identitäts-
muster und Kompetenzen, Interessen und
Rechtstitel an die Hand geben, verändern
und schwächen sie das System von innen
heraus. Angesichts der Vielfalt dieser Ein-
wirkungen wird es nicht erstaunen, daß
das Kastensystem sich heute auf überaus
verwirrende und widersprüchliche Weise
sowohl anpaßt und weiterentwickelt als
auch zurückzieht und auflöst.
Verstädterung, vor allem aber Massen-
kommunikation und Verkehr haben seit
Jahrzehnten dazu beigetragen, daß das
Wechselverhältnis und das Gewicht der
fünf Grundelemente, der Religionen des
Hinduismus, immer stärker zu Gunsten
der Volksreligion und der Religion des
Brahmanismus verschoben wurden. Ein
immer größerer Teil dieser Bauernbevöl-
kerung kann nicht nur große Tempelzen-
tren besuchen, über Schulen, Film, Radio
und Fernsehen werden sie mit den Göt-
tern, den Epen, den religiösen Begrün-
dungen und partiell mit den philosophi-
schen Systemen einer bislang nur einer
Elite vorbehaltenen „großen Tradition“
vertraut.
Diese Auflösung der Exklusivität einer
hochbrahmanischen Tradition führt aber
nicht umstandslos zu einer gleichsam de-
mokratischen, „protestantischen“ Brei-
tenwirkung des Brahmanismus, zu einer
neuen religiösen Orthodoxie und rituellen
Einheitlichkeit. Diese neue Zugänglichkeit
der großen Tradition manifestiert sich
eher in der Form eines immer breiteren
und farbigeren religiösen Angebots, bei
dem der einzelne nun wählen kann, was
ihm besonders konveniert. Eine neue Brei-
tenwirkung der großen Tradition, ein von
Brahmanen und ihren philosophischen
und mythologischen Systemen geprägtes
goldenes Zeitalter ist aber auch deshalb
nicht in Sicht, weil diese Tradition in dem
Maße, in dem sie allen offen steht, auch
kritisiert und relativiert werden kann, auf
der Grundlage moderner Erkenntnisse
und Rechtstitel sowie der Basis neuer In-
teressen und Forderungen. Vor allem aber
entziehen die umfassenden wirtschaft-
lichen und sozialen Wandlungsprozesse
dieser jetzt popularisierten und demokra-
tisierten großen Tradition ihre soziale
Grundlage und ihren wirtschaftlichen
Kontext.
Mit dem Eindringen der Geldwirtschaft in
den Binnenraum der Dörfer, mit der Ent-
stehung einer kommerziell orientierten,
cash crops produzierenden Bauernschaft
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und mit der Verfügbarkeit industriell ge-
fertigter Haushaltsgüter und Werkzeuge
verliert das der Dorfautarkie zugrunde lie-
gende Jajmani-System seine Notwendig-
keit und überlieferte Gestalt. Wichtige
Güter und Werkzeuge können jetzt im
Dorf oder in der Stadt eingekauft werden.
Der (Dorf)schmied, Töpfer, Lederverarbei-
ter, Seile- und Wagenmacher werden
nicht mehr, nur noch selten oder nur für
zeremonielle Anlässe gebraucht. Es
wächst die Neigung, sie nicht mehr in Na-
turaldeputaten pauschal zu entlohnen,
also ihnen die Subsistenz zu garantieren,
sie werden vielmehr pro Produkt oder Ar-
beit in Geld entlohnt. Unter dem Druck
der Verarmung wenden sie sich manchmal
anderen Beschäftigungen und Gelegen-
heitsarbeiten zu, sie arbeiten als Pächter
oder sharecropper. Sie produzieren für
städtische Märkte oder wandern ab. Ver-
gleichbare Prozesse zeigen sich auf der
Ebene der Unberührbarenkasten. Die dem
Jajmani-Verhältnis innewohnende Kom-
plementarität von kollektiver Fürsorge-
pflicht und Dienstpflichten geht verloren.
Das rituelle und soziale Rahmenwerk die-
ses Systems der Versorgungs- und Subsi-
stenzgarantie erscheint zunehmend ana-
chronistisch und zwecklos und an die Stel-
le dieses kollektiven Produktions- und 
Reproduktionssystems treten individuelle
Tausch-, Kauf- und Lohnverhältnisse. Nach
diesen Erfahrungen neuer, unvermeid-
licher Anpassungs-, Aufstiegs- und sehr
oft Abstiegsprozesse und aufgrund von
wachsender Rechtskenntnis und sozialem
Selbstbewußtsein sind viele Dorfbewoh-
ner oft nicht mehr länger bereit, sich der
bestehenden lokalen Kastenordnung, also
ihren Gewohnheitsrechten, rituellen Ab-
stufungen und sozialen Diskriminierun-
gen zu fügen. Entweder nur für sich oder
ihre jeweilige Unterkaste fordern sie neue
Rechte und Absicherungen, mehr Respekt
und staatliche Versorgungsleistungen ein.
Sie schwächen damit die Verbindlichkeit
von Kastennormen, und zugleich verän-
dern sie die lokale Kastenordnung.

Von der selbstverständlichen
Lebensordnung zum nützlichen
Instrument

Eine zunehmende Demokratisierung und
die neuen Bedingungen politischer Inter-
essenartikulation haben außerdem seit
längerem dazu geführt, daß die Kasten,
zunächst die einflußreichsten und domi-
nanten, zunehmend die schwächeren und
landlosen, damit begonnen haben, sich
überlokal zu organisieren. Bereits die Ko-
lonialmacht hatte durch Eisenbahnen,
Postverkehr und Vereinsförderung die
Grundlagen geliefert, daß sich die jatis
einer Region von abstrakten, „vorgestell-
ten“ Gemeinschaften zu sozial und poli-

tisch handlungsfähigen Interessengrup-
pen verwandelten. Die Demokratisierung
beschleunigt diesen Prozeß, und sie trägt
dazu bei, daß innerhalb der Regionen,
also den Gliedstaaten, die Unterkasten
stärker zusammenrücken und sich eine
einheitliche Führung geben. Die jeweilige
jati operiert als Lobby, und ihre Sprecher
setzen sie als pressure group und Wähler-
block ein. Von einer jati „an sich“ wird sie
zu einer jati „für sich“. Diese neue Macht-
fülle und Nützlichkeit zeigt sich in viel-
facher Gestalt und in vielen Bereichen. Die
zum ersten Mal wachsend eigenständige
und einheitliche jati unterhält eigene „Pil-
gerhotels“ und Vereinszentren. Sie gibt
eigene Zeitungen und Broschüren heraus,
und ihre Vertreter legen Wert darauf, daß
Mitglieder der Kaste im Provinzparlament
und der Verwaltung angemessen vertre-
ten sind. Angesichts dieser neuen Nütz-
lichkeit dieser jati nimmt es nicht wunder,
daß die Zuwanderer in den Städten den
Zugang zu ihren Kastengenossen suchen,
und daß Arbeitslose bei den Unterneh-
mern, Politikern und Beamten ihrer Kaste
vorstellig werden.
Aber diese neue Nützlichkeit und dieser
Funktionswandel der Kaste darf nicht als
die umstandslose Expansion und Fort-
schreibung einer traditionellen lokalen
Kastenordnung in die modernen Wirt-
schaftssektoren und Metropolen mißver-
standen werden. Parallel zu der Übernah-
me neuer politischer und praktischer Auf-
gaben büßt das Kastensystem zugleich
seine traditionelle Sinnfälligkeit und so-
ziale Selbstverständlichkeit ein. Der ihm
innewohnende, wenn auch kaum reflek-
tierte, moralische Konsens, sein unbeding-
ter Eigenwert – als einzig denkbare, nicht
nur nützliche, sondern auch gerechte Ord-
nung – geht ihm verloren. Der Mehrheit
derjenigen, die mit Hilfe ihrer jati ihre Be-
rufs- und Lebensinteressen verteidigen,
gilt die jati jetzt als nützliches Instrument,
nicht als selbstverständliche Lebensord-
nung. Sie bedienen sich dieser Organisa-
tion, weil alternative, genuin moderne,
„kastenblinde“ Organisationsformen –
Gewerkschaften, Berufsvereinigungen,
Clubs – noch nicht entstanden oder für sie
nicht zugänglich sind. Für diese Mehrheit
bildet die Zugehörigkeit zu ihrer Kaste
nicht mehr ihre ausschließliche oder vor-
rangige Identität. Aufgrund der politi-
schen und wirtschaftlichen Ordnungen, in
denen sie heute leben, und zunehmend in
ihrer eigenen Lebensgestaltung gelten sie
als Individualisten und sind es auch. Sie
sind Individualisten, die je nach Situation
und Präferenz ihren Beruf und ihr Verhal-
ten ändern können und wollen. Zumin-
dest in den großen Transformationsmoto-
ren, die die Städte bilden, zeigt sich diese
Übernahme neuer Berufe, diese selbstge-
wählte Veränderung der Lebenslage oder

sozialen Kreise und diese selbstbestimmte
Verhaltensänderung in immer stärkerem
Maße.
Im Kern des Kastensystems liegt aber das
Gebot der Endogamie, es begrenzt und
definiert die ehemals das Lebens- und Be-
rufsschicksal determinierende Unterkaste.
Die Verletzung der Endogamieregeln, also
das von einzelnen vorangetriebene Heira-
ten über die Grenzen der Unterkaste und
der jati hinweg, müßte das Kastensystem
in seinen Grundlagen erschüttern. Außer-
halb einer stadtsässigen und von west-
lichen Mittelstandswerten geprägten Elite
ist aber von einem Rückgang der von El-
tern innerhalb der Unterkaste arrangier-
ten Heiraten bislang wenig zu spüren. Die
Kaste hat damit im Dorf, mit dem Nieder-
gang des Jajmani-Systems, ihre ökonomi-
sche Grundlage und Sinnfälligkeit verlo-
ren. In den modernen Wirtschaftssektoren
hat sie noch nie eine gehabt. Als jati, also
auf der Ebene der Gliedstaaten, hat sie
eine neue Nützlichkeit als pressure group,
„Gewerkschaft“ oder „Interessenverein“
erworben. Aber in dieser Funktion und in
der Arena der Politik und Wirtschaftskon-
kurrenz sind diese jatis nun prinzipiell
gleichgestellt. Sie sind aus einer traditio-
nellen und überschaubaren Hierarchie
herausgerissen und kämpfen, freilich mit
unterschiedlicher Stärke, Kompetenz und
Erfolgsaussicht, um Macht, Einkommen
und Prestige. In dieser Arena des Glied-
staates oder Gesamtstaates kann und soll
es nicht mehr darum gehen, eine von
allen akzeptierte soziale und rituelle
Rangabfolge der Kasten durchzusetzen.
Damit bleibt in dieser Übergangs- und
Umwandlungsperiode die Kaste als tradi-
tioneller Heirats- und damit Interaktions-
kreis, als Endogamie bestehen. Dieses Be-
harrungsvermögen und diese Kontinuität
werden aber auf Dauer prekär. Denn
wenn sich die angesprochenen Moderni-
sierungs-, Organisations- und Individuali-
sierungsprozesse dieser Bauerngesell-
schaft immer stärker bemächtigen, dann
werden auch diese Endogamienormen an
Bedeutung verlieren. Heiratsbeziehungen
können dann beliebiger werden, und die
Kaste, als Endogamie, wird zunehmend
veränderbarer, unübersehbarer und
schließlich unverbindlich.
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Indien stellt der Einwohnerzahl nach die
größte Demokratie der Welt dar, fest kon-
solidiert, seit 50 Jahren funktionierend.
Angesichts der Zersplitterung des Landes
nach Sprachen, Religionen, Kasten, ange-
sichts des Entwicklungsstandes des Lan-
des, der sozialen Gegensätze und der ver-
breiteten Armut scheint das an ein Wun-
der zu grenzen. Doch der Erfolg der De-
mokratie in Indien ist durchaus erklärbar.

Red.

Die größte Demokratie der Welt . . .

Die Entstehung und Konsolidierung de-
mokratischer Herrschaft in Indien kann
nicht als Ausnahmefall und ebenso wenig
als Modell, sie muß als Herausforderung
bei der Beantwortung der Frage nach den
Chancen und den Schwierigkeiten von De-
mokratisierungsprozessen behandelt wer-
den. Mit der indischen Demokratie ist ein
demokratisches Herrschaftssystem ent-
standen, das seit einem halben Jahrhun-
dert besteht, weite Teile eines Subkonti-
nents erfaßt und heute fast eine Milliarde
Menschen, 970 Millionen, also rund ein
Siebtel der Erdbevölkerung, politisch or-
ganisiert. Dieser Demokratisierungspro-
zeß ist damit ebenso alt wie oder älter als
die erfolgreichen Demokratisierungspro-
zesse wichtiger westlicher Staaten –
Deutschland, Italien, Japan, Spanien – und
fast aller postkolonialen Staatengebilde.
Diese Demokratie erfaßt und mobilisiert
zugleich im Rahmen der fünfjährigen Par-
lamentswahlen 520 Millionen Wahlbe-
rechtigte und damit mehr Wahlberechtig-
te als alle etablierten demokratischen 
Systeme der westlichen Welt zusammen
aufweisen.
Diese Demokratie ist zugleich in einem
Subkontinent errichtet worden, der in
vorkolonialer Zeit nur episodisch politisch
geeint und auch während der britischen
Kolonialzeit nie administrativ zentralisiert
worden war. Sie stützt sich auf eine Bevöl-
kerung, deren Sozialstruktur, das Kasten-
system, auf der Annahme einer grund-
legenden nicht nur sozialen, sondern reli-
giösen Ungleichheit der Menschen ruht,
deren kulturelle Tradition zwar eine Praxis
der religiösen Toleranz, aber nicht das
Ideal des Säkularismus umfaßt, deren
Sprachenvielfalt die Entstehung einer für
die Mehrheit verständlichen und verbind-
lichen Volks- und Verwaltungssprache ver-
hindert hat und deren wirtschaftliche und
soziale Entwicklung bislang noch nicht zu
Urbanisierungs- und Industrialisierungs-

prozessen geführt hat, die eine Bevölke-
rungsmehrheit erfaßt und geprägt haben.

. . . obwohl wichtige, wenn nicht gar
unverzichtbare Rahmenbedingungen
fehlen

Wichtige, oder nach Auffassung mancher
Beobachter, unverzichtbare Ausgangs-
und Rahmenbedingungen erfolgreicher
Demokratisierung scheinen also in Indien
zu fehlen: Die frühe Durchsetzung einer
staatlichen Einheit und die Entstehung
eines starken Territorialstaates, das Ideal
der religiösen oder sozialen Gleichheit,
die Erfahrung und das Prinzip der Säkula-
risierung, die Durchsetzung einer einheit-
lichen Volkssprache und -literatur und
schließlich die Existenz einer von Indu-
strie- und Stadtkultur geprägten und mo-
dernisierten Bevölkerungsmehrheit. Ist
diese in mehrfacher Hinsicht größte De-
mokratie der Erde deshalb einzigartig und
zugleich unerklärbar? Ein Geheimnis ist
noch kein Wunder.
Die folgende Untersuchung soll zeigen,
daß die so beeindruckende und zunächst
unerklärbare Entwicklung und Bestands-
fähigkeit der indischen Demokratie be-
gründbar ist. Diese Begründung wiederum
– und das ist das zweite Anliegen dieser
Darstellung – kann zu einer mehrfachen
Hoffnung Anlaß geben. Indem die folgen-
de Darstellung zeigt, daß Demokratisie-
rungsprozesse auch unter ganz neuen und
äußerst schwierigen Rahmenbedingungen
zum Erfolg führen können, daß demokra-
tische Systeme auch in einer bislang unvor-
stellbaren Größenordnung errichtet wer-
den und daß sie trotz unzureichender öko-
nomischer Entwicklungserfolge ihre Legiti-
mität und Bestandsfähigkeit nicht verlie-
ren, stärkt diese Untersuchung den Univer-
salisierungsanspruch des demokratischen
Ideals. Denn wenn unter den historischen,
quantitativen und sozio-ökonomischen
Ausgangs- und Rahmenbedingungen Indi-
ens demokratische Herrschaft durchge-
setzt werden kann, so kann die Heteroge-
nität der Gesellschaftssysteme in der Drit-
ten Welt, die Größe ihrer Bevölkerungen
und die eventuelle Enttäuschung von Ent-
wicklungserwartungen nur ein prakti-
sches, aber kein prinzipielles Hindernis für
die Übertragung, Ausdehnung und Festi-
gung demokratischer Herrschaft bilden.
Im Folgenden sollen diejenigen Entwick-
lungen und Maßnahmen aufgezeigt wer-
den, die die Indische Union und die indi-
sche Demokratie unter Führung und Kon-
trolle des Congress konsolidiert haben.

Die Unabhängigkeit stellte die neuen
Führer vor immense Aufgaben

Der Subkontinent erscheint zwar geogra-
phisch durch die Bergzüge im Norden und
die Küsten im Süden eindeutig markiert,
doch in vorkolonialer Zeit war dieser
Raum nie politisch, allenfalls kulturell ge-
eint. Eine große brahmanische Tradition
des Hinuismus hatte frühzeitig die Gren-
zen dieses Raumes erreicht, sie aber selten
überschritten. Der Raum bildete eine von
Tempel- und Wallfahrtszentren markierte
und mit Hilfe eines unorganisierten, aber
allgegenwärtigen Brahmanenstandes pre-
kär integrierte terra sancta. Aber diese
terra sancta verwandelte sich nie in ein
Imperium. Auch die Herrschaft der Mogu-
len drang erst spät und sich dabei selbst
zerstörend über Nordindien hinaus. Es
waren statt dessen die letzten Begründer
der „seegetragenen“ Kolonialimperien,
die Engländer, die im 18. und 19. Jahrhun-
dert den gesamten Subkontinent mi-
litärisch niederwarfen und politisch weit-
gehend einten. Ende des 19. Jahrhunderts
entstand das neben dem Zarenreich größ-
te der multi-ethnischen Imperien. Dieses
British India war – angesichts der raschen
Auflösung der alten Vielvölkerimperien –
ein Anachronismus. Es bleibt zugleich –
wie die Auflösung der Sowjetunion nahe-
legt – eine widerstandsfähige Paradoxie.
Für die überwiegend brahmanischen Füh-
rer der Unabhängkeitsbewegung war es
unzweifelhaft, daß das neue Indien, ihre
alte Ökumene, künftig unabhängig, ei-
genständig und ungeteilt neben den bei-
den anderen Imperien Asiens auftreten
würde. Die Unabhängigkeitsbewegung
des Congress entwickelte sich aber im
Wettlauf mit zumindest drei anderen Un-
abhängigkeits- oder kulturellen Autono-
miebewegungen. Jinnah, die Muslim-Liga
und schließlich die Mehrheit der Muslime
forderten seit dem Beginn der 40er Jahre
ihren eigenen Staat. Die kleine, erst seit
der Jahrhundertwende selbstbewußte Re-
ligionsgemeinschaft der Sikhs fordert seit
den 20er Jahren die Anerkennung ihrer
religiösen und kulturellen Eigenständig-
keit, und eine wachsende Minderheit der
Südinder, vor allem der Tamilen, versucht
seit Beginn der 40er Jahre, eine eigene
Drawidische Föderation zu begründen.
Das unabhängige Indien wird 1947 zum
Opfer dieses muslimischen Separatismus
und zum Erben dieser zwei auf kulturelle
oder staatliche Autonomie zielenden Be-
wegungen. Der Hoffnung, die muslimi-
sche Abspaltung ließe sich rückgängig
machen, steht damit die Angst entgegen,
ähnliche Abspaltungen könnten sich im
Binnenraum der Indischen Union fortset-
zen.
Die Führung des Congress sieht sich zum
Zeitpunkt der Unabhängigkeit 1947 und
nach dem Schock der Teilung des Subkon-
tinents vor Aufgaben gestellt, die in dieser
Größe und Dringlichkeit nur von wenigen
demokratischen Regimen jemals gelöst
werden mußten: Eine Verfassung muß
ausgearbeitet und die bislang größten de-
mokratischen Wahlen der Welt, nicht nur
der Landesgeschichte, müssen durchge-
führt werden. Der Congress muß die
Mehrzahl der 562 Prinzenstaaten, zwei
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Fünftel der Fläche und ein Fünftel der Be-
völkerung Britisch Indiens, eingliedern
und deshalb die Provinzgrenzen neu be-
stimmen, und die Führung muß entschei-
den, welche der einheimischen Sprachen
zur Staatssprache des unabhängigen Lan-
des erhoben werden soll. Schließlich muß
sie die Stellung der alten Bewegung und
nun neuen Partei im unabhängigen Staat
bestimmen. Dies verlangt eine Entschei-
dung darüber, mit welchem Programm
und unter welchen Staatsidealen sich der
Congress künftig an die Wähler wenden
will.
Jede dieser Maßnahmen und Entschei-
dungen droht bereits seit Jahrzehnten or-
ganisierte ethnische, religiöse und soziale
Gruppen gegen die Regierung aufzubrin-
gen oder neue Protestbewegungen und
Konflikte auszulösen. Die Congress-
Führung hat diese Gefahren nicht nur
weitgehend vermeiden können, es ist ihr
bislang sogar gelungen, die Einheit der
Union zu wahren, die demokratischen
Grundlagen zu verfestigen und einen er-
staunlichen sozialen und ökonomischen
Modernisierungsprozeß auszulösen. Sie
hat damit eine notwendige Grundlage de-
mokratischer Herrschaft, den modernen
Territorialstaat, bewahrt und eine viel-
leicht unverzichtbare Rahmenbedingung,
wirtschaftliches Wachstum, geschaffen.
Die angemessene Lösung der bereits zu
Beginn der Unabhängigkeit gestellten
Fragen hat damit sowohl zum Ausbau wie
zur eigentümlichen Prägung der indi-
schen Demokratie beigetragen. Anhand
der Verfassung, anhand der Provinzneu-
ordnung und der Sprachenpolitik, anhand
der Strategien der Wählermobilisierung
und anhand der beiden Staatsideale soll
gezeigt werden, wie der Congress eine
Ausweitung, eine Popularisierung demo-
kratischer Politik vorantreiben konnte,
ohne dafür eine unkontrollierbare ethni-
sche und religiöse Radikalisierung in Kauf
nehmen zu müssen.

Die Provinzen in der Rolle der
überkommenen Herrscher

Die Indische Union erhält 1950 eine for-
mal föderalistische Verfassung, die jedoch
dem Zentrum alle entscheidenden Res-
sorts, wichtige politische Eingriffsrechte
und die ertragreichsten Steuerquellen
beläßt. Den Provinzregierungen bleiben
damit als eigenständige Aufgabenberei-
che überlassen, Recht und Ordnung –
auch durch Einsatz der Polizeikräfte – her-
zustellen und alle die Nutzung, Besteue-
rung und Kontrolle des Bodens betreffen-
den Fragen zu regeln. De facto beläßt die
Verfassung den Provinzregierungen damit
eher die Illusion als die Substanz politi-
scher Eigenständigkeit. Die Provinzregie-
rungen kommen damit in die Rolle eines
traditionellen Herrschers, zu dessen wich-
tigster Aufgabe das „Schwingen des
Stockes“ – also die Sicherung von Recht
und Ordnung – gehörte und dem die
brahmanische politische Theorie und die
Überlieferung eine zumindest formal des-
potische Kontrollgewalt über „Land, Was-
ser und Luft“ zuschrieben. Sie verfügen
damit über eine traditionelle und – nach
Auffassung eines modernisierenden und

industrialisierenden Zentrums – eher ana-
chronistische Machtstellung. Diese er-
scheint aber der bis heute überwältigend
großen Bauernbevölkerung durchaus ver-
ständlich und nützlich. In dem Maße, in
dem in den Provinzparlamenten über Bo-
denreformen, Bewässerungsprojekte, In-
frastrukturmaßnahmen und ländliche
Kreditsysteme gestritten wird, müssen sich
die mächtigen Bauern- und Händlerka-
sten, aber auch die landlosen Tagelöhner
oder Handwerkergruppen organisieren
und einen Zugang zur Provinzmacht su-
chen. Die unvorhergesehene Aufwertung
der Gliedstaaten zu selbstbewußten und
eigenständigen Machträumen, schließlich
die Entstehung eines „kooperativen Fö-
deralismus“ zwischen Zentrum und Glied-
staaten werden aber erst durch die Neu-
ordnung der Provinzen ermöglicht.

Die Furcht vor einer „Balkanisierung“
führt zu Sprachprovinzen

Die unter der englischen Kolonialherr-
schaft festgelegten Provinzen sind in ihrer
Größe sehr ungleich sowie sprachlich und
kulturell höchst uneinheitlich. Bereits
während der 20er Jahre hatte der Con-
gress, beeindruckt von der staatlichen
Neuordnung des Balkan, eine neue Ord-
nung der Provinzen entlang der Sprach-
grenzen der großen Regionalgruppen ge-
fordert und seinen Anhängern verspro-
chen. Der Zwang zur Eingliederung der
Prinzenstaaten macht nach 1947 eine ter-
ritoriale Neuorganisation ohnehin not-
wendig. Unter dem Schock der Teilung be-
grüßt die Congress-Führung eine „Balka-
nisierung“ der Union nicht mehr, sie
fürchtet sie nun, kann aber angesichts des
Organisationsgrades und der Agitation
der großen Sprach- und Regionalgruppen
eine Neuordnung der Provinzen als
Sprachprovinzen nicht mehr aufhalten.
Nicht als Plan, sondern als Serie regionaler
Konfrontationen setzt sich die territoriale
Neuorganisation durch. Ende der 60er
Jahre sind schließlich 21 große und kleine
Gliedstaaten entstanden, in denen jeweils
mehr als 80% der Provinzbevölkerung der
regionalen Sprachgruppe zugehören. In
sechs Gliedstaaten wird allerdings eine
provinzübergreifende Sprache, das Hindi,
ausschließlich oder überwiegend gespro-
chen. Die jeweilige Volkssprache dient in
diesen Provinzen nur als Parlaments-, Ver-
waltungs- und Unterrichtssprache.
Die Provinzreform leistet damit einer Auf-
wertung der jeweiligen Volkssprache in
der Politik des betreffenden Gliedstaates
Vorschub. Die Reform führt zur neuen
„Volkssprachlichkeit“ der Provinzpolitik.
Mit erstaunlicher Eile drängen nun die je-
weiligen nichtbrahmanischen, nichtanglo-
phonen, aber dominanten Kasten in die
Provinzpolitik. Im gleichen Zuge beginnt
die Provinzpolitik, also die Provinzwahlen
und die Debatten in den legislative assem-
blies“, auch auf die entlegenen Dörfer
einzuwirken. Von den provinzweit vertre-
tenen und oft rivalisierenden dominanten
Kasten kontrolliert und genutzt, entsteht
eine neue Massendemokratie. Sie ruht auf
regionalen Massen und auf sprachlich und
kulturell einheitlichen und manchmal hi-
storisch konstanten Machträumen.

Die Regionalisierung und Popularisierung
demokratischer Politik kommt in erster
Linie dem Congress und dabei insbeson-
dere seinen regionalen Parteiapparaten
zugute. Aus eigenem Antrieb oder unter
dem Zugzwang neuer regionalistischer
Parteien fördern die regionalen Congress-
Organisationen nun die Entdeckung und
Pflege einer regionalen Sprache, Ge-
schichte und Kultur. Der regionale Con-
gress kultiviert, nutzt und kontrolliert also
eine neue regionale Wähleridentität.
Auch wenn sich der Congress mit separa-
tistischen regionalen Bewegungen kon-
frontiert sieht, so verfügt er doch über er-
hebliche Machtvorteile. Er ist zumeist die
älteste und die am weitesten in die Pro-
vinz hinein- und über sie hinausreichende
Partei und verfügt über Machtmittel, die
es ihm gestatten, radikale regionale Par-
teien in Koalitionen einzubinden, zu ab-
sorbieren, zu spalten oder sie rhetorisch
oder ökonomisch zu übertrumpfen. Die
Provinzreform führt somit zur Eingren-
zung der wachsenden Konflikte zwischen
den großen Sprachgruppen, sie führt zur
Pflege und zur Kontrolle einer regionalen
Identität und sie erleichtert in der noch
überschaubaren Arena einer sprachlich
homogenen Provinz die Anpassung de-
mokratischer Politik an die besonderen
Verhältnisse Indiens.

Die regionalen Nationalismen
konnten so erfolgreich eingedämmt
werden

Der Provinzreform liegt aber die Aufwer-
tung und die Gleichstellung der großen
regionalen Sprachen notwendig zugrun-
de; dadurch wird die Frage, welche ein-
heimische Sprache nach der Unabhängig-
keit an die Stelle des Englischen treten
soll, noch weiter verschärft. Bereits vor der
Unabhängigkeit hatte sich der Congress
dazu entschlossen, künftig Englisch durch
Hindi zu ersetzen. Die Einführung dieser
nordindischen Sprache als Staatssprache
drohte aber den ganzen drawidasprachi-
gen Süden gegen die hindisprachigen
Nordstaaten aufzubringen und einem seit
den 40er Jahren bestehenden Separatis-
mus der Tamilen eine neue und provinz-
übergreifende Kraft zu verleihen. Nach
jahrelangen Agitationen und blutigen
Unruhen in Tamil Nadu willigte die Con-
gress-Führung 1966 endgültig in einen
Kompromiß ein. Neben Hindi wurde Eng-
lisch als Staatssprache und als Verwal-
tungssprache des Zentrums vorläufig bei-
behalten. Diese vorgebliche Übergangslö-
sung hat sich als überaus dauerhaft erwie-
sen und provinzüberschreitende Sprach-
agitationen und Blockbildungen seither
verhindert.
Das förderative Statut, verbunden mit der
Neubestimmung der Provinzen, hat damit
die regionalen Nationalismen auf der
Ebene der Gliedstaaten eingedämmt, und
die Koexistenz zweier Sprachen im Zen-
trum hat grenzübergreifende Sprachkon-
frontationen erschwert. Wie aber die Tei-
lung des Subkontinents gezeigt hat, sind
es vor allem religiöse Identitäsmuster, die
schwerwiegende ethnische Konflikte aus-
lösen. Weshalb wollten oder konnten die
Congress-Politiker die religiöse Mehrheit
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des Landes, 83% der Bevölkerung, nicht
politisch formieren und als ethnischen
und religiösen Stimmenblock ansprechen
und nutzen?

Die religiöse Mehrheit als Summe
von Minderheiten

Der Hinduismus ist mit einem Kreis vergli-
chen worden, dessen Mittelpunkt überall
und dessen Grenzen nirgendwo zu be-
stimmen sind. Ob der Hinduismus als
Glaubenssystem, Mythologie oder Sozial-
ordnung begriffen wird, immer werden
sich religiöse Überzeugungen und Prakti-
ken, Regional- und Lokalgötter, Kasten,
Stammesgemeinschaften und Sekten zei-
gen, bei denen offen bleibt, ob sie dem
Hinduismus zugerechnet werden können.
Die Gläubigen, die sich formal dem Hin-
duismus zurechnen lassen, fühlen sich in
erster Linie einer lokalen Kaste, einer re-
gionalen Sprach- und Kulturgemeinschaft
oder einer Sekte zugehörig. Von ihrem je-
weiligen Standort aus erscheint ihnen das
Gesamtgebilde, der Hinduismus, nicht als
Struktur, sondern als eine kaum überseh-
bare Anzahl weitgehend unverbundener
lokaler und regionaler Einzelgemein-
schaften, die sie weder aufaddieren kön-
nen noch wollen. Dem religionswissen-
schaftlichen Problem, „den Hinduismus“
zu bestimmen, entspricht das parteipoliti-
sche, „den Hindu“ zu definieren: Unter
welcher spezifischen Identität läßt sich
diese Mehrheit der Wähler ansprechen?
Ist der Hindu als der Verehrer bestimmter
Götter, als Mitglied bestimmter Kasten
oder als Anhänger spezifischer Doktrinen
anzusprechen? Jedes dieser Kriterien
droht eine in Millionen zu fassende
Wählerschaft auszugrenzen und bereits
bestehende Trennungslinien und Konflik-
te innerhalb dieser diffusen, aber allge-
genwärtigen Gemeinschaft zu verschär-
fen.
Der Congress ist aber in der glücklichen
Lage, das gefährliche Experiment einer
Einbindung und zugleich zwangsläufigen
Ausgrenzung von Hindus nicht selbst
durchführen zu müssen. Kleine hindufun-
damentalistische Parteien haben ihm seit
den 50er Jahren gezeigt, daß die Hindu-
mehrheit sich vorerst nicht politisch mobi-
lisieren läßt. Die Hindu Mahasabha, die
Ramrajya Parishad und die Jana Sangh
stellen sich seit der Unabhängigkeit zur
Wahl und versuchen, die Wähler unter
einer jeweils anders akzentuierten ge-
meinsamen Hindu-Identität anzuspre-
chen. In ihren Namen Große Versamm-
lung der Hindus, Vereinigung zur Herr-
schaft Ramas und Volksunion nehmen sie
das unerreichbare Ideal einer geschlosse-
nen Hindugemeinschaft vorweg. Bis Mitte
der 70er Jahre erreichen diese Parteien bei
den Parlamentswahlen stets weniger als
10% der Sitze. Der Aufschwung der Jana
Sangh bei den Wahlen des Jahres 1977 im
Rahmen der neuen Janata Party resultiert
eher aus der Schwäche Indira Gandhis und
ihres Congress als aus der Attraktivität
ihres Hindu-Fundamentalismus. Ob der
1989, 1991 und 1996 erreichte Erfolg der
Jana Sangh – seit 1980 Bharatiya Janata
Party genannt –, zuerst ein Zehntel und
dann jeweils ein Fünftel der Wählerstim-

men zu gewinnen, von Dauer sein wird,
muß sich erst noch zeigen.
Die Hinduparteien fanden zudem ihre
Wähler überwiegend in einem von Hindu-
Reformbewegungen, vor allem der Arya
Samaj, geprägten nordindischen, hindi-
sprachigen, städtischen und mittelständi-
schen Milieu. Das Programm dieser Par-
teien, ihr Bild von der Hindugemeinschaft
setzte anscheinend einen Reformprozeß –
also die Ausprägung einer übergreifen-
den Hindu-Identität – voraus, der die über-
wältigende Masse der ländlichen Hindus
noch nicht erreicht hat.
Anstatt sich auf die schwierige Aufgabe
und das langfristig unkalkulierbare Risiko
einer Mobilisierung der Hindumehrheit
auf der gesamtindischen Ebene einzulas-
sen, hat sich der Congress aus wahltakti-
schen wie aus ideologischen Gründen für
ein Staatsideal und ein Parteiprogramm,
des (indischen) Säkularismus und des (indi-
schen) Sozialismus entschieden. Beide
Ideale sichern dem Congress eine Koali-
tion von Wählerminderheiten und gestat-
ten ihm dennoch Wahlerfolge bei der reli-
giösen Mehrheit des Landes.

Die wahlpolitischen Vorteile von
Säkularismus und Sozialismus

Das Ideal des Säkularismus verbietet es
nach Auffassung des Congress, für die reli-
giösen Minderheiten – wie dies die Kolo-
nialmacht seit 1908 praktizierte – getrenn-
te Wählerschaften oder Wahlkreise einzu-
richten. Für die im Lande verbliebenen
Muslime, ca. 11% der Bevölkerung, be-
deutet dies bei einem Mehrheitswahl-
recht und fehlenden kompakten Sied-
lungsstrukturen, daß sie auf die Grün-
dung eigener Parteien weitgehend ver-
zichten und den Congress unterstützen
müssen, wollen sie in Parlament und Re-
gierung angemessen vertreten sein.
Das Ideal des Sozialismus gestattet es nach
Auffassung des Congress, benachteiligten
sozialen Minderheiten eigene Wahlkreise,
separate seats, einzurichten. Als benach-
teiligte soziale Minderheiten gelten seit
der Kolonialzeit die Unberührbaren und
die Stammesgemeinschaften – die schedu-
led castes und die scheduled tribes – die
ca. 15% bzw. 7% der Bevölkerung ausma-
chen. Eigene Wahlkreise – Wahlkreise, in
denen jeweils nur Unberührbare oder
Stammesangehörige kandidieren dürfen,
deren Wähler aber oft in der Mehrzahl
Kastenhindus sind – sichern den beiden
Minderheiten seit der Unabhängigkeit
eine angemessene Repräsentation in den
Regierungen und Parlamenten des Lan-
des. Diese Politik der „positiven Diskrimi-
nierung“ geht aber weit über die Bereit-
stellung getrennter Wahlkreise hinaus.
Auch in den Schulen und Universitäten, in
der Staatsverwaltung und in den Staats-
betrieben werden den scheduled castes
und scheduled tribes ihrer Zahlenstärke
entsprechende Ausbildungs- und Arbeits-
plätze eingeräumt. Eine solche Förde-
rungspolitik legt also die Unberührbaren
und Stammesangehörigen im gesamten,
inzwischen immens ausgeweiteten Staats-
bereich auf eine mit der Geburt zuge-
schriebene Identität fest und sucht sie zu-
gleich sozio-ökonomisch besserzustellen.

Neben und über das überlieferte Kasten-
modell eines „getrennt und ungleich“ ist
damit ein offizielles des „getrennt und
gleich“ getreten. Die Förderung wurde
von der Masse der Hinduwähler lange Zeit
wohl deshalb akzeptiert, weil sie das Los
der Unberührbaren unverändert ließ und
einem überlieferten Ideal der sozialen Ab-
grenzung und Identitätszuschreibung
nicht entgegentrat. Die Politik der „positi-
ven Diskriminierung“ hat eine neue politi-
sche Klasse, fast eine neue Kaste entste-
hen lassen, die lange Zeit sicherstellte, daß
die Stimmen der Unberührbaren und der
Stammesangehörigen dem Congress mehr-
heitlich zugute kamen.
Die aus dem Ideal des Säkularismus abge-
leitete Verweigerung eigener Wahlkreise
gegenüber den religiösen Minderheiten
und die aus dem Ideal des Sozialismus und
der sozialen Verantwortung ableitbare
Konzession eigener Wahlkreise für die so-
zialen Minderheiten treibt dem Congress
somit eine Mehrheit der Stimmen jener
religiösen und sozialen Gruppen zu, die
zusammen ein Drittel der Wählerschaft
bilden. Neben dieses Stimmenpotential
tritt aber dasjenige der rituell hochstehen-
den oder lediglich wirtschaftlich prospe-
rierenden dominanten Kasten, deren
Loyalität und Stimmen sich der Congress
durch die regionale Neuorganisation
lange Zeit sichern konnte. Angesichts
einer weit nach rechts – Jana Sangh – und
weit nach links – Communist Party (of
India) und CP (Marxist) – abgedrängten
und – mit Ausnahme der Wahljahre 1977,
1989 und 1996 – zu Wahlabsprachen un-
fähigen Opposition konnte der Congress
deshalb fast immer als stärkste Partei aus
den gesamtindischen Wahlen hervorge-
hen. Auf der Grundlage eines Mehrheits-
wahlrechts und dank der Uneinigkeit der
Opposition konnte er einen 40–45%igen
Anteil an Wählerstimmen in einen
65–75%igen Anteil an Sitzen in der Lok
Sabha, dem gesamtindischen Parlament,
umsetzen. Diese Vormachts- und Mittel-
punktstellung – und der seit den letzten
drei Parlamentswahlen beobachtbare Zer-
fall dieser Stellung – zeigt Tabelle 1.
Zusammen mit der Aufwertung der Re-
gionalsprachen leistet die Wählermobili-
sierung von Minderheiten und dominan-
ten Kasten aber noch ein weiteres: Sie för-
dert eine Fragmentierung der Hindu-
mehrheit in Regionalgruppen und in so-
ziale Minderheiten.

Säkularismus wird in Indien in erster
Linie als religiöser Minderheiten-
schutz verstanden

Das Ideal des Säkularismus ist ein Resultat
der europäischen Geschichte. Die Erfah-
rung der religiösen Bürgerkriege hat zur
Entstehung und Legitimierung einer erst
starken und schließlich säkularen Herr-
schaft beigetragen, die dem Einfluß der
organisierten Religionen auf die Erzie-
hung, die Rechtsprechung, die Gesetzge-
bung und die öffentliche Moral  entge-
gentrat. In Indien verbindet sich der Be-
griff aber nicht mit der Erinnerung an
einen schwerwiegenden und lange Zeit
unlösbaren Konflikt. Daß die Vorherr-
schaft der Religion einer Mehrheit durch
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einen säkularen Staat bedroht werden
könnte oder daß andererseits diese Vor-
herrschaft zum Zwecke der Entwicklung
und Modernisierung zurückgenommen
werden müßte, diese beiden Auffassun-
gen sind in Indien wenig verbreitet, weil
die Unbestimmbarkeit des Hinduismus
sich auf den Begriff des Säkularismus
überträgt.
Zu Recht oder zu Unrecht empfindet eine
Mehrheit der Hindus ein zentrales Anlie-
gen des Säkularismus, die persönliche
Glaubensfreiheit und das Gebot der reli-
giösen Toleranz, im Hinduismus vorweg-
genommen, gefordert und praktiziert.
Der Begriff des Säkularismus wird auf das
Gebot der Toleranz reduziert, und dieses
gilt als in der Religion der Mehrheit seit
jeher enthalten. Die Mehrheit der Hindus
empfindet sich von dem Ideal eines se-
kulären Staates deshalb weniger bedroht
als geschützt: vor den überzogenen For-
derungen besser organisierter oder laut-
starker religiöser Minderheiten auf eigene
Wahlsitze, eine eigene Provinz, eine eige-
ne religiöse Erziehung oder Rechtspre-
chung.

Auch der Sozialismus ist in die 
religiösen Traditionen eingebunden
worden

Eine vergleichbare Undeutlichkeit, die
Tendenz zu einer Verschmelzung anson-
sten unvereinbarer Denkmodelle, zeigt
sich auch bei dem in die Verfassung, in die
Wirtschaftspläne und die Selbstdarstel-
lung des Congress eingeschriebenen „in-
dischen“ Sozialismus. Der von Nehru ent-
worfene und interpretierte Sozialismus ist
eine wenig konsistente Doktrin, die aller
Gewalttätigkeit und aller totalitärer Impli-
kationen entsagt hat. Dieser Sozialismus
ist eine Abhandlung über die Ungleich-
heit unter den Indern. Er kritisiert die so-
ziale Ungleichheit in der indischen Gesell-
schaft und die wirtschaftliche Rückstän-
digkeit des Landes. Er vermeidet es aber,
die religiösen Wurzeln sozialer Ungleich-
heit und wirtschaftlicher Rückständigkeit
direkt zu treffen. Dieser Sozialismus ist ein
Sozialismus des „mittleren Weges“ zwi-
schen einem kapitalistischen und einem
kommunistischen Entwicklungsweg. Er

gibt vor, ein originärer Beitrag Indiens zur
Überwindung der Unterentwicklung zu
sein und Elemente und Ideale der indi-
schen Tradition zu verkörpern. Er ist von
Nehru, einem Brahmanen an der Spitze
des Staates, so verkündet worden wie
einst der Buddhismus von dem Imperator
Ashoka (ca. 274–232 v. Chr.).
Der indische Sozialismus stellt sich also
nicht radikal gegen die überlieferte Wirt-
schafts- und Sozialordnung, sondern gibt
vor, diese Ordnung in Richtung eines in
ihr immer angelegten, aber vernachläs-
sigten Ideals reformieren zu können. Im
sozialen Bereich zeigt er sich als ein Ap-
pell zur individuellen ethischen Reform
und als Politik der „positiven Diskriminie-
rung“ und im wirtschaftlichen in der Poli-
tik der staatlich kontrollierten Industriali-
sierung, im Konzept der mixed economy
in den Fünfjahresplänen. Damit nähert er
sich dem Begriff des buddhistischen und
hinduistischen Dharma, also dem Bild
einer idealen politischen und wirtschaftli-
chen, sozialen und ethischen Ordnung.
Dieses Dharma stand und steht über der
Vielzahl der einzelnen Kastenvorschrif-
ten, und zu seinem Schutz ist der gerech-
te Herrscher angehalten. Die Sozialpolitik
des Congress, die das Kastensystem nicht
abschaffen, sondern die in ihm wirksa-
men sozialen und ökonomischen Un-
gleichheiten mildern will, verdeutlicht
diesen Reformansatz.
„Säkularismus“ und „Sozialismus“ verlie-
ren damit in der Rhetorik des Congress
alle harten Konturen. Ursprünglich in Eu-
ropa entstanden und in Indien einer zu-
tiefst gläubigen und traditionsorientier-
ten bäuerlichen Bevölkerung gegenüber-
gestellt, erscheint beides nun nicht mehr
als neu, fremd oder bedrohlich, sondern
als seit jeher in den religiösen und politi-
schen Traditionen des Landes enthalten.
Säkularismus und Sozialismus verwandeln
sich in zwei unverfängliche Ideale, die auf
die Gestalt eines gerechten Herrschers
projiziert werden. Dieses Herrscherbild
liegt mit dem buddhistischen Imperator
Ashoka, der in vorchristlicher Zeit weite
Teile Indiens beherrschte, auch eine jahr-
hundertelang vergessene historische Ana-
logie vor. Indem der Congress ein Symbol
dieses Herrschers, das Löwenkapitel, zum

Staatswappen erhebt, und indem er ein
Rad, das auch als Rad der buddhistischen
Lehre gedeutet wird, in die Staatsfahne
aufnimmt, sucht er die diesem Herrscher
und seinem Buddhismus zugeschriebene
religiöse Toleranz und sein Bemühen um
eine gerechte Ordnung auch für sich nutz-
bar zu machen. Diese Staatssymbolik, die
an eine zweitausend Jahre alte und für die
Masse der Inder irrelevante Vergangen-
heit erinnert, hat darüber hinaus den Vor-
teil, daß sie allen gleichermaßen fremd ist
und deshalb keine Minderheit diskrimi-
niert.
Die Konsolidierung der Indischen Union
und damit zugleich die erste Phase der
Congressherrschaft läßt sich deshalb wie
folgt zusammenfassen: Die indische Ver-
fassung hat den Provinzregierungen eine
traditionelle Autoritätsstellung belassen.
Die Provinzreform und die Aufwertung
der Regionalsprachen haben hier zur Ent-
stehung neuer Machträume geführt, in
denen nicht nur die regionalen Eliten sich
politisch artikulieren können und müs-
sen. In diesen neuen Machträumen haben
sich die regionalen Nationalismen kulti-
vieren und zugleich eindämmen lassen.
Die Beibehaltung des Englischen als zwei-
te Staatssprache hat dem drawidasprachi-
gen Süden die Angst vor einer „Kolonisa-
tion“ durch das Hindi genommen und
provinzübergreifende Blockbildungen
verhindert. Die Schwierigkeit und der
Verzicht, die Hindumehrheit politisch zu
formieren, haben ein Bekenntnis zu Säku-
larismus und Sozialismus erleichtert. Sä-
kularismus und Sozialismus haben zudem
wahltaktische Konsequenzen: Sie recht-
fertigen eine „Wahlkreis-Politik“, die
dem Congress die Stimmen der religiösen
und sozialen Minderheiten sichert. Säku-
larismus und Sozialismus lassen sich aber
auch, vereinfacht auf den Gedanken oder
das Bild der religiösen Toleranz, des Dhar-
ma und des gerechten Herrschers, in die
Hindutradition einbinden. Die beiden
Ideale gelten als Nachweis einer „Moder-
nität“ der Tradition, und ihr Garant, der
Congress, findet damit auch Unterstüt-
zung bei der religiösen Mehrheit des Lan-
des.
Zumeist unabsichtlich und unvorhergese-
hen hat sich deshalb auf der Ebene der
Staats- und Provinzordnung, der Wahl-
strategien und der Staatsideale ein politi-
sches Arrangement eingestellt, das zur
Verfestigung demokratischer Herrschaft,
zur Konfliktkontrolle und zum Machter-
halt des Congress entscheidend beigetra-
gen hat.
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Jahr Congress „Nationale Andere Parteien Congress-Sitze
Opposition“ und Unabhängige in der Lok Sabha

1952 45,0 22,8 32,3 74,0
1957 47,8 25,2 27,0 75,0
1962 44,7 33,7 21,5 73,0
1967 40,8 35,5 23,8 54,0
1971 43,7 34,1 22,2 68,0
1977 34,5 50,1 15,3 28,0
1980 42,7 42,4 14,9 67,0
1984 48,1 29,7 22,2 77,0
1989 39,5 38,5 20,9 37,0
1991 36,7 40,9 21,1 43,0
1996 28,1 43,7 28,2 26,0

Quellen: P. R. Brass 1990: 72, 88, M. P. Singh 1992: 315 und India Today 31. 5. 1996

Tabelle 1: Parlamentswahlen 1952–1996
Stimmenanteile der verschiedenen Parteien (in %) und Sitzanteile des Congress’ in der
Lok Sabha (in %)



Die Entwicklung Indiens, seiner Demokra-
tie, ja seines Staatsaufbaus ist eng ver-
bunden mit der Congress-Partei: Sie hat
die Unabhängigkeit erstritten und dann
über Jahrzehnte hinweg den Regierungs-
chef gestellt. Angetreten ist sie als eine
Sammlungsbewegung, die die Inder jegli-
cher Herkunft, aller Sprachen, Religionen
und Kulturen sowie aller sozialer Klassen
und Kasten in sich vereinen wollte – unter
den programmatischen Formeln von Sä-
kularismus und Sozialismus. In der Tat
war der Congress in der langen Regie-
rungszeit Nehrus ein Mikrokosmos der in-
dischen Gesellschaft, in seiner effektiven
Organisation die Konflikte ausgleichend
und damit die Demokratie stabilisierend.
Unter der Herrschaft Indira Gandhis und
ihres Clans ist diese Fähigkeit weitgehend
abhanden gekommen. Allerdings hat sich
auch die indische Gesellschaft zuneh-
mend modernisiert und differenziert, so
daß die überkommene Organisation des
Congress zu diesem allumfassenden Aus-
gleich nicht mehr in der Lage ist, zumal er
rein am Machterhalt orientiert die eigene
Modernisierung verpaßt hat. Heute ha-
ben wir es in der indischen Politik mit drei
großen Gruppierungen zu tun: dem deut-
lich geschrumpften Congress, den Hindu-
nationalen sowie den zunehmend erstar-
kenden Regionalparteien, die sich auf na-
tionaler Ebene zu Bündnissen zusam-
menschließen. Red.

Die Dynamik des politischen Systems

Kein politisches System und schon gar
nicht die indische Demokratie lassen sich
auf eine einfache und zugleich bewe-
gungslose geometrische Figur reduzieren.
Auch das politische System Indiens wird
von politischen Akteuren getragen, und
in dem Maße, in dem es die soziale und
politische Realität umgestaltet, wirkt die-
ser Prozeß der Ausbreitung und Konsoli-
dierung auf das politische System zurück:
Diese Dynamik gilt es im folgenden zu er-
fassen, und dabei muß insbesondere der
politischen Stellung des Congress nachge-
gangen werden.
Die Darstellung der Ausgestaltung der 
Indischen Union und der Konsolidierung
der indischen Demokratie mußte die
Congressorganisation in den Mittelpunkt
dieser Entwicklungen rücken – als Ur-
heber, Garant und Nutznießer dieses poli-
tischen Systems. Es ist deshalb nicht ver-
wunderlich, daß diese Darstellung damit
unfreiwillig die Ideale und die Ideologie,
die Schlagworte und die Symbolik einer
Partei nachzeichnet. Deutlich ist, daß die
Gestalt, eventuell auch die Stabilität die-
ser Demokratie, vor allem aber die Vor-
rangstellung des Congress von einer Be-
dingung abhängt: von der Bereitschaft

und Fähigkeit des Congress, die von ihm
geschaffenen politischen Institutionen
und Spielregeln zu respektieren. Andern-
falls, so ließe sich vermuten, muß der Con-
gress auf Dauer seine Vorrang- und Mit-
telpunktstellung verlieren, und das von
ihm geschaffene System wird sich – sofern
kein Congress-Äquivalent entsteht – ent-
scheidend verändern. Eventuell wird
sogar das politische System Indiens an
Glaubwürdigkeit und Funktionsfähigkeit
verlieren. Dieser gewissermaßen stati-
schen Annahme ließe sich zugleich eine
gegenläufige, eine dynamische entgegen-
stellen: gerade weil der Congress das von
ihm geschaffene Rahmenwerk respektiert
und demokratische Herrschaft stabil und
breitenwirksam macht, werden auf Dauer
selbstbewußte Wählerschichten und neue
Interessengruppen der Kontrolle des Con-
gress entgleiten, neue Parteien begrün-
den und politische Entwicklungen auslö-
sen, die die Stellung des Congress ebenso
wie die Gestalt des Systems verändern.
Die folgende Darstellung soll zeigen, daß
diese beiden Entwicklungen die Stellung
des Congress geschwächt und die Gestalt
des politischen Systems nachhaltig verän-
dert haben. Ich schildere zunächst die im
Congress wirkenden Integrationsmecha-
nismen, die mit der Konsolidierung demo-
kratischer Herrschaft zugleich deren
wachsende Breitenwirkung und Verselb-
ständigung ausgelöst haben. An-
schließend zeige ich, wie die kontrapro-
duktiven Konsolidierungserfolge ebenso
wie eine wachsende Regelverletzung sei-
tens des Congress seinen politischen und
organisatorischen Niedergang und eine
Umwandlung des politischen Systems aus-
lösen. Und ich begründe abschließend,
warum in Konsequenz dieser Entwicklun-
gen gegenwärtig drei politische Ord-
nungsmodelle entstanden sind, bei denen
bislang unklar bleibt, welches sich auf
Dauer durchsetzen wird.

Der Congress als Mikrokosmos der
indischen Gesellschaft

1947 ist die Congressbewegung die mit
weitem Abstand stärkste politische Kraft.
Dazu haben die von Gandhi 1920 durch-
gesetzte Reform dieser Organisation, die
zahlreichen Unabhängigkeitskampagnen
und die Mitarbeit in den zunehmend
selbstbestimmten Provinzparlamenten bei-
getragen. Seit langem, im Kern seit 1920,
ist der Congress keine Honoratioren-
partei, sondern eine demokratisch und
bürokratisch verfaßte Massenorganisati-
on. Die Mitgliedsbeiträge sind so gering,
daß fast jeder dem Congress beitreten
kann. Er bildet eine in ganz Indien präsen-
te, hierarchisch aufgebaute und durch in-
terne Wahlen demokratisch legitimierte

und deshalb transparente und integrati-
ons- ebenso wie anpassungsfähige Orga-
nisation. Die Vollmitglieder der Lokalko-
mitees wählen die jeweiligen Distriktko-
mitees und diese die jeweiligen Pradesh-,
die Provinzkomitees. Eine der Bevölke-
rungszahl der jeweiligen Provinz entspre-
chende Zahl von Delegierten wählt
während eines jährlichen Zusammentref-
fens die Mitglieder des All India Congress
Committee (AICC). Die nationale und weit
gespannte Organisation ist zugleich hand-
lungsfähig. Die Delegierten und der Präsi-
dent des All India Congress Committee
wählen ein 21 Mitglieder umfassendes
Congress Working Committee, das stän-
dig in New Dehli tagend die entscheiden-
den Leitungs- und Kontrollfunktionen
übernimmt. Die Provinzkomitees sind seit
1920 nicht nach den kolonialen Provinz-
grenzen, sondern nach denjenigen der je-
weiligen regionalen Sprachgruppen zu-
sammengesetzt. Sie nehmen damit die
künftige territoriale Neuorganisation des
Staates vorweg. Mitglieder der so ein-
flußreichen Provinzkomitees können sich
damit untereinander in ihrer Landesspra-
che verständigen. Dies, verbunden mit der
Offenheit der Organisation und der
Durchführung interner Wahlen, sichert
dem Congress bereits im Vorfeld der 1952
zum ersten Mal durchgeführten allgemei-
en Wahlen eine für andere Parteien uner-
reichbare Inkorporationsoption, Mobili-
sierungschance und Mittelpunktstellung.
Wer immer, aus welchen Gründen und wo
auch immer an einer politischen Stellung,
Absicherung oder Karriere interessiert ist,
wird seinem jeweiligen Distriktkomitee
beitreten, er wird seine Kastengenossen,
Abhängigen oder Klienten zu einem Bei-
tritt überreden, und er wird anschließend
danach trachten, sich von dieser Gefolg-
schaft in das Provinzkomitee wählen oder
für die künftigen National- oder Provinz-
wahlen nominieren zu lassen. Auf der
Grundlage einer offenen, volkssprachigen
und demokratischen Massenorganisation
und in Aussicht auf die seit 1952 einsetzen-
den, alle fünf Jahre durchgeführten Wahl-
en brechen sich die sogenannten Mobiliza-
tion Drives, die Mobilisierungskampagnen,
Bahn, die all sorts and conditions of men,
also die unterschiedlichsten Interessens-,
Kasten- und Regionalgruppen als politische
Karrieristen oder einfache Parteimitglieder
in den Binnenraum des Congress ziehen.
Der Congress verfügt damit nicht nur über
eine enorm hohe Mitgliederzahl, er ver-
wandelt sich im Maßstabe wachsenden po-
litischen Bewußtseins, Artikulationsinteres-
ses und Organisationsfähigkeit zu einem
Mikrokosmos der indischen Gesellschaft.
Alle diese im Binnenraum des Congress ver-
tretenen Interessengruppen können zu-
mindest hoffen, daß ihre Forderungen im
Maßstabe des Organisations-, Verhand-
lungs- und Koalitionsgeschicks ihrer Führer
in den Provinzkomitees und im AICC eben-
so wie in den Provinzparlamenten und in
der Lok Sabha, dem Zentralparlament, an-
gemeldet und partiell erfüllt werden.
Alle diese Forderungen nach Macht, Patro-
nage und Respekt können aber nicht er-
füllt werden. Von Anfang an entwickelt
sich im Binnenraum des Congress deshalb
auf allen und zwischen allen Ebenen ein
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elaborierter und fast ritualisierter Ver-
handlungsstil, der darauf zielt, zwischen
unterschiedlichen Interessen zu vermit-
teln, Forderungen partiell oder symbolisch
zu erfüllen und einen immer wieder neuen
und prekären Konsens sicherzustellen. Alle
großen Politiker des Congress, die regiona-
len Chief Minister, vor allem aber Nehru
und die Mitglieder des CWC sind die Ur-
heber, Garanten und Resultate dieses spe-
zifischen Konsensstils interner Congress-
Politik. Die politische Gravitationskraft, die
Durchführung interner Wahlen und dieser
unausweichliche Zwang, Kompromisse zu
erzielen und Konsens zu sichern, verwan-
deln den Congress in eine intern transpa-
rente und nach außen hoch informierte
Organisation. Die kleinen und großen Pro-
blemlagen und Konflikte Indiens – zwi-
schen Kasten, Sektoren, Religionen – verla-
gern sich durch die Mobilization Drives in
den Binnenraum der Organisation, und sie
werden, in der Gestalt unterschiedlicher
Interessen und Forderungen, auf allen
Ebenen verhandelt. Die Parteiführung ge-
winnt dadurch Einblick in die Zusammen-
setzung und Interessenlagen der Provinz-
und Distriktorganisationen, sie sichert sich
zugleich einen unerreichbaren Informa-
tionsvorsprung bezüglich der wahlpoli-
tisch relevanten Hoffnungen und Ängste
der indischen Bevölkerung. Dieser Infor-
mationsvorsprung setzt den Congress
nicht nur in die Lage, in seiner Regierungs-
tätigkeit und bei den Wahlen auf lokaler,
regionaler oder nationaler Ebene die je-
weils spezifischen Milieus und Sonderin-
teressen in Rechnung zu stellen, dieser
Informationsvorsprung hat neben dieser
das Nation Building betreffenden Konse-
quenz auch noch eine das State Building
befördernde Wirkung.

Der Aufbau der Congress-Organi-
sation ging dem Aufbau des Staates
voraus

Dank der Offenheit und der zunehmen-
den Allgegenwart der Congress (Lokal-)
Organisationen ist der Congress in vielen
Dörfern und Teilen der Distrikte früher
oder stärker präsent als die erst nach der
Unabhängigkeit flächendeckend ausge-
bauten staatlichen Institutionen und Ver-
sorgungsleistungen – Rechtsprechung
und Polizei, Gesundheits- und Bildungs-
wesen, Infrastruktur und landwirtschaftli-
che Entwicklung. Mit Hilfe seiner Lokalor-
ganisationen kann der Congress deshalb
den Ausbau der staatlichen Institutionen
sowohl vorantreiben als auch kontrollie-
ren. Er kann dieses State Building lokalen
Bedingungen und Forderungen anpassen,
er kann es unter wahlpolitischen Kalkülen
forcieren oder vernachlässigen. In jedem
Fall aber sichert ihm dieser unter seiner
Kontrolle und nach seinen Idealen und In-
teressen unternommene, nachholende In-
stitutionenausbau eine zusätzliche Infor-
mationsressource und Machtgrundlage.
Das zeigt sich am deutlichsten mit der von
Nehru beschlossenen Durchsetzung einer
dörflichen Selbstverwaltung Panchayati
Raj, bei der dörfliche Selbstverwaltung,
ländliche Entwicklung und die Koopera-
tion mit den entsprechenden staatlichen
Stellen ineinanderfallen.

Die aufgezeigten Rahmenbedingungen,
also sein Organisations-, Mobilisierungs-
und Informationsvorsprung sichern dem
Congress mit dem Einsetzen der allgemei-
nen Wahlen nicht nur den Wahlerfolg, sie
sichern ihm zugleich von Anfang an eine
bislang nur von ihm besetzte und besetz-
bare Position. Von Anfang an nimmt der
Congress nicht nur eine Zentrumsstellung
im Parteienspektrum ein, sondern im Ge-
gensatz zu der Mehrzahl der existieren-
den Parteiensysteme inkorporiert und re-
präsentiert er selbst fast alle entscheiden-
den ideologischen und parteipolitischen
Strömungen und Gruppierungen. Als die
entscheidende Unabhängigkeitsbewe-
gung, sowohl offen als auch integrations-
fähig, hatte der Congress bis auf wenige
Ausnahmen die Entstehung ideologischer
Alternativen und konkurrierender Partei-
en verhindern können. Konkurrierende
Parteien hatte er entweder absorbiert
oder marginalisiert. Gegenüber der Mus-
limliga waren beide Strategien geschei-
tert, die am Ende unvermeidbare Teilung
des Subkontinents hat die Muslimliga
aber jetzt in der Indischen Union zu einer
weitgehend bedeutungslosen Organisa-
tion gemacht. Erst der Unabhängigkeits-
kampf und nach der Unabhängigkeit die
Mobilisierungskampagnen haben dazu
geführt, daß im Binnenraum des Congress
jetzt alle entscheidenden sozialen und po-
litischen, religiösen und regionalen Grup-
pen und deren Ideologien ausschließlich
oder zumindest partiell vertreten sind.
Außerhalb des Congress stehen 1947 le-
diglich die Kommunistische Partei, die
Muslimliga und vereinzelte regionale Par-
teien.

Bis zum Tode Nehrus können nur 
wenige Parteien entstehen

Bis zum Tode Nehrus, 1964, entstehen nur
wenige neue Parteien, oft durch den Aus-
tritt oder den Ausschluß politischer Grup-
pierungen aus dem Congress. Für die mei-
sten dieser Parteien, insbesondere für die
durch Austritt und Ausschluß gebildeten
Organisationen gilt, daß mit den Partei-
zielen sympathisierende Gruppen immer
auch im Congress zurückbleiben. Damit
besteht seit der Unabhängigkeit bis zum
Tode Nehrus eine für die Vormacht- und
Mittelpunktstellung des Congress äußerst
vorteilhafte Situation. Da der Congress
fast alle entscheidenden neuen und alten
ideologischen, religiösen und regionalen
Strömungen und Interessengruppen ent-
hält und (bislang noch) wirkungsvoll aus-
balanciert, hat er alle wahlpolitischen Al-
ternativen, alle konkurrierenden Parteien
in die politische Peripherie, in eine Außen-
seiterrolle und in eine entweder ideolo-
gisch, (hindu-)religiös oder regionalistisch
radikalisierte Programmatik gezwungen.
Der Congress stellt weniger ein Zentrum
als einen Kreis dar, der die konkurrieren-
den Parteien soweit marginalisiert, isoliert
und radikalisiert hat, daß wahltaktische
Allianzen oder pragmatische Annäherun-
gen zwischen ihnen fast unmöglich sind.
Wollen sie bestimmte Reformen und For-
derungen durchsetzen, so müssen sie stets
mit den ihnen jeweils näherstehenden In-
teressengruppen im Congress und mit

deren Meinungsführern, zumeist alten
Bekannten und früheren Verbündeten,
Kontakt aufnehmen. Die von ihnen ge-
wünschten Reformen werden dann even-
tuell durchgesetzt, aber unter der Signa-
tur des Congress und zu dessen Vorteil.
Wollen die gleichen Parteien keine politi-
sche Wirkung, sondern in erster Linie poli-
tischen Erfolg, also Wahlsiege erzielen, so
bleibt ihnen nur die Koalition mit dem
Congress. Ob auf den Vorteil der Nation,
der eigenen Karriere oder der Partei be-
dacht, für die außenstehenden Politiker
und Parteien ist der Weg zum Congress
und einer mit ihnen sympathisierenden
Fraktion immer näher und leichter als zu
jeder anderen Oppositionspartei. Unter
den genannten Rahmenbedingungen
und Organisationschancen bleibt der Con-
gress damit zu einer ausgreifenden Mittel-
punktstellung, zu ideologischer Vielfalt,
zu sozialem Pluralismus und damit zum
politischen Erfolg fast verurteilt.
Dieser Erfolg ist zugleich ein Erfolg für die
indische Demokratie, zunächst für ihre in-
stitutionelle Konsolidierung und bald ihre
wachsende Breitenwirkung und regionale
Verankerung. Die Durchsetzung und der
Erfolg dieses „dominanten (und expansi-
ven) Einparteiensystems“ treibt zugleich
das Congress-System unaufhaltsam an die
Grenzen seiner sozialen und ideologi-
schen Aufnahmekapazität und internen
politischen Integrationsfähigkeit.
Immer mehr und unvereinbare Interessen-
gruppen und Forderungen müssen auf
Dauer die Fähigkeit zur Kompromiß- und
Konsensbildung erschöpfen. Die durch
den Eintritt in und den Umgang mit dem
Congress gewachsene Eigenständigkeit,
Artikulationskompetenz und Handlungs-
fähigkeit der Interessengruppen und ihrer
Führer tragen dazu bei, daß sie einerseits
der Kontrolle des Congress entgleiten
müssen, daß sie andererseits ihr Organisa-
tions- und Verhandlungsgeschick dazu
nutzen, um mit bislang schwachen und
deshalb konzessionswilligen oder mani-
pulierbaren Parteien ins Geschäft zu kom-
men. Alle diese aus dem Erfolg des Con-
gress resultierenden kontraproduktiven
Entwicklungen zeigen sich bereits
während der nach dem Tode Nehrus im
Jahre 1967 durchgeführten Wahlen. Eine
aus der Spaltung und Umwandlung des
Congress resultierende Abneigung, die
für die indische Demokratie bestandsnot-
wendigen Institutionen und Spielregeln
zu respektieren, zeigt sich dagegen
während der Regierungsphasen Indira
Gandhis und Rajiv Gandhis.

Der Niedergang der Congress-
Organisation und seine Ursachen

Mit dem Tode Nehrus 1964 geht jene ent-
scheidende Entwicklungsphase zu Ende,
in der nicht nur eine Partei die Gestalt des
demokratischen Systems, sondern wäh-
rend der im wesentlichen ein Staatsmann
die dazu notwendigen Ideale vorleben,
Verfahrensweisen durchsetzen und Über-
redungskünste aufbringen konnte und
mußte: Nehru hatte die entscheidenden
Grundzüge der indischen Verfassung mit-
geprägt. Er hatte in einem folgenreichen
Richtungsstreit die Vorrangstellung des

38



Premierministers, also Nehrus und seiner
Regierung, gegenüber dem Präsidenten
und der Congressorganisation, also der
Regierungspolitik vor der Parteipolitik,
durchgesetzt. Und Nehru konnte zugleich
immer sicherstellen, daß Männer seines
Vertrauens die Congressorganisation
führten. Nehrus Verhandlungsstil war es
zu verdanken, daß sich gegen den Wort-
laut der Verfassung und gegen die Skepsis
des Premierministers ein „kooperativer
Föderalismus“ einspielte, daß von dem In-
strument der President’s Rule nur selten
Gebrauch gemacht wurde, und daß der
Prozeß der territorialen Neuorganisation
des Staates – obwohl im Kern von Nehru
mißbilligt – erfolgreich durchgeführt
wurde.
Die politischen Nachfahren und Erben
Nehrus sind nicht nur seine Weggefährten,
als Chief Minister und große Regionalpoli-
tiker verdanken sie ihre Autorität und
Hausmacht bereits den von Nehru initiier-
ten und dem Congress umgesetzten Re-
form- und Konsolidierungsmaßnahmen.
Gleich stark und gleichermaßen ehrgeizig
verschieben diese neuen Machthaber, die
fast alle im Congress Working Committee
vertreten sind, den nun unausweichlichen
Machtkonflikt bei der Nachfolgeregelung.
Nachdem der erste, in ihren Augen unge-
fährliche Übergangspremier, Lal Bahadur
Shastri, unerwartet während seines größ-
ten außenpolitischen Triumphes – den
indo-pakistanischen Friedensverhandlun-
gen in Taschkent – stirbt, wird die in ihren
Augen ebenfalls schwache Tochter Nehrus,
Indira Ghandi, zur Premierministerin erho-
ben. Kaum einer der Beteiligten sah zu
diesem Zeitpunkt eine Ära der Indira
Gandhi und die mögliche Etablierung
einer „Nehru-Dynastie“ voraus. Die neue
Macht der Congress-Regionalfürsten be-
ginnt aber von nun an, die Geschlossenheit
des gesamtindischen Congress zu schwä-
chen, zugleich zeigen sich in den immer
größer und komplexer gewordenen Re-
gionalorganisationen Konflikte und Frak-
tionsbildungen, die sich dem bislang ein-
gespielten Muster der Streitschlichtung
entziehen. Vor allem aber haben inzwi-
schen die lange Zeit marginalisierten Par-
teien, deren Kader und alte oder neue,
nicht mehr dauerhaft in den Congress ein-
gebundene Wählergruppen und Lokalpo-
litiker vom Congress gelernt und die
Grundlagen seiner Vorrangstellung analy-
siert. Zumeist unter der Führung einer re-
gional konsolidierten Partei bilden sie für
die 1967 anstehenden Lok Sabha- und Pro-
vinzwahlen regionale Wahlbündnisse. Auf
diese Wahlempfehlungen und Allianzen
gestützt, können sie in Tamil Nadu, Kerala,
Orissa, Punjab, Bihar und Westbengalen,
also in sechs großen Gliedstaaten, die Pro-
vinzregierungen stellen. 20 Jahre nach der
Unabhängigkeit, 15 seit dem Einsetzen der
allgemeinen Wahlen, sieht sich der Con-
gress damit aus einem Drittel der wichtig-
sten Gliedstaaten Indiens, oft auf Dauer,
vertrieben.
Dieser (Konsolidierungs-)Erfolg der indi-
schen Demokratie und (Kontroll-)Mißer-
folg des Congress resultieren nicht nur aus
einer zunehmenden taktischen Stärke die-
ser Parteien, sondern immer auch aus
einer neuen Integrationsschwäche des

Congress. Die Oppositionsallianzen sie-
gen, weil die regionalen Congressorgani-
sationen von oben bis unten in zwei Frak-
tionen gespalten sind, deren eine den
Congresswahlkampf entweder nicht un-
terstützt oder ihn sogar sabotiert. Die
neue Integrationsschwäche des Congress
zeigt sich auch daran, daß in den folgen-
den 15 Monaten rund 15 Provinzregierun-
gen, überwiegend Congressregierungen,
aufgrund interner Fraktionskämpfe und 
-intrigen gestürzt werden.
Die Wahl des Jahres 1967 bereitet damit
eine zukunftsweisende, wenn auch erst
später folgenreiche Entwicklung vor. Eine
Regionalisierung der indischen Politik
setzt nun ein, die sich auf Dauer der Kon-
trolle des Congress entzieht, und die
dabei beteiligten Parteien verfügen künf-
tig über das Geschick auch auf nationaler
Ebene, auf der Grundlage von nun natio-
nalen neuen Parteibildungen oder Wahl-
allianzen den Congress aus dem Zentrum
der Macht zu vertreiben. Die enttäuschen-
den Wahlergebnisse von 1967 verschärfen
die Konflikte innerhalb der Congressorga-
nisation, und der lange Zeit aufgeschobe-
ne Machtkampf sowohl unter den alten
und regionalen Congresspolitikern als
auch zwischen ihnen und der Premiermi-
nisterin läßt sich nicht mehr aufhalten.
Diese großen Congresspolitiker haben
sich bereits seit Nehrus Tod in einer infor-
mellen Gruppierung innerhalb und über
dem CWC im sogenannten „Syndikat“ or-
ganisiert. Da sie auch untereinander zer-
stritten sind, fällt es der geschickten und
skrupellosen Nehru-Tochter auf Dauer
leicht, den Kampf für sich zu entscheiden.
Um die Machtblockade und ihre Gegner
zu brechen, ist Indira Gandhi jetzt bereit,
den Congress in seiner seit 1920 entstan-
denen und gewachsenen Struktur und In-
tegrationsfähigkeit zu zerstören – durch
die Spaltung der Organisation.

Die Spaltung in den Congress (R) 
und den Congress (O)

Nicht stark genug, den Konflikt innerhalb
der Congressorganisation für sich zu ent-
scheiden, aber der Unterstützung ihres
Kabinetts und der Mehrheit der Congress
Parlamentarier sicher, erhebt Indira Gan-
dhi sich und ihre Gefolgschaft 1969 zum
genuinen, den Nehru- und Gandhi-Tradi-
tionen verpflichteten Congress. Ihr Con-
gress gilt fortan als Congress Requisitio-
nist oder Congress Ruling, also Congress
(R). Die Sezession hinterläßt mit dem alten
Congress – Congress (O)rganisation oder
Congress(O)ld – eine von Regionalfürsten
dominierte und deshalb zerstrittene
Rumpforganisation, die zwar die Mehr-
heit der Provinz- und Distriktorganisatio-
nen kontrolliert, aber über kein hand-
lungsfähiges und einflußreiches Koordi-
nationsgremium auf gesamtindischer
Ebene verfügt. Im Gegenzug verfügt Indi-
ra Gandhi mit ihrer Organisation über die
Macht im Parlament und in der Organisa-
tionsspitze und damit über die politische
Initiative und Sichtbarkeit im Zentrum,
aber sie entbehrt auf Dauer der ein-
flußreichen und anerkannten Lokalorga-
nisationen. Die Premierministerin hatte
damit gerechnet, daß die Zeit, die politi-

schen Überlebensinteressen vieler Con-
gresspolitiker und die internen Konflikte
in den regionalen Congressapparaten für
sie arbeiten würden. Diese Rechnung geht
auf. Durch neue Schlagworte und Pro-
gramme kann Indira Gandhi ihre Popula-
rität steigern und Wählerschichten, Inter-
essengruppen und Gefolgschaften vorran-
gig an ihre Person, weniger an ihre Partei-
organisation binden.
Politiker, vor allem die Lok Sabha-Parla-
mentarier, wollen wiedergewählt werden,
und das setzt ihre Nominierung seitens
des neuen Congress voraus. Nach der Spal-
tung wendet sich ein großer Teil der par-
teipolitischen Dissidenten ihrer Organisa-
tion zu. Vor allem aber öffnet sie den Con-
gress (R) für alle jene Congressfraktionen,
die in den jeweiligen Regionalorganisatio-
nen in Opposition zu den mit Indira Gan-
dhi verfeindeten Regionalfürsten und Chief
Minister stehen. Nach einer anfänglichen
„Enthauptung“ der Congressorganisation
rekonstituiert sich der Congress (R) des-
halb als ein auf die Premierministerin und
die Regierungsmacht ausgerichtetes und
durch regionale Fraktionen und opportu-
nistische Gefolgschaften in die Provinzen
verlängertes, weitgehend unverbundenes
Gebilde. Der neue Congress bildet einen
auf die Interessen Indira Gandhis zuge-
schnittenen und im Zentrum handlungs-
fähigen Machtapparat, der aber fortan
auf zerbrechlichen Stelzen steht. Die Ent-
stehungsbedingungen der Organisation
ebenso wie der Regierungsstil Indira
Gandhis verhindern die Herausbildung
jener Struktur, Verfahrensweisen und Tu-
genden, die den Nehru-Congress einzigar-
tig, unersetzbar und erfolgreich machten.

Indira Gandhis autokratischer 
Regierungsstil

Die Premierministerin ist durch Erziehung
und Erfahrung zur Autokratin und zu-
gleich ehrgeizig und mißtrauisch gewor-
den. Die zu ihr zurückkehrenden politi-
schen Dissidenten und die durch das Mit-
tel der Intrige oder des politischen Han-
dels herübergezogenen Fraktionen wer-
den nicht kooptiert, sondern sie treten in
einen Vorhof der Macht ein, in das „freie
Reich von Gnade und Willkür“, wo sie je-
weils individuell und ohne Angabe von
Gründen abwechselnd hofiert und ge-
demütigt, auf Dauer in Angst gehalten
werden.
Der Einsatz dieser despotischen Umgangs-
formen ist unberechenbar, das Ziel dieses
willkürlichen Mitteleinsatzes klar: Diese
ihr aus eigennützigen und opportunisti-
schen Motiven dienenden Gefolgsleute
und Fraktionen müssen isoliert und ge-
geneinander ausgespielt werden. In ihren
Interessen und Ambitionen auf die Pre-
mierministerin und nicht auf die Parteiba-
sis oder -komitees ausgerichtet, müssen
sie lernen, daß nur die Premierministerin
und ihre wenigen Vertrauensleute, im
Kern ihr Haushalt, politische Karrieren för-
dern oder zerstören. Erst die institutionel-
len Konsequenzen der Spaltung, dann das
Machterhaltungsinteresse Indira Gandhis
verhindern deshalb, daß im Congress (R)
innerparteiliche Wahlen durchgeführt
und damit die so vorteilhafte Transparenz
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und Informationsüberlegenheit wieder-
hergestellt und die so notwendigen Ver-
handlungsroutinen und Konsensprakti-
ken wieder eingeführt werden.
Dies führt bis gegen Ende der Indira Gan-
dhi-Herrschaft dazu, daß die Premiermini-
sterin von entscheidenden Informationen
abgeschnitten bleibt und daß ihre Ein-
schätzung der politischen Lage Indiens
und des Parteiapparates abhängig bleibt
von den eigennützigen Präsentationen
und Fehldarstellungen der gerade geför-
derten Günstlinge. Vor allem bei politi-
schen Krisen und mangelndem Erfolg läuft
Indira Gandhi damit Gefahr, auf der
Grundlage unzureichender Information
Entscheidungen zu treffen, deren Umset-
zung, Wirkung und Beurteilung sich ihrer
Kenntnis entziehen. Unter dem Zwang der
Umstände und aus Überzeugung zu einem
autokratischen Herrschaftsstil und – unter
demokratischen Verhältnissen – deshalb
zum politischen Erfolg verurteilt, wendet
sich die Premierministerin mit einem
neuen Wirtschaftsprogramm, Persönlich-
keitskult und neuen Schlagworten dem
Wähler zu. Mit einem Programm, das auf
die Verstaatlichung der Banken und die
verstärkte Armutsbekämpfung zielt, sucht
sie sich von den alten und als korrupt dar-
gestellten Congressregionalfürsten und
Syndikatsmitgliedern zu distanzieren und
als neue Schutzherrin der Armen darzu-
stellen. Ein eher populistisches als genuin
sozialistisches Wirtschaftsprogramm fällt
damit mit ihrer neuen politischen Ikono-
graphie, ihrer Selbstdarstellung und einem
neuen Charisma zusammen. Da sie eine
gefestigte und loyale Organisation weder
besitzt noch will und sie zugleich mutig
und ausdauernd genug ist, ganz Indien zu
bereisen und sich auf Großveranstaltun-
gen an Tausende von Wählern zu wenden,
kann sie diese neue Verschmelzung von
Programm und Person weiten Teilen der
indischen Bevölkerung vorführen und ver-
mitteln.
1971 schätzt sie die Ausstrahlungskraft
ihres Namens, ihres Programms und ihres
Parteivehikels als so groß ein, daß sie
glaubt, ihre Popularität in einen politi-
schen Machtzuwachs umsetzen zu kön-
nen. In einem doppelten Bruch mit dem
seit 1952 eingespielten fünfjährigen
Wahlrhythmus zieht sie zunächst nur die
nationalen, die Lok Sabha-Wahlen vor. Sie
zwingt mit anderen Worten die indischen
Wähler, über ihre Person abzustimmen,
unabhängig von den bislang parallel ab-
laufenden Regionalwahlen und den dabei
einwirkenden unterschiedlichen Überle-
gungen und Interessen. Das Kalkül der er-
folgssicheren Premierministerin ist offen-
sichtlich.

Die „Mutter Indiens“

Auf nationaler Ebene, im Parlament und
in der Regierung mit neuer Macht ausge-
stattet, soll diese Macht ihr das Mandat
und die Einflußnahme verschaffen, die
Machtkonstellationen und Fraktionen in
den Provinzen soweit umzugestalten und
neu zu ordnen, daß ihr auch bei den künf-
tigen Provinzwahlen der Erfolg sicher ist.
Die Lok Sabha-Wahlen führen zu einem
ansehnlichen Stimmenzuwachs und dank

dem Verstärkereffekt des Mehrheitswahl-
rechts zu einem enormen Sitzzuwachs des
Congress (R): 44 % der Stimmen und 68 %
der Sitze.
Der während des ganzen Jahres sich ver-
schärfende Konflikt in Ostpakistan nimmt
aber jetzt die Aufmerksamkeit der Pre-
mierministerin und der indischen Öffent-
lichkeit in Anspruch. Der Konflikt führt
Ende des Jahres zum militärischen Eingrei-
fen Indiens, zur Besetzung Dhakas, zur mi-
litärischen Niederlage des restlichen West-
pakistans und zur Unabhängigkeit Bang-
ladeschs. Diese Ereignisfolge und ihr Re-
sultat verschaffen Indira Gandhi weitrei-
chende Bewunderung und neue Auto-
rität. Sie ist nicht nur der Freund der
Armen, sondern Schutzherrin Indiens, und
sie analogisiert sich einer sowohl gütigen
als auch bedrohlichen „Göttin“ und „Mut-
ter Indiens“, Bharata Mata. In Einschät-
zung dieser neuen Popularität und Macht-
fülle führt die Premierministerin im März
1972 Provinzneuwahlen durch und sichert
sich dabei einen ihrem ersten Wahlsieg
entsprechenden Erfolg. Außergewöhnli-
che Rahmenbedingungen lassen aller-
dings sie ebenso wie zeitgenössische Be-
obachter übersehen, daß unter normalen
Umständen – bislang aufgrund der Wahl-
koppelung unsichtbar, künftig aber deut-
lich erkennbar – bei den Provinzwahlen
oft andere Interessen, Ideale und Erwar-
tungen das Wählerverhalten beeinflus-
sen. Die Premierministerin steht jetzt auf
dem Höhepunkt ihrer Popularität und
Macht, wird aber, wie die Folgezeit zeigt,
das erste bereits nach einem, das zweite
nach fünf Jahren verlieren. Ihrer Regie-
rung fehlen die Ressourcen und der politi-
sche Spielraum für weitere soziale Umver-
teilungs- oder Verstaatlichungsmaßnah-
men. Mißernten und die Auswirkungen
der Ölpreiserhöhung 1974 verschärfen
die wirtschaftlichen Schwierigkeiten und
führen zu Unruhen, Streiks und Protestak-
tionen. Mit dem Rückgang ihrer Popula-
rität wird für viele politische Gruppierun-
gen auch ihr autokratischer Regierungsstil
sichtbar; er erscheint jetzt ineffektiv und
illegitim. Ihrer Macht und der Notwendig-
keit ihrer Maßnahmen sicher, hat aber die
Premierministerin seit langem begonnen,
die Unabhängigkeit und Eigenständigkeit
demokratischer Institutionen oder staatli-
cher Verwaltungen zu mißachten und die
wesentlichen seit 1947 entstandenen in-
nenpolitischen Spielregeln zu verletzen.

Auf dem Wege zu einer 
„Entwicklungsdiktatur“

Von einem „kooperativen Föderalismus“
hat sich die Premierministerin seit ihrem
Machtantritt, in Reaktion auf die Macht-
übernahme in den Provinzen seitens der
Oppositionsparteien 1967 und aufgrund
ihrer Konflikte mit den Syndikatsmitglie-
dern abgewandt. In welchem Maße die
Konfrontation an die Stelle der Koopera-
tion zwischen Zentrum und Provinzregie-
rungen getreten ist, zeigt sich an der
wachsenden Bereitschaft Indira Gandhis,
unliebige Provinzregierungen mit dem
Mittel der President’s Rule abzusetzen:
Von 1952 bis 1966 hatten Nehru und Sha-
stri zehnmal von diesem Instrument Ge-

brauch gemacht. Indira Gandhi verhängt
von 1967 bis 1976 31mal President’s Rule.
Alle, ob vom Congress oder der Oppositi-
on gestellten Regierungen werden künf-
tig von diesem Mittel bedenkenlos Ge-
brauch machen, so daß bis 1992, also in-
nerhalb von 40 Jahren, 99mal President’s
Rule eingesetzt wird und jeder Gliedstaat
diese Intervention zumindest einmal er-
fahren hat. In Kerala und im Punjab wer-
den neun bzw. acht Provinzregierungen
durch diesen Eingriff abgesetzt. Indira
Gandhi zeigt auch wenig Neigung, die
Unabhängigkeit der Gerichte und Verwal-
tungen zu respektieren.
Vor allem aber gegen politischen und so-
zialen Widerstand geht sie mit wachsen-
der Härte und Arroganz vor: Auf einer
großen Gewerkschaftskonferenz erklärt
sie den Delegierten, daß in einem armen
Land wie Indien bereits eine Berufsanstel-
lung ein Privileg darstelle. Als 1974 ein na-
tionaler Eisenbahnerstreik ausgerufen
wird, an dem sich eine Million Eisenbahn-
arbeiter und -angestellte beteiligen, er-
klärt sie den Streik für illegal, setzt sie Ar-
meeinheiten und paramilitärische Verbän-
de ein und läßt sie 60 000 Arbeiter inhaf-
tieren. Die Premierministerin erklärt,
wenn dieser Streik gebrochen würde,
würde es in den nächsten 50 Jahren kei-
nen weiteren geben. Nach drei Wochen
bricht der Streik zusammen.
Die Premierministerin ist selbstbewußt
genug, zu glauben, sie könne eine Welle
der gegen sie gerichteten Agitationen –
1974 sind es allein in Bihar über 40 Streiks –
meistern. Aber Mitte 1975 sieht sie sich
plötzlich mit einer ganz unerwarteten Ent-
wicklung und Drohung konfrontiert. Be-
reits 1971 hatte der in Indira Gandhis Wahl-
kreis Raj Bareli gegen sie angetretene und
unterlegene Raj Narain eine Klage wegen
„korrupter Wahlkampfpraxis“ eingereicht.
Vier Jahre lang war die Klage des vorder-
gründig clownesken, hintergründig virtuo-
sen Taktierers vor den Gerichten dilatorisch
behandelt worden; jetzt, auf der Ebene des
für Uttar Pradesh zuständigen High Courts
in Allahabad verhandelt, kommen die Rich-
ter zu einem mutigen und für die Premier-
ministerin verhängnisvollen Urteil: Die
Wahl wird für ungültig erklärt, und sie wird
für sechs Jahre ihres Premierministeramtes
enthoben. Die von allen Außeninformatio-
nen abgeschottete und von ihrem Sohn
Sanjay Gandhi beeinflußte Premierministe-
rin ruft jetzt, nach anfänglichem Zögern,
am 27. Juni 1975 den Ausnahmezustand
aus. Sie rechtfertigt ihn durch die vorgeb-
lich drohende Anarchie im Lande, und sie
stützt sich dabei auf Regelungen, die die
indische Verfassung von dem kolonialen
Government of India Act des Jahres 1935
übernommen hatte, ebenso wie auf einen
1971 von ihr verabschiedeten Maintenance
of Internal Security Act. Der Ausnahmezu-
stand führt zur Verhaftung von rund
100 000 Personen, zur Suspendierung der
meisten politischen Grundrechte und zur
Einführung einer „Entwicklungsdiktatur“,
durch die die Premierministerin glaubt,
ihre Willkürherrschaft durch praktische
Entwicklungserfolge – Bekämpfung des
Schwarzmarktes, Sterilisierungskampa-
gnen zur Senkung der Geburtenrate, Sa-
nierung von Slumgebieten – legitimieren
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zu können. Während diese, insbesondere
von Sanjay Gandhi initiierten, Programme
mit Gewalt und deshalb ohne nachhaltigen
Erfolg durchgesetzt werden und sie des-
halb der Bevölkerung endgültig den des-
potischen Charakter von Mutter und Sohn
demonstrieren, glaubt die Premierministe-
rin, bei der Masse der Bevölkerung gerade
dadurch Anerkennung zu finden. Mit der
Begründung, das Land habe seine „Instabi-
lität und Disziplinlosigkeit“ überwunden,
und in der Hoffnung auf einen Wahlsieg
kündigt sie am 18. Januar 1977 die Freilas-
sung der Oppositionspolitiker und Neu-
wahlen an.

Das Parteibündnis „Janata“ und die
Niederlage Indira Gandhis

Unter die Initiative des ehemaligen Sozia-
listen und jetzigen Gandhi-Anhängers,
Jayap Prakash Narain, kommt es nun zur
Bildung einer gegen Indira Gandhi gerich-
teten Partei, der Janata Party. J.P. Narain
hatte bereits zuvor Protestbewegungen
gegen Indira Gandhi geführt und war mit
dem Beginn des Ausnahmezustandes in-
haftiert worden. Der Einzelgänger hat sich
seit langem als der stärkste, weil auf Gan-
dhis Philosophie gestützte und moralisch
unanfechtbare Gegner der Premierministe-
rin erwiesen. Seiner moralischen Autorität
ist es zu verdanken, daß jetzt fast alle ent-
scheidenden Oppositionsparteien, obwohl
untereinander ideologisch unvereinbar
und persönlich zerstritten, in einer neuen
Partei zusammenkommen, die lediglich
ihre Congressablehnung, ihr anti-congres-
sism, verbindet. Die Zusammensetzung die-
ser von Anfang an brüchigen Partei ist in-
struktiv, weil sie den Verlust an Integrati-
onskraft und politischer Lernfähigkeit des
Indira Congress ebenso wie die wachsende
Differenzierung der Wählerschaft und In-
teressengruppen verdeutlicht. Der Janata
treten die von Morarji Desai geführten
Reste des 1969 zurückgelassenen Congress
(O) bei. Der Partei tritt aber auch die seit
langem gemiedene und lediglich durch
ihren Widerstand gegen die Emergency
vordergründig rehabilitierte Jana Sangh
bei – repräsentiert und geführt von dem als
moderat geltenden Atal B. Vajpayee. Es
gehören der Partei aber auch die verschie-
denen sozialistischen Splittergruppen an,
die seit dem Auszug der Sozialisten aus
dem Congress entstanden sind. Hinzu tritt
die in Nordindien, im „Kuh-Gürtel“, veran-
kerte und bereits vor 1969 aus einer
Congressabspaltung entstandene Lok Dal.
Diese Partei setzt sich für die Interessen
wohlhabender Bauernschichten ein, die
von der Modernisierung des Agrarsektors
profitiert haben, sich aber seit langem von
einer auf Industrieförderung und Staats-
kontrolle ausgerichteten Wirtschaftspolitik
übergangen sehen. Die Lok Dal wird seit
langem von Charan Singh geführt. Eben-
falls der Janata zugehörig ist die Akali Dal,
eine sowohl ethnische als auch regionale
und religiöse Partei aus dem Punjab, die
politische Interessenvertretung der Sikhs.
Mit der Janata verbündet ist schließlich der
neu entstandene Congress for Democracy
Jagjivan Rams. Ram ist ein Congressvete-
ran, der seine Karriere seit 1969 fest mit
derjenigen Indira Gandhis verbunden

hatte. Selbst ein Unberührbarer, hat er im
Congress stets die Interessen der Unberühr-
baren vertreten und ihren Stimmenblock
kontrolliert und integriert. Aber jetzt, nach
der Aufhebung des Ausnahmezustands,
sieht er seine politische Zukunft bei der Ja-
nata. Die Jana Sangh, zu Teilen aber auch
die Akali Dal, vertreten extreme religiöse
bzw. regionalistische Positionen und Grup-
pen, die auch ein politisch breitgefächerter
und toleranter (Nehru-)Congress nicht ak-
zeptieren konnte oder inkorporieren woll-
te. Aber alle übrigen Mitglieder der Janata,
also die Congressveteranen und ihre regio-
nalen Gefolgschaften, die verschiedenen
sozialistischen Splitter, die von Charan
Singh organisierten neuen bäuerlichen In-
teressengruppen und schließlich die von
Jagjivan Ram repräsentierten Unberührba-
ren hätte ein zu innerparteilichen Wahlen,
Transparenz und Konsensfähigkeit zurück-
kehrender Congress inkorporieren können
und müssen.
Der neuen, auf die Machterhaltungsinter-
essen Indira Gandhis zugeschnittenen Or-
ganisation ist eine solche Reintegration
nicht möglich. Diese Unfähigkeit, selbstbe-
wußte regionale Wählergruppen, wichti-
ge ideologische Strömungen und neue In-
teressengruppen zu inkorporieren, führt
über die allgemein erwartete Wahlnieder-
lage Indira Gandhis hinaus auch künftig
während der 80er und 90er Jahre zu einer
irreversiblen Erosion der Vormacht- und
Mittelpunktstellung des Congress.
Die Wahlen führen zu einer schweren Nie-
derlage des Indira Congress, in dem im
Grunde nur die von allen Informationen
abgeschottete Premierministerin an einen
Wahlsieg geglaubt hatte, und sie machen
mit dem Sieg der Janata jetzt zum ersten
Mal eine Machtübernahme und Regie-
rungsbildung von Oppositionsparteien im
Zentrum, nicht nur in den Provinzen mög-
lich. Zugleich zeigt sich aber, daß das, was
seit 1967 in den Gliedstaaten eingespielt
wurde, die stabile Herrschaft von (regio-
nalen) Koalitionen oder die dauerhafte
Vormachtstellung einer (regionalen) Par-
tei, im Zentrum noch nicht möglich ist.
Die Janata stützt sich auf heterogene
Wählerschaften – regionale Wählerschich-
ten, Unberührbare, mittelständische Bau-
ern, hindunationalistische städtische
Schichten, organisierte Arbeiter –, deren
radikal unterschiedliche Forderungen von
keiner Partei, geschweige denn dieser
kurzfristig gegründeten Abwehrorganisa-
tion, erfüllt werden können. Als Vehikel
zur Machtübernahme konzipiert, verfügt
die Janata weder über feste Organisa-
tionsstrukturen noch Verhandlungsme-
chanismen, über die ein interner Interes-
senausgleich und Konsens erzielt werden
könnten. Drei der wichtigsten Mitglieds-
organisationen bleiben zudem von ihren
jeweiligen Führern – Morarji Desai, Cha-
ran Singh, Jagjivan Ram – dominiert, die
von Anfang an um die Besetzung des Po-
stens des Premierministers kämpften. Der
neue Premier, M. Desai, verfügt deshalb
über keinen Rückhalt im Kabinett und in
der Regierungsfraktion. Über Macht- und
Programmfragen gespalten und nur in
dem Wunsch nach einer Verurteilung Indi-
ra Gandhis geeint, beginnt die Regierung
bald, unter anderem durch Parteiübertrit-

te, zu zerfallen. Durch die öffentliche
Demütigung Indira Gandhis trägt sie
überdies zu einer politischen Rehabilitie-
rung der Nehru-Tochter bei. Diese ist seit
Juli 1979 wieder in der Lage, durch die
wechselnde Unterstützung des Charan
Singh- und Jagjivan Ram-Lagers erst Pre-
mier Desai zu stürzen, eine von ihr gedul-
dete Übergangsregierung unter Charan
Singh zu etablieren und für den Januar
1980 Neuwahlen durchzusetzen.

Die Rückkehr zur Macht

Die langsame Auflösung der Janataregie-
rung läßt zum einen ihre ursprünglichen
Gründungsparteien wieder neu entste-
hen, zum anderen bleibt ein bedeutungs-
loser Janata-Rest zurück. Jetzt verbittert
und untereinander zerstritten, wollen
diese Parteien nicht dem Congress mit
dem Mittel der wechselseitigen Wahlemp-
fehlung oder Allianz entgegentreten.
Dies erleichtert Indira Gandhi einen er-
staunlich hohen Wahlsieg – 43 % der Stim-
men, 67 % der Sitze – und eine dramati-
sche Rückkehr an die Macht.
Der Wahlkampf und die neuerliche Regie-
rungsübernahme Indira Gandhis zeigen,
daß die Premierministerin einen seit 1969
eingeübten Regierungsstil, Persönlich-
keitskult und im Congress etablierten
Fraktionalismus nicht etwa abschwächen,
sondern steigern will und muß.
Das Mißtrauen der Premierministerin ist
nach ihrem Machtverlust und ihrer öffent-
lichen Demütigung seitens der Janata-
regierung noch größer geworden. Sie ver-
läßt sich noch stärker auf wenige Verbün-
dete und Mitglieder ihrer Familie. Nach-
dem ihr jüngerer Sohn Sanjay Gandhi 1980
durch einen selbstverschuldeten Flugzeug-
unfall stirbt, wird ihr ältester Sohn Rajiv
Gandhi von ihr immer stärker konsultiert
und in die Regierungsgeschäfte eingebun-
den. Während des Wahlkampfes ist sie
nicht nur als Märtyrerin und Opfer „anti-
nationaler“ Kräfte aufgetreten, sie hat
auch die während des Ausnahmezustan-
des eingübte Gleichsetzung ihrer Person
und des Congress mit den Macht- und
Überlebensinteressen Indiens jetzt fast
zum Parteiprogramm erhoben: India is In-
dira, Indira is India. Ihr Congress hat sich
nun endgültig vom Congress (R) zum Con-
gress Indira gewandelt. Durch den Verrat
Jagjivan Rams in ihrer Verachtung und in
ihrem Mißtrauen gegenüber den loyalen
ebenso wie den nach 1980 zurückkehren-
den Congresspolitikern und -fraktionen
gestärkt, zwingt sie diese zu noch stärke-
rer Unterwürfigkeit. Bereits vor der Ausru-
fung des Ausnahmezustandes hatte sie
Kritik der Opposition oder berechtigte
Entscheidungen der Gerichte und Verwal-
tungen, die ihren Interessen widerspra-
chen, in wachsendem Maße als politische
Subversion oder als Angriff auf die Ge-
schlossenheit und Stärke Indiens gedeutet.
Die seit Beginn der achtziger Jahre wirksa-
men neuen politischen, ideologischen und
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ver-
stärken jetzt zusätzlich ihre Neigung, Wi-
derstand seitens der Oppositionsparteien
oder Institutionen als law and order-
Probleme wahrzunehmen und mit ent-
sprechenden Mitteln zu beantworten: In
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vielen indischen Gliedstaaten haben sich
regionale Machtstrukturen und Parteien
konsolidiert, die den Interessen der natio-
nalen Regierung widerstehen. Im Punjab
hat zudem der Versuch Indira Gandhis,
1980 die ihr nicht entgegenkommende
Akali Dal mit Hilfe eines Sikhextremisten
zu spalten, dazu geführt, daß dieser Sikh-
priester, Bhindranwale, der Congresskon-
trolle entglitten ist und eine separatisti-
sche Aufstandsbewegung gegründet hat.
In Kaschmir führen vergleichbare Inter-
ventionen und Intrigen zu einer wachsen-
den Instabilität und Erneuerung der Auto-
nomiebestrebungen. In Assam führt die
Entscheidung Indira Gandhis, Nachwahlen
gegen den Widerstand einer regionalen
Partei durchzuführen, zu politischen Kon-
frontationen und ethnischen Massakern.
In drei strategisch bedeutsamen Grenz-
regionen zeigen sich damit ethnische
Konflikte und separatistische Neigungen,
die zu Teilen von Indira Gandhi selbst ge-
steigert oder ausgelöst wurden.
Aber auch die ideologischen und wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen haben
sich geändert. Indira Gandhi weiß, daß für
eine sozialstaatliche oder gar sozialisti-
sche Umgestaltung Indiens die Ressourcen
und die notwendigen politischen Allianz-
partner fehlen. Die Schlagworte und die
Ideologie des Sozialismus haben insge-
samt und vor allem in ihrem Munde an
Glaubwürdigkeit eingebüßt. Weder im
Westen noch in Indien hat sich der Glaube
an die soziale Umgestaltungskraft und so-
ziale Interventionspflicht des Staates un-
vermindert erhalten. Im Gegenzug verlan-
gen neue und einflußreiche Wählerschich-
ten, die neuen Mittelschichten und die
ökonomisch erfolgreichen Bauernkasten,
eine Liberalisierung der Wirtschaft, eine
„grüne“ Revolution, technologische Inno-
vation und den Ausbau einer modernen
Infrastruktur.
Diese neuen politischen, ideologischen
und wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen legen der Premierministerin, die sich
ohnehin als Garantin der Einheit und
Überlebensfähigkeit der Nation sieht,
einen Stil der parteipolitischen Konfronta-
tion, eine Rhetorik des politischen und
ökonomischen Nationalismus und das An-
deuten liberaler Wirtschaftsreformen
nahe. Gemäß dieser neuen, aggressiven
Rhetorik garantieren nur Indira Gandhi
und der Congress die Einheit und die Stär-
ke Indiens, während explizit die linken Op-
positionsparteien, die regionalen Parteien
und – im Schatten des Sikh- und Kaschmir-
konflikts – die religiösen Minderheiten
verdächtigt werden, Indien zu schwächen,
zu regionalisieren und zu spalten. Diese
Rhetorik der Ausgrenzung und dieser Na-
tionalismus sind attraktiv für eine Partei,
der der Wille, die Ressourcen, die Organi-
sationskraft und die Allianzpartner für ein
tiefgreifendes soziales oder wirtschaftli-
ches Reformprogramm fehlen.

Die Aufstandsbewegung 
der Sikhs erweist sich als die Nemesis 
des Regimes

Das Andeuten liberaler Reformen emp-
fiehlt sich zudem für eine Partei, die sich
von Nehrus Doktrin des Dritten Weges di-

stanzieren möchte, aber weder die indi-
schen Unternehmer noch die indischen
Staatsindustrien unter den Konkurrenz-
druck seitens des Weltmarktes setzen
möchte. Bewußt oder unbewußt nimmt
Indira Gandhi ebenso wie nach ihr Rajiv
Gandhi in Kauf, daß der Congress in seiner
Rhetorik und seinem Programm hinduna-
tionalistischen Wählerschichten entge-
genkommt und sich der Ideologie und
dem Wirtschaftsprogramm der BJP
annähert. Die politische Instabilität in der
Form regionaler Aufstandsbewegungen,
die die Premierministerin einerseits be-
klagt, andererseits propagandistisch aus-
schlachtet, hat sie zu wesentlichen Teilen
selbst hervorgerufen – durch Spaltungs-
versuche (Punjab), Intransigenz (Kaschmir)
und Verhandlungsverweigerung (Assam).
Nun erweist sich die gefährlichste unter
ihnen, die Aufstandsbewegung der Sikhs,
als die Nemesis des Regimes. Die Leitfigur
der Terrorgruppen, Bhindranwale, hat
sich seit 1982 im größten Heiligtum der
Sikhs, im Goldenen Tempel in Amritsar,
verschanzt. Im Juni 1984 ordnet die über
die Unregierbarkeit dieser Grenzprovinz
besorgte und zugleich an dem religiösen
Würdegefühl auch moderater Sikhs des-
interessierte Premierministerin die mi-
litärische Eroberung dieser „Vatikan-
stadt“ der Sikhminderheit an. Der mit
Panzern durchgeführte Angriff zerstört
weite Teile der Anlage und führt zum Tod
von mehr als 1000 Sikhpilgern, die Bhin-
dranwale zuvor als menschliches Schutz-
schild in den Tempel befohlen hatte.
Wenige Monate später, Ende Oktober
1984, wird Indira Gandhi von einem ihrer
Sikh-Leibwächter erschossen. Der Mord an
der Premierministerin führt zu den bislang
größten, über fast eine Woche anhalten-
den Massakern an den über ganz Nord-
indien verstreuten Diasporagruppen der
Sikh. Rajiv Gandhi und die Congress-
führung schreiten nicht ein. In welchem
Maße der Indira Congress inzwischen als
das persönliche Patrimonium der Nehru-
Familie behandelt wird, zeigt sich bereits
Stunden nach dem Anschlag. Weitgehend
ohne parteiinterne Konsultationen und
weitgehend außerhalb den von der Verfas-
sung vorgeschriebenen Regeln wird Rajiv
Gandhi zum neuen Premierminister Indiens
und Präsidenten des Congress gemacht.
Die Congressführung und Rajiv Gandhi er-
hoffen sich jetzt, im Herbst 1984, bei den
anberaumten nationalen Wahlen einen
von einer Sympathiewelle für Mutter und
Sohn geförderten Wahlsieg. Rajiv Gandhi
soll sowohl die Kontinuität als auch die 
Erneuerungsfähigkeit der Congressherr-
schaft repräsentieren: Wie sich aber rasch
zeigt, kann oder will Rajiv Gandhi weder
nachhaltige politische noch organisatori-
sche Reformen durchführen. Während des
Intervalls zwischen der Ermordung Indira
Gandhis und dem Einsetzen des Wahl-
kampfes hätte Rajiv Gandhi vermutlich
die jetzt von ihm abhängige Congress-
organisation zur Selbstreinigung und zu
parteiinternen Reformen zwingen kön-
nen. Lediglich an der Geschlossenheit des
Congress und einem hohen Wahlsieg in-
teressiert, läßt er diese Chance verstrei-
chen. Der erwartete Wahltermin wird 14
Tage vorgezogen, um Fraktionskämpfe

und eine Abschwächung der Sympathie-
welle zu verhindern. Die Vergabe der
Tickets, der Kandidatennominierungen,
wird nicht dazu benutzt, korrupte, illoyale
oder kriminelle Congressparlamentarier
auszuschalten. Zwei Drittel der Congress-
parlamentarier werden wieder nominiert.

Der Sündenfall des Congress

Unter außerordentlich günstigen Umstän-
den führt der neue Premier deshalb den
alten und unreformierten Indira Congress
zu dem größten Wahlsieg der gesamten
Congressgeschichte: Der Congress erhält
48% der Stimmen und 77% der Sitze in
der Lok Sabha. Auch bei den anschließen-
den neun Provinzwahlen erzielt der Con-
gress außergewöhnlich gute Ergebnisse.
Dieser Erfolg hat zwei verhängnisvolle
Konsequenzen. Er läßt Rajiv Gandhi und
seine Führungsgruppe nicht nur die Not-
wendigkeit einer Parteireform vergessen;
er bestätigt sie in der Annahme, daß eine
nationalistische, also gegen religiöse Min-
derheiten gerichtete Rhetorik und Ver-
sprechungen einer technokratischen und
liberalen Wirtschaftsreform mit der Con-
gressideologie vereinbar und andererseits
(wahl-)erfolgversprechend sind: Unter
dem Eindruck des Sikhaufstands und der
Ermordung Indira Gandhis hatte der Con-
gress während des Wahlkampfes sich
nicht nur Parolen des Hindunationalismus
zu eigen gemacht, er hatte es zum ersten
Mal zugelassen, daß die hindufundamen-
talistische Kaderorganisation des RSS sich
in diesem Wahlkampf an der Seite des
Congress engagierte.
Immer stärker erscheint der Congress jetzt
als eine Organisation, die nicht prinzipiell,
sondern lediglich von Fall zu Fall an dem
Leitbild des Säkularismus und der Verpflich-
tung des Minderheitenschutzes festhält.
Indem der Congress aus taktischen Überle-
gungen eine für ihn und das etablierte poli-
tische System bestandsnotwendige, ideolo-
gische Hegemonialstellung, also die zwei-
felsfreie Gültigkeit der Leitbilder des Säku-
larismus, des „Mittleren Wegs“ und der
„Einheit in der Vielfalt“ schwächt, leistet er
selbst politischen Debatten Vorschub, in
denen ideologische Alternativen – bislang
des Hindunationalismus – als moralisch
zulässig, politisch legitim oder zweckmäßig
erscheinen. Dieses Auftreten neuer ideolo-
gischer Alternativen, eine bislang irrever-
sible Schwächung der Mittelpunktstellung
des Congress und das Auftreten neuer poli-
tischer Zweckbündnisse und Koalitionen
zeigen sich seit 1989.

Bei den Wahlen 1989 erstmals eine
Konkurrenz dreier Ordnungsmodelle

V. P. Singh war Congress Chiefminister des
größten Gliedstaates Uttar Pradesh (140
Mio. Einwohner) und anschließend Finanz-
und Verteidigungsminister im Kabinett
Rajiv Gandhis gewesen. In beiden Minister-
positionen scheitert er – so die öffentliche
Auffassung – an der Korruption und Re-
formunfähigkeit des Congress. 1988 wird er
aus dem Congress ausgeschlossen. V. P.
Singh und den 1979 um die Macht gebrach-
ten Fraktionen der Janata Party erscheinen
deshalb 1988 die Rahmenbedingungen
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günstig, um ein weiteres Mal eine Anti-
Congress-Allianz für die Ende 1989 anbe-
raumten Lok Sabha-Wahlen zu bilden.
Diesmal verständigen sich vier formal na-
tionale und drei regionale Parteien auf die
Gründung einer neuen Partei und auf ein
Wahlbündnis. Unter Führung V. P. Singhs
bilden die Janata, die Jan Morcha, die Lok
Dal und der Congress (S) eine neuerliche
jetzt Janata Dal genannte Oppositionspar-
tei, während drei wichtige Regionalpartei-
en, die DMK (Tamil Nadu), die Telugu Des-
ham (Andra Pradesh) und die Asom Gana
Parishad (Assam) sich darauf einigen, als
weiterhin eigenständige Parteien die Jana-
ta Dal in einer National Front zu unterstüt-
zen. Die National Front muß aber, um ihre
Wahlchancen zu verbessern, mit weiteren
Parteien wechselseitig vorteilhafte Wahl-
abkommen schließen. Gemäß der Maxime
„Der Feind meines Feindes ist mein
Freund“ ist sie deshalb bereit, mit so poli-
tisch unterschiedlichen Kräften wie der
Jana Sangh/BJP und der Left Front, also
mit den Kommunisten in Westbengalen
(CPI-M) und Kerala (CPI) in 400 Wahlkrei-
sen Wahlabsprachen einzugehen.
Zugleich sichert sich V. P. Singh bei beiden
Parteien die Zustimmung, eine künftige
National Front-Minderheitsregierung in
der Lok Sabha zu unterstützen. Rajiv
Gandhi macht es seinen Gegnern leicht,
weil er ein weiteres Mal auf eine „Reini-
gung“ des Congress und die Erneuerung
seiner Kandidaten verzichtet: 80% der
über 400 Congress-Parlamentarier werden
wieder nominiert. Der Wahlkampf wird
vordergründig zu einer Abstimmung über
die Glaubwürdigkeit des Rajiv-Congress,
im Kern aber enthält er zum ersten Mal
die Gegenüberstellung dreier, jetzt poli-
tisch und moralisch als gleichgewichtig er-
scheinender politischer Ordnungsmodel-
le: einem wachsend unglaubwürdigen
Congress steht auf der einen Seite eine
neue überwiegend regional verankerte
Allianz gegenüber, die vorgeben kann,
daß sie wesentliche Ideale und Reform-
vorhaben des Congress überzeugender
vertritt und durchsetzt. Auf der anderen
Seite steht eine hindunationale Partei, die
den etablierten Staatsidealen, sei es in
alten oder neuen Händen, das Bild einer
religiös exklusiven und militanten Hindu-
nation entgegenstellt. Die Wahlabspra-
chen zwischen National Front, Left Front
und BJP erweisen sich als vorteilhaft und
sichern der Janata Dal 143, der BJP 85 und
der Left Front 52 Sitze im Parlament. Ob-
wohl der Congress fast 40% der Stimmen
erzielt, kann er sie nicht – wie etwa 1967,
1971 oder 1980 (41, 44 bzw. 43% der Stim-
men) in eine absolute Mehrheit der Sitze
in der Lok Sabha umwandeln. Er verfügt
jetzt lediglich über 197 Sitze, 37%. Am 2.
Dezember 1989 wird V. P. Singh als Pre-
mierminister der National-Front-Regie-
rung eingeschworen. Die Union steht jetzt
zum zweiten Mal unter der Herrschaft
einer Oppositionsregierung. Waren die
Konflikte und die rasche Regierungs-
unfähigkeit im Falle der Janata Party von
Anfang an in deren Binnenraum angelegt
gewesen, so sind sie im Falle der neuen
National-Front-Regierung sowohl in
deren Zusammensetzung als auch in
deren (Abstimmungs-)abhängigkeit von

zwei unabhängigen und vollständig ent-
gegengesetzten Kräften begründet. Hin-
zu tritt aber noch, daß – wie bei der Jana-
ta-Regierung – Machtkämpfe um die Be-
setzung des Premierministerpostens die
neue Regierung schwächen. Der politi-
schen Blockade und Ineffektivität der Re-
gierung ebenso wie der Unsicherheit sei-
ner Position bewußt, versucht V. P. Singh
im August 1990 durch ein überraschendes
Manöver seiner Regierung eine neue Po-
pularität, seiner Partei eine neue Wähler-
klientel und sich selbst eine politische Vor-
machtstellung zu verschaffen.

Der Konflikt zwischen der Förderung
unterprivilegierter Klassen 
und hindunationalen Vorstellungen

Auf seit langem ausgearbeitete und be-
reitwillig vergessene Reformvorschläge
zurückgreifend, verkündet V. P. Singh, daß
künftig im Bereich der Zentralverwaltung
und der Staatsindustrien nicht nur den Un-
berührbaren und den Stammesgesellschaf-
ten Stellen reserviert würden (22,5%). Viel-
mehr sollten künftig zusätzlich noch den
other backward classes 27% dieser Staats-
stellen vorbehalten werden. Rund die
Hälfte aller Arbeitsplätze im öffentlichen
Dienst wären damit einem freien Wettbe-
werb und damit jenen rund 20% der indi-
schen Bevölkerung, die den hohen Kasten
zuzurechnen sind, entzogen. Denn die
Mitglieder hoher Kasten hatten bislang
weit mehr als die Hälfte dieser Stellen be-
setzt – in ihren Augen „nach Verdienst“.
Die Umsetzung dieses Planes, wenn auch
zunächst nur im Bereich der nationalen
Verwaltung, müßte die Konkurrenz um
knappe Arbeitsplätze, die Selbsteinschät-
zung und Organisation hoher und nieder-
rangiger Kasten, die Wählermobilisierung
und die Programme aller Parteien tiefgrei-
fend beeinflussen. V. P. Singh dagegen
hofft, daß er sich mit diesem Versprechen
künftig die Unterstützung von Wähler-
schichten sichern könne, die mehr als die
Hälfte der indischen Bevölkerung ausma-
chen. Der unverzichtbare Partner der Na-
tional Front, die BJP, muß dieses Reform-
vorhaben als einen Angriff auf ihre Dok-
trin ebenso wie auf ihre Wählerbasis be-
trachten. Die BJP will die starke, organisch
geeinte und einem „Übermenschen“,
Mahapurusha gleichgesetzte Hinduna-
tion. Kastengeist und Kastenförderung
betrachtet sie als von den Muslimen und
der Kolonialmacht geförderte Täu-
schungs- und Spaltungsmanöver. Wahltak-
tisch dagegen stützt sich die BJP seit jeher
auf die hochrangigen Kasten, ohne aller-
dings diese Abhängigkeit offen einzuge-
stehen. Die BJP muß den Plan bekämpfen,
ohne dabei als künftige Volkspartei ihre
Chancen zu gefährden, auch von Teilen
der other backward classes gewählt zu
werden. L. K. Advani, der Führer der BJP,
beantwortet deshalb das Reformvorhaben
mit einer „nationalen Offensive“, den Be-
ginn einer hindunationalistischen Wagen-
prozession, einer rathayatra, die ihn durch
ganz Nordindien bis zur umstrittenen
Babri-Moschee in Ayodhya führen soll.
Seine hindunationalistischen Attacken
und seine Agitation für den Abriß der Mo-
schee lassen der auf den seit 1951 gültigen

Verfassungskonsens, aber auch auf Mus-
limwähler gestützten Regierung keine an-
dere Wahl, als ihn am 23. Oktober unter
Arrest zu stellen. Die BJP entzieht jetzt der
National-Front-Regierung ihre Unterstüt-
zung im Parlament. Wenige Tage spä-
ter tritt V. P. Singh zurück. Einem Rivalen
Singhs, Chandra Shekara, gelingt es aber
jetzt, die Janata Dal zu spalten und mit
Duldung des Congress eine Minderheitsre-
gierung zu bilden. Nachdem Rajiv Gandhi
dieser Regierung Anfang März 1991 die
Unterstützung entzieht, ist der Weg frei
für Neuwahlen.

Das vorläufige Ende der 
Nehru-Dynastie mit der Ermordung
Rajiv Gandhis

Diese führen den Congress wieder an die
Macht und beschleunigen zugleich seinen
organisatorischen und moralischen Ver-
fall, sie lassen die BJP zum ersten Mal als
eine denkbare ideologische und macht-
politische Alternative zum Congress er-
scheinen, und die Wahlen führen vorläu-
fig zur Schwächung und zur Spaltung
jener 1989 so verheißungsvollen dritten
Front sozialistischer, mittelständisch-bäu-
erlicher und regionaler Parteien.
Der von Rajiv Gandhi geführte Congress
sucht aus der Schwäche seiner gerade ge-
stürzten Gegner Vorteile zu ziehen. Ein
um Popularität bemühter und Parteirefor-
men abgeneigter Rajiv Gandhi verspricht
– gegen die Janata Dal-Erfahrung gerich-
tet – eine stabile Regierung und liberale
Wirtschaftsreformen. Die Janata Dal ver-
spricht „soziale Gerechtigkeit“ und ver-
sucht damit, ihr Förderungsversprechen
gegenüber den other backward classes
wahlpolitisch auszumünzen. Die BJP wie-
derum überträgt die Ayodhya-Kampagne
in den Wahlkampf und vertritt einen folk-
loristischen ebenso wie militanten Hindu-
nationalismus. Indira Gandhi hatte 1984
ihre macchiavellistische Punjabpolitik mit
dem Leben bezahlt. Rajiv Gandhi zahlt
jetzt für seine anfängliche Förderung,
dann Neutralisierung und schließlich
Bekämpfung der Tamil Tigers auf Sri
Lanka den gleichen Preis. Die Lok Sabha-
Wahlen sollen in zwei Runden – am 20.
Mai und am 12. und 15. Juni 1991 – durch-
geführt werden. Einen Tag nach dem er-
sten Wahlgang wird Rajiv Gandhi in Tamil
Nadu von einer Tiger-Anhängerin als „le-
bende Bombe“ in die Luft gesprengt. Die
Ermordung Rajiv Gandhis führt zum vor-
läufigen Ende der Nehru-Dynastie, sie
macht den Congress kurzfristig führerlos
und bringt zugleich der Partei für die
zweite Wahlrunde einen unverhofften
und wirksamen Sympathiebonus ein. Der
Schock der Ermordung beeinflußt oder
mobilisiert damit Wähler und hält deshalb
das Ausmaß des Stimmenverlustes in
Grenzen: Der Congress erhält 36,7% der
Stimmen, und da ihm diesmal keine ge-
eignete Opposition gegenübersteht, si-
chert er sich 225 Sitze. Zum ersten Mal in
seiner langen Geschichte muß der Con-
gress in New Delhi eine Minderheitsregie-
rung bilden, eine Aufgabe, die dem Par-
teiveteranen, neuen Congress-Präsiden-
ten, Narasinha Rao als Premier zufällt. Die
Janata Dal sieht ihr Förderungsverspre-
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chen von seiten der Wähler nicht hono-
riert, aber ihre politische Erfolglosigkeit
sanktioniert. Sie erhält lediglich 11,8% der
Stimmen und 59 Sitze.
Chandra Shekaras Neubildung wird fast
vernichtet: Seine Samajwadi Janata Party
erhält 3,3% der Stimmen und 5 Sitze. Zu
einem von nun an entscheidenden Faktor
der indischen Politik wird aber, weitge-
hend unvorhergesehen, die BJP: Sie kann
ohne die Hilfe von Wahlabsprachen ihren
Stimmenanteil von 11,5% auf 19,9% fast
verdoppeln, und sie verfügt in der Lok
Sabha ab jetzt über 120 anstelle von bis-
her 86 Sitzen. Über die nächsten fünf
Jahre wird sie die ihr nahestehende ge-
walttätige und zugleich volkstümelnde
„Kulturorganisation“, die VHP, bei ihrer
Ayodhya-Kampagne politisch unterstüt-
zen und das bislang tabuisierte Gegenmo-
dell eines Staates, der vorrangig auf die
Interessen der Hindumehrheit ausgerich-
tet ist, in der politischen Öffentlichkeit
vertreten und propagieren.
Das (vorläufige) Ende der Nehru-Dynastie,
die neuerliche Machtübernahme seitens
des Congress und die Führung der Min-
derheitsregierung und der Congressorga-
nisation durch Narasinha Rao lassen eine
Reform der Partei anfänglich als möglich
und am Ende als trügerisch erscheinen.

Eine ideologische Pattsituation

Auf ideologischer ebenso wie politischer
Ebene scheinen sich zwischen 1991 und
1996 eine ideologische Pattsituation und
politische Blockade eingespielt zu haben.
Die Wahl des Jahres 1996 führt nicht zur
Überwindung, sie führt zur Erweiterung
dieser Pattsituation und zur Konsolidie-
rung dreier, 1989 zum ersten Mal sichtbar
gewordener ideologischer und politischer
Alternativen: Ein in den falschen Traditio-
nen befangener, diskreditierter und unei-
niger, von Narasinha Rao nicht nur ge-
führter, sondern gleichsam verkörperter
Congress, tritt gegen eine selbstbewußte
BJP an, die sich jetzt den aus ideologischer
Not entstandenen Restposten des Con-
gressprogramms angeeignet hat: Gegen
den Congress verspricht jetzt die BJP eine
„stabile Regierung“.
Eher im Schatten beider Parteien steht
jene Koalition nationaler und regionaler
Parteien, die National Front, die sich nach
den Streitigkeiten und der Spaltung von
1990 jetzt vorsichtig rekonstituiert. Die
Wahlen führen zum schlechtesten Ergeb-
nis der Congressgeschichte, sie sichern
aber dem Congress noch immer den Sta-
tus der stärksten Partei (28% der Stim-
men); die Wahlen führen zu keinem nen-
nenswerten Stimmenzuwachs der BJP,
einen Zugewinn von rund 4% auf 24%
verdankt sie fast ausschließlich den Stim-
men dreier Allianzpartner, und diese
Wahlen lassen jetzt die in der National
Front und in der Left Front organisierten
Parteien zum ersten Mal als zweitstärkste
Kraft und als „Dritte Front“ des Parteien-
systems erscheinen (ca. 27% der Stim-
men).
Der Congress, als die noch immer am brei-
testen gestreute und deshalb – unter dem
Mehrheitswahlsystem – gegen die auf
Nordindien konzentrierte BJP und die

durch Wahlabsprachen geschützte Natio-
nal Front und Left Front gleichermaßen
benachteiligte Kraft, verfügt jetzt nur
noch über die drittstärkste Parlaments-
fraktion: 140 Sitze. Die BJP und ihre Ver-
bündeten kontrollieren 194 Sitze, die Na-
tional Front und die Left Front 179. Nur 22
der 545 Sitze der Lok Sabha fallen an un-
gebundene Parteien. Keine der drei
großen Parteien und keiner der Blöcke
verfügt damit über eine Mehrheit.
Zunächst wird die BJP mit der Regierungs-
bildung beauftragt, sie scheitert. National
Front und Left Front schließen sich jetzt
zur United Front oder Third Front zusam-
men; sie sichern sich die „Duldung“, die
Abstimmungsunterstützung seitens des
Congress und bilden ihrerseits eine Min-
derheitsregierung. Damit wird zum vier-
ten Mal – nach 1989, 1990 und 1991 – 
eine Minderheitsregierung gebildet, zum
zweiten Mal – nach 1990 – regiert diese
unter Duldung des Congress, und zum
zweiten Mal wird diese Minderheitsregie-
rung vorrangig von einer National Front
gestellt, in die allerdings nun die Left
Front, also vorrangig die CPI-M, stark ein-
gebunden ist. Damit beginnt ein bislang
einzigartiges politisches Experiment.
Der United Front oder Third Front
gehören 13 Parteien an, und das zur Ab-
wehr der BJP geschaffene Gebilde ver-
steht sich nicht als eine nationale Partei,
sondern ihre Mitglieder sprechen von
einer „nationalen Koalition regionaler
Parteien“. Zu Recht, denn selbst jene
führenden Mitglieder wie die Janata Dal,
die Samajwadi Party und die CPI-M, die 
als nationale Parteien erscheinen, sind je-
weils regional konsolidiert: 37 der 43 Par-
lamentsabgeordneten der Janata Dal
kommen aus Karnataka und Bihar, 28 der
33 Abgeordneten der CPI-M aus Westben-
galen und 16 der 17 der Samajwadi Party
aus Uttar Pradesh. Entscheidend für die
Handlungsfähigkeit, Zusammensetzung
und Ausrichtung der neuen Regierung
und Koalition ist aber, daß fast drei Viertel
der 179 Parlamentssitze der UF auf sechs
Parteien fallen, die explizit oder de facto
Regionalparteien sind. Diese sechs Partei-
en, mit Ausnahme der CPI-M, stellen auch
die wichtigsten Minister in dem von Dewe
Gowda geführten Kabinett. Diese sechs
Parteien bilden seit langem in ihren Her-
kunftsprovinzen die stärkste oder zweit-
stärkste politische Kraft, und sie stellen
zum Zeitpunkt der United Front-Regie-
rung in den meisten Fällen die Landesre-
gierungen; die CPI-M in Westbengalen,
die DMK in Tamil Nadu, die AGP in Assam,
die Janata Dal in Karnataka und Bihar und
die TD in Andhra Pradesh. Die seit 1967
sichtbare Regionalisierung der indischen
Demokratie hat damit eine neue Qualität
erreicht: die wichtigsten Regionalparteien
Indiens herrschen nicht nur in ihrer jewei-
ligen Provinz, sie beherrschen das Zen-
trum. Es verwundert unter diesen Umstän-
den nicht, daß die führenden Politiker die-
ser Parteien ihre (Chief-Minister-)Stellung
im jeweiligen Gliedstaat einem Kabinetts-
posten in New Delhi oft vorziehen. Der
Kontrolle über sechs wichtige Gliedstaa-
ten Indiens gewiß, kann die vordergrün-
dig heterogene Koalition in New Delhi
deshalb zu einem an den „kooperativen

Föderalismus“ Nehrus erinnernden Regie-
rungsstil zurückfinden. Der Prozeß der In-
teressenabgleichung und des Verhandelns
läuft aber jetzt nicht mehr im Binnenraum
einer nationalen Partei, sondern einer Ko-
alition regionaler Parteien ab.

Auch eine soziale Umschichtung

Innerhalb der neuen Machtkonstellation
zeigt sich zugleich eine soziale Umschich-
tung: Bis 1980 hatte der Anteil der Parla-
mentarier, die den other backward classes,
den niederrangigen Kasten, aber nicht
den Unberührbaren, entstammten, stets
zwischen 9% und 13% gelegen. Seitdem
ist er auf über 23% gestiegen. Die politi-
sche Mobilisierung dieser „OBCs“, die
zunächst im „Kuh-Gürtel“ und Nordindien
begann, und der Lok Dal und der Janata
Dal vorrangig zugute kam, hat sich jetzt
aber auf ganz Indien ausgeweitet, und sie
wird von allen in der United Front befind-
lichen Parteien gefördert und genutzt.
Entgegen allen Erwartungen und trotz ver-
schiedener Krisen kann diese auf unter-
schiedliche Regionen, Ideologien und Ka-
sten- und Interessengruppen ausgerichtete
Koalition nicht nur die Macht bewahren,
sondern die Wirtschaftsliberalisierung fort-
führen, Reformen einleiten und neue
außenpolitische Initiativen beginnen. Es ist
der Congress, und dabei vor allem die
Sonja Gandhi nahestehenden Congress-
politiker, die schließlich im Herbst 1997 
der United Front die Unterstützung entzie-
hen und damit Neuwahlen, die für 
Februar/März 1998 angesetzt wurden, not-
wendig machen. An der seit 1996 sichtba-
ren Parteienkonstellation und Machtbalan-
ce werden aber diese Neuwahlen vermut-
lich wenig ändern können, denn sowohl
die Regionalisierung der Politik Indiens als
auch der Niedergang des Congress sind das
Resultat von Entwicklungen, die seit lan-
gem eingesetzt haben und als für das Sy-
stem notwendig und irreversibel einge-
schätzt werden können. Als erklärungsbe-
dürftig und zugleich prekär erscheinen in
dieser Konstellation und Balance eher der
Aufstieg und die künftige Stellung der BJP.

Der Trend zur Regionalisierung
der indischen Demokratie hält an

Die Bestandsfähigkeit und künftige Ent-
wicklung dieser drei Ordnungsmodelle,
also einer ehemals dominanten, säkularen
und nationalen Partei, einer hindunationa-
listischen Alternative und einer Allianz von
Regionalparteien sollen abschließend kurz
betrachtet werden. Die Regionalisierung
der indischen Demokratie, damit einherge-
hend die zunehmende Attraktivität der Re-
gionalparteien auch für neue Kastengrup-
pen, insbesondere der OBCs, und schließ-
lich die wachsende nationale Verhand-
lungs- und Regierungskompetenz dieser
regionalen und zugleich integrierten politi-
schen Führungseliten, scheinen auch künf-
tig das entscheidende Antriebsmoment der
indischen Demokratie zu bilden. Alle drei
Entwicklungen stehen für die weitere Öff-
nung, Differenzierung und Konsolidierung
demokratischer Herrschaft.
Die in Titel und Programm eindeutigen Re-
gionalparteien haben seit 1967 immer
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mehr Stimmen erhalten; 1967 erhielten sie
10%, 1996 18% der Stimmen. Die meisten
dieser Parteien finden sich in der United
Front, in der sie zusammen mit den de
facto-Regionalparteien Janata Dal, Samaj-
wadi und CPI-M 1996 rund 27% der Stim-
men erreichen. Nicht nur ist dieser Regio-
nalisierungstrend von langer Dauer und
zunehmend, er hat auf jeweils unter-
schiedliche Weise den Congress ebenso wie
die BJP erfaßt, und er wird von beiden Par-
teien zunehmend in Rechnung gestellt.
Der Congress ist zwar immer noch diejeni-
ge Partei, die als einzige in allen Regionen
Indiens präsent ist, aber dieser Tatbestand
verdeckt, daß sich seine Organisation in
vielen Regionen fast aufgelöst hat und daß
er in regional höchst unterschiedlichem
Maße seine Wähler findet. Bereits seit 1977
hat der Congress immer stärker die Kon-
trolle über jene sechs nördlichen, hindi-
sprachigen Gliedstaaten verloren, die einst
das Zentrum seiner Macht bildeten. Er fin-
det jetzt die Mehrheit seiner Wähler im
Westen und Süden Indiens, und oft in Ab-
sprache und durch Allianzen mit regiona-
len Parteien sichert er sich dort die Mehr-
heit seiner Sitze in der Lok Sabha. Bei der
BJP zeigen sich parallel zu ihrem Aufstieg
zugleich die regionalen Grenzen ihrer
Wahlerfolge: Die Mehrheit ihrer Wähler
findet sie im Norden und Westen Indiens.
In Anbetracht dieser Eingrenzung auf zwei
Großregionen hat die BJP, wie schon lange
zuvor der Congress, damit begonnen, re-
gionale Bündnispartner einzuwerben.
Aber das hindunationalistische Programm
der BJP einerseits, der Anspruch auf Glaub-
würdigkeit bei den Regionalparteien an-
dererseits setzen einer solchen Suche enge
Grenzen. 1996 konnte die BJP deshalb nur
drei regionale und zumeist hindunationale
Bündnispartner und auch diese nur im Nor-
den und Westen finden. Wichtige, also
stimmenstarke Regionalparteien, werden
aller Voraussicht nach auch künftig zur
United Front oder eventuell zum Congress,
aber nicht zur BJP tendieren.

Eine Folge von Modernisierung und
gesellschaftlicher Differenzierung

Die in der United Front organisierten Re-
gionalparteien und die in ihr repräsentier-
ten politischen Regionalkulturen sind aber
die Nutznießer einer weiteren, von der Re-
gionalisierung verdeckten langjährigen
und irreversiblen sozio-ökonomischen und
sozio-politischen Entwicklung. Diese ist
mit der Gründung einer Bauernpartei, der
Lok Dal (seit 1967), mit der zunehmenden
Artikulation und Organisation der „OBC“,
also der niederrangigen Kasten (seit den
80er Jahren) und schließlich mit dem Auf-
treten höchst zahlreicher und unterschied-
licher basisdemokratischer Reformbewe-
gungen (seit den 90er Jahren) immer deut-
licher geworden. Mit den Worten des Poli-
tikwissenschaftlers James Manor ließe sich
diese Entwicklung so charakterisieren: „In-
dien wurde zunehmend demokratischer
und zunehmend schwieriger zu regieren“.
Allen diesen neuen (bäuerlichen) Interes-
sengruppen, (niederrangigen) Kasten und
(sozialen, ökologischen, grundrechtsorien-
tierten) Protestbewegungen ist gemein-
sam, daß sie eine notwendige Folge der

langsamen, aber tiefgreifenden Moderni-
sierung, Differenzierung und Demokrati-
sierung der indischen Gesellschaft sind und
daß sie von einer einzigen Partei, selbst
von einem reformierten Congress, nicht
mehr kontrolliert und inkorporiert, ange-
messen versorgt – oder unterdrückt wer-
den können.
Allen diesen Interessengruppen, Kasten
und Bewegungen ist aber gemeinsam, daß
sie lokal, subregional oder regional ent-
standen und organisiert sind und daß sie
offen oder verdeckt über eine regionale
Identität, Stoßrichtung, Interessenstruktur
und Sprache verfügen. Diese neuen, oft
militanten und gegensätzlichen Gruppen
und Agitationen wenden sich vorrangig
an jene Instanzen und Parteien, die ihre
Forderungen am besten verstehen können
und aufnehmen müssen. Dies sind aber in
erster Linie die Provinzregierungen und
die in ihnen immer stärker vorherrschen-
den regionalen Parteien. Neben der Regio-
naliserung und der sie begleitenden und
verstärkenden Politisierung einer wach-
senden Mehrheit und Vielfalt der indi-
schen Bevölkerung zeigt sich zugleich eine
wiederum langjährige ideologische Ent-
wicklung und Verlagerung, die in erster
Linie den regionalen Parteien und ihren
nationalen Koalitionen entgegenkommt.
Der Congress hatte sich mit Hilfe einer den
Bedingungen Indiens angepaßten Varian-
te des Säkularismus, des Sozialismus und
der Demokratie als nationale Partei kon-
stituiert und die indische Wählerschaft or-
ganisiert. Wichtige Spielregeln dieser De-
mokratie hat er seit 1969 verletzt; von
dem Modell des indischen Sozialismus hat
er sich seit Beginn der achtziger Jahre ab-
gewendet, und das Ideal des Säkularismus
hat er seit 1984 geschwächt oder manipu-
liert. Der Congress mußte und wollte eine
Partei aller Inder – Religionsgruppen, Ka-
sten und Regionen – sein. Er konnte sich
deshalb nicht unter Verrat seiner Prinzipi-
en offen und ausschließlich auf die Seite
einer religiösen, sprachlichen, regionalen
oder sozialen Mehrheit oder Minderheit
stellen. Die Jana Sangh/BJP hat dies von
Anfang an und seit 1989 mit wachsendem
Erfolg getan. Sie gibt vor, für die Hindu-
mehrheit zu sprechen, und hat mit ihrem
Eintreten für Hindi, für den Hindunationa-
lismus und für eine binnenwirtschaftliche
Liberalisierung weite Teile des Hindigür-
tels, der höheren Kasten und der Unter-
nehmer- und Bildungsschichten hinter sich
gebracht. Dies zwingt sie dazu, einen 
der Hindumehrheit entgegenkommen-
den neuen „Säkularismus“, einen „gan-
dhianischen“ Sozialismus und eine natio-
nale und starke Demokratie zu fordern –
oder einfach für die Abschaffung der er-
sten beiden Grundpfeiler der indischen
Demokratie einzutreten.
Fast 80% der indischen Bevölkerung rech-
nen sich aber den niederrangigen Kasten,
den Unberührbaren und Stammesgemein-
schaften zu. Eine Mehrheit der Bevölke-
rung kann und will zudem Hindi nicht
sprechen, und sie stellt einer Hinduiden-
tität eine regionale voran, für die sie lange
Zeit beim Congress, seit 1967 zunehmend
bei regionalen Parteien Anerkennung ge-
funden hat. Die neuen Protestbewegun-
gen, aber auch weite Teile der neuen bäu-

erlichen Interessengruppen und selbstver-
ständlich die wachsend selbstbewußten
„OBC“ entstammen jenen 80% der indi-
schen Bevölkerung, die über keinen hohen
Kastenrang verfügen und nicht zur
Wählerklientel der BJP gehören. Ihnen
muß der Minimalkonsens der United
Front, also das Eintreten für Säkularismus
und die Förderung der „schwächeren Ge-
sellschaftsschichten“ und ihr Einsatz für
eine verstärkte Regionalisierung ebenso
wie Demokratisierung der Union als
zweckmäßig und auch überzeugend er-
scheinen. Ein für die Union bestandsnot-
wendiges staatspolitisches Programm, also
das Eintreten für einen Säkularismus zur
Vermeidung religiöser, das Eintreten für
einen sozialreformerischen Sozialismus zur
Kontrolle sozialer und das Eintreten für
ein offenes Demokratiemodell zur Einbin-
dung politischer Konflikte lebt damit in
einer den neuen wirtschafts-, sozial- und
regionalpolitischen Rahmenbedingungen
angemessenen Form und bei einer
Regionalkoalition weiter.
Diese ideologische Adaption und Übernah-
me machen zugleich die Frage nach einer
möglichen Rekonstitution des Congress,
seiner organisatorischen Reform und er-
neuerten ideologischen Glaubwürdigkeit
zu Teilen überflüssig. Denn auch ein erneu-
erter Congress wird sich der Regionalisie-
rung, den sozialen und politischen Mobili-
sierungsprozessen und einer beiden Bewe-
gungen entsprechenden staatspolitischen
Gewichtsverlagerung anpassen müssen.
Für die BJP stellen aber alle drei die Ent-
wicklungsfähigkeit der Union stützenden
und zugleich demonstrierenden Prozesse
eine Gefahr für ihre künftigen Wahlerfol-
ge und eine Herausforderung für ihre
Ideologie und ihr Programm dar.
Damit kann am Ende dieser Betrachtung
der indischen Demokratie eine vorläufige
Bilanz und vorsichtige Zukunftseinschät-
zung getroffen werden. Die Entwicklung
dieser Demokratie, also der unvermeidli-
che und zugleich selbstverschuldete Nie-
dergang des „dominanten Parteisystems“,
hat eine der Komplexität Indiens und der
Entfaltung der Demokratie entsprechen-
de, aber notwendige und kreative Herr-
schaftsform und Parteienallianz entste-
hen lassen – eine nationale Koalition un-
terschiedlicher Regionalparteien. Die glei-
che Entwicklung hat zugleich eine kultu-
relle, ideologische und politische Reaktion
ausgelöst, den Popularitäts-, Einfluß- und
Machtzuwachs einer Symbolik, Doktrin
und Partei des Hindunationalismus. Ob
diese Reaktion als eine politische Moder-
nisierung, also die fortlaufende Öffnung,
Differenzierung und Ausgestaltung der
indischen Demokratie, diesen Prozeß auf
Dauer aufhalten, umlenken oder kontrol-
lieren kann, muß bezweifelt werden.
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Auf dem Weg zu einem fundamentalistischen Hindustaat?

Hindu, Hindusthan, Hindutva
Die Politik des Hindunationalismus im heutigen Indien

Von Clemens Jürgenmeyer
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Die Erstürmung und der Abriß der Mo-
schee in Ayodhya im Dezember 1992
durch fanatisierte Hindus sowie die an-
schließende Errichtung eines provisori-
schen Rama-Tempels an dieser Stelle er-
schienen als ein Fanal: Steht Indien vor
einer Wende vom „multikulturellen“
Staat, von einer funktionierenden säkula-
ren Demokratie zu einem fundamentali-
stischen Hindustaat, der Muslims wie
Christen ausgrenzt? Dazu zu passen schei-
nen die Wahlerfolge, die die hindunatio-
nalistische Bharatiya Janata Partei in den
letzten zehn Jahren erringen konnte. Wie
ist der Erfolg des Hindunationalismus zu
erklären, welches sind seine sozialen Trä-
gergruppen, welche Organisationen in-
strumentalisieren hier Religion für den
Machterwerb? Vor allen Dingen aber:
Kann eine solche Bewegung in Indien auf
Dauer Erfolg haben? Ist nicht vielmehr der
Hinduismus viel zu vielfältig, als daß er zu
einer geschlossenen politischen Kraft mit
Aussicht auf die Machtübernahme ge-
formt werden könnte? Bislang jedenfalls
hat die indische Demokratie sich unter
ungünstigsten Voraussetzungen als er-
staunlich stabil erwiesen. Red.

Alarmzeichen: Der Aufstieg 
der hindunationalen Partei und 
die Zerstörung einer Moschee

In der politischen Landschaft Indiens hat
sich in den vergangenen zehn Jahren eine
politische Kraft neu etabliert: der Hindu-
nationalismus.
Bereits bei den Parlamentswahlen im Mai
1996 war die Bharatiya Janata Party (BJP)
als die Partei des Hindunationalismus zur
größten Fraktion im indischen Parlament
aufgestiegen. Mit 161 Abgeordneten
stellte sie damals 30% der maximal 545
Parlamentarier im indischen Unterhaus
(Lok Sabha). Auch die Ergebnisse der
Wahlen von 1989 und 1991 zeigen die 
stetig anwachsende Stärke dieser Partei 
(s. Tabelle 1).
Ende Februar/Anfang März dieses Jahres
haben die 12. Lok Sabha-Wahlen stattge-
funden. Dieser vorzeitige Urnengang war
notwendig geworden, weil die Congress-
Partei der Minderheitsregierung unter Mi-
nisterpräsident Gujral die Unterstützung
entzogen und dadurch den Rücktritt der
Regierung ausgelöst hatte. Auch bei die-
ser Wahl ist es der BJP gelungen, die An-
zahl ihrer Mandate zu steigern und ihre
Position als stärkste Fraktion in der Lok
Sabha mit nunmehr 176 Sitzen zu festi-
gen, während der Congress keinen Zuge-
winn hat erzielen können. Es ist offen-
sichtlich, daß eine wachsende Zahl von In-
dern ihre politische Heimat bei den Hin-

dunationalen sucht und bei den Wahlen
ihre Stimme der BJP und ihren Verbünde-
ten gibt. Die politische Integrationskraft
des Congress ist weitgehend hinfällig ge-
worden. Der BJP scheint es gelungen zu
sein, in dieses Vakuum zu stoßen und zu
Teilen erfolgreich zu besetzen.
Der Aufstieg des Hindunationalismus voll-
zog sich jedoch nicht nur in geordneten
parlamentarischen Bahnen, sondern war
von einer landesweit inszenierten hindu-
nationalen Agitation begleitet, die sich
seit Anfang der 80er Jahre in spekta-
kulären Kampagnen zeigte. Sie zielten
auf die Errichtung eines grandiosen Tem-
pels über der Geburtsstätte des Gottes
Rama in der nordindischen Pilgerstadt
Ayodhya, auf der sich allerdings damals
die zu Beginn des 16. Jahrhunderts erbau-
te Babur-Moschee erhob – angeblich auf
den Trümmern eines von den Muslimen
zerstörten Ramatempels. Die „Befreiung
Ramas aus seinem muslimischen Gefäng-
nis“ – so die hindunationale Charakterisie-
rung des Vorhabens – kulminierte am 6.
Dezember 1992 in dem von langer Hand
geplanten Abriß der Moschee durch fana-
tisierte Hindus. In unmittelbarer Folge die-
ser Aktion kam es vielerorts zu schreckli-
chen Ausbrüchen der Gewalt, in denen
über tausend Menschen, vorwiegend
Muslime, zu Tode kamen.
Die heutige Stärke des Hindunationalis-
mus steht jedoch im Kontrast zu seiner
früheren Schwäche. Noch 1984 konnte die
BJP gerade zwei Parlamentssitze erringen,
und bei allen anderen vorangegangenen
nationalen Parlamentswahlen hatte sie
nie eine bedeutende Rolle gespielt. Wie-
so konnte gerade heute im ausgehenden

20. Jahrhundert, das ja eigentlich die Na-
tionalismen verschiedenster Prägung für
überwunden glaubte, der Hindunationa-
lismus sein über viele Jahrzehnte währen-
des randständiges Dasein verlassen und
nun die politische Szene Indiens entschei-
dend mitbestimmen?

Die Rolle „ethnischer Unternehmer“

Dieses Problem läßt sich sicherlich zu
einem großen Teil mit den bewährten
Mitteln politikwissenschaftlicher Analyse
erklären, in deren Zentrum die Handlun-
gen der Politiker und anderer Akteure ste-
hen, die aus machtpolitischen und wirt-
schaftlichen Interessen heraus eine Politik
verfolgen, die bewußt auf religiös-kultu-
relle Werte und Normen, Mythen und
Symbole rekurriert und für ihre eigenen
Ziele instrumentalisiert – oft ohne jeg-
liches Gefühl der Scham und ohne Rück-
sicht auf Verluste. Die Bevölkerung spielt
in dieser Sichtweise eine eher passive
Rolle, sie wird von den Führern mobilisiert
und benutzt. Die treibende Kraft verkör-
pern bewußt handelnde politische Akteu-
re – Joseph Rothschild (1981) nennt sie
treffend „ethnische Unternehmer“, die
ihre Anhängerschaft um sich scharen und
so die Richtung vorgeben. In der Tat läßt
sich am Beispiel Indien trefflich demon-
strieren, welche wichtige und zuweilen
auch entscheidende Rolle diese ethni-
schen Unternehmer bei der Kreierung
einer neuen hindunationalen Identität
spielen. Ohne ihren unbedingten Willen
zur Macht wäre der Hindunationalismus
nicht das geworden, was er heute ist.
Diese politischen Umstände, denen der
Hindunationalismus seinen Erfolg ver-
dankt, spielen also eine wichtige Rolle bei
der Erklärung des Phänomens. Allein, sie
spiegeln lediglich die eine Seite des Bezie-
hungsgeflechts zwischen den politischen
Akteuren und den Anhängern wider. Die
andere Seite ist von ebenso wichtiger Be-
deutung. Sie zielt auf die Motive und
Handlungen der Gefolgschaft. Warum fol-
gen viele Inder bereitwillig einer exklusiv
hindunational geprägten Ideologie und
Politik mit klarer antimuslimischer Stoß-

Jahr
BJP INC

Sitze Stimmen Sitze Stimmen

1952 3 3,1 364 45,0
1957 4 5,9 371 47,8
1962 14 6,4 361 44,7
1967 35 9,4 283 40,8
1971 22 7,4 352 43,7
1977 –* –* 154 34,5
1980 –* –* 353 42,7
1984 2 7,4 415 48,1
1989 85 11,4 197 39,5
1991 119 19,9 225 37,3
1996 161 20,3 140 28,8

* 1977 und 1980 nahm die BJP nicht als selbständige Formation an den Wahlen teil. Damals war sie Teil der Janata
Front bzw. der Janata Party.

Quellen: Butler 1991, S. 70; India Today, 15. 7. 1991, S. 20; Election Commission of India 1996.

Tabelle 1: Lok-Sabha-Wahlen 1952–1996: Anzahl der errungenen Sitze und Stimmen-
anteile (in %) der Bharatiya Janata Party (BJP) und des Indian National Congress (INC)



47

richtung? Wo liegen die jenseits der Ta-
gespolitik anzusiedelnden, längerfristig
wirkenden Ursachen dieses Phänomens?
Offensichtlich sprechen die Hindunationa-
len die Vorstellungen vieler Inder, ihre
Wünsche, Ängste und Hoffnungen an, die
in der jüngsten Vergangenheit virulent
geworden sind. Denn ohne die bereitwilli-
ge Gefolgschaft dieser Menschen wäre
der Hindunationalismus das, was er bis in
die 80er Jahre war: eine unbedeutende
politische Kraft, die außerhalb der vom
Congress dominierten politischen Haupt-
strömung ein Schattendasein fristete.
Dies soll natürlich nicht heißen, daß bei
den Hindus eine klar definierte, schon
immer vorhandene kulturelle Identität,
die sich auf unveränderte, quasi ontologi-
sche Wesenszüge gründet, gegeben ist,
derer sich die hindunationalen Führer nur
bedienen müssen. Kulturelle Identitäten
sind stets als bestimmtes und bestimmen-
des Gebilde an den gesellschaftlichen
Kontext gebunden, Veränderungen un-
terworfen und in unterschiedlichen gesell-
schaftlichen Situationen unterschiedlich
präsent. Ihre amorphe Beschaffenheit
macht sie anfällig für die Formung durch
äußere, in der Regel politische Kräfte. Es
ist das erklärte Ziel der Hindunationalen,
eine gemeinsame religiös-kulturelle Iden-
tität der Hindus zu erschaffen, die das
Wesen des Hindutums (Hindutva) in klarer
Form festschreibt. Ob dieses Projekt des
Nation-Building so gelingen wird, ist aller-
dings fraglich.
Der rasante Aufstieg des Hindunationalis-
mus stellt sich als das aktuelle Ergebnis
einer spezifischen Konstellation von poli-
tischen, sozio-ökonomischen und religiös-
kulturellen Faktoren dar, die in der
Summe und in ihrer gegenseitigen Ver-
schränkung seinen Erfolg ermöglicht
haben. Eher zufällige, singuläre Ereignisse
und längerfristige, strukturelle Entwick-
lungen gehen dabei Hand in Hand. Mit
wenigen Strichen soll zunächst das politi-
sche Terrain im unabhängigen Indien ab-
gesteckt werden, in dem sich der Hindu-
nationalismus zu seiner heutigen Bedeu-
tung emporschwingen konnte. Vor die-
sem Hintergrund werden dann die eher
auf die subjektive Ebene der Anhänger
zielenden Faktoren sozio-ökonomischer
und religiös-kultureller Art dargelegt. Ab-
schließend kann dann ein weniger alar-
mierendes Bild der indischen Situation ge-
zeichnet werden, als es um die Stabilität
der indischen Demokratie besorgte Kom-
mentatoren und Analysten des Zeitge-
schehens entwerfen, oft in Anlehnung an
fundamentalistische Bewegungen in an-
deren Ländern dieser Welt, namentlich
der islamischen Welt.

Die indische Union: 
auf den Säulen Demokratie, Sozialis-
mus und Säkularismus gebaut

Mit der Übernahme der Macht von den
britischen Kolonialherren am 15. August
1947 übernahm Indien auch ein politi-
sches System der parlamentarischen De-
mokratie, das eng an das britische Vorbild
angelehnt war. Damit begann ein politi-
sches Unterfangen, dessen glücklicher
Fortbestand bis auf den heutigen Tag als

beispiellos, wenn nicht sogar als ein Wun-
der bezeichnet werden darf. Denn dieser
Subkontinent erfüllte mit seiner sprich-
wörtlichen kulturellen, religiösen und so-
zialen Vielfalt, seiner Größe und hohen
Bevölkerungszahl, seiner Armut und öko-
nomischen Rückständigkeit und seinem
geringen Bildungsniveau – die große
Mehrheit der Inder waren Analphabeten
– eigentlich allen Kriterien, die nach gän-
giger Meinung dem Aufbau einer Demo-
kratie nicht förderlich sind.
Getragen wurde diese junge Demokratie
von einer gebildeten, englischsprechen-
den, städtisch geprägten Elite, die die Mo-
dernisierung ihres Landes auf ihre Fahnen
geschrieben hatte. Sie war in der direkt
aus der Unabhängigkeitsbewegung ent-
standenen Congress-Partei (Indian Natio-
nal Congress) beheimatet. Diese „staats-
tragende und staatsgetragene Partei“ (D.
Rothermund), die in sich viele politische
Richtungen vereinte, nahm hinfort in der
Politik des Landes eine absolut dominante
Stellung ein.
Unter der unumstrittenen Führung Jawa-
harlal Nehrus verfolgte die Congress-Par-
tei eine Politik der Mitte, die auf den drei
Säulen Demokratie, Sozialismus und Säku-
larismus ruhte. Diese Politik zeichnete sich
durch Kooperation und auf Ausgleich be-
ruhenden Arrangements zwischen den
verschiedenen sozialen und politischen
Kräften aus und konnte so der Vielfalt der
indischen Gesellschaft gerecht werden.
Das übergeordnete Ziel war, gemeinsam
die kolonialen Hinterlassenschaften aus
dem Weg zu räumen und ein modernes,
starkes und demokratisches Indien auf-
zubauen, in dem soziale Gerechtigkeit
herrscht und der Staat eine neutrale Posi-
tion in Religionsfragen einnimmt. Dieser
Konsens schwand jedoch in dem Maße, in
dem der Congress nach dem Tod Nehrus
im Jahr 1964 und dem wenige Jahre spä-
ter erfolgten Machtantritt seiner Tochter
Indira Gandhi diesen Schritt für Schritt
aufkündigte und damit die bislang akzep-
tierten Prinzipien der indischen Politik
selbst in Frage stellte. Nehrus „Politik der
Mitte“, aus einer Position der Stärke her-
aus die Minderheiten zu schützen und mit
geeigneten Mitteln zu fördern, wich einer
Politik, die fast ausschließlich dem tages-
politischen Opportunismus folgte und
nicht davor zurückschreckte, den politi-
schen Gegnern durch eine Koalition mit
jeder sich bietenden Gruppe oder Partei
und unter Ausnutzung vorherrschender
Stimmungslagen zu schwächen. Eine sol-
che Politik des puren Machterhalts, die
auch zu dem Mittel des Populismus griff,
mußte zwangsläufig in einem so hetero-
genen Land wie Indien zu verstärkten
Konfrontationen zwischen den verschie-
denen Gemeinschaften (communities) füh-
ren – ganz zu schweigen von der schlei-
chenden Erosion der parlamentarischen
Demokratie angesichts des autoritären
Führungsstils Indira Gandhis.
Hintergrund dieser Entwicklung sind die
zunehmende Ausdifferenzierung und Po-
larisierung der sozialen und politischen
Landschaft Indiens, die die alles überspan-
nende Integrationskraft des Congress un-
terminieren mußten. Die Überzeugung,
gemeinsam ein neues Indien aufzubauen,

verblaßte mehr und mehr, je länger die Er-
innerungen an den Unabhängigkeits-
kampf zurücklagen und je mehr die Hoff-
nungen vieler auf nachhaltig verbesserte
Lebensumstände enttäuscht wurden.
Viele Wähler und Politiker wandten sich
vom Congress ab. Zu ihnen gesellten sich
auch die Muslime, die bislang ihre politi-
sche Heimat beim Congress gefunden hat-
ten. Der politische Wettbewerb um die
Macht im Staat nahm zu, der Kampf um
die Stimmen einzelner Gruppen und Mi-
noritäten intensivierte sich. Neue Partei-
en, die in Opposition zum Congress stan-
den, formierten sich, gewannen mehr und
mehr an Gewicht und vertraten offensiv
die Forderungen ihrer Klientel. Die Wahl-
arithmetik beeinflußte zunehmend die
Taktik der Congresspolitiker. Entscheidend
ist hierbei die Wahl 1977, in der Indira
Gandhi nach den Exzessen des Ausnahme-
zustandes (1975–1977) deutliche Stim-
menverluste bei den Muslimen und den
untersten Schichten der Hindubevölke-
rung hinnehmen mußte mit der Folge,
daß sie das Regierungsamt für fast drei
Jahre an das Janata-Bündnis abtreten
mußte.
Anfang der achtziger Jahre verschärften
neue Regionalismen die innenpolitische
Situation Indiens. Nach der triumphalen
Rückkehr Indira Gandhis an die Macht An-
fang des Jahres 1980 setzte der Congress
mehr und mehr auf die hindunationale
Karte, um bei der Hinduwählerschaft ver-
lorenes Terrain wiederzugewinnen. Die
separatistischen Bewegungen in Assam,
Kashmir und Punjab, die zu einem nicht
unerheblichen Teil selbst Produkt der Poli-
tik Indira Gandhis waren, versetzten dem
strukturellen Gefüge der indischen Politik
heftige Stöße und ließen die nationale
Einheit für viele Inder in einem gefährde-
ten Zustand erscheinen. Nationale Paro-
len konnten so auf einen fruchtbaren
Boden fallen. Der Congress gerierte sich in
dieser Situation als Anwalt der bedrohten
Nation, deren Bestand er allein garantie-
ren könne. Die Ermordung Indira Gandhis
Ende Oktober 1984 ließ diese Bedrohung
besonders deutlich werden. In der Folge
kam es zu einer größeren ideologischen
Konvergenz des Congress und der BJP,
wobei der Congress sich mehr auf die hin-
dunationalen zu- und die BJP sich mehr
von extremen Positionen wegbewegte.
Der Hindunationalismus wurde so lang-
sam salonfähig. Den Preis, den der Con-
gress für diesen ideologischen Standort-
wechsel zu zahlen hatte, war der Verlust
der früher unbestrittenen ideologischen
Hegemonie, dem eine weiter voranschrei-
tende Erosion seiner politischen Hegemo-
nie folgen sollte (Rösel 1994).

Die hindunationalen Organisationen

Diese politische Strategie schien sich
zunächst für den Congress auszuzahlen.
Bei den Parlamentswahlen Ende 1984 er-
rang er unter der Führung Rajiv Gandhis
eine 4/5-Mehrheit im Parlament und dezi-
mierte die BJP mit zwei Mandaten zur po-
litischen Bedeutungslosigkeit. Mit dem
Rücken zur Wand stehend, besann sich die
BJP ihrer ureigenen Politik und setzte alles
daran, möglichst viele Hinduwähler an
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sich zu binden. Dies erfolgte mit einer Pro-
noncierung ihrer Programmatik und Poli-
tik, so daß die Grundrichtungen der indi-
schen Politik noch stärker als bisher von
hindunationalen Elementen geprägt
wurde. Als Verbündete dieser Strategie
boten sich die anderen hindunationalen
Organisationen an: der Rashtriya Svayam-
sewak Sangh (RSS; „Nationale Freiwilli-
gen-Union“) und die Vishva Hindu Pari-
shad (VHP; „Welt-Hindu-Rat“), daneben
auch die radikale VHP-Jugendorganisa-
tion Bajrang Dal, sowie die in Maharash-
tra tätige Shiv Sena.
Während die BJP seit ihrer Gründung im
Jahr 1951 als politische Partei mit wech-
selndem Erfolg im Parlament vertreten
war, trat die 1964 entstandene VHP erst
Anfang der achtziger Jahre als missionie-
rende Hindukulturorganisation in die na-
tionale Politik ein. Tragendes Fundament
dieser Dreierkoalition ist jedoch der RSS,
eine bereits 1925 gegründete, straff orga-
nisierte Organisation, die als ideologische
Vorhut und Kaderschmiede der Hinduna-
tionalen fungiert. So sind die führenden
Mitglieder der BJP und der VHP allesamt
Mitglieder des RSS, sowohl die BJP als
auch die VHP wurden auf Betreiben des
RSS ins Leben gerufen. Alle drei haben
sich der Politik der Hindutva, des Hindu-
tums, verschrieben und verfolgen ihr Ziel
mit unterschiedlichen, aber aufeinander
abgestimmten Mitteln. Als außerparla-
mentarische Organisation ist die VHP den
üblichen parteipolitischen Zwängen ent-
hoben und genießt so einen Spielraum für
ihre Aktionen, den wiederum die BJP als
Mitglied des Parlaments für ihre Zwecke je
nach Situation nutzen kann. Der RSS hält
sich dabei stets vornehm im Hintergrund
und tritt bei politischen Aktionen selten in
Erscheinung. Alle drei bilden die soge-
nannte Sangh Parivar, die (Rashtriya
Svayamsewak) Sangh-Familie.1

In seiner ideologischen und 
politischen Hegemonie geschwächt:
der Congress laviert

Diese Sangh Parivar diktierte ab Mitte der
achtziger Jahre immer mehr das Gesetz
des politischen Handelns in Indien und
setzte den Congress unter Zugzwang, den
die Hindunationalen des Pseudosäkularis-
mus bezichtigen. Der Brennpunkt ihrer
Politik war Ayodhya, genauer: die Befrei-
ung Ramas aus seinem muslimischen Ge-
fängnis und die Errichtung eines grandio-
sen Tempels über seiner Geburtsstätte.2

Die bereits 1984 von der VHP lancierte

Kampagne zur Befreiung von Ramas Ge-
burtsstätte (Ram Janmabhumi Mukti
Yajna) wurde in wechselnder Intensität
immer wieder aufgenommen. Rathaya-
tras, sogenannte Wagenprozessionen,
wurden in vielen Teilen Indiens durchge-
führt. Der Congress lavierte zwischen sei-
nem säkularen Selbstverständnis und
machtpolitischen Opportunismus hin und
her und reagierte auf die aufsteigende
hindunationale Welle fast nur noch de-
fensiv. Seine Handlungsfähigkeit wurde
auch durch Querelen in der Partei und Re-
gierung selbst geschwächt, die sich an
dem Verdacht entzündet hatten, die Fa-
milie Gandhi hätte im Rahmen eines Waf-
fengeschäfts mit der schwedischen Firma
Bofors Schmiergelder kassiert.
Bezeichnend für die schwankende Politik
des Congress ist die Einführung eines spe-
ziellen, die islamische Rechtstradition aus-
drücklich bestätigenden Scheidungsgeset-
zes für Muslime im Mai 1986, um den For-
derungen konservativer Muslimkreise
Genüge zu tun. Ein Jahr zuvor hatte der
Oberste Gerichtshof in einem aufsehener-
regenden Urteil einer über siebzigjähri-
gen, geschiedenen Muslimin namens Shah
Bano das Recht auf Unterhalt durch ihren
ehemaligen Ehemann zugebilligt (Conrad
1995). Gleichermaßen bezeichnend ist die
Zustimmung der Congress-Regierung zu
einer groß aufgemachten Grundstein-
legung für den Ramatempel in Ayodhya
nur wenige Tage vor den Wahlen im No-
vember 1989, allerdings einige Meter vom
ursprünglich geplanten Ort entfernt.
Auch auf muslimischer Seite wurden ver-
schiedene Maßnahmen ergriffen, um die
zunehmenden hindunationalen Aktionen
zu unterlaufen, allerdings ohne nennens-
werten Erfolg.
Dieses andauernde Spiel von Aktion und
Reaktion, Provokation und Gegenprovo-
kation der beteiligten Akteure schaukelte
die Auseinandersetzungen um Ayodhya
immer höher und höher, so daß sie ab
einem gewissen Zeitpunkt zu einer Art
Selbstläufer wurden, der den besonnen
Geistern auf beiden Seiten keine Chance
mehr ließ, sich mäßigend in den Konflikt
einzuschalten. Eine labile innenpolitische
Situation verhinderte ab Ende 1989
zudem, daß von seiten einer starken Zen-
tralregierung energisch eine Lösung des
Konflikts vorangetrieben wurde: der Con-
gress hatte die Parlamentswahlen verlo-
ren, und der neue Premier V.P. Singh stand
lediglich einer schwachen Minderheitsre-
gierung vor, die auf die Unterstützung
durch die BJP angewiesen war.
Es hatte sich also in Indien über einen län-
geren Zeitraum hinweg eine einzigartige
politische Konstellation herauskristalli-
siert, die den Höhenflug des Hindunatio-
nalismus erst ermöglichte. Die Erosion der
ideologischen und dann politischen Hege-
monie des Congress, sein zweifelhafter, al-
lein dem Machterhalt verpflichteter Op-
portunismus, die Zunahme separatisti-
scher Bewegungen in Teilen des Landes,
aber auch die geradezu notorische Zer-
strittenheit der nicht hindunationalen Op-
position bescherten den hindunationalen
Regisseuren BJP, VHP und RSS die Chance,
ab Mitte der achtziger Jahre einen Hindu
backlash ins Rollen zu bringen, an dessen

vorläufigem Ende die Zerstörung der
Babur-Moschee in Ayodhya und der Auf-
stieg zur stärksten Fraktion im indischen
Unterhaus stehen.
Wie aber, so läßt sich nun fragen, gelang
es den Hindunationalen, bei einer wach-
senden Gefolgschaft Gehör zu finden?
Hindunationale Politik ist keine Einbahn-
straße. Es müssen entgegenkommende
Kräfte existieren, sozioökonomische Um-
stände sowie individuelle und gruppen-
spezifische Interpretationsmuster, die den
Hindunationalen die Anhänger zutreiben.
Diese neuen Lebenslagen haben sich in
einem widersprüchlichen Prozeß der Mo-
dernisierung herausgebildet, dem die in-
dische Gesellschaft seit längerem unter-
worfen ist.

Die Furcht vor der islamischen 
Konspiration

Einer der vielfältigen Momente, die den
Hindunationalismus prägen, ist das Ge-
fühl der Bedrohung, die immer wieder
hochkommende Angst, im eigenen Land
zur Minderheit und von Fremden be-
herrscht zu werden. Es ist für die Ideolo-
gen der Hindutva, des Hindutums, die feh-
lende Einheit der Hindus und der Verlust
ihrer alten Hindukultur, die die Hindus
immer wieder zum Spielball fremder
Mächte haben werden lassen. An erster
Stelle rangieren hier die muslimischen
Herrscher, dann aber auch die britischen
Kolonialherren und, seit 1947, vor allem
die Pseudosäkularisten des Congress, die
den undankbaren Minderheiten auf Ko-
sten der Mehrheit Sonderrechte zugeste-
hen. Dieses Trauma zieht sich wie ein roter
Faden durch die Schriften und Reden der
Hindunationalisten. Die Hindus müssen
sich zusammenschließen, organisieren,
stark werden, um gegen die ständige Be-
drohung durch äußere Feinde gewappnet
zu sein. Im Unterschied zu den Muslimen
haben die Hindus nur ein einziges Land,
Indien, in dem sie leben können. Die Mus-
lime können notfalls nach Pakistan gehen,
das sie aus dem Leib von Bharat Mata, der
Mutter Indien, herausgerissen haben. Die
nach außen gewendete Militanz der Hin-
dunationalen ist somit eine Verteidi-
gungsstrategie, die auf der Urangst vor
der eigenen Schwäche beruht, die Folge
der Uneinheit ist. Je größer das Gefühl der
eigenen Schwäche und der Zurückset-
zung, desto größer die Militanz gegen-
über den anderen. Das latente Einge-
ständnis des eigenen Versagens schlägt in
den Zorn auf sich selbst um und verschafft
sich Luft in einer Politik der demonstrati-
ven Selbstbehauptung gegen die ande-
ren, die ihre Feinde sind.
Ein Ereignis, das sich im Februar 1981 zu-
getragen hat, soll hier als Beispiel dienen,
wie sehr die Furcht vieler Hindus, zur Min-
derheit im eigenen Land zu werden, fast
paranoide Züge annehmen kann. In
Meenakshipuram, einem kleinen Ort im
südindischen Bundesstaat Tamilnadu, tra-
ten damals etwas mehr als 1.000 Un-
berührbare geschlossen zum Islam über.
Dieser Vorfall, der sich anschließend noch
in einigen anderen Orten Südindiens wie-
derholte, schürte die latent vorhandenen
Befürchtungen bei den Hindus, die Musli-

Tabelle 2: Prozentuale Verteilung der 
Religionsgemeinschaften
in Indien, 1981 und 1991

1981 1991

Hindus 82,6 82,4
Muslime 11,4 11,7
Christen 2,4 2,3
Sikhs 2,0 2,0
Buddhisten 0,7 0,8
Jains 0,4 0,4
Andere 0,4 0,4

Quelle: India 1995. A Reference Annual, S. 19.
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me versuchten mit gezielten Konversio-
nen immer mehr Hindus zum Islam zu be-
kehren, um so die Position der Mehrheit
kontinuierlich zu schwächen. Diese Be-
fürchtungen gründen auch auf dem Um-
stand, daß der Hinduismus eigentlich
keine Mission kennt und verbindliche Kri-
terien der Zugehörigkeit zur hinduisti-
schen Religionsgemeinschaft schwerlich
aufzustellen sind. Hinzu kommt noch die
etwas höhere Geburtenrate der indischen
Muslime. Die Konversion in Meenakshipu-
ram wurde als äußeres Zeichen einer pan-
islamischen Verschwörung gedeutet, die
von den reichen Ölstaaten des Nahen und
Mittleren Ostens großzügig finanziert
werde. Dies zeige sich auch in den neu-
errichteten Koranschulen und Moscheen
und dem neuen Wohlstand der Muslime,
die als Gastarbeiter in den arabischen
Staaten gutes Geld verdienten. In der eng-
lischsprachigen Presse des Landes, die kei-
neswegs dem hindunationalen Spektrum
zuzuordnen ist, wurde offen der Vorwurf
der Konspiration erhoben. Der Indian Ex-
press veröffentlichte Statistiken, die be-
weisen sollten, daß die Hindus in 250 bzw.
300 Jahren endgültig von den Muslimen
überflügelt würden. Meinungsumfragen
haben damals ergeben, daß die Mehrzahl
der befragten Hindus von der Regierung
forderten, gegen die Konversion vorzuge-
hen (Jaffrelot 1996, S. 338 ff.). Das Ge-
spenst machte die Runde, die Hindugesell-
schaft befinde sich in einem Belagerungs-
zustand. Die separatistischen Bestrebun-
gen im Punjab und Nordosten sowie in
Kashmir verstärkten noch diesen Ein-
druck. In dieser Situation ergriff die VHP
die Flucht nach vorne: Sie begann mit der
aktiven Rekonvertierung der ehemaligen
Hindus und startete in den Jahren danach
großinszenierte Kampagnen, die die Ein-
heit der Hindus festigen sollten.

Heißt Inder sein Hindu sein?

Die BJP und ihre Verbündeten greifen die-
ses Gefühl der eigenen Schwäche und Ver-
wundbarkeit auf und formen es in ihrem
Sinne zu einer nationalistischen Ideologie
und Politik, die auf dem Zusammenschluß
der Hindus und auf die Ausgrenzung der
Muslime abzielt. Indien, so sagen sie, ist
das Land der Hindus (Hindusthan), die in-
dische Nation ist eine Hindunation (Hindu
rashtra), Inder zu sein, heißt Hindu sein.
Hindutva, das Hindutum, ist die nationale
Identität Indiens, auf der eine starke Hin-
dunation ruhen soll. Diese innere Einheit
der Hindus wird nicht als neu zu erschaf-
fende, sondern als die Wiedergewinnung
eines ursprünglich existenten, durch Er-
oberung und Fremdeinflüsse jedoch verlo-
ren gegangenen Hindutums gesehen, das
allen Indern eigen war und weder Aber-
glaube noch soziale Mißstände kannte.
Die Wiedererrichtung des Dharma, der
gerechten Ordnung, die Rückkehr zum
alten, reinen Hinduethos, zur wahren Hin-
dukultur, wird die Krise der Gegenwart
überwinden und Rama Rajya, die Herr-
schaft des gerechten Gott-Königs Rama,
auf Erden etablieren.
Die Hindutva-Ideologie wurde bereits
1923 in klassischer Form von V. D. Savarkar
formuliert. Es ist die Gemeinsamkeit des

bewohnten Landes (rashtra), der Abstam-
mung (jati) und der Kultur (sanskriti), die
das Indertum kennzeichnen und die Hin-
dus in einer Nation zusammenfinden las-
sen (Savarkar 1989, S. 116). In dieser Defi-
nition werden Muslime und Christen aus-
geschlossen, da diese zwar Indien als ihr
Vaterland, nicht aber als ihr heiliges Land,
als Land, in dem man religiöses Verdienst
erwirbt (punyabhu), betrachten. So wird
die Nation hinduisiert und der Hinduismus
nationalisiert.

Träger des Hindunationalismus 
sind die kulturell Entfremdeten
in den Städten

Das existentielle Gefühl der Bedrohung,
die Furcht, nicht mehr Herr im eigenen
Haus zu sein, gehen einher mit einer Ent-
fremdung sich selbst und der Gesellschaft
gegenüber und steht in enger Wechselbe-
ziehung zu den gesellschaftlichen Ände-
rungen und Umbrüchen, die in Indien in
der Folge des Modernisierungsprozesses
stattfinden. Die alten Selbstverständlich-
keiten haben sich, zumindest in Teilen der
Hindubevölkerung, verflüchtigt. Neue,
sinnstiftende Werte und Normen müssen
gesucht und gefunden werden. In dieser
Situation der schnellen Veränderungen
finden Politiker und Agitatoren vielerlei
Couleur, die sogenannten ethnischen Un-
ternehmer, ihre Anhänger, die in der Hoff-
nung auf neue Orientierungen zu ihnen
stoßen. Die neue Unübersichtlichkeit ver-
langt nach einer ordnenden Restrukturie-
rung, um das Leben wieder übersichtlich
zu machen. Die Sachzwänge der Massen-
demokratie unter den spezifischen Bedin-
gungen der indischen Gesellschaft tragen
dann noch ihren Teil dazu bei, eine „kom-
munalistische“ Politik, d.h. eine Politik der
Abgrenzung der eigenen Gemeinschaft,
zu verfolgen.
Die spezifische Dialektik der Modernisie-
rung bringt im Gleichmaß ihres Fortschrei-
tens Konsequenzen hervor, die sie eigent-
lich so nicht vorsieht. In der ihr eigenen
Überheblichkeit und Eurozentriertheit ist
sie blind geworden gegenüber jenen Re-
aktionen, die die überwunden geglaub-
ten Traditionen interpretierend wiederauf-
erstehen lassen, damit sich die Moderni-
sierenden in der modernen Welt zurecht-
finden.
Diese Dialektik bringt also immer wieder
aufs neue das hervor, was zu überwinden
ihr eigentlicher Auftrag ist: Mythos und
Tradition, die im Vergleich zu Rationalität
und Fortschritt entwertet werden. So ent-
stehen die Erneuerungsbewegungen ver-
schiedenster Art gerade in Milieus, die
dem Prozeß der Modernisierung beson-
ders stark ausgesetzt sind.
In Indien sind es gerade die nach oben
strebenden, vorwiegend städtischen Mit-
telschichten, die den Hindunationalismus
mehrheitlich tragen. Dies läßt sich an eini-
gen empirischen Faktoren festmachen.
Kommunalistische Auseinandersetzungen
zwischen Hindus und Moslems finden
überwiegend in den Städten Indiens statt,
wo der Prozeß der Modernisierung und
Säkularisierung in weit höherem Maße als
auf dem Land Fuß fassen konnte. Auch va-
riieren sie je nach Region; in Nord- und

Westindien treten sie gehäuft auf. Wo die
alten Sozialbeziehungen und die lokalen
oder regionalen Kulturen noch Bestand
haben, kommen sie jedoch weit seltener
bzw. gar nicht vor. Die kulturell Entfrem-
deten sind also die hauptsächlichen Ak-
teure und stammen aus der mittleren und
unteren Mittelschicht.3 Angehörige der
Oberschicht und die bäuerliche Bevölke-
rung gehören selten dazu. (Nandy 1995,
S. 7 ff.). Die Gefolgschaft der sich Moder-
nisierenden bildet auch die Basis für die
zunehmenden Wahlerfolge der hinduna-
tionalen BJP. Zwei landesweite repräsen-
tative Umfragen, die an den Wahltagen
1991 und 1996 durchgeführt wurden (sog.
exit polls), bestätigen diese Einschätzun-
gen. Danach leben die BJP-Wähler in der
Mehrzahl in Städten, sind jüngeren bis
mittleren Alters, weisen einen höheren
Schulabschluß oder eine universitäre Aus-
bildung auf und gehören zu den wohlha-
benderen oberen Kasten. Bis auf ganz we-
nige Ausnahmen waren alle BJP-Wähler
Hindus. Es ist also nicht die große Mehr-
heit der Armen und Ärmsten, die Un-
berührbaren, die Stämme und auch die
other backward classes, unter denen die
BJP mehrheitlich ihre Wähler findet, son-
dern die Angehörigen der sogenannten
middle classes, die ökonomisch durchaus
reüssieren und nach stärkerem politischen
Einfluß streben (India Today 15. 7. 1991, 
S. 34 f.; 31. 5. 1996, S. 25 f.; auch Mitra
1997).
Diese aufstrebenden Mittelschichten ver-
danken ihren Aufstieg dem schnellen
Wachstum in Industrie und Handel. Auf
dem Lande hat die Grüne Revolution in
ausgewählten Regionen dafür gesorgt,
daß die Kaufkraft vieler Bauern zunahm.
Neue Absatzmärkte für Konsumwaren
entstanden, die wiederum das wirtschaft-
liche Wachstum auch kleinerer Betriebe
beflügelten. Gerade die kleineren, aber
auch die großen Städte haben von dieser
Entwicklung profitiert, die seit Mitte der
achtziger Jahre mit dem Antritt der Regie-
rung Rajiv Gandhi sich weiter beschleu-
nigt hat. Die Angehörigen der neuen auf-
strebenden Schichten sehen sich sowohl
nach innen als auch nach außen einem
harten Wettbewerb um begrenzte Res-
sourcen und Chancen ausgesetzt. Neue
Konkurrenten drängen stets nach oben,
unter ihnen auch Muslime, und bedrohen
die mühsam erarbeitete Position. Der per-
manente ökonomische Druck, sich täglich
aufs neue im Wirtschaftsleben bewähren
und das bislang erworbene Vermögen si-
chern und mehren zu müssen, geht mit
einem sozialen Druck einher, den neuen
Status durch ein konsumorientiertes Ver-
halten der Außenwelt zu beweisen.
Die schöne, neue Welt ist nicht nur schön.
Sie kann für den Einzelnen sehr ungemüt-
lich werden. Sie bietet erhöhte Chancen,
sowohl auf materiellen Wohlstand und
ein modernes Leben als auch auf ökono-
mischen Niedergang sowie soziale und
kulturelle Marginalisierung. Die perma-
nente Chance, zu den Verlierern dieses in-
dividualisierten Wettbewerbs zu gehören,
läßt den Wunsch nach Solidarität und Ge-
meinsamkeit der Werte und Normen ent-
stehen. Hier kann die Ideologie einer soli-
darischen Hindugemeinschaft mit festen
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Werten wirksam werden, in der jedes Mit-
glied seinen festen und geachteten Platz
hat. So soll der institutionalisierte Konflikt
und Wettbewerb des Alltags durch eine
harmonische Gemeinschaft der Gleichen,
die in der alten Hindutradition wurzelt,
kompensiert werden.
Diese, keineswegs nur für Indien typische
Situation der Auflösung alter Ordnungs-
vorstellungen und Sozialbeziehungen
und ihre Ersetzung durch versachlichte
Prinzipien mag als Erklärung dienen, daß
in Indien neue Formen der religiös-kultu-
rellen Identität sich herausbilden, die die
spezifischen Bedürfnisse dieser empor-
strebenden Schichten nach einer sinnstif-
tenden Deutung der Welt abdecken,
ohne gleichzeitig ihre materielle Prospe-
rität infrage zu stellen. Die Hindutva-Be-
wegung kann als Ausdruck der Suche
nach einer neuen religiös-kulturellen
Identität gesehen werden. Sie ist „ein
Versuch, das Projekt der Moderne neu zu
formulieren“ (Kakar 1997, S. 220). Mit der
Rückbindung der neuen Lebenslagen an
die Tradition als Reservoir überkommener
Interpretationsmuster wird eine Verbin-
dung mit der Vergangenheit geschaffen,
die dem Bedürfnis nach kultureller Konti-
nuität entspricht. Dieses Bedürfnis „nach
einer Kontinuität des kulturellen Ge-
dächtnisses“ in Zeiten des Wandels wird
von den Hindunationalen mit sichtbarem
Erfolg angesprochen und für ihre poli-
tischen Zwecke benutzt (Kakar 1997,
S. 260). Dabei werden die materiellen 
Errungenschaften und Institutionen der
Moderne bereitwillig übernommen, die
dazu gehörenden Werte und Normen je-
doch brüsk abgelehnt. Das fremde Neue
und das eigene Alte sollen neu zusam-
mengefügt werden, um der gefürchteten
kulturellen Entwurzelung Einhalt zu ge-
bieten. Der Hindunationalismus ist in die-
sem Sinne modern und traditional zu-
gleich und unterscheidet sich dadurch so-
wohl von den reinen Modernisten als
auch von den Tradionalisten, die die Mo-
derne gänzlich ablehnen.

Die Muslime als Sündenböcke 
für alles Schlechte in der Welt

Für die politischen Erfolge des Hinduna-
tionalismus in den vergangenen Jahren
bedurfte es jedoch eines weiteren Ele-
ments: Der bewußten Kreation einer mili-
tanten, hindunationalen Strategie, in
deren Mittelpunkt die als Kollektivtat be-
wertete Befreiung der Geburtsstätte
Ramas von den muslimischen Besatzern in
Gestalt der Babur-Moschee steht. Diese
Strategie instrumentalisiert für ihre
Zwecke zielstrebig religiöse Gefühle und
unterläßt keinen Versuch, den Muslim als
Erzfeind zu stilisieren. Die indische Gesell-
schaft wird dabei in zwei feindliche Ge-
meinschaften eingeteilt, die Hindus und
die Muslime, wir und die Anderen. Die
Muslime werden als Menschen gesehen,
die einfach anders sind, also nicht zu uns
gehören, sondern uns bedrohen. Diese
Bedrohung wird auch in Bezug gesetzt zu
der sexuellen Zügellosigkeit der Muslime
(Muslims are oversexed!), die in nicht all-
zuferner Zukunft die Hindus zur Minder-
heit in ihrem eigenen Land werden läßt.

Sind es nicht die Muslime, die vier Frauen
gleichzeitig haben dürfen und hem-
mungslos Kinder in die Welt setzen? Sind
sie es nicht, die für sich ein eigenes Famili-
en- und Erbrecht in Anspruch nehmen?
Sind sie es nicht, die den überall zu fin-
denden Dreck und Schmutz verursachen,
weil sie nicht auf Sauberkeit, auch nicht
bei sich selbst, achten? Ist ihre nationale
Unzuverlässigkeit nicht hinlänglich be-
kannt, die sich nicht nur in separatisti-
schen Umtrieben in Kashmir zeigt, son-
dern auch in dem öffentlichen Jubel, der
ausbricht, wenn die indische Cricketnatio-
nalmannschaft in einem Länderspiel
gegen Pakistan den Kürzeren zieht? Nicht
nur sexuelle Maßlosigkeit und Undank
kennzeichnen die Muslime, sondern auch
eine generelle Neigung zur Gewaltan-
wendung. Sie wollen stets ihr Anderssein
herauskehren, wollen sich nicht dem all-
gemeinen Zivilrecht unterstellen und spre-
chen ihre eigene Sprache, Urdu. Kurzum:
Der Muslim gilt als die Negation des Hindu
schlechthin.
Sadhavi Ritambhara, „die Trägerin der
göttlichen Wahrheit“, eine der bekannte-
sten Hindutva-Aktivistinnen, hat in ihrer
Wahlkampfrede, die sie im April 1991 in
Hyderabad gehalten hat, diese manichäi-
sche Weltsicht deutlich zum Ausdruck ge-
bracht (nach Kakar 1997, S. 254):
„Wie kann es je zur Einheit kommen? Der
Hindu schaut in die eine Richtung, der
Muslim in die andere. Der Hindu schreibt
von links nach rechts, der Muslim von
rechts nach links. Der Hindu betet zur auf-
gehenden Sonne, der Muslim wendet sich
zur untergehenden Sonne, wenn er betet.
Ißt der Hindu mit der rechten Hand, so ißt
der Muslim mit der linken. Nennt der
Hindu Indien seine ,Mutter’, so wird sie für
den Muslim zur Hexe. Der Hindu verehrt
die Kuh, der Muslim kommt ins Paradies,
wenn er Rindfleisch ißt. Der Hindu trägt
einen Schnurrbart, der Muslim rasiert sich
stets die Oberlippe. Was auch immer der
Hindu tut, die Religion des Muslims gebie-
tet, das Gegenteil davon zu tun. ,Wenn ihr
in allem das Gegenteil von den Hindus
machen wollt’, habe ich gesagt, ,dann nur
zu: Der Hindu ißt mit dem Mund; ihr soll-
tet auch hier das Gegenteil tun!‘“
Die Rolle der Muslime als Sündenbock für
alles Schlechte in der Welt zeigt sich hier
deutlich. Der Muslim wird regelrecht dä-
monisiert, ihm werden vulgäre und trieb-
hafte Charakterzüge zugeschrieben. Der
Muslim in seinem Sosein stellt einen per-
manenten Angriff auf alles dar, was in den
Augen des Hindu das Menschsein aus-
macht. Er ist zutiefst unmoralisch und
stellt sich somit außerhalb der menschli-
chen Gemeinschaft. So gefährdet er die
Ordnung der Welt und ist ein permanen-
ter Herd des Unfriedens.
Die Bestätigung des eigenen Gefühls der
Benachteiligung bei den Hindus basiert
auf einer schlichten Leugnung der Rea-
lität, die „nur möglich (ist) über eine Akti-
vierung von Verfolgungsphantasien der
Gruppe, wobei der Muslim sich vom Ste-
reotyp zum Archetyp wandelt: Er wird
zum Erztyrannen“ (Kakar 1997, S. 250). So
wird der Hindu erst in scharfer Opposition
zum Muslim zum Hindu, er braucht den
Muslim, um sich seines Hinduseins bewußt

zu werden. Man gewinnt den Eindruck,
der Muslim spiegele die Angst des Hindu
vor den eigenen Gelüsten wider, die sei-
nem Bild eines moralischen und zivilisier-
ten Wesens zuwiderlaufen. Der Muslim
stellt eine ständige Versuchung und Ge-
fahr für das eigene Selbst dar, eine Gefahr,
vor der man als Hindu dauernd auf der
Hut sein muß. Die Idealisierung der eige-
nen Personengruppe und die Dämonisie-
rung der anderen sind komplementäre
Prozesse. Rechtschaffenheit und Reinheit
korrespondieren mit Hinterlist und Un-
reinheit. Die Angst vor Verunreinigung
durch andere ist ein konstitutives Merk-
mal der Hindugesellschaft, und zwar nicht
nur im Außenverhältnis zu anderen, nicht-
hinduistischen Gruppen, sondern auch im
Innenverhältnis zwischen den hinduisti-
schen Kasten (jatis) selbst.
Diese radikale Entwertung und Ausgren-
zung der Muslime kann ein neues Gefühl
der gemeinsamen Stärke fördern, da es
sich nun konkret faßbar an dem Anderen
und seinen Schandtaten orientiert. Daß
die Muslime de facto eine zersplitterte,
keineswegs geschlossene Minderheit sind,
die in Politik und Wirtschaft deutlich un-
terrepräsentiert ist, untergräbt dabei kei-
neswegs die Erfolgschancen der hindu-
nationalen Mobilisierungsstrategie. Die
relative Schwäche der muslimischen Min-
derheit, der auf der anderen Seite eine
entsprechende Stärke der Hindumehrheit
gegenübersteht, ist vielmehr ein Garant
für die erfolgreiche Umsetzung der Hin-
dutva-Politik in die Praxis, die wiederum
die Richtigkeit und damit die Attraktivität
der Hindutva-ldeologie bestärkt. Nichts ist
erfolgreicher als der Erfolg selbst, auch
wenn er auf einer glatten Umkehrung sei-
ner eigenen ideologischen Voraussetzung
basiert. In einem Prozeß der self-fulfilling
prophecy werden die Vorstellungen,
Wünsche und Ängste zu sozialen Tatsa-
chen, die handlungsrelevant werden.

Der innere Feind sind demgegenüber
die Säkularisten

Sind die Muslime die äußeren Feinde, so
sind die Säkularisten die inneren, die die
Einheit der Hindus unterminieren. Die
Hindunationalen kritisieren vehement
den offiziellen Nationalismus des indi-
schen Staates, namentlich des Congress,
und bezichtigen seine Vertreter des
„Pseudosäkularismus“, der daran Schuld
sei, daß es in Indien überhaupt kommuna-
listische Konflikte gebe. Unter dem Deck-
mantel des Säkularismus, eines aus dem
Westen importierten, der indischen Kultur
fremden Konzepts, habe der Congress seit
Nehru die Muslime systematisch bevor-
zugt und ihnen Sonderrechte zugebilligt,
nur um bei den Wahlen ihre Stimmen en
bloc zu erhalten. Das Nehru'sche Konzept
des Säkularismus sei deshalb in Wahrheit
ein Pseudosäkularismus, ein „pervertierter
Slogan“, der die Nation auseinanderdivi-
diere, statt sie zu einigen. Die kommunali-
stischen Konflikte würden sich in einer
Hindunation von selbst auflösen, da diese
nicht auf einem falsch verstandenen Kon-
zept des Säkularismus aufbaue, sondern
dem Ideal von Rama Rajya, einer gerech-
ten Gesellschaftsordnung im Sinne Ma-
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hatma Gandhis nachstrebe. Daher sei es
im eigenen Interesse der Muslime, nicht
mehr den „Pseudosäkularisten“ zu fol-
gen, sondern sich dem großen Projekt
einer starken hindunationalen Gemein-
schaft anzuschließen (BJP 1993, S. 7 ff.). In
ihrer Kritik des Säkularismus als west-
lichem Import vergessen die Hindunatio-
nalen völlig, daß auch ihr Konzept des
Hindutums und der Hindunation aus dem
Westen stammt. Indien wird von den Hin-
dunationalen als Kulturnation definiert,
der auf einem deterministischen, völki-
schen Verständnis der Nation beruht. Die-
ser sogenannte objektive Begriff von Na-
tion schreibt, ganz im Unterschied zum
subjektiven, bestimmten Gruppen, Völ-
kern und Nationen scheinbar objektive Ei-
genschaften wie gemeinsame Sprache,
Abstammung und Kultur zu, während der
subjektive vor allem auf das Bekenntnis
des freien Bürgers zur Republik rekurriert
und die Nation als Staatsnation versteht.
Kurzum: Der Hindu-Nationalismus ist kein
genuin indisches Geschöpf, sondern eine
getreue Kopie des europäischen Vorbilds.
Die Hindunationalisten sehen den Streit
um Ayodhya nicht als ein singuläres Stre-
ben nach einem Ramatempel, sondern als
die logische Fortsetzung des nationalen
Befreiungskampfes, als Bemühen, die na-
tionale Identität wiederzugewinnen, wel-
ches fest im inklusiven und assimilativen
Kulturerbe Indiens verwurzelt sei (BJP
1993, S. 7). Mit diesem Rückbezug auf die
Unabhängigkeitsbewegung und die tole-
rante Tradition der indischen Kultur wird
der Ayodhya-Kampagne, genauer: dem
Abriß einer Moschee, die höchste politi-
sche Weihe verliehen, die das politische
Leben im unabhängigen Indien zu bieten
hat. Damit wird auch klargestellt, daß es
sich bei dieser Kampagne um eine Bewe-
gung des Volkes handle, die einer gerech-
ten Sache diene und daher einer juri-
stischen Beurteilung durch Institutionen
des pseudosäkularen Staates entzogen
sei.

Die Politik der Symbole

Es ist diese Mischung aus religiöser Inten-
sität und kommunalistischer Agitation,
die die Aktionen der Hindunationalen so
gefährlich macht. Religiöse Gefühle, My-
then und Symbole werden hier politisch
instrumentalisiert, indem ein Epos, ein
Gott und ein Tempel selektiv auf die eige-
nen politischen Bedürfnisse zurecht ge-
schnitten werden, um die heterogene
Hindubevölkerung zu einer schlagkräfti-
gen politischen Einheit in bewußter Op-
position zu den Muslimen zu formen.
Diese Politik der Symbole läßt sich am be-
sten an einem Ereignis verdeutlichen, das
im Vorfeld der Zerstörung der Babur-
Moschee stattgefunden hat. Im Okto-
ber 1989 organisiert die VHP eine Ram
Shila Puja-Kampagne (Rama-Ziegelstein-
Weihe). Aus allen Teilen Indiens werden
geweihte Ziegelsteine (shila) mit der Auf-
schrift Rama und in rote und safrangelbe
Seidentücher gewickelt, auf die Reise
nach Ayodhya geschickt, um dort für 
den Bau des Tempels verwendet zu wer-
den. Diese Ziegelsteinprozessionen, rund
200.000 an der Zahl, sollen in sichtbarer

Form die Einheit der Hindus als Nation de-
monstrieren. Diese vorgestellte Gemein-
schaft der Hindus, die Hindunation (Hindu
rashtra), kristallisiert sich nicht nur in dem
göttlichen Helden Rama, sondern auch in
seiner Geburtsstätte und einem zu bauen-
den Tempel an genau dieser Stelle, zu dem
die einzelnen Teile dieser Gemeinschaft in
Form von „Rama-Ziegeln“ beitragen. Die
an diesen Ort gebrachten Ziegelsteine
fügen sich zu einem Monument der Hin-
dutva, des Hindutums zusammen. So er-
kennt sich der Einzelne leicht als Teil des
Ganzen, die Individuen werden zur Nati-
on, die Ziegel zu einem Tempel. So mani-
festiert sich die vorgestellte Nation in
einem realen Sakralbau, der gleichzeitig
Rama Rajya, die Herrschaft des Gottes
Rama symbolisiert.
Der Petrifizierung dieser Vorstellung steht
allerdings ein real existierendes Hindernis
im Wege: genau an dieser Stelle, an der
sich die Hindunation manifestieren soll,
befindet sich eine alte Moschee. Sie ist für
die Hindunationalisten ein sichtbares, im
wahrsten Sinne des Wortes herausragen-
des, massives Hindernis auf dem Weg zur
nationalen Selbstfindung, zumal die Mo-
schee auf den Trümmern des zuvor dort
stehenden Ramatempels errichtet worden
sein soll. So lange die Moschee dort steht
und der Tempel nicht gebaut werden
kann, kann Rama, dieser Inbegriff des ge-
rechten, aber auch wehrhaften Herrschers,
nicht an seine Geburtsstätte zurückkehren.
Mithin gilt Ayodhya als Testfall dafür, ob
Rama Rajya errichtet werden kann oder
von den Muslimen hintertrieben wird. In
Analogie zu Ramas Kampf gegen den Dä-
monen Ravana, der seine Frau Sita nach Sri
Lanka verschleppt hat, kann die Befreiung
von Ramjanmabhumi als sein Kampf
gegen die bösen Muslime gedeutet wer-
den, die ihn seiner Geburtsstätte beraubt
haben – ein Kampf, in dem das Gute über
das Böse, Recht (dharma) über Unrecht
(adharma) siegen wird.

Die Gegenreaktion der Muslime
konnte nicht ausbleiben

Die hindunationalen Kampagnen stehen
jedoch nicht für sich allein. Auch von mus-
limischer Seite wird der Versuch unter-
nommen, mit kommunalistischer Politik
die Muslime zu einer Einheit zu formen
und die eigenen Interessen durchzuset-
zen. Auch hier sind „ethnische Unterneh-
mer“ aktiv, die keine Möglichkeit auslas-
sen, die Grandeur der eigenen Gruppe
der Unzivilisiertheit der anderen gegen-
überzustellen. Allerdings agieren sie,
nicht nur wegen der deutlichen numeri-
schen Unterlegenheit, sondern wegen
der fehlenden Geschlossenheit der Musli-
me, eher aus einer defensiven Position
heraus, der auch eine elegische Grund-
stimmung innerhalb der muslimischen
Elite entspricht, die sich aus der Erinne-
rung an alte Macht und Herrlichkeit
speist. Ubedullah Khan Azmi, ein ein-
flußreicher, eher gemäßigter Muslimfüh-
rer, fordert z.B. in einer seiner Reden die
Hindus auf, sich selbst im Spiegel zu be-
trachten. Dann würden sie erkennen, wer
ihnen die schönen, kultivierten Seiten des
Lebens gebracht hat. Der Glanz Indiens ist

ein Werk der Muslime. Und der Islam ist
im Unterschied zum Hinduismus eine Reli-
gion der Gleichen, sie „gibt jedem
menschlichen Wesen Gleichberechtigung
aufgrund seines Menschseins“. Kultur
und Gleichheit unter den Muslimen wird
mit Rohheit und sozialer Unterdrückung
kontrastiert. Man erhöht sich selbst, in
dem man den anderen erniedrigt, wobei
die wahre Stärke der Muslime in der
Überlegenheit des Islam gegenüber dem
Hinduglauben beruht. Daher ist das Fest-
halten an den Grundlagen des Islam, wie
sie im Koran niedergelegt sind, die einzi-
ge Garantie, zur alten Macht und Herr-
lichkeit zurückzufinden und so den
Attacken der Hindus zu widerstehen
(nach Kakar 1997, S. 272 ff.).
Der Kommunalismus der Hindus und der
Muslime stehen in einer engen, gegensei-
tigen Beziehung. Ein permanentes Wech-
selspiel von Actio und Reactio, Vorwurf
und Gegenvorwurf wird so in Gang ge-
setzt, das ab einem bestimmten Zeitpunkt
zu einem Selbstläufer wird. Bilder und
reale Ereignisse vermischen sich, so daß Ur-
sache und Wirkung nicht mehr erkennbar
sind. Es entstehen mächtige ideologische
Gebilde, neue Mythen, die sich in politi-
sche Aktionen umsetzen lassen. Der einzel-
ne wird so Teil einer homogenisierten
Masse, die das Gesetz des Handelns dik-
tiert und, gleich einer energiegeladenen
Lawine, alles mitreißt, was sich ihr in den
Weg stellt. Die in Gang gesetzte Dynamik
der Ereignisse gewinnt dann eine Eigenge-
setzlichkeit, die kompromißlos auf einen
katastrophischen Höhepunkt zusteuert.
Die Intensität der Konflikte ist auch, in den
Worten Sudhir Kakars, eine „Folge davon,
daß hier ein kollektiver Narzißmus auf den
anderen prallt, daß ein grandioses Grup-
penselbst auf ein ebenso grandioses ande-
res stößt, die beide von ihrer kulturellen
Überlegenheit überzeugt sind“ (Kakar
1997, S. 23).

Doch die hindunationale 
Bewegung ist kein Monolith

Der Erfolg des Hindunationalismus und
die in seinem Gefolge aufkommenden
Konflikte zwischen der Mehrheit der Hin-
dus und der Minderheit der Muslime sind
also weder der Zwangsläufigkeit eines
anonymen Prozesses noch der wesenhaf-
ten Unterschiede zweier Religionsgemein-
schaften geschuldet. Vielmehr sind sie das
Produkt eines komplexen, sich komple-
mentär strukturierenden Gewebes politi-
scher, sozio-ökonomischer und religiös-
kultureller Faktoren. Vor diesem Hinter-
grund soll nun der Frage nachgegangen
werden, ob der Hindunationalismus sei-
nen Weg nach oben unbeirrt weiterverfol-
gen und die politische und soziale Ord-
nung Indiens in ihren Grundfesten er-
schüttern wird. In den vergangenen Jah-
ren mangelte es nicht an pessimistischen
Einschätzungen, die nicht selten das Ende
der „größten Demokratie der Welt“ in
einem fundamentalistischen Hindusthan
kommen sehen. Manche Autoren gehen
sogar so weit und sprechen gleich vom Fa-
schismus.4 Diese düsteren Prognosen un-
terschätzen die Flexibilität und Wider-
standskraft der indischen Demokratie,
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und es gibt gute Gründe für die Annah-
me, daß dies auch für das an die Wand ge-
malte Gespenst des Hindunationalismus
gilt. Drei Aspekte scheinen hier von Be-
deutung zu sein.
Die hindunationale Bewegung in Indien
ist keineswegs ein monolithisches Gebilde,
sondern inneren Gegensätzen und Span-
nungen ausgesetzt, die sowohl auf der
ideologischen als auch auf der politischen
Ebene auftreten.
Je mehr Anhänger die Hindutva-Bewe-
gung zählen kann, um so mehr machen
sich die Spannungen zwischen den auf
eine fast 70jährige Geschichte zurück-
blickenden, disziplinierten Kadern des
RSS, den um den Eindruck der Mäßigung
bemühten Politikern der BJP und den
bunt zusammengewürfelten, einer straf-
fen Organisation kaum zugänglichen reli-
giösen Führern und Mitläufern der VHP
bemerkbar. In den Augen eines gut ge-
schulten, stets adrett gekleideten RSS-
Mitglieds oder eines BJP-Politikers müs-
sen diese nicht selten mit einem Wickel-
tuch bekleideten, lange, verfilzte Haare
tragenden, zuweilen mit Asche be-
schmierten Personen geradezu als Inbe-
griff undisziplinierten Individualismus’
und fehlender Organisation gelten, mit
denen auf Dauer keine verläßliche Ko-
operation möglich ist. Das Selbstverständ-
nis des RSS als Kaderorganisation reibt
sich daran, die von der VHP mobilisierten
Heiligen Männer als gleichberechtigte
politische Partner zu akzeptieren. Ebenso
wenig kann die BJP, vor allem dann, wenn
sie in der Regierungsverantwortung
steht, blindlings den Aktionen der VHP
folgen, da sie sonst Gefahr läuft, die poli-
tische Kontrolle über die Hindutva-Bewe-
gung zu verlieren. Allerdings darf sie
auch nicht den Anschein erwecken, als
bremsende Kraft zu wirken, die die Aktio-
nen der Aktivisten hintertreibt. Dieses 
Dilemma birgt für die BJP stets die Ge-
fahr, Opfer ihres eigenen politischen Er-
folgs zu werden.
Auch innerhalb der BJP, die ja stets ihre in-
nere Geschlossenheit gerade im Unter-
schied zum Congress und den anderen Par-
teien betont, gibt es divergierende Strö-
mungen. Radikale Hindutva-Anhänger und
moderate Politiker, wie z.B. der altgediente
A. B. Vajpayee, rangeln sich um Macht und
Einfluß und versuchen, ihre Positionen
durchzudrücken. Dabei spielen auch persön-
liche Ambitionen und Zerwürfnisse eine
Rolle, wie sie Anfang der 90er Jahre im Bun-
desstaat Madhya Pradesh deutlich zutage
getreten sind. Dort bildeten sich einige Mo-
nate nach dem Sieg der BJP bei den Land-
tagswahlen 1990 Gruppen heraus, die ge-
geneinander arbeiteten und auch nicht vor
persönlichen Anschuldigungen halt mach-
ten. Die bekannteste Hindutva-Aktivistin,
Uma Bharati, beklagte sich im April 1992
bitter darüber, daß ihr eine intime Bezie-
hung mit einem Generalsekretär der Partei
unterstellt und ihr Bruder mit fiktiven krimi-
nellen Taten in Verbindung gebracht werde
(Jaffrelot 1996, S. 494ff; Nandy et. al. 1995,
S. 176ff.). In Gujarat wiederum spaltete sich
jüngst sogar die BJP-Fraktion im Landtag.
Die abtrünnigen Politiker bildeten eine
neue Partei und übernahmen mit Hilfe des
Congress die Regierung.

Vor allem ist der Hinduismus selbst
eine Ansammlung verschiedenster
Religionen

Es sind jedoch nicht allein die internen
Auseinandersetzungen, die die Stoßkraft
des Hindunationalismus unterminieren.
Die Hindutva-ldeologie sieht als ihr vor-
nehmstes Ziel die Errichtung einer starken
Hindunation an, die auf der Gemeinsam-
keit von Abstammung, Territorium und
Kultur ruht. Sie basiert auf der Überzeu-
gung, daß die Hindunation eine mit ob-
jektiven, klar bestimmbaren Wesensmerk-
malen ausgestattete Kulturnation ist.
Diese behauptete Homogenität des Hin-
dutums steht allerdings in auffallendem
Gegensatz zur Heterogenität dessen, was
als Hindukultur bzw. Hinduismus allge-
mein bezeichnet wird. Seine Vielfalt ist
sprichwörtlich, es gibt weder eine grund-
legende Schrift, die dem Koran oder der
Bibel vergleichbar wäre, noch einen ver-
bindlichen Korpus von Schriften, in dem
die Grundüberzeugungen festgelegt wä-
ren. Aus religionswissenschaftlicher Sicht
läßt sich der Hinduismus ohne weiteres als
ein Kollektivum für verschiedene, selbst-
ändige Religionen bezeichnen. Es existiert
eine fast unübersehbare Masse an mündli-
chen und schriftlichen Überlieferungen
mit einer ebenso unübersehbaren Masse
an Göttern, Göttinnen, Dämonen, Ritua-
len und Zeremonien. Hier eine Gemein-
samkeit des Denkens, Fühlens und Han-
delns zu konstruieren, ist schlechterdings
nicht möglich und läuft dem eigentlichen
Wesensmerkmal des Hinduismus, seiner
Heterogenität zuwider. Nicht umsonst
bleiben die Hindutva-ldeologen die Ant-
wort auf die Frage weitgehend schuldig,
wie denn die gemeinsame Kultur der Hin-
dus auszusehen hat. Das einzige, negativ
bestimmte Definitionsmerkmal des Hin-
duismus als die Summe indischer Lebens-
weisen, in die das Individuum und seine
jeweilige Gruppe eingebunden sind, ist
seine fehlende Uniformität.5 Auf individu-
eller Ebene wird diese Vielfalt der religiös-
kulturellen Traditionen und Identitäten
ergänzt durch vielschichtige primordiale
Bindungen und Orientierungen innerhalb
eines offenen Selbst. Hinzu tritt als ein
weiteres Charakteristikum eine prinzipiel-
le Fähigkeit, vergessen zu können (Nandy
et al. 1995, S. VII).
Alle Versuche, die nicht vorhandene Ein-
heit zu postulieren und mit Inhalt auszu-
füllen, wirken wenig überzeugend. Der
gelebte Alltag des Hinduismus läßt sich
nicht mit dem Postulat eines uniformen
Hindutums in Einklang bringen. Daran hat
auch eine mit vereinten Kräften organi-
sierte Rama-Kampagne als Kristallisations-
punkt einer Hinduidentität nichts Grund-
legendes ändern können, wie die beiden
folgenden Beispiele zeigen.
Im Januar 1991 zogen Hindutva-Anhän-
ger mit Urnen, die die Asche von in Ayo-
dhya zu Tode gekommenen Aktivisten
enthalten sollten, durch nordindische Dör-
fer. Nach einem Bericht der Zeitschrift
India Today reagierten die Dörfer im
Distrikt Budaun, 150 km südwestlich von
Delhi, sehr skeptisch auf diese Demonstra-
tion der Hindueinheit, obwohl sie zuvor
gehört hatten, das Land und seine Reli-

gion seien in Gefahr. Zu oft hatten sie von
außen kommende Politiker gehört, die
dahergeredet und große Versprechungen
gemacht hatten, die nie eingehalten wur-
den. Ein Dörfler bemerkte, daß Rama im
inneren Herzen wohnen soll und nicht in
einem Tempel: „We don’t need to learn
about our dharma from politicians see-
king votes“. Ein anderer, ein Unberührba-
rer, bemerkte, daß das eigentliche Pro-
blem immer noch unter den Hindus selbst
bestehe: „We can’t even enter the temple
in the village, so what does the Rama
Mandir (temple) in Ayodhya mean to us?“
(India Today, 31. 1. 1991, S. 35).6

Nicht nur die feinen, auch die 
groben Unterschiede prägen den
Hindu-Alltag

Die Differenz als konstitutives Merkmal
des Hinduismus gilt auch für das soziale
Leben. Hierarchische Werte und institutio-
nelle Ungleichheit bilden das Kernstück
der indischen Kultur und Gesellschaft.
Nicht nur die feinen, sondem auch die
groben Unterschiede prägen den sozialen
Alltag in all seiner Härte. Daher ist es
ebenso verwunderlich wie verständlich,
daß die Hindunationalen die Unberühr-
barkeit als der Hindutva fremd ansehen
und die Hindugesellschaft als eine große
Familie, als ein organisches Ganzes, apo-
strophieren, in der soziale Konflikte, egoi-
stisches Streben und individuelle Einsam-
keit keinen Platz haben. Die soziale Rea-
lität Indiens wird jedoch nicht deshalb
gleicher, indem die Gleichheit herbeigere-
det wird. Die harte Lebensrealität verleiht
solchen Gesellschaftsentwürfen wenig
Glaubwürdigkeit. Kurzfristig ist es zwar
möglich, mit hinduistischer Symbolik und
nationalistischer Demagogie eine beacht-
liche Zahl von Menschen auf die schwin-
delerregenden Höhen spektakulärer Ak-
tionen zu treiben, langfristig hingegen ist
einer solchen Politik nur wenig Erfolg be-
schieden. In einem Land, in dem die Mehr-
heit der Bevölkerung kaum über das zum
Leben Nötigste verfügt, ist die soziale
Frage überall mit Händen zu greifen, die
weder durch geschickte Rhetorik noch
spektakuläre Kampagnen überspielt wer-
den kann. Bildhaft gesprochen: Von Rama
allein wird der Hungrige nicht satt. Hinzu
muß noch das tägliche Brot kommen. Dies
hat auch die BJP klar erkannt, und um ihre
Wählerbasis zu verbreitern, prägte sie in
ihren Wahlkämpfen den Slogan Ram aur
roti, Rama und Brot. Auch die BJP muß
wie alle anderen indischen Parteien eine
Antwort auf die soziale Frage liefern, die
dem wachen Realitätssinn der indischen
Wähler entspricht.
Bis heute hat es die BJP nicht geschafft, die
Mehrheit der indischen Wähler hinter sich
zu bringen. Ihr Stimmenanteil hat sich zwi-
schen den Wahlen 1991 und 1996 nicht er-
höht, auch wenn die Zahl der gewonnenen
Sitze in der Lok Sabha zugenommen hat 
(s. Tabelle 1). Auch gelang es der BJP nicht,
den deutlichen Stimmenverlust des Con-
gress von 36,5% auf 28,1% für sich zu ver-
einnahmen und die politische Führungsrol-
le im Land zu übernehmen. Die politische
Anziehungskraft des Hindunationalismus
ist vornehmlich auf die Bundesstaaten im
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Norden und im Westen des Landes be-
schränkt. Es bleibt also festzuhalten, daß
über Dreiviertel der indischen Wähler ihre
Stimme jenen, in zunehmendem Maße re-
gionalen Parteien gegeben haben, die den
Hindunationalismus nicht auf ihre Fahnen
geschrieben haben. Viele dieser Parteien
verstehen sich explizit als Vertreter der be-
nachteiligten Schichten. Im Kernland des
hindusprachigen Nordens, im Bundesstaat
Uttar Pradesh mit seinen fast 150 Mio. Ein-
wohnern, erzielten 1996 die Bahujan
Samaj Party und die Samajvadi Party, beide
prononcierte Vertreter der unteren Schich-
ten, zusammen 41,4% der Stimmen ge-
genüber 33,4% für die BJP. Daß die BJP in
diesem Bundesstaat, der als das Bollwerk
des Hindunationalismus gilt, dennoch 52
der 85 zu vergebenden Parlamentssitze er-
ringen konnte, ist Folge des geltenden
Mehrheitswahlrechts angesichts einer Viel-
zahl konkurrierender Parteien (Election
Commission of India 1996).

Hindutva allein kann nicht 
die Macht im Staate bringen

Seit 1973 unternimmt die BJP den Ver-
such, ihre Wählerbasis zu verbreitern.
Daher distanzierte sie sich Zug um Zug
von einer reinen Hindutva-Politik und
griff verstärkt allgemeine soziale und
wirtschaftliche Themen auf. An promi-
nenter Stelle rangiert hier das Thema
Korruption. Die BJP gibt sich als Partei mit
weißer Weste, vor allem im Unterschied
zum Congress. Diese strategische Neuori-
entierung der BJP-Politik war die Antwort
auf die Gefahr, daß Sadhus und andere
militante Kräfte zunehmend den Kurs der
Politik vorgeben, der der BJP zum Nach-
teil gereichen könnte. Die Führer der BJP
haben erkannt, daß Hindutva allein ihnen
nicht die Macht im Staate bringen wird.
Sie müssen sich den täglichen Problemen
und Erwartungen der Inder stellen. Dieser
pragmatische Ansatz läßt die Forderung
nach einem Abriß der Moscheen in Ma-
thura und Benares zur Zeit zumindestens
nicht mehr aktuell sein. Die Verbreite-
rung der regionalen und sozialen Wähler-
basis steht eindeutig im Vordergrund, um
aus eigener Kraft die Regierung in New
Delhi übernehmen zu können. Auf jeden
Fall wird die Einheit der BJP einer harten
Prüfung unterzogen werden.
Die BJP versucht jetzt mit allen Mitteln,
Bündnisse mit Parteien und bekannten
Politikern einzugehen, die dem Hindutva-
Konzept eigentlich nicht viel abgewinnen
können und aus rein wahltaktischen
Überlegungen das Wagnis einer Allianz
eingehen. Prominente Beispiele für sol-
che Allianzen bieten die südindischen
Staaten Karnataka und Tamilnadu, wo die
zwei abgehalfterten Politiker Hedge und
Jayalalitha Wahlbündnisse mit der BJP ge-
schlossen haben. In Uttar Pradesh koope-
rierte die BJP mit der Partei der Unberühr-
baren (BSP) in der Hoffnung, bei den Ärm-
sten der Armen Stimmen zu gewinnen.
Doch die Koalition mit der BSP dauerte
nur ein halbes Jahr, von März bis Septem-
ber 1996. Die notwendige Vertrauensab-
stimmung im Parlament überstand die BJP
nur, weil es ihr gelungen war, Abgeordne-
te aus den Reihen des Congress und der

BSP auf ihre Seite zu ziehen. Der Vorwurf
der Bestechung machte die Runde, und
die Auflösung des Landtags bei gleichzei-
tiger Unterstellung der Landesverwaltung
unter die Zentralregierung konnte nur
durch ein Veto des Staatspräsidenten ver-
hindert werden. Doch der Preis, den die
BJP-Regierung zu zahlen hatte, war hoch.
Als Gegenleistung mußte Premierminister
Kalyan Singh den Überläufern Ministerpo-
sten verschaffen und sieht sich nun von 93
Ministern umgeben, von denen 33 krimi-
neller Aktivitäten verdächtigt werden. Die
Logik des reinen Machterhalts ist auch für
die BJP zwingend geworden, ihre weiße
Weste hat deutliche schwarze Flecken er-
halten.
Es ist still geworden um Ayodhya. Die indi-
sche Tugend des Vergessens ist offensicht-
lich nicht in Vergessenheit geraten. Der
politische Alltag hat die hindunationalen
Kräfte eingeholt. Die Idee eines homoge-
nen Hindutums in einer ebenso homoge-
nen Hindunation ist ein politisches Iden-
titätskonstrukt, eine Art moderner My-
thos, der auf religiös-kulturelle Inhalte
und Symbole selektiv zurückgreift. So er-
weist sich die Hindutva-Ideologie und 
-Politik als eine Spielart des integralen 
Nationalismus, der von oben her einen
Wertekonsens erschaffen möchte. Für die
drängenden Probleme des heutigen Indi-
en bietet dieser Nationalismus keine adä-
quate Lösung, und ein nachhaltiger Erfolg
der nach Uniformität strebenden Hindut-
va-Bewegung wäre nur dann zu erwarten,
wenn es ihr gelänge, die vielfältigen Le-
bensformen und religiös-kulturellen Iden-
titäten der indischen Bevölkerung zu ho-
mogenisieren, ein Vorhaben, das einer Art
Kulturrevolution in der auf Jahrtausende
zurückreichenden Hindutradition gleich-
käme.8 Es ist nicht abzusehen, daß diese
Entwicklung die indische Gesellschaft auf
breiter Front erfassen wird.

Indien als „funktionierende
Anarchie“

John Galbraith, der ehemalige Botschaf-
ter der USA in Indien und Harvardöko-
nom, hat Indien einst als „funktionieren-
de Anarchie“ beschrieben. Damit dürfte
er die indische Realität in nuce beschrie-
ben haben. Indien ist voller Widersprüch-
lichkeiten, die es oft schwer machen, eine
Linie zu erkennen. Es scheint, als gebe es
nur das Prinzip des Chaos, allerdings ein
produktives, das immer wieder neue Ener-
gien freisetzt und neue, unverhoffte
Wege aufzeigt.
Bislang hat die indische Gesellschaft noch
alle Propheten des Untergangs widerlegt.
Dieses Land verfügt über äußerlich schwer
durchschaubare Mechanismen der Selbst-
regulierung, die die politischen Extremis-
men immer wieder austarieren und nicht
zu einer wirklichen Gefahr für das Ganze
werden lassen. Somit gibt es auch allen
Grund zu der Annahme, daß die indische
Demokratie auch vor der Herausforde-
rung des Hindunationalismus bestehen
kann. Die sprichwörtliche multikulturelle
Verfassung dieses Subkontinents und die
gesunde Skepsis der Wähler gegenüber
ihren Politikern bieten hierfür die beste
Gewähr.

Anmerkungen
1) Siehe hierzu die umfangreiche Studie von Jaffrelot 1996;

im einzelnen zur VHP: Basu et al. (1993), S. 56ff.; zur BJP:
Graham 1990; zum RSS: Anderson/Damle 1987 und Gold
1991.

2) Dazu ausführlich Jürgenmeyer 1995 sowie Internationa-
les Asienforum 25 (1994), Nr. 3/4.

3) Anzumerken ist, daß der Hindunationalismus auch bei
den im Ausland lebenden Indern seine Anhänger findet.
Siehe hierzu Jürgenmeyer 1992.

4) So z.B. Bharati 1986 und Sarkar 1993. Die für mehrere
deutsche Zeitungen schreibende Indienkorrespondentin
Gabriele Venzky gab am 10. 5. 1993 in der Frankfurter
Rundschau folgende Einschätzung der Lage: Ayodhya
und die Herrschaftsansprüche der „Safran-Fundamentali-
sten“ markieren den Beginn einer Entwicklung, die sich
unaufhaltsam in Richtung Faschismus bewegt.“ Eine an-
dere pessimistische Einschätzung findet sich bei Kulke
1996, der im Hindunationalismus eine große Gefahr für
Indien sieht und  seinen Beitrag mit dem Satz schließt:
„Fraglich ist nur, ob Indien unter einer künftigen hindu-
nationalistischen BJP-Regierung the Bosnian way erspart
bleiben wird.“ (S. 208)

5) Daher ist es auch wenig sinnvoll, in Analogie zum islami-
schen Fundamentalismus derzeit von einem Hindu-Fun-
damentalismus zu sprechen, einfach deswegen, weil es
kein gemeinsames Fundament gibt, auf dem dieser -ismus
stehen könnte. So auch J. Lütt 1991, S. 237 und Randeria
1995, S. 92. An anderer Stelle spricht Lütt 1994 ebenso wie
van der Veer (1994) von „religiösem Nationalismus“.
Schied (1994) hingegen geht davon aus, daß sich eine 
Hinduidentität auf der Basis eines übergreifenden (Hin-
du-)Systems entwickelt hat.

6) Siehe ebenso India Today, 31. 12. 1990, S. 46 und 15. 3.
1993, S. 38–41; Nandy et al. 1995; Akbar 1988, S. 126ff.

8) So auch Fuller (1992, S. 261). In die gleiche Richtung argu-
mentieren auch Nandy et al. (1995).
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Von der Regionalmacht zur Großmacht?

Indien und seine Rolle 
in der Welt
Die Außenpolitik Indiens: Konstanz und Wandel

Von Diethelm Weidemann

54

Prof. Dr. Diethelm Weidemann war bis zu
seiner Emeritierung Direktor des Instituts
für Asien- und Afrikawissenschaften an
der Humboldt-Universität zu Berlin. Sein
Schwerpunkt liegt im Bereich der Interna-
tionalen Beziehungen.

Die britische Indienpolitik hatte langfri-
stig wirkende Konsequenzen für das
Selbst- und Weltbild der indischen Eliten,
aber auch für das Verhältnis Indiens zu
seinen Nachbarn. Jahrzehntelang verfolg-
te Indien, innenpolitisch unumstritten,
eine Politik des Nonalignment: der Nicht-
Bindung an die großen Blöcke und der
Nicht-Verwicklung in die Konflikte dieser
Welt, was Parteinahme und Entwicklung
einer eigenen schlagkräftigen Militär-
macht genausowenig ausschloß wie Kon-
flikte, ja bewaffnete Auseinandersetzun-
gen mit den Nachbarn Pakistan und
China. Vor allem der Konflikt mit 
Pakistan erweist sich als hartnäckig, ist er
doch in starkem Maße ideologisch be-
stimmt. Nach dem Ende des Ost-West-
Gegensatzes läßt sich eine stärkere Öko-
nomisierung der indischen Außenpolitik
feststellen. Von der Größe seines Territo-
riums, seinen natürlichen Ressourcen und
seinem potentiellen Humankapital her
hat Indien das Zeug zur Großmacht, könn-
te langfristig auch Japan überflügeln.

Red.

Mit der Funktion Indiens 
im British Empire . . .

Die Grundorientierungen der Außenpoli-
tik Indiens sind in direkter Weise mit der
modernen Geschichte des Landes verbun-
den, insbesondere mit seiner kolonialen
Vergangenheit. Wesentliche Momente
wie die unbedingte Priorität der Souverä-
nität, die Forderung nach internationaler
Gleichberechtigung und der Anspruch auf
Anerkennung als eine regionale Macht
werden erst vor diesem Hintergrund wirk-
lich verständlich.
Indien spielte seit der Übernahme durch
die britische Krone (1858) eine außerge-
wöhnliche Rolle im Empire:
● Indien war die wirtschaftlich, politisch

und strategisch wichtigste Kolonie
Großbritanniens.

● Es war das strategische Verbindungs-
glied zwischen der britischen Kolonial-
politik in Afrika, seinen wirtschaftlichen
und strategischen Interessen im Mittel-
meer und seinem Expansionskonzept
im südostasiatisch-fernöstlichen Raum.

● Indien spielte eine Schlüsselrolle als
Basis für die Eindämmung eines weite-
ren Vordringens des russischen Rivalen
nach Süden.

● Der Subkontinent war der Ausgangs-
punkt für die Vorwärtsstrategie Groß-
britanniens über die natürlichen Gren-
zen Südasiens hinaus nach Westen (Du-
rand-Linie), nach Norden (MacMahon-
Linie) und nach Osten (Eroberung Bur-
mas) und damit ein wesentliches Ele-
ment  der gesamten außenpolitischen
Strategie Großbritanniens vom letzten
Viertel des 19. Jahrhunderts bis zum
Ende des Zweiten Weltkrieges.

Diese spezifische Stellung Indiens, die sich
in euphorischen Metaphern widerspie-
gelte – Vizekönig Lord Curzon nannte es
die Achse des Empire und Paul Scott be-
zeichnete Indien als juwel of the crown –
hatte auch Folgen für die politischen Pro-
zesse in Indien.

... mußten sich auch die Politiker der
Unabhängigkeit auseinandersetzen

Die Tatsache, daß Großbritannien seine
von Indien ausgehende strategische Ex-
pansion als „indische Außenpolitik“ fir-
mierte, führte frühzeitig zu Reaktionen
der sich formierenden indischen nationa-
len Bewegung. Bereits kurz nach der
Gründung des Indian National Congress
(1885) kam es zu deutlichen Protesten
gegen die britische Politik gegenüber Af-
ghanistan, Tibet und Burma und zu einer
Distanzierung von der Vorwärtsstrategie
insgesamt. Die Artikulation einer selbst-
ändigen Position der nationalen Kräfte in 
Indien zu militärischen und politischen
Aktionen, die Großbritannien im Namen
Indiens vorantrieb, und fortschreitend
auch zu anderen internationalen Proble-
men, wurde, mit Ausnahme des Jahr-
zehnts von etwa 1906 bis 1916, zur Kon-
stante im politischen Spektrum Indiens
bis 1947.1 Das Resultat dieses Prozesses
war, daß Indien als einziges koloniales
Land vor der Erlangung der staatlichen
Selbständigkeit eine eigenständige und
tragfähige außenpolitische Konzeption
besaß, die wesentlich durch den National-
kongreß geschaffen wurde.2 Ihre Grund-
züge lassen sich in aller Kürze wie folgt
umreißen:
● Indien fordert für sich vollständige Un-

abhängigkeit und wird eine antikolo-
niale Außenpolitik betreiben (erstmalig
auf dem Jahreskongreß in Madras 1927
offiziell formuliert und 1929 in Lahore
„endgültig zum Ziel des Nationalkon-
gresses erklärt“ [Nehru], symbolisch
wurde am 26. 1. 1930 erstmalig die Na-
tionalflagge gehißt).

● Indien will keine Unabhängigkeit auf
Kosten anderer Völker und bekennt
sich zu seiner internationalen Verant-
wortung.

● Indien wird sich an keinem imperialisti-
schen Krieg beteiligen (Madras 1927).

● Friedliche und freundschaftliche Be-
ziehungen zu allen Nationen sind
das außenpolitische Grundprinzip des 
freien Indien, im Mittelpunkt stehen
dabei die Beziehungen zu den unmit-
telbaren Nachbarn und zu den anderen
asiatischen Staaten (zu denen explizit
auch die UdSSR gerechnet wurde).

● Ein unabhängiges Indien wird sich kon-
sequent gegen jede rassische, religiöse
und nationale Diskriminierung wen-
den.

Ein später bestimmendes Element indi-
scher Außenpolitik, die Blockfreiheit
(Non-Alignment), taucht in dieser Über-
sicht nicht auf, da sie bis Ende 1945 kei-
nerlei Rolle in der Diskussion über die
künftige Außenpolitik spielte.

Denn die neuen Eliten waren 
auch Produkt des Systems, das sie
bekämpften

Nationale Bewegungen und antikolonia-
ler Nationalismus formieren sich gegen
die jeweilige Fremdherrschaft, und zwar
in aufsteigender Linie vom ursprünglichen
Dissens (Interessendivergenz) bis zum of-
fenen Konflikt (Interessenkollision). Den-
noch verinnerlichen sie mehr als ihnen oft
bewußt ist: vom Theoriengebäude, von
den Denkwegen und der politischen Pra-
xis des Gegners. Ohne dies weiter zu ver-
tiefen soll hier auf das nationale Prinzip
oder den Nationalismus selbst verwiesen
werden. Das hängt ursächlich damit zu-
sammen, daß sich die oppositionellen
Kräfte in einem politischen und geistigen
Umfeld entwickeln müssen, das von der
Kolonialmacht geschaffen wurde. Die
führenden nationalen Kräfte stammten
im Regelfall aus sozialen Gruppen, denen
der Zugang zu gehobener Bildung mög-
lich war. Sie erwarben ihre Bildung entwe-
der in von der Kolonialmacht geschaffe-
nen modernen Einrichtungen oder im
Mutterland selbst, nahmen dabei Philoso-
phien, Gesellschaftskonzeptionen und so-
ziale Verhaltensweisen auf, wurden von
den Medien der Metropole beeinflußt. Sie
waren also, illusionslos betrachtet, selbst
in erheblichem Maße ein Produkt jenes
Systems, das sie bekämpften. Dieser Pro-
zeß hatte eine erhebliche Bedeutung für
die weitere Entwicklung in Indien:
● Die indischen Nationalisten bekämpf-

ten die britische Herrschaft und brach-
ten in diesem Kampf viele Opfer, aber
ihre große Mehrheit verinnerlichte fak-
tisch den britischen Reichsgedanken.
Als die Unabhängigkeit heranrückte,
stellte niemand die kolonialen Grenzen
Indiens in Frage, obwohl diese erkenn-
bar unter britischem Zwang oder sogar
mittels Gewaltanwendung zustande
gekommen waren – die Durand-Linie
und die MacMahon-Linie also unge-
rechte, von den betroffenen Staaten
niemals akzeptierte Grenzen waren.

● Auch die Weiterführung der britischen
Protektoratsverträge mit Sikkim und
Bhutan und die Grundhaltung gegen-
über Nepal gehört in diesen Zusam-
menhang. Dabei war von Anfang an 
offensichtlich, daß eine derartige Über-
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nahme des britischen Reichsgedankens
ein erhebliches Konfliktpotential für
das nachkoloniale Indien schaffen
mußte und die anvisierten freund-
schaftlichen Beziehungen zu den Nach-
barstaaten tangierte.

● Die indischen Nationalisten adaptierten
die zentrale Stellung Indiens im Briti-
schen Empire und seine exklusive stra-
tegische Bedeutung und leiteten dar-
aus eine natürliche Vormachtstellung in
der Region, und zwar über Südasien
hinaus, ab. Das zeigte sich in voller
Deutlichkeit am Vorabend der Unab-
hängigkeit (1945–1947) und besonders
bei der Vorbereitung der Asian Relati-
ons Conference (New Delhi 1947), wo
Nehru von der besonderen Rolle Indi-
ens, seiner Verantwortung für das
Schicksal Asiens, von seiner Funktion als
Drehscheibe sprach und Kavalam Mad-
hava Panikkar, später hochrangiger Di-
plomat im unabhängigen Indien, ein
Konzept entwickelte, das Indien als 
Ordnungsmacht im Gesamtbereich des
Indischen Ozeans und als asiatischen 
Sicherheitspartner Großbritanniens of-
ferierte.3

● Die für die britische Politik charakteri-
stische strategische, nicht praktisch po-
litische, Geringschätzung der kleinen
Nachbarn Indiens wurde in den letzten
einhundert Jahren in Teilen der indi-
schen Eliten zu einer Art eingeschliffe-
nem Reflex. Das zeigte sich in der Dis-
kussion um die Abtrennung Burmas
von Britisch-Indien (1937) oder in der
Tatsache, daß selbst Nehru noch 1938
sein Unverständnis erkennen ließ,
warum Ceylon nicht Teil eines unab-
hängigen Indien werden wolle. Und es
ist keineswegs ein Ergebnis der letzten
Jahrzehnte, daß wesentliche Teile der
Führungseliten Indien immer als asiati-
sche Großmacht wahrnahmen.

Die britische Herrschaft hat somit erkenn-
bar auch langfristig wirkende Konsequen-
zen für das Selbstbild und das Weltbild
der indischen Nationalbewegung und
darüber hinaus für die nachkolonialen
Führungseliten gehabt.4 Und es ist vor
allem das Spannungsverhältnis zwischen
einem eindeutig auf internationale
Gleichberechtigung, friedliche Koexi-
stenz, freundschaftliche Beziehungen mit
allen Staaten ausgerichteten außenpoliti-
schen Programm und den perzeptionellen
Langzeitfolgen der Kolonialherrschaft im
außenpolitischen Bereich, das, in den ein-
zelnen Perioden der nachkolonialen Ent-
wicklung mit durchaus unterschiedlicher
Intensität, Indiens Regionalpolitik und das
regionalpolitische Klima in Südasien spür-
bar beeinflußt haben.

Nicht-Bindung und Nicht-Verwicklung
im Zeitalter der Blöcke

Der Grundansatz der Außenpolitik des un-
abhängigen Indien ist die Resultante aus
dem seit den dreißiger Jahren in fixierter
Form vorliegenden außenpolitischen Kon-
zept des Nationalkongresses, weitgehend
von Nehru formuliert, und den Schlußfol-
gerungen, die Nehru zwischen 1944 und
1946 aus den machtpolitischen Entwick-
lungen in der Endphase des Zweiten Welt-

krieges und bei der Herausbildung der in-
ternationalen Nachkriegsordnung zog. In
konzentrierter Form wird dieser Grund-
ansatz in der berühmten Rundfunkan-
sprache Future Taking Shape, die Nehru
am 7. September 1946 als Premier des
Übergangskabinetts hielt, deutlich:
1. Indien wird sich von der Machtpolitik

und machtpolitischen Gruppierungen
fernhalten, da sie zu den beiden Welt-
kriegen geführt haben. Das war die De-
klarierung der Nichtpaktgebundenheit
zum Grundverhaltensprinzip der indi-
schen Außenpolitik.

2. Indien geht davon aus, daß Frieden und
Freiheit unteilbar sind. Die Verweige-
rung der Freiheit (hier eindeutig als
Recht auf Selbstbestimmung gemeint)
führt unvermeidlich zu neuen Konflik-
ten. Daher ist Indien für die Emanzipa-
tion aller kolonialen und abhängigen
Länder.

3. Indien tritt für eine weltweite, von Aus-
beutung freie, die Gleichberechtigung
aller Rassen und Nationen in Theorie
und Praxis garantierende Zusammen-
arbeit ein.

4. Trotz der kolonialen Vergangenheit
wird Indien um freundliche und koope-
rative Beziehungen zu Großbritannien
bemüht sein.

5. Die UdSSR und die USA sind die beiden
großen Nationen der modernen Welt,
sie tragen daher eine große Verantwor-
tung für Frieden und Freiheit. Indien
wird zu beiden Staaten freundliche Be-
ziehungen unterhalten.

6. Indien ist ein asiatisches Land, das Ver-
bindungsglied zwischen Westasien,
Südasien und Südostasien, und ihm
steht niemand näher als die asiatischen
Völker. Indien tritt für eine enge Zu-
sammenarbeit aller befreiten Völker
Asiens ein, dabei kommt den Beziehun-
gen zwischen Indien und China eine be-
sondere Bedeutung zu.5

Die wesentlichen Kennzeichen der indi-
schen Außenpolitik waren nach Panikkar,
daß sie in ihrer Grundauffassung aisatisch
ist und von der eigenständigen Bedeu-
tung Asiens in der internationalen Politik
ausgeht; daß ihre Grundposition in welt-
politischen Fragen von Antikolonialismus
und Kampf gegen Rassendiskriminierung
bestimmt ist; und daß ihr erstes und wich-
tigstes Ziel in Erkenntnis der Folgen eines
Nuklearkrieges und angesichts der gewal-
tigen sozialökonomischen Herausforde-
rungen für Indien die Erhaltung des asiati-
schen und globalen Friedens sei.6

Bereits diese gedrängte Auflistung macht
zwei für die indische Außenpolitik bis
1990 charakteristische Züge sichtbar – die
zentrale Rolle des Non-Alignment als
strategische Orientierung (Nichtbindung)
und taktisches Handlungsprinzip (Nicht-
verwicklung in die Konflikte der Groß-
mächte) indischer Außenpolitik sowie die
Dominanz weltpolitischer Fragen auf der
indischen Prioritätenskala. Die Aufstili-
sierung der Nichtpaktgebundenheit zu
einer außenpolitischen Philosophie, ihre
Erhebung zu einer moralisch-ethischen
Kategorie und die Verbindung von Nicht-
paktgebundenheit und Gewaltlosigkeit
sind nicht im ursprünglichen indischen An-
satz vorhanden, waren von Nehru nicht

intendiert7 und sind spätere, aber realpoli-
tisch irrelevante Umdeutungen. Hinsicht-
lich der weltpolitischen Fragen wurde
neben dem Selbstbestimmungsrecht für
alle Völker, der internationalen Gleichbe-
rechtigung, dem Antikolonialismus und
Antirassismus, der Friedensproblematik,
der Abrüstung und dem Recht auf Ent-
wicklung ein besonderer Stellenwert zu-
gemessen.8

Über die Jahrzehnte hinweg 
ein nationaler Konsens in der 
Außenpolitik

Es war ein wesentlicher Zug indischer
Außenpolitik, daß es hinsichtlich ihrer
Ziele über Jahrzehnte hinweg einen na-
tionalen Konsensus gab. Diese Ziele
waren bis zum Ende der achtziger Jahre
● Anspruch auf das Recht, eine unabhän-

gige Außenpolitik zu betreiben, und
Ablehnung jeder Politik, die zur Erosion
der indischen Souveränität führt;

● Gleichberechtigung in der internatio-
nalen Politik und Wirtschaft, daher
Kampf gegen den Kolonialismus; Ab-
lehnung des Rassismus und jeder Form
rassischer Diskriminierung, Recht Indi-
ens auf eine freie und eigenbestimmte
Entwicklung;

● Festhalten am Nonalignment und strik-
ter Nichtbeitritt zu Militärpakten, För-
derung des Weltfriedens, Eintreten für
eine allgemeine internationale Abrü-
stung;

● Entwicklung freundschaftlicher Bezie-
hungen zu allen Ländern, besonders zu
den Nachbarstaaten, auf der Basis der
friedlichen Koexistenz und der gegen-
seitigen Nichteinmischung in die inne-
ren Angelegenheiten, Regulierung be-
stehender Interessenkollisionen mit po-
litischen Mitteln.9

Unbeschadet der innenpolitischen Ent-
wicklungen und der Veränderung der in-
ternationalen Rahmenbedingungen, trotz
unvermeidlicher Gewichtsverlagerungen
im Stellenwert der einzelnen Zielstellun-
gen und der unterschiedlichen Interpreta-
tion einzelner Elemente ist dieses außen-
politische Programm über Jahrzehnte hin-
weg die konzeptionelle Grundlage der in-
dischen Außenpolitik geblieben. Dabei ist
zugleich in Rechnung zu stellen, daß in der
internationalen Politik und in den zwi-
schenstaatlichen Beziehungen grundsätz-
lich, schon allein aus Gründen der Realisier-
barkeit, eine Lücke zwischen Konzeption
und außenpolitischer Praxis vorhanden ist.
Das trifft auch auf Indien zu und in beson-
derem Maße für seine Regionalpolitik.
In diesem Beitrag kann nicht der Versuch
unternommen werden, fünfzig Jahre Ge-
schichte der Außenpolitik Indiens oder
selbst ihre wichtigsten Aktionsfelder und
Probleme darstellen zu wollen. Daher
werden anschließend nur einige Schlüssel-
fragen der indischen Außenpolitik kurz
skizziert und im letzten Abschnitt ein
Überblick über Hauptrichtungen der in-
ternationalen Politik Indiens nach dem
Ende des bipolaren internationalen Sy-
stems gegeben.
Die Hauptrichtungen der indischen
Außenpolitik wurden durch das interna-
tionale Konzept und den Zielhorizont
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der führenden Kraft der antikolonialen
Nationalbewegung und späteren Re-
gierungspartei, des Indian National 
Congress (INC), bestimmt. Überschauend
und unter Berücksichtigung der Dynamik
einzelner Probleme und Prozesse im 
Verlauf von vier Jahrzehnten lassen sich
die Stellung des Nonalignment, Indiens
Haltung in der Frage der Friedenssiche-
rung und seine regionalpolitischen
Zwänge als Kernfelder indischer Außen-
politik ausmachen und in aller Kürze um-
reißen.

„Nonalignment“ hieß weder
Neutralität noch Gewaltfreiheit

Die zentrale Aufgabe der indischen
Außenpolitik war die Wahrung der natio-
nalen Interessen Indiens auf der interna-
tionalen Ebene, die äußere Absicherung
der indischen Souveränität. Das schloß
nach Auffassung Nehrus und seiner Nach-
folger Lal Bahadur Shastri, Indira Gandhi,
Morarji Desai, Rajiv Gandhi und P.V. Nara-
simha Rao jede Bindung an einzelne
Großmächte oder an bestehende Blöcke
und andere militärpolitische Zusammen-
schlüsse strikt aus. Die Wahl des Non-
alignments zur außenpolitischen Grund-
verhaltensnorm erfolgte bewußt, weil 
sie mit ihren Prinzipien – Unabhängigkeit
und Nichtanlehnung, Solidarität mit 
den nationalen Befreiungsbewegungen,
Nichtbeteiligung an Blöcken und Militär-
bündnissen mit Großmächten, Nichtzulas-
sung fremder Militärstützpunkte auf dem
eigenen Territorium – nach Nehrus Über-
zeugung am besten den Zielen und Auf-
gaben der auswärtigen Politik Indiens
entsprach. Auch die Politik Indiens ge-
genüber den Großmächten muß immer
im Kontext seines Strebens nach einer un-
abhängigen, gleichberechtigten Außen-
politik gesehen werden. Indien versuchte,
in seinen Beziehungen zu den USA, der
UdSSR und Großbritannien diesen eige-
nen Kurs zu gehen, trotz häufigen Unver-
ständnisses und nicht seltener Attacken
von seiten der Partner und auch, wenn
dies angesichts der internationalen
Machtkonstellationen nicht immer ge-
lang. Die Politik der Nichtbindung wurde
trotz zeitweiliger Schwankungen, z. B. in
der ersten Phase des Koreakrieges oder
während des Himalaya-Krieges mit China,
bis zum Ende der bipolaren Weltordnung
durchgehalten.
Das indische Nonalignment war zu keiner
Zeit politische Neutralität, weshalb der
periodische Vorwurf der Parteinahme in
kritischen internationalen Situationen
(Suezkrise, Vietnamkrieg, Nahostkonflikt)
völlig an der Sache vorbeigeht, und es
wurde auch von indischer Seite niemals 
als Politik der Gewaltlosigkeit im Sinne
Gandhis verstanden und praktiziert. Der
aktive Charakter der indischen Politik der
Nichtpaktgebundenheit wurde bereits in
der Indochina-Frage (Genfer Konferenz
1954), der Colombo-Konferenz (1954) und
der Bandung-Konferenz (1955) sowie im
Widerstand Indiens gegen die sich in
Westasien und Südostasien formierenden
Militärpakte (Bagdad-Pakt, SEATO) deut-
lich. Indien wurde so nicht nur zum Bei-
spiel für andere asiatisch-afrikanische

Staaten, zumindest den Versuch einer 
eigenbestimmten Außenpolitik zu wagen,
sondern auch zum eigentlichen Auslöser
der Bewegung der Nichtpaktgebundenen
(NAM), die sich schließlich 1961 in Belgrad
auch institutionalisierte.9

Aktives Engagement zur Friedens-
sicherung bei gleichzeitiger
Erhöhung der eigenen Verteidigungs-
fähigkeit

Indien trat während der gesamten Peri-
ode der bipolaren Weltordnung aktiv für
eine internationale Entspannung, für die
Normalisierung der Beziehungen zwi-
schen den feindlichen Blöcken und ihren
Vormächten USA und UdSSR, für die Er-
weiterung der bilateralen und multilate-
ralen Kooperation in Politik, Wirtschaft,
Kultur und Wissenschaft, und nicht zu-
letzt für eine allgemeine Abrüstung und
ein dauerhaftes internationales Sicher-
heitssystem ein. Nehru gehörte zu den er-
sten Politikern, die eindringlich vor den
Folgen eines möglichen Kernwaffenkrie-
ges für die gesamte menschliche Zivilisa-
tion warnten und die vollständige Besei-
tigung aller Kernwaffen forderten. Dem-
entsprechend bemühte sich Indien jahr-
zehntelang intensiv um eine vertraglich
geregelte Reduzierung der von der nu-
klearen Hochrüstung der Großmächte
ausgehenden Gefahren mit dem Endziel
der grundsätzlichen Ächtung atomarer
Waffen, seit dem Ende der siebziger
Jahre zunehmend in Zusammenarbeit
mit anderen nichtpaktgebundenen Staa-
ten (siehe u.a. den Appell vom 2. 5. 1984
und die Sechs-Staaten-Initiative vom 28.
1. 1985). In diesen Zusammenhang
gehört aber auch die Nichtunterzeich-
nung des Kernwaffensperrvertrages
(NPT), da er nicht die Produktion von ato-
maren Massenvernichtungsmitteln, son-
dern nur deren Weitergabe stoppe, den
nuklearen Besitzstand der Großmächte
legalisiere und gegenüber dem Rest der
Welt ein Instrument machtpolitischer Er-
pressung sei.
Indiens aktives Engagement in der Frie-
densfrage bedeutet freilich nicht, daß es
keine eigene Sicherheitspolitik betrieb.
Aus der Weigerung der Großmächte,
einer realen Abrüstung zuzustimmen, zog
Indien in den sechziger Jahren den Schluß,
seine eigene nationale Verteidigungs-
fähigkeit erhöhen zu müssen, baute seine
Streitkräfte in den folgenden Jahrzehnten
personell und waffentechnisch massiv aus
und demonstrierte schließlich 1974 mit
einer unterirdischen Kernexplosion seine
theoretische Kernwaffenfähigkeit. Die in-
dische Regierung lehnte aber die ständi-
gen Forderungen nationalistischer Kräfte
aus allen politischen Lagern nach einer
Kernwaffenoption strikt ab. Indiens Si-
cherheitspolitik, die unstreitig auch zu
einer Aufrüstung mit erheblichen Kosten
geführt hat, kann dennoch nicht als 
Gegensatz zu seiner Haltung in der Frie-
densfrage interpretiert werden. Sie war
das bedauerliche, aber weitestgehend
zwangsläufige Resultat der regionalen
Sicherheitslage (pakistanisch-indischer
Konflikt seit 1947, indisch-chinesischer
Konflikt seit 1959) sowie der internationa-

len Rahmenbedingungen mit der atoma-
ren Hochrüstung der Großmächte.10

Aus Indiens grundlegendem Interesse am
internationalen Frieden und an friedli-
chen Verhältnissen in seinem regionalen
Umfeld resultierte seine Haltung zu zwi-
schenstaatlichen Konflikten. Vom Korea-
krieg und dem ersten Indochinakrieg über
die Suezkrise, die Kongokrise und den
Nahostkonflikt bis zu dem Krieg im Liba-
non, in Kambodscha und Afghanistan war
die indische Politik stets auf eine mög-
lichst schnelle Einstellung der bewaffne-
ten Auseinandersetzungen, auf eine poli-
tische Bearbeitung der jeweiligen Streit-
masse und eine Regelung im Interesse der
betroffenen Bevölkerung orientiert. Das
stieß nicht immer auf den Beifall einzelner
Konfliktseiten und ihrer internationalen
Patrone (Kambodscha, Afghanistan). In-
dien bemühte sich nicht nur im Rahmen
der UNO und der NAM um eine gerechte
Konfliktregulierung – ein Beispiel ist das
langjährige Eintreten für die legitimen
Rechte der Palästinenser –, sondern betei-
ligte sich auch aktiv mit Truppen und zivi-
lem Personal an Friedensmissionen der
UNO (Indochina, Kongo).
Indien hat immer gleichberechtigte welt-
weite Wirtschaftsbeziehungen und die
Gewährleistung des Rechts auf Entwick-
lung als ein essentielles Element von inter-
nationaler Sicherheit und Friedensord-
nung betrachtet und seit dem ersten Tag
der Unabhängigkeit für ihre allgemeine
Durchsetzung gekämpft – in der UNO und
ihren Spezialorganisationen, in der Grup-
pe der 77 und in der NAM. Indien hatte
einen bemerkenswerten Anteil daran,
daß die wirtschaftlichen und sozialen Pro-
bleme der Länder der Dritten Welt stärker
ins Bewußtsein der internationalen Öf-
fentlichkeit rückten, daß das globale
Konfliktpotential von Unterentwicklung
zunehmend erkannt wurde und daß es
zur ersten Entwicklungsdekade der UNO 
(UNCTAD) kam – ungeachtet der Tatsache,
daß eine wirkliche Veränderung der Lage
der Entwicklungsländer nicht erreicht
werden konnte.
Zusammenfassend kann gesagt werden,
daß 1947 bis 1991 Frieden und inter-
nationale Sicherheit in der Außenpolitik
Indiens einen weitaus größeren Stellen-
wert als im außenpolitischen Verhalten
der großen Mehrheit der Staaten Asiens
und Afrikas besaßen. Zugleich ist festzu-
stellen, daß Indiens Haltung in der Frie-
densfrage nicht durch konjunkturelle
oder taktische Erwägungen determiniert,
sondern grundsätzlicher Natur und im 
Gesamtkonzept indischer Außenpolitik
verankert war.

Indiens regionale Vorherrschaft
und das Gefühl der Bedrohung
bei den Nachbarn

Nach der Erlangung der Unabhängigkeit
bemühte sich Indien um konstruktive Be-
ziehungen zu den Nachbarstaaten, stieß
dabei jedoch auf erhebliche, bereits in der
Kolonialzeit angelegte Probleme wie die
Stellung indischer Minderheiten in Burma
und Ceylon. Die Entstehung Pakistans als
Ergebnis einer erbitterten Auseinander-
setzung zwischen zwei großen politischen
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Kräftegruppen in Britisch-Indien mit un-
terschiedlichem religiös-kulturellen Hin-
tergrund und die Fortsetzung dieses Kon-
flikts auf zwischenstaatlicher Ebene (Paki-
stan als erklärtes Gegenmodell zu Indien
und das Konfliktpotential der Teilungs-
modalitäten von 1947) mußten zur di-
rekten Konfrontation führen. Indiens
Schwierigkeiten mit seinen Nachbarn
waren daher in hohem Maße objektiv 
gesetzt.
Die folgende Herausbildung einer regio-
nalen Konfliktkonstellation war aus geo-
graphischen und geopolitischen Gründen
historisch unvermeidlich. Der indische
Subkontinent hatte sich vollständig unter
britischer Herrschaft befunden (die fran-
zösischen und portugiesischen Enklaven
waren für den hier gegebenen Zusam-
menhang irrelevant). Die Teilung Britisch-
Indiens in die selbständigen Dominien
Indien und Pakistan veränderte zwar die
politische Landkarte Südasiens und die 
aktuelle strategische Balance auf dem
Subkontinent, schuf aber im Hinblick auf
die Verteilung der Ressourcen, der Poten-
zen und des mobilisierungsfähigen Poten-
tials keine neue Lage. Damit war auch
nach 1947 durch Größe, Ressourcen und
Potential die geographische, materielle,
politische Suprematie Indiens ein Faktum.
Die damit verbundene relative und abso-
lute Ungleichheit der Gewichte war ge-
eignet, bei allen Nachbarn einen primären
Bedrohungskomplex auszulösen, selbst
wenn Indien seit 1947 einen Kurs der
machtpolitischen Selbstverleugnung be-
trieben hätte. Die an die Macht gekom-
mene politische Klasse Indiens verstand
sich aber selbstbewußt als Rechtsnachfol-
ger des Empire in Südasien mit einem legi-
timen Anspruch auf die Vormachtstellung
in der Region – seit den siebziger Jahren
ausgedehnt auf die Forderung nach der
internationalen Anerkennung Indiens als
asiatische Großmacht. Die Bedrohungs-
komplexe der Nachbarn Indiens, die un-
mittelbar nach der Erlangung der Unab-
hängigkeit einsetzenden Auseinanderset-
zungen um die Bürgerrechte der indi-
schen Minoritäten in Ceylon (Tamilen-Pro-
blem) und Burma (Rangun war damals zu
zwei Dritteln eine indische Stadt), der pa-
kistanisch-indische Territorialkonflikt
(Punjab, Kashmir) und die politisch-ideo-
logische Konfrontation Pakistan–Indien
waren die erste Phase der Herausbildung
einer regionalen zwischenstaatlichen
Konfliktkonstellation. Der anhaltende pa-
kistanisch-indische Konflikt, der bislang zu
drei Kriegen geführt hat (1947/48, 1965,
1971), die vom Präsidenten Sri Lankas, J.R.
Jayawardene, erbetene, doch von der
Mehrheit der politischen Kräfte Sri Lankas
abgelehnte, Intervention Indiens im sri-
lankischen Bürgerkrieg (1987–1989), und
nicht zuletzt der Versuch der südasiati-
schen Staaten, gegen Indien regional zu-
sammenzuarbeiten und Ausschau nach
extraregionalen Verbündeten (USA,
China, Golfstaaten) zu halten, hat diese
zwischenstaatliche Konfliktkonstellation
endgültig formiert. Ihre einzelnen Ele-
mente können an dieser Stelle nicht be-
handelt werden, aber zwei Interessenkol-
lisionen müssen zumindest genannt wer-
den.

Der Konflikt mit Pakistan 
mit seiner besonderen Schärfe,
Lebensdauer und Regelungs-
resistenz

Ihr Kern ist zweifellos der Konflikt Paki-
stan–Indien, eines der kompliziertesten
bilateralen und regionalen Probleme in
Asien überhaupt. Er ist ein sehr viel-
schichtiges Phänomen und kann unter
keinen Umständen auf den Kashmir-Kon-
flikt reduziert werden. Substantiell ist
dieser Konflikt eine machtpolitische Aus-
einandersetzung mit einer langen histori-
schen Vorgeschichte als sogenannter
Hindu-Moslem-Konflikt. Es geht um den
ungleichen Anteil am territorialen, mate-
riellen, infrastrukturellen und militäri-
schen Erbe Britisch-Indiens, um die men-
tale und politische Bewältigung der Fol-
gen der Teilung mit ihren blutigen Mas-
senpogromen (die Zahl der Opfer wird
auf 700 000 bis 1 Million geschätzt) und
der faktischen Vertreibung von etwa 17
bis 20 Millionen Menschen aus beiden
Ländern. Diese Momente führten zu ex-
tremen Feindbildern, antagonistischen
Bedrohungs- und Sicherheitsperzeptio-
nen und einer entsprechenden Sicher-
heitspolitik, die auch von nachgewachse-
nen Generationen verinnerlicht und be-
dauerlicherweise zu einer Konstante im
Grundverhältnis Pakistan–Indien wurden.
Die hochgradige Ideologisierung des pa-
kistanisch-indischen Verhältnisses ver-
leiht dem Konflikt weit über seinen ma-
teriellen Ursprung und die tatsächliche
Streitmasse hinaus eine besondere Schär-
fe, Lebensdauer und Regelungsresistenz.
Sie ist neben den strategischen Ambitio-
nen Pakistans, deren Nichtrealisierbarkeit
sich in den letzten fünfzig Jahren nach-
drücklich erwies, das entscheidende Hin-
dernis für einen pakistanisch-indischen
Ausgleich, für eine Normalisierung der
bilateralen Beziehungen. Der Kashmir-
Konflikt ist nicht mehr als eine Gnade der
Geschichte für Pakistan, ein Vehikel zur
Durchsetzung viel weitergehender Inter-
essen, wobei es in höchstem Maße be-
dauerlich ist, daß Indien mit einer völlig
verfehlten Kashmirpolitik die Vorausset-
zungen und Bedingungen dafür geschaf-
fen hat. Daher würde auch eine „Lö-
sung“ des Kashmir-Konflikts, in welcher
Form auch immer, das pakistanisch-indi-
sche Grundverhältnis nicht qualitativ ver-
ändern.11

Der Konflikt mit China: 
britisches Erbe und Ausdruck
machtpolitischer Rivalität

1959 wurde durch den Feuerwechsel zwi-
schen indischen und chinesischen Grenz-
patrouillen in Aksai Chin (Ladakh) offen-
bar, daß Indien und China grundsätzlich
unterschiedliche Auffassungen über den
Verlauf ihrer gemeinsamen Grenze hat-
ten. Dieser Konflikt eskalierte Ende 1962
zum Himalaya-Krieg, in dem die indischen
Streitkräfte im Nordosten eine empfind-
liche militärische und moralisch traumati-
sche Niederlage erlitten. Für fast zwanzig
Jahre beherrschte nationalistische Hyste-
rie die Atmosphäre, bestanden zwischen
China und Indien nur noch formelle Bezie-

hungen. Worin bestand die tatsächliche
Streitmasse bei diesem Konflikt?
Der historische Ursprung des späteren
Grenzkonflikts war die systematische 
Verschiebung der Grenzen Britisch-Indiens
nach Norden, d.h. unter der Losung 
„Sichere Grenzen“ in das Zentrum der 
Himalaya-Region. Der juristische Hinter-
grund ist die Negierung der von China
auch über das Gebiet von Tibet bean-
spruchten Souveränität und die Vereinba-
rung einer Grenzlinie mit den tibetischen
Behörden zwischen 1904 und 1914, die
später als MacMahon-Linie bekannt
wurde. Diese Grenzziehung wurde von
keiner chinesischen Regierung seit dem
Ende des 19. Jahrhunderts anerkannt, mit
der Begründung, daß Tibet kein unabhän-
giger Staat sei und daher keine Kompe-
tenz besitze, über Territorium, das der
Souveränität Chinas unterstehe, zu ver-
handeln. Der konkrete Streitgegenstand
im indisch-chinesischen Grenzkonflikt ist
die Beanspruchung mehrerer Sektoren im
Nordwesten (Ladakh) und Nordosten
(Arunachal Pradesh) des Territoriums In-
diens als chinesisches Hoheitsgebiet und
die Nichtanerkennung der Ausübung indi-
scher Souveränitätsrechte in diesem Ge-
biet. Im einzelnen handelt es sich um den
Westsektor in Aksai mit 33 000 qkm, den
Zentralsektor im Unionsstaat Himachal
Pradesh mit 2000 qkm und den Ostsektor
mit 90 000 qkm in Arunachal Pradesh.
Historisch gesehen ist der Grenzkonflikt
eine territoriale Hinterlassenschaft der
britischen Empirepolitik in Süd- und Zen-
tralasien, die ihre Aktualität aus dem Ein-
tritt Indiens in deren „Rechtsnachfolge“
mit dem Indian Independence Act von
1947 gewann. Den Briten war die explo-
sive Sachlage sehr wohl bewußt, hatte die
Kuomintang doch selbst noch 1944 erneut
auf die Nichtigkeit der Grenzziehung hin-
gewiesen, worauf die britisch-indische Ad-
ministration jedoch nicht reagierte, und
das unabhängige Indien hat die britische
Haltung stillschweigend übernommen –
mit allen späteren Folgen. In den folgen-
den Jahrzehnten erwies sich trotz zahl-
loser Verhandlungsrunden der Territorial-
konflikt als vorläufig unlösbar, da keine
Seite unter Verweis auf den „heiligen na-
tionalen Boden“ zu einem Kompromiß
bereit war. Erst in den achtziger Jahren
deutete sich ein vorsichtiger Pragmatis-
mus und die Bereitschaft zur Normalisie-
rung der Beziehungen in anderen Berei-
chen an. Ein erster Durchbruch wurde im
November 1988 mit dem Besuch Rajiv
Gandhis in Peking erreicht.12 Der Grenz-
konflikt ist jedoch weit mehr als ein Terri-
torialproblem. Er ist zugleich Ausdruck
einer machtpolitischen Rivalität zwischen
China und Indien und kollidierender re-
gionalstrategischer Ziele. Bei aller Schärfe
und Intensität der ideologischen Ausein-
andersetzung zwischen beiden Ländern
von 1959 bis in die achtziger Jahre war
diese offenkundig immer den machtpoliti-
schen Zielsetzungen nachgeordnet. Es
handelt sich um ein ernstes regionalpoliti-
sches Problem, hat dieser Konflikt doch
die gesamte militärische, politische und
ideologische Konstellation in Südasien
nachhaltig und langfristig verändert, bei
Konfliktsituationen zwischen südasiati-
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schen Ländern immer wieder die Gefahr
einer möglichen militärischen Interven-
tion Chinas mit sich gebracht (1965, 1971)
und die Sicherheitslage in Südasien für
etwa fünfundzwanzig Jahre in erheb-
lichem Maße destabilisiert.

Nach dem Ende der Bipolarität
Übergang zur Wirtschaftsdiplomatie

Die säkularen Umbrüche im internationa-
len System, die sich zwischen 1989 und
1991 vollzogen, wurden auch in Indien
weder vorausgesehen noch in ihrer
ganzen Tragweite begriffen. Wie die mei-
sten asiatischen Staaten reagierte es sehr
spät, besaß kein alternatives Konzept für
eine grundlegend veränderte globale
Machtkonstellation und blieb daher stra-
tegisch hinter der internationalen Ent-
wicklung zurück. Erst seit 1993 setzte sich
die Erkenntnis durch, daß Indien eine voll-
ständige außenpolitische Neuorientie-
rung vornehmen mußte, die eine Über-
prüfung der bisherigen politikleitenden
Doktrinen, eine Neubestimmung des
weltpolitischen Standortes Indiens und
die Evaluierung des Instrumentariums
auswärtiger Politik einschließt. Für die
anschließenden Wandlungsprozesse in
der indischen Außenpolitik stehen vor
allem zwei Namen – der mehrfache
Außenminister und spätere Premier P.V.
Narasimha Rao (Kongreß) und sein Nach-
folger aus der United-Front-Regierung,
Inder Kumar Gujral. Die strategischen
Hauptfelder indischer Außenpolitik zwi-
schen dem Ende der Bipolarität und dem
Beginn des 21. Jahrhunderts können wie
folgt skizziert werden.13

● Indien reagierte auf die immer stärker
werdenden Globalisierungstendenzen
zunächst zögerlich, dann aber auf rela-
tiv breiter Front mit einer sich beschleu-
nigenden Liberalisierungspolitik, um
Anschluß an die internationalen Pro-
zesse und die technologische Entwick-
lung zu finden. Dementsprechend er-
langten auch in der Außenpolitik öko-
nomische Faktoren und die wirtschaft-
lichen Interessen Indiens einen neuen
Stellenwert, man kann von einem Über-
gang zur Wirtschaftsdiplomatie spre-
chen. So wurden die Auslandsvertre-
tungen angewiesen, der Wahrung der
wirtschaftlichen Interessen Indiens ihr
besonderes Augenmerk zu widmen,
und das Personal wurde schrittweise
durch entsprechend vorgebildete Kräf-
te ergänzt. Diesem Kurs liegt die Vor-
stellung zugrunde, durch eine selbst-
bestimmte Anpassung möglichst viel
Souveränität und nationale Entschei-
dungsfreiheit gegen den Globalisie-
rungsdruck zu bewahren. Das nächste
Jahrzehnt wird zeigen, ob dieses Kon-
zept aufgeht.

● Ein zweiter Schwerpunkt der Außen-
politik ist zweifellos die Mitarbeit in in-
ternationalen Organisationen, ein tra-
ditionelles Betätigungsfeld indischer
Diplomatie. Neu ist vor allem das Be-
streben, zur Wahrung indischer Interes-
sen in die Entscheidungsgremien aufzu-
steigen, und in diesem Kontext ist das
Hauptziel die Erlangung eines ständi-
gen Sitzes im UNO-Sicherheitsrat. Die

Widerstände, mit denen Indien dabei
konfrontiert ist, zeigten sich 1995 und
1996 deutlich in den Debatten um die
UNO-Reform – Pakistan ist aus erkenn-
baren Gründen vehement gegen eine
Aufnahme Indiens –, vor allem aber bei
der Diskussion um die Verlängerung
des Kernwaffensperrvertrages (NPT)
und die Unterzeichnung des Teststopp-
Abkommens (CTBT). Indien weigerte
sich, beide Dokumente zu akzeptieren,
da sie keine tatsächliche Abrüstung der
Kernwaffenmächte einschließen, den
Weg zur Computersimulation von
Kernwaffenentwicklung und Nuklear-
tests offen lassen und insgesamt eine
Verewigung der machtpolitischen Dis-
kriminierung der Nicht-Kernwaffen-
mächte seien.14 Erwartungsgemäß schei-
terte der kurz danach unternommene
erste Anlauf Indiens, in den Sicher-
heitsrat zu kommen. Gleichzeitig de-
monstrierte diese Episode jedoch das
enorm gewachsene internationale
Selbstbewußtsein Indiens, und die ver-
gleichsweise sehr moderate Reaktion
der USA macht deutlich, daß den in-
ternationalen Akteuren Gewicht und
Potential Indiens sehr wohl bewußt
sind.

● Einen sichtbaren Bedeutungsverlust er-
litt in der internationalen Politik die 
Bewegung der Nichtpaktgebundenen
(NAM). Beobachter aus den USA und
Westeuropa sprechen ihr seit 1991 jeg-
liche weitere Bedeutung ab. Auch In-
dien schätzt die heutigen realen Mög-
lichkeiten der NAM als relativ gering
ein und erkennt die fortschreitende
Diversifizierung nichtpaktgebundener
Politik. Eine Chance zur Konsensbil-
dung wird weitgehend nur noch im 
Bereich der wirtschaftlichen Interessen
des Südens gesehen. Indien betrachtet
für sich selbst zielorientierte strategi-
sche Partnerschaften nicht als unverein-
bar mit dem Nonalignment, sondern als
unvermeidliche Ablösung des früheren
globalen Idealismus Nehrus durch ein
„aufgeklärtes Eigeninteresse“. Ein
künftiges Engagement Indiens als Inter-
essenvertreter der Völker und Staaten
der Dritten Welt ist daher im Unter-
schied zu den zurückliegenden Jahr-
zehnten kaum noch zu erwarten. Aber
Indien wird aus realpolitischem Kalkül
auch nicht zum Ende der NAM beitra-
gen und vor allem seine eigene nicht-
paktgebundene Politik nicht aufgeben,
denn diese ist in einer Reihe wichtiger
Aspekte deckungsgleich mit der in-
dischen Staatsräson (internationale
Gleichberechtigung, Entwicklungsfrei-
heit, nationale Sicherheit, territoriale
Integrität, nationale Souveränität)

Eine neue Prioritätenliste

● Die Neuorientierung Indiens auf der
multilateralen Ebene findet ihre Ent-
sprechung im Bereich der bilateralen
Beziehungen, nicht zuletzt in einer ver-
änderten Stellung der Großmächte auf
der Prioritätenliste der indischen
Außenpolitik. Das seit 1971 bestehende
Sonderverhältnis mit der UdSSR endete
mit deren Auflösung (1991), aus über-

wiegend sicherheitspolitischen Grün-
den werden jedoch weiterhin umfang-
reiche Beziehungen zu Rußland ge-
pflegt. Das Verhältnis zu den USA konn-
te merklich entideologisiert werden,
und die amerikanische Privatwirtschaft
hat ihre Aktivitäten unter den Bedin-
gungen der Liberalisierung erheblich
intensiviert. Aber die zentralen Span-
nungsflächen USA–Indien existieren
weiter (Nuklearfrage, Handelspolitik,
Menschenrechte, Kashmir), da ihre Ur-
sachen weder der Kalte Krieg noch die
Existenz der UdSSR waren, sondern der
Zusammenstoß des US-Globalismus und
des indischen Nationalismus. Die Bezie-
hungen zu Großbritannien haben sich
empfindlich abgekühlt, der Staats-
besuch von Elisabeth II. zum 50. Jahres-
tag der indischen Unabhängigkeit
wurde durch die Tölpelhaftigkeit der
Labour-Außenpolitik in der Kashmir-
Frage zum politischen Fiasko; während
die indisch-französischen Beziehungen
sich in den letzten Jahren günstig ent-
wickelten. Aber das eigentlich Wesent-
liche in diesem Politikfeld besteht
darin, daß seit dem Ende des Kalten
Krieges die ehemals zentrale Stellung
der Großmächte in der indischen
Außenpolitik und für die internationale
Politik Indiens langsam, aber unauf-
haltsam zurückgeht.

Der Bedeutungswandel 
der asiatischen Region für Indien

● Das ist verbunden mit einem Bedeu-
tungswandel asiatischer Regionen aus
der Sicht indischer Interessen. Indien
versucht, übergreifende Aspekte der
nationalen Sicherheit durch eine Er-
weiterung, Vertiefung und, wenn
möglich, Institutionalisierung seiner
Beziehungen zu einer Reihe asiatischer
Staaten zu fördern und zu gewährlei-
sten. Unter diesem Aspekt müssen die
erhebliche Entwicklung der indisch-
iranischen Beziehungen, indische
Avancen gegen-über der ASEAN, aber
vor allem die Entspannung im Verhält-
nis Indien–China gesehen werden. Der
zeitweilige Zusammenfall internatio-
naler Interessen Indiens und Chinas
nach dem Heraufkommen der soge-
nannten neuen Weltordnung machte
es möglich, mit den Abkommen von
1993 und 1996 den gefährlichen jahr-
zehntelangen Grenzkonflikt für die
nächste absehbare Zeit einzufrieren
und die bilateralen Beziehungen weit-
gehend zu normalisieren. Ähnlich be-
merkenswert sind die Entwicklungen
im ökonomischen Bereich. Die expan-
dierende indische Wirtschaft benötigt
einen stabilen Zugang zu natürlichen
Ressourcen, besonders im Energiesek-
tor, die im regionalen Umfeld reichlich
vorhanden sind. Darüber hinaus bie-
ten zahlreiche asiatische Länder nicht
nur einen Markt für die Erzeugnisse
der indischen Industrie, sondern dort,
wo künftig Klein- und Mittelbetriebe
eine entscheidende Rolle für die natio-
nale Entwicklung spielen müssen, ist
Indien als regionaler Großproduzent
entsprechender Ausrüstungen und
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Maschinen sowie regionalspezifischen
Know-hows in einer günstigen Posi-
tion. Sein wirtschaftliches Engagement
in Asien ist daher im letzten Jahrzehnt,
nicht selten nahezu unbemerkt, erheb-
lich gestiegen – hier sei erinnert an die
zentralasiatischen Republiken, an die
Aktivitäten indischen Kapitals in West-
asien, an die Wirtschaftsbeziehungen
Indien–Iran und die Entwicklung der
Beziehung zu einigen südostasiati-
schen Staaten. Da es hier um essentiel-
le wirtschaftliche Interessen Indiens
geht, wird sich dieser Trend einer stär-
keren Orientierung auf Asien eher
noch verstärken. Dafür spricht auch,
daß Indien (wie andere asiatische Staa-
ten) in einer stärkeren regionalen Zu-
sammenarbeit einen Schutz gegen un-
erwünschte „Nebenwirkungen“ der
Globalisierung sucht.

● Damit ist zugleich die Frage nach der 
eigenen Region, Südasien, gestellt.
Entgegen landläufigen Vorstellungen
spielt Südasien im Gesamtkonzept in-
discher Außenpolitik keine zentrale
Rolle, das ist eine Realität, die durch
die politische Landkarte Südasiens de-
terminiert wird. Indien ist die geogra-
phisch, demographisch, wirtschaftlich,
politisch und militärisch eindeutig do-
minierende Macht, sein schieres Ge-
wicht schafft diese Konstellation. Die
Chancen für eine politische Partner-
schaft sind angesichts der Bedrohungs-
komplexe in allen Nachbarstaaten und
der ideologisch geprägten Indien-Pho-
bie in Pakistan, Sri Lanka und Bangla-
desh überaus bescheiden: wirtschaft-
lich sind diese Länder kein nennens-
werter Faktor für die indische Ökono-
mie, so daß kaum ein wirtschaftlicher
Anreiz für engere Beziehungen gege-
ben ist; strategisch spielen sie mit Aus-
nahme Pakistans für Indien keine
Rolle, und selbst Pakistan ist aus indi-
scher Sicht ohne China eine sekundäre
Bedrohung. Durch die Gujral-Doktrin,
daß Indien als großer Staat seinen klei-
neren Nachbarn stärker entgegen-
kommen müsse (asymmetrische Kom-
promisse), konnten in den letzten Jah-
ren einige Fortschritte erzielt werden,
aber es muß immer berücksichtigt wer-
den, daß dieser Entspannungsversuch
weder von Pakistan angenommen
noch in Indien von einer breiten Mehr-
heit mitgetragen wurde. Indien wird
sich daher in Südasien auf längere
Sicht auf die Vermeidung akuter Kon-
fliktsituationen beschränken, der Kon-
flikt Pakistan–Indien wird wegen der
Position Islamabads in der Kashmir-
Frage ohnehin als vorläufig nicht re-
gelbar betrachtet, und auch keine 
besonderen Aktivitäten zur Belebung
der SAARC unternehmen, wodurch

diese weiterhin als leere Hülle einer in
der Realität nicht vorhandenen regio-
nalen Zusammenarbeit dahindümpeln
wird.

Indiens internationale Bedeutung
wird weiter zunehmen

Indien ist ein großes Land mit einem riesi-
gen Territorium, mit großen materiellen
Ressourcen, mit einem enormen Human-
kapital und mit einer der größten Armeen
der Welt. Es hat überdies trotz zahlloser
gravierender innerer Probleme und offe-
nen Konflikten eine erstaunliche staat-
liche Stabilität bewiesen und war mit Aus-
nahme des Kashmir-Konflikts und des
Punjab-Konflikts in der Lage, seine natio-
nalen Probleme auf politischem Wege zu
regulieren. Trotz der Bedrohungssyndro-
me in einigen Nachbarstaaten war Indien
international seit 1947 kein Krisenfaktor,
keine Bedrohung der internationalen
Sicherheit und des Friedens. Die Erhaltung
der staatlichen Integrität und eine erfolg-
reiche Bewältigung der Liberalisierungs-
strategie vorausgesetzt, wird Indiens in-
ternationale Bedeutung weiter zuneh-
men. Das gilt erst recht bei einer weiteren
Ökonomisierung der Weltprozesse, denn
dieses Land mit seinen heute bereits etwa
200 Millionen Menschen starken konsum-
tiven Mittelschichten ist perspektivisch ein
gewaltiger Markt und ein Wirtschafts-
platz mit profitablen Standortvorteilen.
Wie die Entwicklung seit 1947 gezeigt 
hat, war und ist Indien zweifelsfrei eine
Regionalmacht, ein Land mit allen Vor-
aussetzungen, um Japan und China auf
dem Weg zur asiatischen Großmacht zu
folgen; von der Größe seines Territoriums,
seinen natürlichen Ressourcen und seinem
potentiellen Humankapital her, ist seine
Lage sogar günstiger als die Japans. Aber
das Potential Indiens ist sehr ungleich ent-
wickelt und strukturiert, seine materielle
Umsetzung in vielen Sektoren noch weit
zurück. Es ist daher heute noch nicht ab-
zusehen, wann Indiens Streben nach An-
erkennung als asiatische Großmacht seine
Realisierung finden wird. Aber die inter-
nationale Entwicklung, die großen inter-
nationalen Akteure können und werden
keinen Bogen um Indien machen und,
ohne einen Zeithorizont setzen zu wollen,
Indien wird den ihm gebührenden Platz
im internationalen System einnehmen. Ob
das der Status einer traditionellen Groß-
macht sein kann, sein wird oder auch sein
muß, wird die Zeit entscheiden.
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Deutschland ist, außerhalb Indiens, das
Land mit den weitaus meisten Sanskrit-
Lehrstühlen, dessen ersten der Romanti-
ker August Wilhelm Schlegel einnahm
(1818 in Bonn). Das kommt nicht von 
ungefähr, sahen doch die Romantiker in
Indien die „heile Welt“ gegenüber dem
durch die Aufklärung verdorbenen Euro-
pa. In England selbst hatte sich mit dem
Utilitarismus ein Indien-Bild durchgesetzt,
das in Indien Rückständigkeit in allen Be-
reichen sah – Rechtfertigung für die briti-
sche Kolonialherrschaft wie für die christ-
liche Mission. Die konträren Indien-Bilder
leben bis heute fort, spiegeln die eigene
Einstellung zum Gang der Weltgeschichte
wider: Glaube an den Fortschritt oder 
Zivilisationsmüdigkeit, und projizieren
somit unsere eigene Einstellung zur Mo-
derne auf Indien. Red.

Warum stößt gerade in Deutschland
ein negativ gefärbtes Indienbild auf
Widerspruch?

In der Berichterstattung der Medien sorgt
Indien immer mal wieder für schreckliche
Nachrichten. Das Neueste: viele Tote bei
der Durchführung der Wahlen 1998 in der
„größten Demokratie der Welt“. Vor eini-
gen Jahren war es der Ausbruch der Pest
in der indischen Stadt Surat, der Europa
an die Heimsuchungen des Mittelalters 
erinnerte. Ende 1992 schlugen die Medien
Alarm wegen der blutigen Unruhen zwi-
schen Hindus und Muslims im Gefolge der
Zerstörung der Moschee in Ayodhya
durch „fanatische Hindus“. Mitgiftmorde
und Witwenverbrennungen erregen
immer wieder die Gemüter. Neben diesen
„Höhepunkten“ sind konstante Themen
in den Medien die Armut, die krassen 
sozialen Unterschiede, die allgemeine
Rückständigkeit, die „mittelalterliche“
Herrschaft der Religion, die sich in Aber-
glauben, absurden Bräuchen und gewalt-
tätigem Fanatismus niederschlage. Für die
Medien heute scheint Indien geradezu
der Inbegriff dieser Negativwerte zu sein.
Bei den Freunden Indiens in Deutschland
und bei den für Öffentlichkeitsarbeit zu-
ständigen Stellen in beiden Ländern führt
dieses Negativimage immer wieder zu 
Besorgnis, wenn nicht sogar Empörung.
Sind die Medien böswillig oder zumindest
in unbedachter und sträflicher Weise sen-
sationslüstern? Wird hier bewußt oder un-

bewußt ein einseitiges, wenn nicht sogar
„falsches“ Bild von Indien verbreitet,
indem Einzelheiten ungebührlich aufge-
bauscht werden? Gerade in Deutschland
stößt dieses Negativbild Indiens auf 
Widerspruch. Gibt es doch hierzulande
seit je ein sehr positives Indienbild, gera-
dezu eine Verehrung Indiens, ja eine
wahre Indienschwärmerei ist verbreitet.
Ist nicht Deutschland das Land mit der
längsten und breitesten Tradition indolo-
gischer Studien? Werden in Deutschland
nicht seit je Sanskrit und die altindische
Kultur gepflegt? Haben nicht die deut-
schen Dichter und Denker immer ein gera-
dezu hymnisches Bild von Indien gemalt?
Gilt nicht Indien seit Jahrhunderten in
Deutschland als Inbegriff uralter Weisheit
und hoher Kultur, ja als „heile Welt“
schlechthin? Indische Musik, Tanz, Joga
und nicht zuletzt die indische Küche sind
allseits beliebt. Dieses Indien übt immer-
hin eine solche Anziehungskraft aus, daß
jedes Jahr Tausende von jungen Leuten
nach Indien reisen, um das „Wunderland“
aus eigener Anschauung zu erleben.
Andererseits hört man aber in jüngerer
Zeit selbst in der deutschen Literatur, in
der Hermann Hesse für das positive In-
dienbild steht, kritische Töne: z.B. bei
Günter Grass in der Schilderung Kalkuttas
in seinem Roman Der Butt und in seinem
Reisebericht Zunge zeigen. Gerade diese
beiden Bücher haben in Indien Enttäu-
schung und Empörung hervorgerufen,
war man doch aus Deutschland andere
Töne gewöhnt.

Die Suche nach dem 
„wahren“ Indienbild

Wie sollen wir nun diesen Widerspruch
zwischen zwei ganz konträren Indienbil-
dern erklären? Wer hat recht, was ist rich-
tig? Gibt es überhaupt ein wahres Bild von
Indien? Diese Frage ist nicht nur für dieje-
nigen relevant, die sich mit den Beziehun-
gen zwischen Deutschland und Indien be-
fassen. Das Thema des „Bildes“, das ein
Land oder eine Kultur von der anderen
hat, ist im Zeitalter der Globalisierung, 
da sich immer mehr Menschen aus ver-
schiedenen Kulturkreisen begegnen, von
praktischer Bedeutung. In der akademi-
schen Welt ist ein eigener Wissenschafts-
zweig entstanden: die Imagologie, die
Wissenschaft vom „Image“, vom „Bild“,
oder auch die Xenologie, die Wissenschaft
vom Fremden, die sich mit dem Problem
der „Alterität“, der „Andersheit“, be-
schäftigt.
Im folgenden soll untersucht werden, was
die historischen Wurzeln der beiden so 

gegensätzlichen Bilder von Indien sind.
Seit etwa 200 Jahren stehen sie neben-
bzw. gegeneinander und repräsentieren
zwei grundverschiedene Sichtweisen der
Welt und der Weltgeschichte. Um es
gleich zu sagen: Das gewählte Indienbild
hängt von der jeweiligen Selbsteinschät-
zung Europas ab. Es gab durchaus beide
Indienbilder in jedem Land Europas, aber
das eine hat sich hauptsächlich im
deutschsprachigen Bereich Mitteleuropas
ausgebreitet (es soll im folgenden das ro-
mantische Indienbild heißen), das andere
ist in England zuhause und soll das utilita-
ristische genannt werden. Das eine ist nur
im Kontrast zum anderen zu verstehen.

Von Anfang an das Land der Wunder
und Absonderlichkeiten

Um die Voraussetzungen für die Entste-
hung des romantischen wie des utilitaristi-
schen Indienbildes zu verstehen, muß kurz
ewas weiter ausgeholt werden: Indien hat
für Europa von den Anfängen seiner Ge-
schichte an eine besondere Rolle gespielt.
Schon bei den ältesten griechischen Auto-
ren, die über Indien berichtet haben, er-
scheinen bestimmte Topoi über dieses
Land, die bis weit in die Neuzeit lebendig
geblieben sind:
Von Anfang an war Indien das Land der
Wunder und der Absonderlichkeiten. Die
griechischen Schriftsteller berichten über
die Existenz sog. Fabelvölker: Schatten-
füßler, Mundlose, Hundsköpfige, Men-
schen mit nur einem Auge, mit Spinnen-
beinen, mit Füßen, die nach hinten gebo-
gen sind, Pans mit eckigen Köpfen, Men-
schen, die ihre großen Ohren benutzen,
um sich darin zum Schlafen einzuwickeln;
dazu kommen die Gold grabenden Amei-
sen.
Seit das Heer Alexanders des Großen aus
Indien einen „nackten Weisen“ (also
einen Yogi) mit sich führte, der eines
Tages vor ihren Augen den Scheiterhau-
fen bestieg und sich selbst verbrannte, ist
Indien das Land der Todesverachtung, der
Abgeklärtheit, der Weisheit schlechthin.
Schon in der Antike war Indien das Her-
kunftsland wertvoller Luxuswaren wie
Seide, Perlenschmuck und Duftstoffe.
Diese Waren mußten teuer mit Gold und
Silber bezahlt werden. Indien war daher
der Inbegriff des Reichtums. Und schließ-
lich war Indien das Land des orgiastisch-
mystischen Rausches, als dessen Verkörpe-
rung den Griechen der Gott Bacchus/
Dionysos galt.
Durch die Textgattung des Alexander-
romans wurden diese antiken Topoi des
Indienbildes dem christlichen Mittelalter
überliefert. Das christliche Mittelalter
selbst steuerte zwei weitere Topoi bei:
1. Die Vorstellung von einem christlichen
Reich in Indien mit dem Priesterkönig Jo-
hannes an der Spitze.
2. Indien als das Paradies, wo Milch und
Honig fließen.

Die eigentliche Entdeckung Indiens 
begann mit der Ostindien-Kompanie

Als Vasco da Gama Indien entdeckte, ge-
nauer gesagt, den Seeweg von Europa
nach Indien eröffnete, war die Kenntnis
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der Europäer von Indien kaum über den
Wissensstand der Antike hinausgelangt.
Das änderte sich erst grundlegend, als die
britische Ostindienkompanie in der Mitte
des 18. Jahrhunderts von Bengalen aus 
in Indien Fuß zu fassen begann und sich
zur dominierenden Territorialmacht ent-
wickelte. Erst jetzt wurde eine genauere
Kenntnis der indischen Kultur, genauer
gesagt der hinduistischen Kultur, möglich,
es kam zu einer zweiten Entdeckung In-
diens, man kann auch sagen, zur eigent-
lichen Entdeckung Indiens.
Mit der Herrschaft der britischen Ost-
indienkompanie kam eine größere Zahl
ihrer Angestellten in engeren Kontakt mit
der indischen bzw. hinduistischen Bevöl-
kerung und deren Kultur. Es waren
zunächst praktische Gründe, durch die die
Engländer auf die alte Literatur stießen,
aber allmählich bekamen sie eine Ahnung
von der Fülle und Bedeutung der überlie-
ferten Literatur der Hindus. Die Hindu-
Kultur mit ihrer uralten Vergangenheit er-
schloß sich den staunenden Blicken der
Engländer.
Kein Geringerer als der erste Generalgou-
verneur Warren Hastings war die treiben-
de Kraft bei der Entdeckung und Er-
schließung der altindischen Literatur. Er
war es auch, der dafür sorgte, daß einer
der angesehensten Gelehrten des dama-
ligen Englands nach Bengalen berufen
wurde, um dort den Posten eines Richters
am neugegründeten High Court in Kal-
kutta zu bekleiden: Sir William Jones. Die-
ser gründete im Jahre 1784 die erste indo-
logische Gesellschaft der Welt: die Asiatick
Society of Bengal. In ihr versammelten sich
die wissenschaftlich interessierten Ange-
stellten der Ostindien-Kompanie, trafen
sich regelmäßig und trugen ihre neuesten
Forschungsergebnisse vor, die dann in der
Zeitschrift Asiatick Researches veröffent-
licht wurden. In den nächsten Jahren er-
schienen die Werke in englischer Überset-
zung, die heute jedem auch nur ober-
flächlichen Kenner der altindischen Litera-
tur vertraut sind: 1784 die Bhagavad Gita,
übersetzt von Charles Wilkins, 1787 das
Hitopadesha, ebenfalls von Charles Wil-
kins übersetzt; 1789 Kalidasas Schakun-
tala in der Übersetzung von Sir William
Jones und 1792 Gita Govinda, ebenfalls
von Jones übersetzt.
Die Begeisterung über die neuen literari-
schen Schätze aus Indien war ungeheuer.
Hastings schrieb, die Hindu-Schriften wür-
den die britische Herrschaft sicherlich weit
überdauern. Für Sir William Jones hatte
die Kultur des alten Indiens in vieler Hin-
sicht den gleichen Rang wie die des alten
Griechenland, in einigen Fällen sei sie ihr
sogar überlegen.1

Herder zeichnete das Bild eines 
edlen Volkes mit einer hohen Kultur 
in einer idyllischen Landschaft

Die Kenntnis von diesen Vorgängen in In-
dien und die ersten englischen Überset-
zungen von Sanskrit-Werken erreichten
das übrige Europa und vor allem Deutsch-
land Ende der achtziger Jahre des 18. Jahr-
hunderts, die erste deutsche Übersetzung
(die noch von einer englischen Überset-
zung angefertigt worden war) im Jahre

1791: Kalidasas Schakuntala. Die Reaktion
darauf war ungewöhnlich lebhaft. Die
Neuigkeiten aus Indien wurden als ein 
intellektuelles Ereignis ersten Ranges
empfunden. Es gibt entsprechende Äuße-
rungen von Goethe und den meisten Gei-
stesgrößen der damaligen Zeit. Aber es
waren die Romantiker, die ihr besonderes
Augenmerk auf Indien richteten und in
der Kultur Indiens zu finden glaubten,
was sie schon lange gesucht hatten.
Eine wichtige Voraussetzung für die leb-
hafte Rezeption der indischen Kultur in
Deutschland war der Einfluß Johann
Gottfried Herders. Er war es, der den gei-
stigen Boden für die romantische Indien-
begeisterung bereitet hatte. Um Herders
Porträt der Inder und ihres Landes zu ver-
stehen, muß man seine Quellen und sei-
nen Ausgangspunkt kennen. Er hatte für
die Abfassung seines Werkes noch nicht
die neuen Kenntnisse der englischen Be-
amten aus Indien benutzt, sondern einer-
seits die alten Topoi über Indien, die seit
der Antike und dem Mittelalter tradiert
worden waren, darunter auch den Topos
des Paradieses, und zusätzlich dazu eini-
ge neuere Berichte von europäischen Rei-
senden. Andererseits ist es wichtig zu wis-
sen, daß Herder in seiner Weltanschau-
ung von Rousseau geprägt war. Herder
war sozusagen der deutsche Rousseau
und formulierte das neue Lebensgefühl,
das damals offenbar eine ganze Genera-
tion von Mitteleuropäern erfaßt hatte. Es
bestand in einer erneuerten religiösen
und philosophischen Auffassung der
Natur, einer Auffassung, die die Entgötte-
rung der Welt beklagte und sie durch
eine neue Religiosität wieder beseelen
wollte.
Herder schildert die Hindus als ein Volk
mit herausragenden Geistesgaben und
vollendeter körperlicher Schönheit.2 Als
ihre charakteristischen Eigenschaften
nennt er Sanftmut, Höflichkeit, Mäßigung
und Keuschheit. Herder zeichnet das Por-
trait eines edlen Volkes mit einer hohen
Kultur, das in einem idyllischen Lande lebt.
Das Herdersche Bild von Indien muß man
im Kopf behalten, wenn man die Reaktion
der literarischen Öffentlichkeit Deutsch-
lands auf das Erscheinen des Dramas
Schakuntala in der Jones’schen Überset-
zung von 1789, deutsch 1791 von Georg
Forster, verstehen will. Wie das Mädchen
Schakuntala und die altindische Welt da
geschildert werden, machte nämlich des-
halb einen so ungeheuren Eindruck im
deutschen Kulturbereich, weil es genau
dem Bild zu entsprechen schien, das Her-
der vorher von Indien entworfen hatte:
ein Bild der Harmonie des Menschen mit
der Natur.

Indienlob und Europakritik gehören
bei den Romantikern zusammen

Bei Herder ist der Kern des Indienbildes,
das man das romantische nennen kann,
bereits vorhanden, aber vollständig wird
es erst bei den Brüdern Schlegel und eini-
gen anderen sogenannten Frühromanti-
kern. Bei ihnen wird deutlich und klar eine
Verbindung zwischen Indienbegeisterung
und einer harschen Kritik an Europa gezo-
gen.3

Die Romantik war bekanntlich eine Gei-
stesströmung, die sich gegen die Auf-
klärung und die damit verbundenen im
18. Jahrhundert vorherrschenden Bil-
dungsideale richtete. August Wilhelm
Schlegel veröffentlichte im Jahre 1803 in
seiner Zeitschrift Europa eine Polemik
gegen bestimmte Ideale der Aufklärung.
Vor allem wandte er sich darin gegen die
„ausschließliche Richtung auf das Nütz-
liche“, gegen das absolute Vorherrschen
des „ökonomischen Prinzips“:
„Unser Zeitalter verkennt die Ideen; ...
man hat Kunst und Poesie zur bloßen Ver-
standesprosa gemacht, indem man Nach-
ahmung der Natur, richtiger der äußeren
Welt, zu ihrem letzten Ziele setzte: so hat
man die Philosophie auf Erfahrung
zurückführen wollen, da doch echte Spe-
kulation es mit einem absoluten Wissen
zu tun hat, gegen welches sich alle Erfah-
rung bloß beschränkend negativ verhält;
so hat man die Sittlichkeit aus dem Hange
zum Vergnügen, dem Eigennutz erklärt,
und sie damit gänzlich vernichtet; die
Moral hat man in eine bloße Klugheits-
lehre verwandelt. Der Religion ist es noch
am allerschlimmsten ergangen; man hat
sie, weil ihre Anschauungen ihrer Natur
nach keine wissenschaftlichen Demonstra-
tionen zulassen, weil sie auch nicht irdisch
nutzbar sein will, als leeres, abgeschmack-
tes Phantom verworfen...“
Diese Kritik zielt eindeutig, ohne Namen
zu nennen, auf bestimmte Richtungen 
der englischen Philosophie, besonders 
auf den sog. Utilitarismus, auf deutsch
auch „Nützlichkeitslehre“ genannt, die
von Jeremy Bentham begründet worden
ist. Seine Hauptwerke waren 1776, 1787
und 1789 erschienen. Wahrscheinlich hat 
August Wilhelm Schlegel diese Schriften
in der französischen Übersetzung gelesen,
die 1802 in Genf erschien. Bei August Wil-
helm Schlegels Bruder Friedrich finden wir
ähnliche Äußerungen in dessen Briefen
aus Frankreich. Friedrich Schlegel verur-
teilt vor allem die Abkehr von der Reli-
gion, seine Kritik richtet sich also gegen
Säkularisierung und Fortschrittsglauben.
Er beklagt an Europa „die gänzliche Un-
fähigkeit zur Religion, ... die absolute Er-
storbenheit der höheren Organe. Tiefer
kann der Mensch nun nicht sinken; das ist
nicht möglich“. Ferner geißelt er „diese
absolute Unbekanntschaft mit der eige-
nen Bestimmung, die unendliche Schreib-
seligkeit und Geschwätzigkeit, und dabei
die törichte Einbildung von sich selbst,
und das absolute Nichtgefühl für alles
Große, was schon wirklich auf Erden war;
alles das zusammen muß den denkenden
Mann mit einer Verachtung gegen sein
Zeitalter erfüllen.“
Diesem Europa des Utilitarismus, des Sä-
kularismus und des Fortschrittsglaubens
wird nun Indien als positiven Gegenbild
entgegengehalten.
In den zitierten Briefen aus Frankreich
schreibt Friedrich Schlegel, er möchte
„demjenigen, der Religion sehen will,
raten, er solle, wie man nach Italien geht
um die Kunst zu lernen, ebenso zu seinem
Zwecke nach Indien reisen, wo er gewiß
sein darf, wenigstens noch Bruchstücke von
dem zu finden, wonach er sich in Europa
zuverlässig vergeblich umsehen würde.“
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Ähnliche Äußerungen finden wir bei an-
deren Dichtern der romantischen Schule,
vor allem auch bei Novalis, von dem der
Ausspruch stammt: das Morgenland ist
das eigentliche Vaterland der Menschheit.
Indienlob und Europakritik gehören also
bei den Romantikern zusammen. Das In-
dienlob ist zugleich eine Kritik an dem
durch die Aufklärung geprägten Europa,
eine Kritik an der Moderne schlechthin.
Das ist die geistige Grundlage der Indien-
begeisterung, die sich in den folgenden
Jahrzehnten vor allem in Deutschland,
aber auch in den Nachbarländern, zeit-
weilig übrigens auch in Frankreich, in Lite-
ratur, Philosophie und Wissenschaft nie-
derschlagen sollte. Auch die Wissenschaft
der Indologie verdankt dieser geistigen
Strömung ihre Entstehung. 1818 wurde
August Wilhelm Schlegel erster Professor
auf einem indologischen Lehrstuhl in Eu-
ropa, nämlich in Bonn. Bis heute ist
Deutschland das Land mit den meisten
Sanskrit-Lehrstühlen in der Welt außer-
halb Indiens.

Die Kritik der englischen Utilitaristen
bestimmte die britische Indienpolitik

Es ist wohl nur scheinbar ein Zufall, daß
fast zur selben Zeit, als in Deutschland die
Indienbegeisterung ihren Niederschlag in
der Gründung eines Lehrstuhls für Indolo-
gie fand, in England das Indienbild ins 
Negative umschlug, und zwar durch das
Erscheinen des Werkes The History of Bri-
tish India von James Mill im Jahre 1817. In
ausdrücklicher Abwendung vom bisheri-
gen Indienbild von Sir William Jones und
seinen Kollegen stellt James Mill Indien als
ein Land der zivilisatorischen Rückständig-
keit dar, als ein Land des Aberglaubens,
des „Priesterbetrugs“ und der sozialen
Unterdrückung.4

James Mill war von den Ideen Jeremy
Benthams geprägt, des Begründers eben
jenes Utilitarismus, gegen den sich die
oben zitierten Attacken der Brüder
Schlegel gerichtet hatten. Laut Bentham
habe das Hauptziel einer jeden Regie-
rung zu sein, das größte Wohl für die
größte Zahl (von Bürgern) zu erreichen
(the greatest good for the greatest num-
ber). Zur Erreichung dieses Ziels bedürfe
es „vernünftiger Gesetze“, „vernünftiger
Besteuerung“, kurz: vernünftiger Regie-
rung.
Als Schüler Benthams versucht James Mill
nun, die Prinzipien des Utilitarismus auf
Indien und seine Geschichte anzuwenden.
Auf einer „Stufenleiter der Zivilisation“
(scale of civilisation) sucht Mill den ange-
messenen Ort für Indien. Das Bild von der
Stufenleiter zeigt, wie sich Mill den Gang
der Menschheitsgeschichte vorstellt: als
Aufstieg von unten nach oben, nicht wie
die Romantiker: als Abstieg. Für Indien
kommt Mill zu dem Schluß, daß es erst 
einige der ersten Schritte auf dem Wege
zivilisatorischer Entwicklung hinter sich
gebracht habe:
„Der Fortschritt des Wissens und der
Zwang der Beobachtung machen die Not-
wendigkeit deutlich, den tatsächlichen
Zustand der Hindus als wenig entfernt
vom Status halbzivilisierter Nationen an-
zusehen.“

Immerhin fragt sich Mill, warum die Eu-
ropäer seit den Griechen ein überwiegend
positives Bild von Indien gehabt hätten. Er
nennt ausdrücklich die Jesuiten und Sir
William Jones. Seine Antwort in bezug auf
die Jesuiten lautet: Mit der Größe des be-
schriebenen Gegenstandes wuchs ihr ei-
genes Prestige, d.h. er wirft ihnen Eitel-
keit vor. Sir William Jones dagegen habe
keine klare Vorstellung vom Begriff Zivili-
sation gehabt.
Die traditionelle indische Regierung war
für Mill der Inbegriff des Despotismus;
sein Gerichtswesen sei ungerecht, seine
führenden Eliten selbstherrlich. Auf In-
dien die utilitaristischen Prinzipien anzu-
wenden, hieß, alles, was sogenannten ver-
nünftigen Gesetzen widersprach, abzu-
schaffen, also nicht nur die sogenannten
barbarischen Sitten wie die Witwenver-
brennung, sondern die meisten religiösen
Sitten und Gebräuche, ja die ganze Sozial-
struktur, das Kastenwesen. 
James Mill wurde auf Grund seines Buches
zu einem der höchsten Beamten der Ost-
indien-Kompanie in London ernannt und
konnte in den folgenden Jahren maßgeb-
lich an der britischen Politik in Indien mit-
wirken. Sein Werk The History of British
India wurde zum Schulbuch für die
zukünftigen britischen Beamten in Indien,
zunächst im Haleybury College, später an
der Universität Cambridge. Generationen
von Indienbeamten sind also vom Geiste
dieses Werkes geprägt worden.
Einer von Benthams Schülern, William
Bentinck, wurde General-Gouverneur in
Indien. Als er nach Indien ausreiste,
schrieb er an seinen Lehrer Bentham:
„I am going to British India, but I shall not
be Governor General, it is you that will be
Governor General.5

James Mill, William Bentinck und eine
ganze Reihe anderer hochgestellter Briten
prägten seit den zwanziger Jahren des 
19. Jahrhunderts die sog. Reformära in 
Indien, in der versucht wurde, Indien nach
den Vorstellungen der Utilitaristen umzu-
wandeln.

Für die Evangelikalen lag das Heil
in der Bekehrung Indiens

Es gab noch eine andere geistige Strö-
mung im damaligen England, die eben-
falls ein negatives Bild von Indien propa-
gierte: die Evangelicals, eine Erweckungs-
bewegung im englischen Protestantismus,
verwandt mit dem Pietismus in Deutsch-
land. Die Evangelikalen betrachteten das
hinduistische Indien als den Inbegriff des
Götzendienstes und des Heidentums
schlechthin. Sie kritisierten die englische
Regierung dafür, daß sie das „Heiden-
tum“ toleriere und sogar fördere (indem
sie von den Hindu-Gläubigen die Pilger-
steuer einziehe), statt es zu bekämpfen.
Die Rechtfertigung für die britische Herr-
schaft über Indien liege allein darin, ganz
Indien zum Christentum zu bekehren.
Seit 1793 versuchte eine pietistische Lobby
im britischen Parlament, Britisch-Indien
für christliche Missionare zu öffnen. Die
Ostindien-Kompanie hatte jede Missi-
onstätigkeit auf ihrem Territorium verbo-
ten, da sie dadurch Störungen ihrer Ge-
schäfte befürchtete. Zwischen 1806 und

1808 tobte eine wahre Kampagne in der
britischen Öffentlichkeit zur Erreichung
dieses Ziels (der sog. pamphlet war). 1813
war es schließlich soweit: Britisch-Indien
wurde für die christliche Mission geöffnet,
und als Folge strömten ganze Scharen
christlicher Missionare ins Land, die sich
vor den „heidnischen Götzen“ aufstellen
und gegen sie predigten.
Der als Sklavenbefreier bekannte William
Wilberforce bezeichnete im britischen
Parlament den Hinduismus als Greuel, als
one grand abomination.6

Utilitarismus und Evangelikalismus ver-
banden sich in der Person des englischen
Historikers, Politikers, Juristen und Publi-
zisten Thomas Babington Macaulay. Er
wurde Justizminister in Indien und stellte
1835 die Weichen für eine Erziehungspoli-
tik in Britisch-Indien, wonach Englisch zur
Sprache der höheren Bildung und Verwal-
tung gemacht wurde. In seiner berühm-
ten Denkschrift von 1835 steht (sinn-
gemäß) der berüchtigte Satz: ein Regal
Bücher in einem englischen Mädchenpen-
sionat ist mehr wert als die gesamte orien-
talische Literatur.7

Auch für Hegel und Marx stand 
Indien „ganz unten“

Das utilitaristische Indienbild blieb in Eng-
land während der gesamten Kolonialzeit
das dominante. Es ist bezeichnend, daß an
englischen Universitäten kaum Sanskrit-
bzw. Indologiestudien betrieben wurden.
Die wenigen Indologieprofessoren in 
Oxford, Cambridge oder Edinburgh
waren häufig Deutsche, wie der berühmte
Max Müller. Auch als die aktive Reform-
politik nach der Niederschlagung des Indi-
schen Aufstandes von 1857/58 abgebro-
chen wurde, bestand das Bild vom allen-
falls halbzivilisierten Indien als eine der
ideologischen Rechtfertigungen der briti-
schen Herrschaft weiter. Immerhin impli-
ziert es die Verbesserungsfähigkeit In-
diens: Mit Hilfe von Good Government,
mit dem noch 1935 Churchill die britische
Herrschaft über Indien rechtfertigte, woll-
te man den Zustand Indiens „heben“,
heute würden wir sagen: entwickeln. (Im
„Zeitalter des Imperialismus“, also in den
Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg,
herrschte in England ein anderes Indien-
bild vor: das der naturgegebenen Unwan-
delbarkeit und zugleich der festgeschrie-
benen Unfähigkeit der Inder, sich selbst zu
regieren.)
Das utilitaristische Indienbild war jedoch
viel mehr als nur Herrschaftslegitimation:
Es war Ausdruck des Überlegenheitsge-
fühls der modernen europäischen Zivilisa-
tion und war natürlich nicht auf England
beschränkt. Wir finden es auch in Deutsch-
land neben dem dominanten Indienbild
der Romantiker, z.B. bei Georg Wilhelm
Friedrich Hegel und bei Karl Marx. Auch
Hegel und Marx entwerfen ein Ge-
schichtsbild, in dem der Gang der Welt-
geschichte von unten nach oben geht,
und Indiens Platz ist dabei ganz unten. Bei
Hegel8 repräsentiert Indien ein Stadium
vor der eigentlichen Weltgeschichte; Marx
und Engels sehen Indien durch die „Asiati-
sche Produktionsweise“ charakterisiert,
wonach es unfähig sei, seine „Stagnation“
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von sich aus zu beenden. Die Kolonial-
herrschaft sei das Werkzeug der Geschich-
te, um Indiens Stagnation von außen auf-
zubrechen.9

Zwei Grundpositionen
europäischen Selbstverständnisses
auf Indien projiziert

In den beiden Indienbildern, dem roman-
tischen und dem utilitaristischen, spiegeln
sich zwei antagonistische Grundpositio-
nen des europäischen Selbstverständnis-
ses wider. Wir finden beide in allen eu-
ropäischen Ländern nebeneinander, aber
in zwei Ländern dominierte jeweils das
eine: in Deutschland das romantische, in
England das utilitaristische.
Im romantischen Indienbild verkörpert die
indische Kultur das, was das moderne Eu-
ropa verloren zu haben glaubt: die ur-
sprüngliche Vollkommenheit und Ganz-
heitlichkeit der menschlichen Existenz, die
Harmonie von Mensch, Natur und Gott,
die religiöse Geborgenheit, die poetische,
göttlich beseelte Welt.
Das utilitaristische Indienbild, das in der
Tradition der Aufklärung steht, weist 
Indien auf der Stufenleiter der Weltge-
schichte einen Platz ganz unten zu,
während Europa ganz oben steht. Im Ge-
gensatz zu den Romantikern, für die die
Geschichte ein einziger Abstieg von den
Höhen eines in der Vergangenheit liegen-
den Goldenen Zeitalters ist, sehen die Uti-
litaristen die Menscheitsentwicklung als
konstante Aufwärtsbewegung: von dunk-
len, primitiven Anfängen zum Licht, zu
Aufklärung, Vernunft und Fortschritt. Eu-
ropas Aufgabe sei es, den anderen zu hel-
fen, auf der Stufenleiter weiter nach oben
zu klettern. Für die Briten in der ersten
Hälfte des 19. Jahrhunderts ergab sich
daraus die Folgerung, sie hätten die indi-
sche Gesellschaft zu reformieren, umzu-
wandeln, zu modernisieren, zu verwest-
lichen. Als die Briten nach dem Indischen
Aufstand von 1857/58 diese Politik abbra-
chen, wurde diese Aufgabe von der neu
entstandenen, aus den englischen Schulen
hervorgegangenen indischen Elite über-
nommen, von den Kindern Macaulays,
deren Nachkommen noch heute das Land
regieren.
Diese beiden Grundpositionen mit ihren
entsprechenden Indienbildern haben sich
etwa in dem Zeitraum zwischen 1784 und
1817 herausgebildet und existieren in den
westlichen Ländern bis heute nebenein-
ander weiter.

Vor allem in Krisenzeiten 
der Moderne wird die „Heile Welt“
in Indien gesucht

Immer wieder hat es seitdem Wellen der
Indienbegeisterung in westlichen Ländern
gegeben, vor allem, scheint es, in Krisen-
zeiten der Moderne. Sie sind Ausdruck des
Zweifels und des Unbehagens am Weg,
den Europa mit der Moderne eingeschla-
gen hat. Zur Moderne gehört offenbar
von Anfang an der Widerspruch dazu, der
sich in der Suche nach der vormodernen,
der „heilen“ Welt niederschlägt. Ein Ort
(neben anderen) dieser Heilen Welt ist seit
der Romantik Indien.

Vor allem in Deutschland lassen sich in der
Zeit der Romantik viele Belege in Literatur
und Philosophie für das romantische In-
dienbild finden.10 Von einer neuen Indien-
welle wurde Deutschland vor dem Ersten
Weltkrieg erfaßt, vom „Aufbruch nach
Asien“ ist die Rede.11 Schriftsteller wie
Hermann Hesse, Max Dauthendey und
Stefan Zweig,12 Philosophen wie Graf Her-
mann Keyserling und Hans-Hasso von
Veltheim-Ostrau zogen nach Indien und
den benachbarten Ländern, um der unbe-
friedigenden europäischen Gegenwart zu
entfliehen. Nach dem Ersten Weltkrieg
zeigte der enthusiastische Empfang, der
dem indischen Dichter Rabindranath
Tagore in Deutschland bereitet wurde,
eine neue Welle der romantischen Indien-
begeisterung.

Theosophen und Anthroposophen

Aber auch in England, in dem eigentlich
das utilitaristische Indienbild dominierte,
gab es schließlich doch eine Welle der In-
dienbegeisterung, wenn auch weniger
unter Dichtern und Philosophen, als viel-
mehr im subkulturellen Milieu, getragen
von der Theosophischen Gesellschaft, die
1875 von einer Russin und einem Ameri-
kaner in New York gegründet worden
war. Die Theosophen glaubten, im Hin-
duismus und Buddhismus uralte Weisheit
entdecken zu können, die im Westen ver-
loren gegangen sei und wiederbelebt
werden müsse. Die Theosophische Gesell-
schaft breitete sich in allen europäischen
Ländern einschließlich Rußlands aus. Im
deutschen Bereich kam es kurz vor dem
Ersten Weltkrieg unter der Führung Ru-
dolf Steiners zu einer Abspaltung von der
Theosophie in Gestalt der Anthroposophi-
schen Gesellschaft, deren subtile Auswir-
kungen in alle möglichen Bereiche der Ge-
sellschaft (Waldorf-Schulen!) bis heute
spürbar sind. 
Ja auch nach dem Zweiten Weltkrieg hat
es eine romantische Indienwelle gegeben,
diesmal ausgehend von den USA, aus-
gelöst unter anderem durch die Schriften
Hermann Hesses, nämlich die sogenannte
Hippie-Kultur, in Amerika auch Counter-
Culture, Youth-Culture genannt. Die
Schriften Hermann Hesses, die in Deutsch-
land in den fünfziger Jahren schon als
„Kitsch“ abgetan worden waren, kehrten
in den sechziger Jahren mit der Hippie-
Bewegung triumphal nach Deutschland
zurück. Tausende von Jugendlichen aus
den USA und den anderen „westlichen“
Ländern (einschließlich Australien und
Japan) zogen mit Hermann Hesses Step-
penwolf und Siddharta im Rucksack – oft
auf auf dem Landweg – nach Indien und
Nepal, um dort das Gegenstück zur mo-
dernen westlichen Zivilisation zu finden.
Dabei kam es häufig zu komischen,
manchmal schmerzlichen Mißverständnis-
sen zwischen diesen westlichen Jugend-
lichen und den Einheimischen in Indien.
Die Führungsschichten Indiens wünschen
ja nichts sehnlicher, als ihr Land möglichst
schnell auf den Weg Europas und Ameri-
kas zu bringen, mit anderen Worten: es
nach westlichem Vorbild zu modernisie-
ren. Sie konnten es nicht verstehen, daß
nun Europäer ins Land kamen, um gerade

das zu suchen, was sie selbst als „Rück-
ständigkeit“ überwinden wollten. Der Zu-
lauf, den die sogenannten Gurus mit ihren
Heilslehren in westlichen Ländern finden,
gehört ebenfalls in diese Indienwelle, die
seit den sechziger Jahren in westlichen
Ländern rollt. Ihre Auswirkungen reichen
bis in die Musik und in die Medizin (Ayur-
veda).

Das utilitaristische Indienbild lebt 
in der Entwicklungshilfe fort

Das utilitaristische Indienbild dagegen
lebt fort in allen Bemühungen, Indien zu
modernisieren. Am stärksten werden
diese Bemühungen von der indischen Elite
selbst getragen, die entsprechend, wie
immer wieder zu beobachten ist, ein sehr
ambivalentes, gespaltenes Verhältnis zur
eigenen Tradition hat. Soweit die traditio-
nelle indische Kultur nationale Vergan-
genheit ist und ihre Zeugnisse zahlungs-
kräftige Touristen (zu denen die Hippies in
der Regel nicht gehören) anlocken, ist
man gerne stolz auf sie, aber wenn das
heutige (und das zukünftige) Indien dar-
auf festgelegt werden soll, dann reagiert
man empört.
International ist der Hauptträger des utili-
taristischen Indienbildes die Entwicklungs-
hilfe. Diese impliziert, daß die einheimi-
sche Kultur überholt ist, ja, ein Hindernis
der Entwicklung, etwas zu Überwinden-
des, und tatsächlich hat die Entwicklungs-
ökonomie viel Energie auf die Frage ver-
wendet, wie man diese „Hindernisse“ in
Gestalt der traditionellen Kultur überwin-
den könne.

Vom „Spiegel“ bis Günter Grass: 
in der Folge der britischen Kolonial-
herren

In Deutschland dominierte das romanti-
sche Indienbild bis in die fünfziger Jahre,
bis eben die Entwicklungspolitik begann.
Seitdem haben wir in Deutschland beide
Indienbilder nebeneinander: das roman-
tische, aus dem die Verehrung und das
Studium des traditionellen Indiens er-
wächst, und das utilitaristische, das von
den Entwicklungsökonomen, von den
Politikern und vor allem von den Medi-
en, voran dem Spiegel, dem Stern und
ähnlichen Presseerzeugnissen, vertreten
wird. Der Spiegel veröffentlichte Anfang
der siebziger Jahre eine Serie über Indi-
en, in der nur von Armut und Elend, von
Leichen im Ganges, von Ratten, die in
Tempeln gefüttert werden, und ähnli-
chen Schrecknissen die Rede war. Das
hätte auch schon von James Mill oder
von einem evangelikalen Missionar im
frühen 19. Jahrhundert so beschrieben
werden können. Und während die deut-
sche Literatur seit je der Hauptträger des
romantischen Indienbilds gewesen ist, ist
auch hier das utilitaristische Indienbild
im Vordringen, z.B. bei Günter Grass, der
in seinem Roman Der Butt und in seinem
Reisebericht Zunge zeigen jenes Bild von
Indien zeichnet, das schon bei Utilitari-
sten und Evangelikalen zu finden gewe-
sen ist.
Daß sich in Deutschland das utilitaristische
Indienbild immer mehr gegen das roman-
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tische Indienbild durchsetzt, hat sicher
auch etwas mit dem Bruch von 1945 zu
tun. Im Zuge der „Vergangenheitsbewäl-
tigung“ ist von einigen die Romantik zu
einer Wegbereiterin des „Faschismus“ er-
klärt worden, sind die aufklärungskriti-
schen, antimodernistischen Strömungen
für den „deutschen Sonderweg“, der in
die Katastrophe gemündet sei, verant-
wortlich gemacht worden. Dem entspricht
die rigorose Forcierung einer „vernünfti-
gen“ Sicht der Welt nach 1945, eben auch
Indiens.
Indien selbst wandelt sich immer mehr zu
einem modernen Industriestaat, während
das traditionelle Indien, das die Romanti-
ker suchen, auf dem Rückzug begriffen
ist.
Das jeweilige Indienbild hängt also nicht
vom guten oder bösen Willen oder von
der Ignoranz oder Sachkunde des jeweili-
gen Journalisten oder Redakteurs ab, son-
dern von der jeweiligen Einstellung zur
Moderne, zur modernen westlichen Zivili-
sation. Wie man den Gang der Weltge-
schichte sieht und entsprechend Indiens
Platz darin – das prägt das Indienbild und
entscheidet darüber, welche Ereignisse
und welchen Aspekt Indiens man für mit-
teilenswert hält. Das romantische Indien-
bild impliziert, bewußt oder unbewußt,
eine kritische Einstellung zur Moderne, ist
letztlich antimodernistisch, das utilitaristi-
sche Indienbild hingegen folgt aus dem
Glauben an den westlichen Fortschritt.13
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In Abhängigkeit von der indischen
Entwicklung

Im Jahr 1996 wurden nach vorläufigen Er-
gebnissen des Statistischen Landesamtes
Waren im Wert von 708 Millionen DM von
Baden-Württemberg nach Indien expor-
tiert. Damit spielte Indien mit einem An-
teil von 0,5 Prozent an den Gesamtausfuh-
ren für die Exportwirtschaft des Landes
nur eine untergeordnete Rolle und ran-
gierte in der Liste der wichtigsten Bestim-
mungsländer hinter Indonesien und Ma-
laysia auf Platz 34. Trotzdem bietet Indien
als potentieller Absatzmarkt für die heimi-
sche Wirtschaft durchaus Chancen. Dafür
sprechen die 1991 eingeleiteten Liberali-
sierungsmaßnahmen in der indischen
Wirtschaft, ein hohes Wirtschaftswachs-
tum in den vergangenen Jahren von mehr
als fünf Prozent pro Jahr und die große
Bevölkerung Indiens, die inzwischen
schon fast die Milliardengrenze erreicht.
Verschiedene Faktoren bergen jedoch
auch Gefahren für die Fortsetzung des
Wirtschaftsaufschwungs. Wachstumshem-
mend wirkten sich die Infrastrukturdefizi-
te, insbesondere in den Bereichen Energie
und Gütertransport, die hohen Geldbe-
schaffungskosten für die Privatwirtschaft
mit einem Zinsniveau von 16 Prozent, in-
nenpolitische Auseinandersetzungen und
die Sparpolitik des Staates zur Reduzie-
rung des Haushaltsdefizites aus. 

Die Entwicklung der indischen Wirtschaft
der letzten Jahre spiegelt sich in den Aus-
fuhrergebnissen Baden-Württembergs
deutlich wider. So nahmen die Warenlie-
ferungen in den Subkontinent nach Ein-
läutung der Liberalisierungsmaßnahmen
zwischen 1992 und 1995 mit zweistelli-
gen Zuwachsraten von bis zu 56 Prozent
zu, so daß sich das Ausfuhrvolumen in
diesem Zeitraum fast verdreifachte. 1996
brachen die Exporte jedoch wegen der
geschilderten Probleme jäh um –11,9
Prozent ein. Wie ein Blick auf die ersten
acht Monate des vergangenen Jahres
zeigt, scheint sich dieser Negativtrend
auch 1997 fortzusetzen, denn die Aus-
fuhren gingen erneut um 15,4 Prozent
zurück.

Aus der Sicht Indiens ist Deutschland
ein wichtiger Partner 

Auch auf Bundesebene läßt sich eine ähn-
liche Entwicklung, wenn auch weniger
stark ausgeprägt, feststellen. Die Zunah-
me der grenzüberschreitenden Versen-
dungen gingen von 36,9 Prozent im Jahr
1995 auf 2,4 Prozent im Jahr 1996 zurück.
Mit einem Ausfuhrwert von 4,7 Milliarden
DM wurde hier ebenfalls nur ein beschei-
dener Anteil von 0,6 Prozent am Gesamt-
export erreicht. Aus der Sicht Indiens je-
doch ist Deutschland ein wichtiger Han-
delspartner. Die Bundesrepublik war 1996

beim Export der viert- und beim Import
der zweitwichtigste Handelspartner von
Indien und übertraf damit beim Import
sogar noch die frühere Kolonialmacht
Großbritannien.
Die Exporteure Deutschlands konnten
1996 mit Indien einen Ausfuhrüberschuß
von 728 Millionen DM erzielen, der in den
vorigen Jahren allerdings nicht immer in
dieser Höhe zu beobachten war. So wur-
den beispielsweise in den Jahren 1993 und
1994 sogar Defizite von 227 bzw. 154 Mil-
lionen DM im Handel mit Indien erwirt-
schaftet.
Die von Baden-Württemberg nach Indien
ausgeführten Waren entsprachen 1996 in
ihrer Zusammensetzung weitgehend dem
Warenkorb für die Ausfuhren insgesamt.
Bei weitem das wichtigste Exportgut
waren Maschinen, auf die allein schon
rund die Hälfte der Warenlieferungen
entfielen. Besonderes Interesse zeigten
die Inder dabei an Werkzeugmaschinen.
An zweiter und dritter Stelle folgten elek-
trotechnische Erzeugnisse (16,2 Prozent)
und Kraftfahrzeuge (12,5 Prozent). Wei-
terhin bedeutend waren chemische Er-
zeugnisse mit 5,2 Prozent Anteil. Von der
allgemeinen Einbuße des Jahres 1996
waren drei der vier wichtigsten Warenar-
ten mit Minusraten von mehr als 14 Pro-
zent betroffen. Nur die chemischen Er-
zeugnisse konnten noch ein Plus von 6,7
Prozent verbuchen.

1

Indien – ein ausbaufähiger Absatzmarkt 

1996 1995
Exporte

Maschinen 357,6 416,4

Elektrotechnische
Erzeugnisse 114,7 140,5

Kraftfahrzeuge 88,2 104,5

Chemische
Erzeugnisse 36,5 34,2

Feinmech. und 
opt. Erzeugn. 35,4 42,2
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